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An die

1. Mitglieder des Ausschusses fur
Strukturpolitik und Verkehr

2. stellvertretenden Ausschussmitglieder

3. standigen Gaste

110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
am Mittwoch, den 2. September 2015 in Jiichen

Sehr geehrte Damen und Herren,
anbei GUbermitteln wir Ihnen die Vorberichte fiir die am
Mittwoch 2. September 2015,
-10.00 Uhr -

im Haus Katz
Allee Str. (gelbes Gebdude)

Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen

Postfach 10 39 5240030 Diisseldorf
Kaiserswerther StralRe 199-201
40474 Dusseldorf

Telefon 0211-4587-1

Telefax 0211-4587-291

E-Mail: info@kommunen-in-nrw.de
Internet: www.kommunen-in-nrw.de

Aktenzeichen: IlIN 5 Ge/Da
Ansprechpartner:
Geschaftsfiihrer Gerbrand
Hauptreferent Thomas
Durchwahl 0211-4587-241/-233

14. August 2015

(gegeniiber befindet sich der Parkplatz)

41363 Jiichen
Telefon: 02165 - 915-104

stattfindende 110. Sitzung unseres Ausschusses fir Strukturpolitik und Verkehr.

Wir wiinschen lhnen eine gute Anreise und verbleiben fir heute

mit freundlichen GriiRen
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Horst-Heinrich Gerbrand
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Ausschuss fur Strukturpolitik und Verkehr
am 2. September 2015 in Jichen

E-Mail: info@kommunen-in-nrw.de
pers. E-Mail:
Internet: www.kommunen-in-nrw.de

Aktenzeichen: Ill N5 Th/Da

TOP 1: Genehmigung der Niederschrift Ansprechpartner:
BE: Geschaftsstelle Geschaftsfiihrer Gerbrand
Hauptreferent Thomas

1.1

1.2

Durchwahl 0211.4587-241/-233

13. August 2015

Genehmigung der Niederschrift iiber die 109. Sitzung am 4. Marz 2015

Aufgrund von Anregungen durch Ausschussmitglieder wurde die Niederschrift wie folgt gean-
dert:

Bei TOP 3: Perspektiven zur Nutzung von Gewerbe- und Konversionsflichen wurde vor das
Wort ,Ausschussmitglieder” das Wort ,,meisten“ eingefuigt.

In TOP 5: Netzwerk ,,Verkehrssicherheit und Mobilitat“ wurde folgender Satz eingefiigt:

~Fraktionsvorsitzender Kronenberg schlagt vor, die Aufgabentrager sollten seitens des Landes
verpflichtet werden, Ersatzmanahmen zu finanzieren, wenn sie OPNV-Leistungen reduzieren.
So sollten sie bedarfsgesteuerte Systeme einflihren mussen, wenn sie vorhandenen Linien
streichen. Als Beispiel nennt er AnrufSammelTaxi-Systeme, aber daneben gebe es mittlerweile
verschiedene weitere Alternativen, die dann geprift werden missten.”

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss genehmigt die Niederschrift liber die 109. Sitzung in der geanderten Fassung.

Vorbericht zu TOP 1 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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TOP 2: Barrierefreiheit nach dem novellierten Ansprechpartner:
Personenbeférderungsgesetz Geschaftsfiihrer Gerbrand
BE: Geschaftsfiihrer Volker Wente, Hauptreferent Thomas

2.1

2.2

2.2.1

Verband der Verkehrsunternehmen Durchwahl 0211-4587-241/-233

13. August 2015

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss unterstitzt die politische Zielbestimmung der vollstandigen Barrierefreiheit
zum 01.01.2022 im Offentlichen Personennahverkehr in Deutschland. Er ist der Auffassung,
dass damit keine neuen technischen Anforderungen definiert werden, sondern dass Barriere-
freiheit weiterhin ein Prozess der Anndherung an ein Ziel und ein Kompromiss zwischen den
Bedurfnissen unterschiedlicher Gruppen von Menschen bleibt. Der Ausschuss halt die Ergeb-
nisse und Empfehlungen der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der Bundesarbeitsgemeinschaft OPNV der
kommunalen Spitzenverbande fiir eine ausgewogene Positionierung zur Umsetzung der Be-
hindertenrechtskonvention.

Der Ausschuss lehnt es ab, auf Landesebene dariiber hinausgehende starre Standards unab-
hangig von konkreten regionalen oder ortlichen Gegebenheiten und Bediirfnissen einzuflh-
ren. Bund und Land sind aufgefordert, bei der weiteren Umsetzung der politischen, insbeson-
dere bei Umrustung bestehender Anlagen und Fahrzeuge schon vor den Ublicherweise gangi-
gen Modernisierungs- und Investitionszyklen eine auskommliche personelle und finanzielle
Ausstattung der Aufgabentrager, Verkehrsunternehmen und Baulasttrager nach dem Gedan-
ken der Konnexitat sicherzustellen.

Die Aufgabentrager im OPNV werden aufgerufen, die Belange der Barrierefreiheit bei der Auf-

stellung ihrer Nahverkehrsplane zu berlcksichtigen und dabei die Verbande, Beauftragten und
Beirate der Betroffenen anzuhéren.

Begriindung:
Einleitung

Das zum 01.01.2013 novellierte Personenbeforderungsgesetzes (PBefG)1 enthalt neue Rege-
lungen zur Barrierefreiheit.

Vorbericht zu TOP 2 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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Im Gesetz ist eine politische Zielbestimmung verankert: Die Aufgabentrager werden verpflich-
tet, in den Nahverkehrsplanen (NVP) die Belange von in ihrer Mobilitat oder sensorisch einge-
schrankten Menschen mit dem Ziel zu berucksichtigen, bis zum 01.01.2022 eine vollstandig
barrierefreie Nutzung der 6ffentlichen Nahverkehrsangebote zu erreichen. Die Aufgabentrager
werden dagegen nicht verpflichtet, die im Offentlichen Personennahverkehr (OPNV) beste-
henden Barrieren bis zu diesem Zeitpunkt auch tatsachlich bereits vollstandig ausgeraumt zu
haben. Vielmehr hat der Gesetzgeber lediglich die Erwartung, dass bei Berlicksichtigung dieses
Ziels im Rahmen der Planungen und lblichen Modernisierungszyklen bereits bis 2022 eine
vollstandige Barrierefreiheit zu erreichen ist.

Hinsichtlich der Barrierefreiheit ergeben sich aus dem neuen PBefG folgende wesentlichen
Anderungen:

e Warin der bisherigen Fassung des PBefG die Rede von den Belangen ,,behinderter und
anderer Menschen mit Mobilitatsbeeintrachtigung® spricht die Neufassung nun von den
Belangen ,,der in ihrer Mobilitat oder sensorisch eingeschrankten Menschen®.

e Der Nahverkehrsplan eines Aufgabentragers hat deren Belange nunmehr ,mit dem Ziel
zu berticksichtigen®, eine ,vollstandige Barrierefreiheit bis zum 1. Januar 2022 zu
erreichen®, statt wie vorher formuliert eine ,,moglichst weitreichende Barrierefreiheit®.

e Anzuhoren sind - soweit vorhanden - nicht mehr nur ,Behindertenbeauftragte oder
Behindertenbeirate, sondern auch sensorisch eingeschrankte Fahrgaste“ sowie
»Fahrgastverbande®; ihre Interessen sind ,angemessen und diskriminierungsfrei zu
berticksichtigen®.

Die Pflicht zur Beriicksichtigung dieses Ziels wirft bei den OPNV-Aufgabentragern Fragen
auf, zumal eine Reihe unbestimmter Rechtsbegriffe der Interpretation bedarf.

Begriff der ,,vollstandigen Barrierefreiheit*

Eine ad-hoc-Arbeitsgruppe der Bundesarbeitsgemeinschaft OPNV der kommunalen Spit-
zenverbande hat Hinweise fir die OPNV-Aufgabentrager zum Umgang mit der Zielbestim-
mung des novellierten PBefG erstellt. Darin verweist sie auf § 4 des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes des Bundes (BGG) und die allgemein anerkannten Regeln der Technik. Voll-
standige Barrierefreiheit im Sinne einer Freiheit von Hemmnissen und Hurden fur alle For-
men von Behinderungen sei danach unmoglich und damit rechtlich nicht regelungsfahig.
Das Konzept ,Barrierefreiheit” sei und bleibe ein Kompromiss zwischen verschiedenen An-
forderungen unterschiedlicher Gruppen von mobilitatseingeschrankten Menschen, um ein
Optimum fir moglichst alle Formen von Einschrankungen zu erzielen.

Der Begriff der ,vollstandigen® Barrierefreiheit meint demnach keine weitere inhaltliche
Anforderung an die Barrierefreiheit im Einzelfall, sondern bezieht sich stattdessen auf die
raumliche Gesamtheit des OPNV in Deutschland, die barrierefrei gestaltet werden soll. Dies
flhrt nach Auffassung der Arbeitsgruppe nicht zu erweiterten technischen oder inhaltli-
chen Anforderungen an Barrierefreiheit an sich.

Demgegeniiber hat eine Arbeitsgruppe ,,Vollstandige Barrierefreiheit im OPNV“ unter Fe-
derfiihrung des Ministeriums fur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Lan-
des NRW (MBWSV NRW) jetzt ein Papier zur ,,Definition: Vollstandige Barrierefreiheit im 6f-
fentlichen Personennahverkehr nach dem novellierten Personenbeférderungsgesetz“ zur
Stellungnahme vorgelegt. In dieser Arbeitsgruppe sind neben den Vertretern der Aufgaben-
tragerverbande vorrangig Behindertenverbande eingebunden.

Die Arbeitsgruppe hat im Unterschied zur Bundesarbeitsgemeinschaft OPNV der kommuna-
len Spitzenverbande den Versuch unternommen, ein umfangliches technisches Regelungs-
werk zur Barrierefreiheit im OPNV zu normieren bzw. vorzugeben.

Vorbericht zu TOP 2 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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Dabei wurden nicht nur bestehende Standardsetzungen aufgegriffen, sondern z.T. eigene,
weitergehende Standards aufgestellt. Der 16 Seiten umfassende Entwurf ist ebenso wie die
Hinweise der Ad-hoc-Arbeitsgruppe im Intranet-Angebot des StGB NRW abrufbar.

Die ,,AG zur vollstandigen Barrierefreiheit” konnte sich im Ubrigen auf verschiedene, fur die
Umsetzung und die Finanzierbarkeit der Umsetzung wichtige Aspekte nicht einigen: So ist
umstritten, ob es Ausnahmeregelungen fiir Bedarfsverkehre und/oder Burgerbusverkehre
geben soll, und ob Schwellenwerte fiir wenig frequentierte Haltestellen, insbesondere im
landlichen Raum, oder Ausnahmen fiir weitgehend von Schilern genutzte Haltestellen oh-
ne absehbaren Bedarf der Barrierefreiheit festgelegt werden sollen. Des Weiteren ist offen-
geblieben, ob Anlagen, Fahrzeuge und Systemkomponenten entsprechend ihrer wirtschaft-
lichen Nutzen zunachst weiterbetrieben werden konnen und erst im Rahmen der nachsten,
anstehenden Erneuerung barrierefrei ausgebaut werden miissen oder ob auch Anlagen, die
erst vor kurzer Zeit erstellt worden sind, wieder umgebaut werden miissen.

Die Ergebnisse der AG zur vollstandigen Barrierefreiheit im o6ffentlichen Personennahver-
kehr haben keine unmittelbaren rechtlichen Auswirkungen auf die Aufgabentrager. Das
MBWSV NRW hat aber angekiindigt, bestimmte Erkenntnisse aus den Ergebnissen in ein
novelliertes OPNV-Gesetz NRW einflieRen zu lassen. Hinzu kommt, dass ein solch umfangli-
ches Definitionspapier mittelfristig auch faktisch standardsetzende Wirkung als ,Stand der
Technik“ haben konnte.

Zielgruppe der MaRRnahmen zur Barrierefreiheit

Die ad-hoc-Arbeitsgruppe der Bundesarbeitsgemeinschaft OPNV der kommunalen Spitzen-
verbande weist darauf hin, dass nach der alten Fassung des PBefG die Belange behinderter
und anderer Menschen mit Mobilitatsbeeintrachtigung Berucksichtigung finden sollten.
Nunmebhr solle Barrierefreiheit fir in ihrer Mobilitat oder sensorisch eingeschrankte Men-
schen erreicht werden.

Auf welche Zielgruppe die Aufgabentrager in der Aufstellung eines Nahverkehrsplans ab-
stellen sollen, kénne nach folgenden Uberlegungen entschieden werden:

Nach einer Auslegung des § 8 Abs. 3 Satz 3 PBefG wird zur Zeit davon ausgegangen, dass
der Gesetzgeber einen engeren Behinderungsbegriff verwendet, als die UN-
Behindertenrechtskonvention, das BGG und die Behindertengleichstellungsgesetze vieler
Bundeslander oder das Neunte Buch des Sozialgesetzbuches. Demnach soll der Behinder-
tenbegriff des § 8 Abs.3 Satz 3 PBefG Menschen mit seelischen oder geistigen Beeintrachti-
gungen nicht erfassen. Gleichwohl wird aber auch auf mogliche auftretende Abgrenzungs-
schwierigkeiten hingewiesen, wenn beispielsweise Menschen ,nicht auf Grund korperli-
cher, sondern gerade durch ihre seelischen oder geistigen Beeintrachtigungen®in ihrer Mo-
bilitat eingeschrankt sind.

Andererseits verwenden die OPNV-Gesetze bzw. die Gleichstellungsgesetze der Lander nach
wie vor weitgehend die Begrifflichkeit ,behinderter und anderer Menschen mit Mobilitats-
beeintrachtigung®. Insofern verhalt sich ein Aufgabentrager gesetzeskonform, wenn er die
Belange von Menschen mit seelischen oder geistigen Beeintrachtigungen in der Umsetzung
der gesetzlichen Zielbestimmung mit berlcksichtigt.

Eine mogliche Erklarung dafiir, warum im PBefG der besondere Hinweis auf Menschen mit
sensorischen Einschrankungen erfolgt, ist, dass in der Vergangenheit Barrierefreiheit oft
mit der Nutzbarkeit des OPNV durch Menschen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind,
gleichgesetzt wurde.

Als ,barrierefrei“ galten Haltestellen, bei denen Reststufe und Restspalt am Einstieg durch
bauliche und fahrzeugseitige MaRnahmen konzentriert waren.

Vorbericht zu TOP 2 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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Durch die Nennung von Menschen, deren Vermogen zu sehen oder zu héren eingeschrankt
ist, soll der Fokus auch auf sie gelenkt werden.

Kernaussagen zum Umgang mit der Zielbestimmung des PBefG

Die ad-hoc-Arbeitsgruppe der Bundesarbeitsgemeinschaft OPNV der kommunalen Spitzen-
verbande empfiehlt den kommunalen Aufgabentragern folgenden Umgang mit der Zielbe-
stimmung ,vollstandige Barrierefreiheit®:

»Vollstandige Barrierefreiheit zum 01.01.2022" ist eine politische Zielbestimmung: In
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention soll die Barrierefreiheit im
Offentlichen Personennahverkehr (OPNV) in Deutschland bis zum 01.01.2022 vollstandig
erreicht sein.

Dieses Ziel ist inhaltlich zu begriiRen: Barrierefreier OPNV bietet mehr Komfort und
Zuganglichkeit fur alle Fahrgaste, unabhangig von besonderen Bediirfnissen,
temporaren oder dauerhaften Behinderungen; dltere Menschen profitieren ebenso wie
Personen mit Gehhilfen oder Kinderwagen.

Die Aufgabentrager haben die Pflicht, sich mit der gesetzlichen Zielbestimmung zu
befassen, die Belange der Barrierefreiheit bei der Aufstellung eines Nahverkehrsplanes
(NVP), angemessene und diskriminierungsfrei zu beriicksichtigen und dabei die Verban-
de, Beauftragten und Beirate der Betroffenen anzuhoren. Kommen sie dieser Pflicht
nach, sind sie keinem erhohten Klagerisiko ausgesetzt. NVP haben keinen verbindlichen
Rechtscharakter, und es gibt keinen subjektiven Anspruch auf die Umsetzung einzelner
Malnahmen.

Barrierefreiheit in der NVP-Aufstellung sollte sich — wie schon vor 2013 - am Leitbild
einer vollstandigen Teilhabe und eines ,Designs fiir alle” orientieren und keine Perso-
nengruppe bewusst ausgrenzen. Auch wenn dies moglicherweise Uber den Gesetzestext
hinausgeht, ist den Aufgabentragern zu empfehlen, die Belange von Menschen mit kor-
perlichen, sensorischen, sprachlichen, kognitiven Behinderungen sowie Menschen mit
sonstigen Mobilitdtseinschrankungen zu bericksichtigen.

Bei der Betrachtung von Barrierefreiheit sollte das ,,Gesamtsystem OPNV* im Blick
behalten werden. Dazu gehoren die klassischen Handlungsfelder wie Infrastruktur und
Fahrzeuge sowie die Information der Fahrgaste. Durch regelmaRige Reinigung und
ausreichenden Winterdienst ist aber auch eine tatsachlich barrierefreie Nutzbarkeit der
Anlagen und Fahrzeuge sicher zu stellen.

Der Gesetzgeber hat mit der Zielbestimmung eines barrierefreien OPNV bis 2022 keine
neuen technischen Anforderungen definiert: ,Barrierefreiheit” bleibt auch weiter ein
Prozess der Annaherung an ein Ideal und ein Kompromiss zwischen den Bedirfnissen
unterschiedlicher Gruppen von Menschen. Eine Freiheit von Hemmnissen fur alle
Formen von Behinderungen ist realistischerweise nicht zu erreichen.

Die Definition ortlicher Standards zur Barrierefreiheit auf Basis der allgemein
anerkannten Regeln der Technik obliegt den Aufgabentragern in Abstimmung mit den
Verkehrsunter-nehmen, Baulasttragern und den Verbanden, Beauftragten und Beiraten
der Betroffenen.

Die Umsetzung der bei Aufstellung eines NVP erarbeiteten MaBnahmenprogramme zur
Barrierefreiheit ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie kann nurim
Zusammenspiel von Aufgabentragern, Baulasttragern und Verkehrsunternehmen
erreicht werden und steht unter dem Vorbehalt des seitens aller Beteiligten Moglichen
und verniinftigerweise (finanziell, personell, organisatorisch) Leistbaren.

Der Bund hat mit Zustimmung der Lander eine politische Zielbestimmung eingefihrt.
Fir deren Umsetzung, vor allem fiir eine Realisierung von Barrierefreiheit durch
Umrustung bestehender Anlagen und Fahrzeuge schon vor den tblicherweise gangigen
Modernisierungs- und Investitionszyklen, brauchen die Aufgabentrager und die
Baulasttrager vom Bund und den Landern eine sachgerechtere personelle und finanzielle
Ausstattung.

Vorbericht zu TOP 2 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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Einschatzung der Geschiftsstelle:

Ein barrierefreier OPNV bietet mehr Komfort und Zugénglichkeit fiir alle Fahrgaste, unab-
hangig von speziellen Bedlirfnissen oder einer moglichen temporaren oder dauerhaften Be-
hinderung. Menschen mit Kinderwagen werden ebenso profitieren wie altere und kranke
Menschen mit Gehhilfen. Deshalb ist die Zielsetzung als solche zu beflirworten. Eine Frei-
heit von Hemmnissen fiir alle Formen von Behinderungen ist dabei nicht zu erreichen. Da-
her sind die Definitionen und Empfehlungen der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbande zu unterstiitzen.

Die Ergebnisse der Landes-Arbeitsgruppe ,Vollstandige Barrierefreiheit im 6ffentlichen Per-
sonennahverkehr nach dem novellierten Personenbeférderungsgesetz (PBefG)“ einschlieR-
lich der Definition zur vollstandigen Barrierefreiheit durch die Gutachter STUVA, Agentur
Barrierefrei NRW und der Stiftung Volmarstein gehen demgegeniiber weit tUber eine solche
Zielsetzung hinaus und werden von der Geschaftsstelle kritisch betrachtet.

Die Geschaftsstelle befiirwortet demgegenuber ortsgerechte und situationsspezifische Lo-
sungsmoglichkeiten fiir Bedarfsverkehre/Burgerbusse, Schwellenwerte oder Deminimis-
Regelungen fiir wenig frequentierte Haltestellen sowie einen Schutz bereits getatigter wirt-
schaftlicher Investitionen wahrend der wirtschaftlichen Nutzungsdauer als wichtige Vo-
raussetzungen, um das Ziel der vollstandigen Barrierefreiheit tiberhaupt wirtschaftlich rea-
lisieren zu konnen.

Hinzu kommt, dass von der Landes-Arbeitsgruppe teilweise Forderungen gestellt worden
sind, die keinen unmittelbaren Bezug zum Thema Barrierefreiheit haben, wie z.B. die Forde-
rung nach einer grundsatzlichen Beleuchtung samtlicher Bushaltestellen. Nach einer vor-
sichtigen Einschatzung der Verbande der Verkehrsunternehmen konnten die Forderungen,
wenn sie in ihrer maximalen Gestaltung umgesetzt werden mussten, Kosten in mindestens
dreistelliger Millionenhohe fur den barrierefreien Umbau verursachen.

Problematisch ist ferner, dass die zur Ausfiihrung der Definition zur vollstandigen Barriere-
freiheit genannten technischen Vorgaben als Mindeststandards benannt werden. Dies hat-
te zur Folge, dass andere, wirkungsgleiche Losungen, die die Barrierefreiheit in gleicher Art
und Weise erreichen, nicht mehr von der Definition der vollstandigen Barrierefreiheit er-
fasst werden. Damit waren funktionsgleichen Losungen und technischen Weiterentwick-
lungen im Bereich der Barrierefreiheit nicht moglich.

Im Ubrigen wird auf den Vortrag von Geschaftsfiilhrer Wente, VdV, verwiesen.

Vorbericht zu TOP 2 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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Aktenzeichen: Ill N5 Th/Da

TOP 3: Mehr Freiraum fiir Kinder Ansprechpartner:
BE: RBe Evelin Unger-Azadi, MBWSV NRW Geschftsfiihrer Gerbrand
Hauptreferent Thomas

Durchwahl 0211.4587-241/-233

13. August 2015

Eigenstandiges Unterwegssein und freies Spiel im StraBenraum ist vielen Kindern heute fremd. Ur-
sachen dafir sind u. a. die Angst der Eltern vor Unfallen, hohes Verkehrsaufkommen, autogerechte
StraBenraumgestaltung, veranderte familiare Zeitbudgets usw. Nur eine Minderheit der Kinder ist
heute ausreichend korperlich aktiv. Die Stral3e als Raum fur Spiel und Sport steht einem groRen Teil
der Kinder nicht zur Verfligung bzw. wird nicht genutzt. Kinder gehen deutlich weniger allein zu Ful3
zur Schule als friher.

Vor diesem Hintergrund hat der Arbeitskreis Verkehrssicherheit beim Ministerium fiir Stadtentwick-
lung, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes NRW, in dem u. a. der ADAC Nordrhein e.V., der ADFC
NRW, die Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrradfreundlicher Stadte in NRW e.V., der Deutsche
Kinderschutzbund e.V., das Deutsche Kinderhilfswerk e.V., die Landesverkehrswacht NRW e.V., ver-
schiedene Fachministerien, die Unfallkasse NRW, der Verkehrsclub Deutschland LV NRW e.V. und der
Stadte- und Gemeindebund NRW vertreten sind, im vergangenen Jahr die Verkehrssicherheit-
Kampagne ,Mehr Freiraum fiir Kinder® ins Leben gerufen.

Ziel der Kampagne ist es, die Rahmenbedingungen fur sicheres und eigenstandiges Unterwegssein
und freies Spiel zu verbessern, Kinderinteressen und Nutzungsanspriiche von Kindern im StraBen-
raum sichtbar zu machen sowie Bewegungskompetenzen von Kindern als Voraussetzung fur sichere
Teilnahme am Verkehr zu fordern. Der Fokus der Kampagne liegt dabei auf dem Straf3en- und Ver-
kehrsraum, also bei verkehrsberuhigten Bereichen, bei der Vernetzung von Spielorten und Schulwe-
gen.

Die Kampagne spricht die Kommunen an, hier besonders die Oberblirgermeister/innen, Blirgermeis-
ter/innen und Landrate aber auch die Politik (Rat, Ausschiisse, Fraktionen), Mitarbeitende aus der
Verwaltung (Dezernenten, Fachbereichsleiter, Planer und Baulasttrager) sowie die Nutzer (Blrgerin-
nen und Burger, Eltern, Kinder, Jugendliche).

Unter dem Aspekt der ,familienfreundlichen Stadt“ sollen die Kommunen ermuntert werden, in
kindgerechte StraRenraumgestaltung und sichere Infrastruktur zu investieren. Dabei gehen die Initi-
atoren davon aus, dass sich oft schon mit kleinem Aufwand viel erreichen lasst. Zentrales Medium
der Kampagne ist daher auch die StraBenkreide, mit der Kinder darauf hinweisen kénnen, wie sie
sich einen konkreten Stralenraum vorstellen.

Vorbericht zu TOP 3 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen



Das federfiihrende Verkehrsministerium wirkt bei den Kommunen darauf hin, eigene Aktionen zu
starten und/oder bei den (zeitgleichen) Aktivitdten in der ndchsten Zeit mitzumachen, Aktivitaten
auf Internetplattform der Kampagne zu veroffentlichen, vor Ort Workshops als Basis flir die Entwick-
lung einer kommunalen Strategie durchzufiihren usw. Es ist geplant, dass Mitgliedskommunen des
Zukunftsnetzwerks Fordermitteln fiir die Durchfiihrung von Workshops beantragen konnen.

Einzelheiten werden in der Sitzung durch die Berichterstatterin vorgetragen.
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TOP 4: Gewerbeflachen - ein knappes Gut Ansprechpartner:
BE: Geschaftsfuhrer Jorg Lennardt, Geschéftsfiihrer Gerbrand
ExperConsult Hauptreferent Thomas

Durchwahl 0211.4587-241/-233

13. August 2015

Nicht nur in GroRBstadten und Ballungsraumen, sondern auch im landlichen Raum entsteht
zunehmend eine Knappheit an Gewerbeflachen. Dies gilt insbesondere flir die Kommunen,
die nahe an den Verkehrsstrangen liegen und Kommunen mit einem starken Unterneh-
mensbesatz.

Bei Projekten, die ExperConsult in den letzten 24 Monaten durchgefiihrt hat und in den Unterneh-
men interviewt oder befragt wurden, haben teilweise bis zu 25 Prozent der befragten Unternehmen
angegeben, dass sie in den nachsten 2-5 Jahren Erweiterungsflachen bendtigen. Fir die jeweiligen
Kommunen ist es zwingend notwendig, diesen Erweiterungsbedarf ihrer Unternehmen zu kennen
und bei der Vergabe ihrer knappen Flachen vorrangig ihre Bestandsunternehmen zu bedienen.

Bei der Ausweisung und Vergabe von Flachen erwartet Kommunalpolitik von der Verwaltung aber
haufig die Ansiedelung neuer Unternehmen. Insbesondere bei der Diskussion um die letzten noch
ausweisungsfahigen Flachen einer Kommune wird diese Forderung der Politik nicht selten aufge-
stellt. Dies fuhrt zwangslaufig zu einem Konflikt. Die letzten verfligbaren Flachen reichen gerade
noch aus, um das Wachstum der Bestandsunternehmen der Kommune zu unterstiitzen, Platz fiir
Neuansiedlungen fehlt - oder umgekehrt.

Es ist davon auszugehen, dass es vielen Kommunen nicht mehr gelingen wird, (groBere) Neuflachen
auszuweisen. Das zwingt Verwaltung und Politik zu einer strategischen Entscheidung, welche der
noch verfligbaren Flachen an welche Unternehmen vergeben werden sollen. Bei der Begleitung sol-
cher strategischen Entscheidungen hat ExperConsult festgestellt, dass die Politik nicht informiert
war, welche Flachen an welche Unternehmen in den letzten zehn Jahren vergeben wurden, woher
diese Unternehmen stammen und wie viel Arbeitsplatze entstanden sind. Bei den durchgefiihrten
Untersuchungen hat sich dann herausgestellt, dass in der Regel zwischen 80-95 % der Flachen an die
Bestandsunternehmen der Kommune vergeben wurden. Ansiedlungen von auBerhalb der Kommune
waren die Ausnahme.

Bevor die Politik aber weitreichende und fir die Zukunft nicht mehr umkehrbare Entscheidungen
trifft, sollte allerdings eine klare Faktenbasis liber die Situation der Kommune geschaffen werden.
Darauf aufbauend wird eine Prognose fiir den weiteren Verbrauch der letzten Flachen erstellt. Ob
diese Flachen dann fiir Neuansiedlung reserviert bleiben sollen oder diese doch fiir Bestandsunter-
nehmen vorgehalten werden, ist eine sehr schwierige Entscheidung fuir Rat und Verwaltung.
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Auf Basis der getroffenen Entscheidung und des prognostizierten Flachenverbrauchs muss auf jeden
Fall mit den Bestandsunternehmen das Gesprach uber deren Erweiterungsplane gefuhrt werden. Je
groler die Flachenknappheit ausfallt, desto frilher muss mit den Bestandunternehmen gesprochen
werden. Denn die Unternehmen brauchen Planungssicherheit, auch wenn eventuell eine Verlage-
rung aus der Kommune unvermeidlich ist. Moglicherweise gelingt aber auch eine Losung gemein-
sam mit der Nachbarkommune.

Im Ubrigen wird auf das Referat von GF Lennardt verwiesen.
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TOP 5: Stdrkung von Investitionen in Ansprechpartner:
Deutschland/Fratzscher Kommission Geschaftsfiihrer Gerbrand
BE: Geschaftsstelle Hauptreferent Thomas

5.1

5.2

5.2.1

Durchwahl 0211.4587-241/-233

13. August 2015

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss begriif$t, dass die vom Bundeswirtschaftsminister eingesetzte Experten-
kommission ,,Starkung von Investitionen in Deutschland“ die substantielle Vernachlassi-
gung von Investitionen in die 6ffentlichen Infrastruktur in den vergangenen Jahrzehnten als
eine zentrale Schwache fir die Attraktivitat und den Wirtschaftsstandort Deutschlands
herausstellt und Handlungsoptionen zum Gegensteuern insbesondere fiir kommunale
StralRen aufzeigt. Er unterstreicht die Feststellung, dass ein entscheidender Grund fur die
signifikante Investitionsliicke in der unzureichenden Finanzausstattung vieler Kommunen
liegt.

Der Ausschuss halt die Empfehlungen der Kommission, die Finanzierung von notwendigen
offentlichen Investitionen durch einen ,Nationalen Investitionspakt flir Kommunen® sicher-
zustellen und die Handlungsfahigkeit vor allem von strukturschwachen Stadten und Ge-
meinden durch eine von Bund und Land getragene , Infrastrukturgesellschaft fir Kommu-
nen“ zu starken, fur schlussig. Er spricht sich dafir aus, diese unter Einbindung der Kom-
munalen Spitzenverbande weiterzuentwickeln und zeitnah umzusetzen.

Begriindung

Im August 2014 hat Bundeswirtschaftsminister Gabriel eine unabhangige Expertenkom-
mission einberufen mit dem Auftrag, konkrete Handlungsempfehlungen zur Starkung pri-
vater und offentlicher Investitionen in Deutschland auszuarbeiten. Die 21 Mitglieder der
Expertenkommission reprasentieren breite Teile der Wirtschaft, Gesellschaft und Wissen-
schaft Deutschlands. Die Expertenkommission unter Leitung von Prof. Fratzscher, Prasident
des Deutschen Instituts fiir Wirtschaftsforschung in Berlin, Gbergab den Abschlussbericht
am 21. April 2015. Eine Zusammenfassung ist als Anlage beigefugt.

Die Expertenkommission sieht eine zentrale wirtschaftspolitische Aufgabe darin, die Inves-
titionen in Deutschland zu starken. Charakteristisch fur Deutschland und Europa sei die seit
vielen Jahren verhaltene Investitionstatigkeit. Deshalb habe sich die Bundesregierung im
Koalitionsvertrag das Ziel gesetzt, Deutschlands Investitionsriickstand zum OECD-
Durchschnitt, der sich im Jahr 2013 auf 3 % der Wirtschaftsleistung belief, auszugleichen.
Die Betrachtung der Investitionstatigkeit in Deutschland weise auf eine Investitionsschwa-
che sowohl im Bereich privater wie 6ffentlicher Investitionen hin.
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5.2.2

5.2.3

5.2.4

Dies zeige sich auch im internationalen Vergleich. Gegenuiber aulRereuropaischen Industrie-
landern wie den USA, Japan und OECD liege nicht nur Deutschland, sondern mittlerweile
ganz Europa zurlck. Ausgehend von diesem Befund sei eine breite Diskussion um die an-
gemessene Hohe der Investitionen in Deutschland und Europa in Gang gekommen.

Speziell zum Thema ,Offentliche Investitionen“ wird ausgefiihrt, dass seit Ende der
1990iger Jahre vor allem Investitionen in die 6ffentliche Infrastruktur in Relation zum Brut-
toinlandsprodukt sukzessive zuriickgefahren worden seien.

Dies gelte insbesondere fiir die kommunale Investitionstatigkeit. Rechnerisch habe sich das
Nettoanlagevermogen der Kommunen in den Jahren 2003 bis 2013 um 46 Milliarden Euro
verringert. Nach Schatzungen des KfW Kommunalpanels im Jahr 2014 belaufe sich der ge-
samte kommunale Investitionsriickstand mittlerweile auf 118 Milliarden Euro. Nach Hoch-
rechnungen fir Stadte, Gemeinden und Landkreise ist diese Zahl, bezogen auf 2015, mitt-
lerweile auf 132 Milliarden Euro angewachsen.

Einer der wichtigsten Griinde hierfir liege in der unzureichenden Finanzausstattung vieler
Kommunen. Eine Behebung der 6ffentlichen Investitionsschwache erfordere deshalb neue
Impulse, um Kommunen zu helfen, wieder ausreichende Handlungsmaoglichkeiten zu erlan-
gen.

Hierbei lagen die groRten Investitionsbedarfe in den Bereichen Stralen und Verkehrsinfra-
struktur, Verwaltung und Schulen. Eine quantitativ und qualitativ leistungsfahige Verkehrs-
infrastruktur sei aber fiir die Deutsche Volkswirtschaft mit ihrem hohen Grad an Arbeitstei-
lung, ihren vielfaltigen Austauschbeziehungen und ihrer zentraleuropaischen Lage eine
grundlegende Voraussetzung fur wirtschaftlichen Erfolg und Wohlstand. Die Verkehrsinfra-
struktur reprasentiere mit einem Bruttoanlagevermogen von fast 780 Milliarden Euro einen
beachtlichen volkswirtschaftlichen Kapitalstock, der rd. 6 % des Bruttoanlagevermaogens al-
ler Wirtschaftsbereiche in Deutschland darstelle. Dieser Bedeutung stehe eine substantielle
Vernachlassigung der Investitionen in die Erhaltung und Qualitatssicherung der Verkehrsin-
frastruktur gegentiber. Demnach liege der ausschlieBlich fuir die Substanzerhaltung not-
wendige zusatzliche Investitionsbedarf bei 3,8 Milliarden bis 4,6 Milliarden Euro jahrlich.
Unter Berlicksichtigung des Nachholbedarfs aufgrund der jahrelang ungentigenden Sub-
stanzerhaltungsinvestitionen wiirde der zusatzliche jahrliche Investitionsbedarf auf 6,5 Mil-
liarden Euro bis 7,2 Milliarden Euro steigen.

Zur Erweiterung der finanziellen Spielraume fiir Kommunen schlagt die Expertenkommissi-
on unter anderem einen ,Nationalen Investitionspakt fiir Kommunen® (NIK) vor, der eine
Erhéhung kommunaler Investitionen mindestens in Hohe des rechnerischen kommunalen
Substanzverzehrs der letzten 3 Jahre (15 Milliarden Euro) tiber die nachsten 3 Jahre ermog-
lichen soll. In vielen deutschen Kommunen fehle es an 6ffentlichen Mitteln zur Realisierung
von erforderlichen Infrastrukturinvestitionen. Dies gelte nicht nur fuir ,,strukturschwache®
Kommunen im traditionellen Sinne, sondern auch fiir Kommunen, die in starkem Wachs-
tum begriffen seien oder die eine Generation verfallender Infrastruktur binnen weniger Jah-
re ersetzen mussten. Fur eine nachhaltige starkende Investition in solchen Kommunen soll
der NIK ein zweites Instrument umfassen, das zusatzlich zu dem jlingst von der Bundesre-
gierung angekundigten Sondervermogen von 3,5 Milliarden Euro fir bestimmte Investiti-
onszwecke durch eine direkte Investitionsforderung von Bund und Landern erganzt werde.
Angestrebt werden soll eine Ausweitung der 6ffentlichen finanzierten kommunalen Investi-
tionstatigkeit in den Kommunen im Umfang von mind. 15 Milliarden Euro im Zeitraum der
Jahre 2016 bis 2018. Dies entsprache in etwa dem Substanzverzehr der vergangenen 3 Jah-
re.

Zusatzlich soll die Schaffung einer von Bund- und Landern getragenen ,Infrastrukturge-
sellschaft fiir Kommunen® (IfK) oder alternativ mehrerer regionaler Infrastrukturgesell-
schaften gepruft werden.
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5.2.5

5.2.6

Ziel sei es, den Kommunen zu helfen, von den verschiedenen Projekt- und Beschaffungsva-
rianten die fur sie beste und wirtschaftlichste Alternative auszuwahlen, um den Planungs-
und Umsetzungsprozess zu starken.

Um die Handlungsfahigkeit vor allem von strukturschwachen Kommunen zu starken, sollen
die kommunalen Kapazitaten gestarkt werden, um Projekte so wirtschaftlich wie moglich
planen und realisieren zu kdnnen. Dabei geht es um die Erreichung von 3 wesentlichen Zie-
len:

— Auswahl der wirtschaftlichsten Projekt- und Beschaffungsvariante.

— Professionelle Planung und Management eigen realisierter Projekte mit dem Ziel,
haufige Fehler wie Kostenliberschreitungen und ungentigende Einplanung von Res-
sourcen von Instandhaltung zu vermeiden.

— Senkung der mit OPP verbundenen Kosten und Risiken.

Sofern keine ausreichenden Kapazitaten dazu in den Kommunen mehr vorhanden sind, soll-
ten diese (wieder) aufgebaut werden.

Zudem wird die Prifung und ggf. die Weiterentwicklung von ,Offentlichen Kooperationen“
(OfK) - Beschaffungsmodelle, bei denen &ffentliche Unternehmen und interkommunale
Kooperation im Vordergrund stehen, vorgeschlagen. Diese konnten eine sinnvolle Alter-
native oder Erganzung zu existierenden Beschaffungsvarianten sein, die gegentiber einer
konventionellen Realisierung und OPP bestimmte Vorteile biete.

Letztlich unterstreicht die Expertenkommission, dass diese Elemente — der Nationale Inves-
titionspakt, die Kommunalen Infrastrukturgesellschaften und die Weiterentwicklung von
Projekt- und Beschaffungsvarianten — unabhangig voneinander agieren und funktionieren
konnten. Ziel dieser Elemente sei es, die Kommunen in die Lage zu versetzen, notwendige
Investitionen zu tatigen und dies effizient, nachhaltig und dennoch fiir den Steuerzahler
und die Kommunen glinstiger zu tun.

Aus Sicht der Geschaftsstelle beschreibt der Bericht zutreffend die Investitionsschwache in
Deutschland in den letzten Jahrzehnten sowohl bei 6ffentlichen als auch privaten
Investitionen. Die daraus resultierende Schlussfolgerung der Expertenkommission, es sei
eine zentrale wirtschaftspolitische Aufgabe, die Investitionen in Deutschland wieder zu
starken, kdnnen von daher nur unterstiitzt werden. Deutlich wird, dass die groRten Investi-
tionsbedarfe in den Bereichen StralRen und Verkehrsinfrastruktur, Verwaltung und Schulen
liegen. Eine quantitativ und qualitativ leistungsfahige Verkehrsinfrastruktur ist aber fur die
Deutsche Volkswirtschaft mit ihren vielfaltigen Austauschbeziehungen und ihrer zentraleu-
ropdischen Lage eine grundlegende Voraussetzung fur wirtschaftlichen Erfolg und Wohl-
stand.

Zudem weist die Kommission, die sich insbesondere auch auf die kommunale
StralReninfrastruktur focussiert, deutlich auf die geringe Wirtschaftskraft der Stadte und
Gemeinden in den letzten Jahren und Jahrzehnten hin. Hierbei wird die unzureichende Fi-
nanzausstattung vieler Kommunen als ein zentraler Aspekt benannt. Sowohl diese Aussage,
als auch die nachfolgenden Handlungsoptionen wie die Schaffung eines ,Nationalen Inves-
titionspakts fir Kommunen® sowie die Errichtung einer von Bund und Landern getragenen
sInfrastrukturgesellschaft fiir Kommunen“ sowie die Priifung und ggf. Weiterentwicklung
von ,,Offentlichen Kooperationen® sind Elemente, die Kommunen in die Lage versetzen
konnten, notwendige Investitionen zu tatigen, und dies effizient und nachhaltig. Von daher
sind die Vorschlage aus Sicht der Geschaftsstelle eine zielfihrende Diskussionsgrundlage,
die es gilt, in Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbanden zu diskutieren, weiter
zu entwickeln und umzusetzen.
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Vorwort

Die unabhingige Expertenkommission wurde im August
2014 von Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel mit
dem Auftrag berufen, konkrete Handlungsempfehlungen
zur Starkung privater und oOffentlicher Investitionen in
Deutschland auszuarbeiten. Die 21 Mitglieder der Exper-
tenkommission reprisentieren breite Teile der Wirtschaft,
Gesellschaft und Wissenschaft Deutschlands. Auftrag der
Kommission ist es, eine ganzheitliche Perspektive auf die
deutsche Gesellschaft und Wirtschaft einzunehmen. Eine
leistungsfahige, zukunftsorientierte 6ffentliche Infrastruk-
tur und eine hohe Attraktivitat des Wirtschaftsstandorts
Deutschland fiir in- und auslandische Investitionen sind
Grundvoraussetzungen fiir die langfristige Sicherung des
Wohlstands in Deutschland.

Der Abschlussbericht der Expertenkommission widmet
sich der Frage, wie durch o6ffentliche Investitionstatigkeit
und durch die Schaffung verbesserter Rahmenbedingun-
gen Anreize fiir mehr private Investitionen geschaffen
werden koénnen, die langfristig Wachstum und Beschéfti-
gung in Deutschland sichern. Unser Ziel ist es, nicht nur
Starken und Schwichen der Rahmenbedingungen fiir
Investitionen in Deutschland kritisch aufzuzeigen, son-
dern auch und gerade konkrete Handlungsempfehlungen
an die Politik in Deutschland zu geben.

Die zentralen Stiarken der Expertenkommission sind die
breite Expertise und die Vielfalt der Perspektiven ihrer
Mitglieder. Die Empfehlungen des Berichts driicken den
Konsens der Kommissionsmitglieder aus. Dies bedeutet
nicht, dass jedes Mitglied hinter jedem Satz des Berichts
steht, wohl aber, dass die grofle Mehrheit der Ergebnisse
und Handlungsempfehlungen des Berichts von allen Mit-
gliedern der Expertenkommission getragen wird. In man-
chen Fillen, in denen sich Kommissionsmitglieder nicht
einig waren oder zusatzlicher Priifbedarf wahrgenommen
wurde, werden verschiedene Optionen aufgezeigt, mit
denen der Status quo verbessert werden kann.

Trotz dieses starken Konsenses gibt es innerhalb der Ex-
pertenkommission durchaus unterschiedliche Meinungen
zu den fundamentalen Ursachen der deutschen Investi-
tionsschwéche:

Manche Kommissionmitglieder sind der Auffassung, dass
die Investitionsschwiche in Deutschland zu einem
wesentlichen Teil Konsolidierungsdruck und Steuersen-
kungen in den letzten zehn Jahren reflektiert, die 6ffent-
liche Ausgabenspielrdume reduziert hitten. Dies habe
einerseits zu einer Vernachldssigung offentlicher Infra-
struktur gefithrt und andererseits zu einer Schwichung

der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, mit negativen
Konsequenzen fiir private Investitionen. Diese Mitglieder
favorisieren steuerfinanzierte Erhohungen offentlicher
Investitionen, verbunden mit der Ausnutzung existieren-
den Spielraums unter der Schuldenbremse. Auch wenn
der Bericht dies nicht beflirwortet, ist es einigen Mitglie-
dern wichtig, eine Fehlinterpretation zu vermeiden und zu
betonen, dass eine Verlagerung von haushaltspolitischer
Verantwortung vom Bund auf Linder und Kommunen
nicht stattfindet soll. Die erginzenden und abweichenden
Meinungen der fiinf Mitglieder der Gewerkschaften wer-
den in einem separaten Teil nach der Zusammenfassung
dargelegt.

Andere Kommissionmitglieder sehen den Schliissel zur
Verbesserung der deutschen Infrastruktur sowohl in hohe-
ren als auch in effizienteren o6ffentlichen Investitionen.
Steuererhohungen oder Neuverschuldung zur Finanzie-
rung hoherer Investitionsausgaben werden von diesen
Mitgliedern abgelehnt. Stattdessen sprachen sich einige fiir
Ausgabenumschichtungen, eine Reduzierung der Sub-
stanzbesteuerung und die systematische Mobilisierung
zusatzlichen privaten Kapitals zur Erweiterung des Investi-
tionsspielraums aus.

Einige dieser Mitglieder betonen, dass der erhebliche
Riickstau bei Investitionen in die Erhaltung und den Aus-
bau offentlicher Infrastruktur deutlich zeige, dass der Staat
alleine dieser Herausforderung nicht gerecht werden kon-
ne. Losungen des Problems miissten daher tiber die blofie
Reorganisation staatlichen Handelns hinausgehen. Offent-
lich-Private Partnerschaften (OPP) konnten einen wesent-
lichen Beitrag zur Schlieffung der Investitionsliicke leis-
ten. Andere Linder hitten gezeigt, dass es mit OPP gelinge,
private Ersparnisse gezielt und wirtschaftlich zur Finan-
zierung offentlicher Infrastruktur einzusetzen. Ziel der
Politik misse es sein, die in Deutschland tiberwiegend
emotional gefithrte Debatte zu OPP zu versachlichen und
deutlich mehr Infrastrukturprojekte OPP-fihig auszu-
schreiben. Andernfalls bestehe die Gefahr, dass vorhandene
Finanzierungsmittel ausschliefflich oder weit iberwie-
gend aufierhalb Deutschlands investiert wiirden.

Gleichzeitig sind sich jedoch alle Mitglieder einig, dass es
dem Auftrag der Expertenkommission widerspréiche, den
vorliegenden Bericht zum Schauplatz einer wirtschaftspo-
litischen Grundsatzdebatte zu machen. Die Analyse und
Handlungsempfehlungen des Berichts konzentrieren sich
daher auf die Frage, wie Investitionen in Deutschland
gesteigert werden konnen, ohne auf kontroverse und poli-
tisch schwer umsetzbare Anderungen des fiskalpoliti-



schen, steuerpolitischen, energiepolitischen oder euro-
papolitischen Rahmens zuriickgreifen zu missen.

Die Ubergabe des Berichts am 21. April 2015 soll nicht der
Endpunkt der Arbeit der Expertenkommission sein. Den
Mitgliedern liegt es sehr daran, die Empfehlungen und das
Handeln der Wirtschaftspolitik in Deutschland zu beglei-
ten. Die Expertenkommission setzt sich deshalb das Ziel,
eine Evaluierung der Umsetzung der Empfehlungen des
Berichts und anderer Mafitnahmen zur Stiarkung von
Investitionen in Deutschland noch in dieser Legislaturpe-
riode durchzufiihren und zu veréffentlichen.

Der Bericht ist das Resultat sehr intensiver Arbeit der
Expertenkommission seit August 2014. In sechs Sitzungen
und vielen Telekonferenzen wurde der Bericht erarbeitet.
Nicht nur die 21 Mitglieder der Expertenkommission, son-
dern viele andere haben wichtige Beitrdge geleistet. Dazu
zdhlen vor allem die Vertreterinnen und Vertreter der
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Kommissionsmitglieder, die nicht an allen Sitzungen teil-
nehmen konnten, aber auch eine Reihe externer Expertin-
nen und Experten. Ein besonderer Dank gilt Prof. Dr.
Thorsten Posselt (Fraunhofer MOEZ), Prof. Torsten B.
Boger (VIFG, Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesell-
schaft mbH) und Franz Nauschnigg (OENB) fiir ihre Bei-
trige sowie den Vertreterinnen und Vertretern aus mehre-
ren Institutionen, wie dem BMF und dem BMVIL.

Das BMWi hat nicht nur die logistische Koordinierung
und Ausrichtung der Sitzungen verantwortet, sondern
intensiv mit der Expertenkommission an der Ausarbeitung
des Berichts gearbeitet. Ein grofRer Dank gilt Dr. Jeromin
Zettelmeyer und seinem Team um Dr. Martin Meurers,
Dr. Raphael I’'Hoest und Dr. Bastian Alm. Ein herzlicher
Dank geht an das Team vom DIW Berlin - Prof. Dr. Martin
Gornig, Dr. Claus Michelsen, Dr. Beatrice Pagel, Dr. Alexan-
der Schiersch, Eva Tamim und Sabine Fiedler — fur ihre
exzellente Arbeit und Unterstiitzung.



Zusammenfassung

1. Investitionsschwiche in Deutschland:
Bestandsaufnahme

Investitionen sind das Fundament fiir Wachstum und
Beschiftigung einer Volkswirtschaft. Ein moderner Kapi-
talstock ist die Grundlage fiir technologischen Fortschritt,
sichert die Wettbewerbsfahigkeit eines Landes, bildet die
Grundlage fiir unternehmerischen Erfolg sowie den nach-
haltigen Aufbau hochqualifizierter Beschiftigung und
ermoglicht ein intaktes und qualitativ hochwertiges Ge-
meinwesen. Damit der ,Standort Deutschland“ auch fur
kommende Generationen Wohlstand und Beschiftigung
bieten kann, miissen heute die erforderlichen Investitio-
nen fiir morgen getitigt werden.

Deutschland weist heute eine signifikante Investitions-
schwiche auf, sowohl im oOffentlichen wie im privaten
Bereich. Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag
das Ziel gesetzt, Deutschlands Investitionsrickstand zum
OECD-Durchschnitt, der sich im Jahr 2013 auf drei Prozent
der Wirtschaftsleistung belief, auszugleichen. Die Exper-
tenkommission halt eine Starkung der Investitionen in den
kommenden Jahren fiir dringend erforderlich. Dem Staat
kommt die Aufgabe zu, durch 6ffentliche Investitionen den
Erhalt und die Entwicklung der technischen und der sozi-
alen Infrastruktur zu sichern, gesellschaftliche Bedarfe zu
decken sowie addquate Rahmenbedingungen fiir private
Investitionen und Wirtschaftswachstum zu schaffen. Der
bevorstehende demografische Wandel stellt Deutschland
in den kommenden Jahrzehnten vor grofle Herausforde-
rungen. Wahrend eine sinkende Anzahl der Erwerbsperso-
nen eine Anpassung des Kapitalbestands bedingt, erfordert
es gleichzeitig spezifische und umfangreiche Investitionen,
um den sich dndernden Verhiltnissen in einer alternden
Gesellschaft zu begegnen.

Eine zentrale Schwiche in Deutschland ist die fehlende
Erhaltung der 6ffentlichen Infrastruktur in den vergange-
nen Jahren und Jahrzehnten. Da insbesondere Stadte und
Gemeinden mit geringer Wirtschaftskraft ihre Investi-
tionsbudgets in den vergangenen Jahren erheblich redu-
ziert haben, zeichnet sich gerade auf kommunaler Ebene
ein zunehmender Investitionsbedarf, etwa in den Berei-
chen Verkehr, Bildung und soziale Infrastruktur, ab. Einer
der zentralen Griinde hierfiir liegt in der unzureichenden
Finanzausstattung vieler Kommunen. Eine Behebung der
offentlichen Investitionsschwiche erfordert deshalb neue
Impulse, um Kommunen zu helfen, neue Handlungsmog-
lichkeiten zu erlangen.

Auch die private Investitionstétigkeit hat sich in Deutsch-
land in den vergangenen Jahren schwach entwickelt. Priva-
te Nettoanlageinvestitionen waren zwischen den Jahren
1990 und 2005 stark riicklaufig und bewegen sich seitdem
auf einem niedrigen Niveau von etwa zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die Modernitit des deut-
schen Kapitalstocks ist im Vergleich zu anderen groflen
Volkswirtschaften gering und muss verbessert werden.

Die Uberwindung dieser Investitionsliicke erfordert einen
breiten Ansatz. Der Bericht konzentriert sich zunachst auf
die Analyse und Handlungsempfehlungen im Bereich
offentlicher Infrastrukturinvestitionen, besonders auf
kommunaler Ebene, und im Bereich der Bundesfernstra-
en. Zudem ist es Aufgabe des Staates, addquate Rahmen-
bedingungen fir private Investitionen zu schaffen. Ziel
muss es sein, das Funktionieren von Mirkten sicherzustel-
len und zu verbessern. Die Expertenkommission unter-
streicht die hohe Komplementaritit zwischen 6ffentlichen
und privaten Investitionen. Beschiftigung, Wirtschafts-
wachstum und Wohlstand hiangen von einer dynamischen,
innovativen Wirtschaft ab, die wiederum eine leistungsfa-
hige offentliche Infrastruktur und entsprechende Rah-
menbedingungen voraussetzt.

Zu den Rahmenbedingungen gehoren eine stabil hohe
Binnennachfrage, eine adiquate Regulierung und Anreiz-
strukturen flir in- und ausliandische Unternehmen in
Deutschland. Konkret geht es beispielsweise um eine Ver-
besserung der Rahmenbedingungen im Energiesektor und
im Bereich digitaler Netze. Auch ein effizientes, anreizkom-
patibles Steuersystem ist wichtig, um private Investitionen
in Deutschland zu erhdhen. Entscheidend sind dabei nicht
nur deutlich hohere Investitionen in Sachanlagen, sondern
vor allem in , Kopfe“ und in ein intaktes und leistungsfihi-
ges Gemeinwesen. Innovationsfihigkeit ist von zentraler
Bedeutung, um den Wirtschaftsstandort Deutschland und
seine globale Fiihrungsposition in vielen Bereichen in den
kommenden Jahren und Jahrzehnten zu behaupten.

Die Investitionsschwiche ist bei weitem kein rein deut-
sches Phdnomen. Viele andere Liander in Europa weisen
gegenwirtig ein zu geringes Niveau 6ffentlicher und priva-
ter Investitionen auf. Strategien fiir mehr Investitionen in
Deutschland sollten daher eingebunden sein in eine
gesamteuropdische Investitionsinitiative wie den Jun-
cker-Plan.



2. Mechanismen zur Sicherung nach-
haltiger o6ffentlicher Investitionen

Viele Gebietskorperschaften haben in den vergangenen
Jahrzehnten einen Anstieg ihrer Schuldenquote und eine
deutliche Verlagerung von 6ffentlichen Investitionen hin
zu hoheren o6ffentlichen Konsumausgaben erfahren. Die
Einfithrung der Schuldenbremse im Jahr 2009 und das
haushaltspolitische Ziel der ,,Schwarzen Null“ fiir den Bun-
deshaushalt zielen darauf ab, dem Trend einer hoheren
offentlichen Verschuldung entgegenzuwirken, um der Ver-
schiebung von Lasten auf kinftige Generationen zu begeg-
nen. Da staatlichen Transferausgaben oft eine héhere Prio-
ritdt eingerdumt wird, diese aber zumindest kurzfristig
nicht disponibel sind, wirkt sich der entstehende Konsoli-
dierungsdruck iiberproportional auf 6ffentliche Investitio-
nen aus. Dies belastet kiinftige Generationen besonders
stark, etwa durch die Unterlassung von erforderlichen
Erhaltungsinvestitionen. Deshalb schlagt die Experten-
kommission zur Sicherung nachhaltiger Investitionen eine
starkere Selbstbindung der o6ffentlichen Hand vor. Dies
kann durch folgende Mafnahmen erreicht werden:

- Prifung der Einrichtung einer haushaltsrechtlichen
Verpflichtung zu 6ffentlichen Investitionen in einer
Hohe, die zumindest die Abschreibungen auf das Ver-
mogen der 6ffentlichen Hand kompensiert. Eine solche
Haushaltsregel erfordert die Erfassung von Vermogen
und Abschreibungen, was wiederum die Einfihrung
einer doppelten Buchfithrung (Doppik) voraussetzt. Ein
Grofiteil der Kommunen hat die Doppik bereits einge-
fihrt. Der Bund und viele Lander haben dies bisher
noch nicht getan, sollten die Doppik jedoch ziigig ein-
fthren.

- Eine haushaltsrechtliche Festlegung auf Bundesebene,
unerwartete Uberschiisse im Haushalt prioritir fiir
hohere 6ffentliche Investitionen zu verwenden. Auf
diese Weise wiirde die symmetrische Behandlung von
offentlichen Investitionen wiederhergestellt: So wie
unter der Schuldenbremse unerwartet niedrige Einnah-
men hiufig zu Investitionsriickgdngen fithren, sollten
von einer unerwartet guten Haushaltslage in erster
Linie Investitionen profitieren.

- Die Schaffung spezialisierter Institutionen, die 6ffent-
liche Gebietskorperschaften bei Neuinvestitionen und
Instandhaltung in bestimmten Infrastrukturkategorien
unterstiitzen kdnnen. Diese Institutionen sollten tiber
eine nachhaltige, verldssliche finanzielle Ausstattung
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verfiigen, die kurzfristig nicht oder nur schwer reversi-
bel ist. Beispielhaft hierfiir ist eine 6ffentliche Infra-
strukturgesellschaft fiir Bundesfernstrafien, wie sie in
Kapitel 3.B vorgeschlagen wird.

3. Bereitstellung 6ffentlicher
Infrastruktur

A. Wege zur Starkung kommunaler Infrastruktur

Von zentraler wirtschaftspolitischer Bedeutung ist die Star-
kung der Investitionen in den Stddten, Gemeinden und
Landkreisen. Doch ausgerechnet die Kommunen in
Deutschland haben in den vergangenen Jahren einen gro-
Ren Investitionsstau aufgebaut. Rechnerisch hat sich das
Nettoanlagevermogen der Kommunen in den Jahren 2003
bis 2013 um 46 Mrd. Euro verringert. Nach Schitzungen
des KfW-Kommunalpanels belduft sich der gesamte kom-
munale Investitionsriickstand mittlerweile auf 118 Mrd.
Euro.

Deshalb ist die Stirkung der kommunalen Investitionen
von zentraler Bedeutung. Bei jeder Investitionsentschei-
dung sind gesellschaftliche Bedarfe sowie die Wirtschaft-
lichkeit, wie in den Landesverfassungen und vom Bundes-
finanzministerium dargelegt, zu berlcksichtigen. Dabei
sollen Investitionen im Interesse des Gemeinwesens glins-
tig finanziert, effizient und hochwertig umgesetzt und die
moglichen Risiken bedacht und minimiert berticksichtigt
werden. Finanzierung, Effizienz und Risiken miissen in
einem angemessenen Verhiltnis zueinander stehen. Die
Expertenkommission unterstreicht, dass der deutsche
Staat aufgrund der aktuellen guten Konjunkturlage heute
tiber einen ausreichend hohen finanziellen Spielraum ver-
fgt, um der Investitionsliicke im 6ffentlichen Bereich bei
Bund, Lindern und Kommunen entgegenzuwirken. Dies
gilt auch fiir die finanzschwachen Kommunen, wenn sie
ausreichende Unterstlitzung vom Bund und ihren Landern
erhalten. Die Herausforderung liegt vor allem in der hohen
Heterogenitit zwischen den Kommunen: Viele Kommu-
nen verfligen tiber ausreichende Spielraiume, andere wie-
derum nicht. Finanzschwache Kommunen wollen Anstren-
gungen unternehmen und Verantwortung fiir 6ffentliche
Investitionen {ibernehmen, benétigen jedoch Unterstiit-
zung in Form hoherer Eigenmittel fiir Investitionen oder
logistischer Unterstiitzung, um knappe Ressourcen effizient
einzusetzen.
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Zur Erweiterung finanzieller Spielriume fiir Kommunen
schlagt die Expertenkommission folgende Mafinahmen vor:

- Schaffung eines ,Nationalen Investitionspakts fiir
Kommunen® (NIK), der eine Erhéhung kommunaler
Investitionen mindestens in Hohe des rechnerischen
kommunalen Substanzverzehrs der letzten drei Jahre
(15 Mrd. Euro) Gber die nachsten drei Jahre erméglichen
soll. Zusitzlich zu dem jiingst von der Bundesregierung
angekiindigten Sondervermogen von 3,5 Mrd. Euro fiir
bestimmte Investitionszwecke sollte der NIK ein zwei-
tes Instrument umfassen, das zeitlich nicht begrenzt ist
und flexibler - etwa fiir die Instandhaltung oder Erwei-
terung kommunaler Verkehrswege - eingesetzt werden
kann. Forderungswiirdige Kommunen kénnten durch
die bewdhrte Bund-Linder-Gemeinschaftsaufgabe
sVerbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®
(GRW) identifiziert werden. Um ebenfalls rasch wach-
sende Kommunen zu erfassen, sollten dabei die grund-
satzlich forderfihigen Gebiete so erweitert werden, dass
sie einen grofieren Teil der deutschen Bevolkerung ein-
schlieffen. Der kommunale Eigenanteil sollte spiirbar,
aber gering sein (zehn bis 30 Prozent).

- Die Starkung kommunaler Kapazititen, um Projekte so
wirtschaftlich wie méglich zu planen und durchzufiih-
ren. Sofern dies nicht mehr der Fall ist, sollten ausrei-
chende Kapazititen (wieder) aufgebaut werden. Aufder-
dem sollte die Schaffung einer von Bund und Liandern
getragenen ,Infrastrukturgesellschaft fiir Kommu-
nen“ (IfK) oder alternativ mehrerer regionaler oder
infrastrukturspezifischer Infrastrukturgesellschaften
gepriift werden. Diese sollen den Kommunen helfen,
zwischen verschiedenen Projekt- und Beschaffungsva-
rianten die fiir sie beste und wirtschaftlichste Alternati-
ve auszuwahlen, und den Planungs- und Umsetzungs-
prozess zu stirken. Die Entscheidungsgewalt sollte
dabei bei den Kommunen verbleiben. Alle Kommunen,
unabhingig von ihrer Finanzkraft, Grofle und ihren
Kapazititen, sollten Zugang zu dieser kommunalen
Infrastrukturgesellschaft haben.

- Prifung und gegebenenfalls Weiterentwicklung von
,Offentlichen Kooperationen“ (OfK) - Beschaffungs-
modelle, bei denen 6ffentliche Unternehmen und inter-
kommunale Kooperation im Vordergrund stehen. Diese
konnen eine sinnvolle Alternative oder Ergdnzung zu
existierenden Beschaffungsvarianten sein, die gegen-
iber einer konventionellen Realisierung und OPP
bestimmte Vorteile bieten. Auch diese Variante sollte
selbstverstidndlich auf ihre Wirtschaftlichkeit hin unter-

sucht werden, bevor sich eine Kommune dafiir ent-
scheidet. Existierende offentliche Kooperationen soll-
ten evaluiert werden, um festzustellen, ob sie eine sinn-
volle Erganzung zur konventionellen Beschaffungsvari-
ante sein kénnen.

Die Expertenkommission unterstreicht, dass diese Elemen-
te - der kommunale Investitionspakt, die kommunalen
Infrastrukturgesellschaften und die Weiterentwicklung
von Projekt- und Beschaffungsvarianten - unabhingig
voneinander agieren und funktionieren kénnen. Ziel dieser
Elemente ist es, die Kommunen in die Lage zu versetzen,
notwendige Investitionen zu titigen, und dies effizient,
nachhaltig und dennoch fiir den Steuerzahler und die
Kommunen glinstiger zu tun.

B. Verkehrsinfrastruktur auf Bundesebene

Der Verkehrstrager Strafe ist und bleibt fiir den Frachtver-
kehr und fiir den Personenverkehr von tiberragender
Bedeutung. Daher ist der Erhalt und Ausbau insbesondere
der Uberregionalen Straflen von zentraler Bedeutung fiir
die Funktions- und Leistungsfahigkeit des deutschen Ver-
kehrssystems. Eine besondere Herausforderung ist dabei
der tiber die vergangenen Jahre aufgestaute Bedarf an
Erhaltungsinvestitionen im Bestand. Als langfristige
Losung zur Sicherung der Investitionen in Bundesfernstra-
Ren spricht sich die Expertenkommission dafiir aus, die
Einrichtung einer 6ffentlichen Infrastrukturgesellschaft
fiir die Bundesfernstraflen (Verkehrsinfrastrukturgesell-
schaft) zu prifen, welche folgende Eigenschaften erfallt:

- Bau, Instandhaltung und Betrieb der Bundesfernstra-
Ren ,aus einer Hand“ nach dem Lebenszyklusansatz.

- Finanzierung iberwiegend oder ausschliefilich aus
Nutzungsentgelten, ohne zu einer Mehrbelastung der
PKW-Nutzerinnen und -Nutzer zu fiihren.

- Eigene Kreditaufnahmekapazitit ohne staatliche

Garantie, um eine klare Abgrenzung zum Staatssektor

zu gewdhrleisten.

- Wahrung der 6ffentlichen Kontrolle, das heifdt insbe-
sondere keine ,Privatisierung” der Bundesfernstrafien
in jeglicher Form.

Die Gestaltung einer solchen Gesellschaft sollte Gegen-
stand einer sorgfiltigen Priifung durch die Bundesregie-
rung sein. Von grundsitzlicher Natur ist die Entscheidung



Uber die Besitzverhéltnisse einer Infrastrukturgesellschaft,
aus denen sich unter den beschriebenen Rahmenbedin-
gungen deren Aufgaben und Kompetenzen ableiten lassen.
Die Expertenkommission ist sich einig, dass diese Infra-
strukturgesellschaft zumindest mehrheitlich in o6ffentli-
cher Hand sein sollte; einige Mitglieder beftirworten sogar
einen vollstindigen Besitz in 6ffentlicher Hand. Die Exper-
tenkommission empfiehlt, bei der Konkretisierung und
Detaillierung Erfahrungen anderer Linder mit verschiede-
nen Organisationsmodellen, wie Osterreich, Frankreich
und der Schweiz, zu nutzen.

C. Mobilisierung zusatzlicher privater
Infrastrukturfinanzierung

Die grofe Mehrheit der Infrastrukturprojekte in Deutsch-
land wird heute ,konventionell” realisiert, sodass Planung,
Bau und Betrieb von Projekten zum Teil durch den 6ffent-
lichen Auftraggeber vergeben oder erbracht und aus Eigen-
mitteln, Bankkrediten oder festverzinslichen Anleihen
gedeckt werden. Bei diesem Beschaffungsmodell verblei-
ben jedoch fast alle Risiken bei der 6ffentlichen Hand, was
vor allem kleinere Kommunen vor grofie finanzielle
Schwierigkeiten stellen und ihre Handlungsfahigkeit ein-
schrianken kann. Alternativ werden Projekte iiber OPP rea-
lisiert, bei denen private Investoren finanzieren und fir
Fehler bei Bau und Betrieb oder fiir andere Risiken haften
sollen. In Konsequenz muss allerdings der 6ffentliche Auf-
traggeber flir diese Risikotibertragung durch héhere Finan-
zierungskosten bezahlen. Auflerdem gelingt die Risiko-
Ubertragung nicht in allen Fillen.

Die Expertenkommission spricht sich dafiir aus, zusatzli-
che Beschaffungs- und Finanzierungsstrukturen zu prifen.
Konkret schlégt sie die Priifung zweier Modelle vor:

- Ein offentlicher Infrastrukturfonds des Bundes und
der Lander, der dhnliche Aufgaben iibernehmen wiirde
wie ein privater Infrastrukturfonds. Private institutio-
nelle Investoren hitten die Moglichkeit, auf eigenes
Risiko in diesen Fonds zu investieren. Gleichzeitig
wirde sichergestellt, dass nur Projekte finanziert wer-
den, bei denen sich dadurch Vorteile gegeniiber kon-
ventioneller Beschaffung ergidben und eine angemesse-
ne Risikoteilung stattfinde. Durch die Biindelung vieler
Projekte wiirde Risiko gestreut und der dadurch erzeug-
te Effizienzgewinn zwischen o6ffentlichen Auftragge-
bern und Investoren geteilt. Gegebenenfalls konnten
Geschiftsmodelle existierender Forderbanken in diese
Richtung erweitert werden.
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- Zur Foérderung der Biirgerbeteiligung einen ,Biirger-
fonds“ als Sammelstelle fiir Infrastrukturfinanzierung
durch individuelle Sparerinnen und Sparer. Dieser
wiirde Biirgerinnen und Biirgern eine neue Anlageform
bieten, die bei vertretbarem Risiko bessere Renditen
ermoglichen wiirde als Anlagealternativen wie etwa
Spar- und Sichteinlagen oder Staatsanleihen, und kénn-
te dartiber hinaus einen gesellschaftlichen Beitrag leis-
ten.

Biirgerbeteiligungen sollten nach dem Vermégensbil-
dungsgesetz (Arbeitnehmersparzulage) geférdert werden.
Um die Identifikation der Biirgerinnen und Biirger mit den
von ihnen finanzierten Investitionen zu stirken, sollten
u.a. im Anlegerschutzgesetz besondere Transparenz- und
Informationspflichten fiir die Beteiligungsformen an Inf-
rastruktur eingefordert werden, die sicherstellen, dass sich
Biurgerinnen und Biirger beispielsweise iiber den Projekt-
fortschritt oder Kennzahlen zur Nutzung der Infrastruktur
informieren kénnen.

4. Rahmenbedingungen fiir private
Investitionen

A. Ubergeordnete MaRnahmen

Ein zentraler Grund flr die Wettbewerbsfihigkeit der
deutschen Volkswirtschaft ist der auflergewohnliche
Unternehmensmix aus groflen Unternehmen, einer hohen
Anzahl von Kleinunternehmen und Selbststindigen sowie
einem breiten Mittelstand. Jedoch sind die Investitionen
deutscher Unternehmen im Inland in den vergangenen
Jahrzehnten deutlich zuriickgegangen. Sie sind zu gering,
um einen modernen Kapitalstock zu bewahren und die
langfristige Wettbewerbsfihigkeit und Attraktivitit des
Wirtschaftsstandorts Deutschland zu sichern. Diese private
Investitionsschwiche in Deutschland ist das Resultat unzu-
reichender Rahmenbedingungen in vielen Bereichen.

Die Expertenkommission sieht deshalb dringenden Hand-
lungsbedarf in einer Reihe von Tatigkeitsfeldern. Vor allem
im Hinblick auf den demografischen Wandel und den wirt-
schaftlichen Strukturwandel muss die Politik viel starker
als bisher in die Qualifikation und Ausbildung der Birge-
rinnen und Biirger investieren und die Verfligbarkeit von
qualifizierten Fachkriften sicherstellen. Sie muss die hohe
Zahl der Menschen ohne Schul- bzw. Berufsabschluss sen-
ken, ihnen insgesamt ein hoéheres Qualifikationsniveau
ermoglichen, die Allianz fir Aus- und Weiterbildung ver-
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stetigen und ausbauen und fiir die berufliche Aufstiegsfort-
bildung ein System der Qualititssicherung schaffen. Da
aber inlandische Potenziale nicht ausreichen, erhilt die
Zuwanderung auslidndischer Fachkrifte als ein Weg zur
Fachkréftesicherung einen deutlich hoheren Stellenwert.

Die Politik sollte der Verbesserung der Erwerbsbeteiligung
und -chancen von Frauen eine héhere Prioritit einrdumen.
Familienpolitische Mafnahmen, die dieses Ziel konterka-
rieren, sollten daher auf den Priifstand gestellt werden.
Mafdnahmen, die dieses Ziel fordern, miissen gestarkt und
ausgebaut werden. Neben einem bedarfsgerechten Ange-
bot an Kinderbetreuungspliatzen miissen die Investitionen
in den Ausbau der Ganztagsschulen deutlich forciert wer-
den, was bis zum Jahr 2020 erreicht werden sollte.

Ein moglicher Hebel zur Investitionsférderung ist die Ver-
meidung unnoétiger Biirokratie. So wichtig klare staatliche
Regeln fiir die Rechtssicherheit sind, so wichtig ist eine
angemessene Balance, die den Erfiillungsaufwand fiir die
Unternehmen in den Blick nimmt. Eine Verbesserung der
Rechtssicherheit, eine geringere Komplexitit und hohere
Praxistauglichkeit des Steuerrechts sowie eine effiziente
Verwaltung sind prioritir fiir den Innovationsstandort
Deutschland.

Ein weiterer Faktor ist die langfristige Finanzierung priva-
ter Investitionen. Die Erfahrungen aus der Finanzkrise
haben zu einer strengeren Finanzmarktregulierung
geflihrt. Wiinschenswert wire, die Regulierung des Finanz-
systems in Zukunft enger mit den Anliegen der Realwirt-
schaft abzustimmen.

Fir die Investitionstatigkeit der privaten Wirtschaft spielt
neben einer stabilen Inlandsnachfrage auch die Ausland-
nachfrage eine wichtige Rolle. Deshalb sind fiir die export-
orientierte Volkswirtschaft Deutschlands die Aufrechter-
haltung offener Maiarkte und die Stirkung von
Handelsbeziehungen von zentraler Bedeutung. Die Stand-
ortattraktivitit bei Investitionsentscheidungen wird in
Zeiten globaler Wertschopfungsketten zunehmend von
Handels- und spezifischen Investitionsabkommen beein-
flusst. Deshalb ist der Ansatz der Europdischen Kommis-
sion, angesichts ausbleibender Fortschritte im Rahmen der
WTO, vermehrt bilaterale Handelsabkommen mit strate-
gisch wichtigen Partnern zu verhandeln, prinzipiell richtig.
Die Festlegung allgemeiner Handelsregeln sowie Vereinba-
rungen zur Forderung nachhaltigen Handels, z.B. durch
beiderseitiges Hinwirken auf die Umsetzung internationa-
ler Abkommen zu Arbeits-, Umwelt- und Klimaschutz, tra-
gen dazu bei, ein ,level playing field zu schaffen und die

Planungssicherheit von Investitionsentscheidungen auch
im Ausland zu erhohen. Auslandsinvestitionen ersetzen
nicht heimische Investitionen oder Innovationen; in vielen
Fallen ergidnzen sie diese vielmehr. Zudem sollte die Han-
delspolitik auf hohen 6kologischen und sozialen Standards
beruhen, die Souverdnitit der Parlamente erhalten, kom-
munale Selbstverwaltung und Aufgabenerfiillung gewahr-
leisten und Transparenz in globalen Wertschdpfungsketten
erhohen.

B. Rahmenbedingungen fiir Innovationen

Eine wichtige Voraussetzung fiir private wie offentliche
Innovationen in Deutschland ist eine Innovationspolitik,
die im internationalen Wettbewerb um Forscherinnen und
Forscher und um Investitionen von forschungsintensiven
Unternehmen bestehen kann. Eine zukunftsfihige Innova-
tionspolitik sollte dartiber hinaus Férdermafinahmen
effektiv gestalten und evaluieren. Wie innovationsfreund-
lich die Rahmenbedingungen sind, wird nicht zuletzt
durch die Offenheit und Akzeptanz der Gesellschaft fiir das
Eingehen von Risiken bestimmt, ohne die kein unterneh-
merisches Handeln und keine Innovationsprozesse mog-
lich sind. Um langfristig zu den flihrenden Innovationsna-
tionen aufzuschliefien, sollte Deutschland sich in Zukunft
nicht am Drei-Prozent-Ziel, sondern an der Forschungs-
und Entwicklungsintensitit (FuE) der weltweiten Spitzen-
gruppe orientieren und ein ehrgeizigeres Ziel von 3,5 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung fiir FUE anstreben.

Die Expertenkommission empfiehlt eine deutliche Verbes-
serung der Rahmenbedingungen fiir Innovationen in vier
Bereichen.

- Erstens muss der Zugang zu externer Finanzierung,
insbesondere zur Beteiligungsfinanzierung, in Deutsch-
land deutlich verbessert werden. Die Expertenkommis-
sion spricht sich deshalb fir eine Kapitalbesteuerung
aus, bei der Fremdkapital und Selbstfinanzierung nicht
gegeniiber Eigenkapitalfinanzierung bevorzugt werden.
Ein moglicher Ansatzpunkt dafiir wire der steuerliche
Abzug einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung
als Bestandteil einer aufkommensneutralen Steuerre-
form. Zudem sollte das kapitalmarkt- und aufsichts-
rechtliche Umfeld attraktiver gestaltet werden, um
potenzielle institutionelle Investoren nicht durch Regu-
lierung zu stark einzuschranken.

- Zweitens muss einem Fachkriftemangel vorgebeugt
werden, vor allem durch eine frithzeitige Forderung von
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Fachern in den Bereichen Mathematik, Informatik, Natur-
wissenschaft und Technik (sog. MINT-Fachern) bereits im
Schulsystem. Die Beteiligung von Frauen und Zuwande-
rern im Innovationssystem sollte erhoht werden.

-> Drittens sollte sich die Innovationspolitik stirker an
dem Ziel ausrichten, auslindische Investitionen in
Forschung und Entwicklung in Deutschland zu
erleichtern und den Abfluss von Know-how zu verhin-
dern. Um international wettbewerbsfihige Rahmenbe-
dingungen fiir FuE-Tatigkeiten von Unternehmen zu
schaffen, sollte die Einfiihrung einer steuerlichen
FuE-Forderung in Erwdgung gezogen werden. Ziel sollte
es sein, dass die anschlieffende Wertschépfung in
Deutschland getitigt wird.

- Viertens sollte eine systematische Evaluation von inno-
vationspolitischen Férdermafinahmen in Deutschland
entwickelt und umgesetzt werden. Die Einfiihrung von
modernen Evaluierungsverfahren ist gerade fiir innova-
tionspolitische Foérdermafinahmen dringend geboten,
um deren Wirksamkeit sicherzustellen und die Mittel-
vergabe aus Offentlichen Geldern effektiv zu gestalten.

Eine grofle Herausforderung fiir erfolgreiche Innovations-
politik besteht darin, wichtige Zukunftsthemen frithzeitig
zu erkennen und aufzugreifen. Um Innovationen in
Zukunftsfeldern - wie etwa mit Blick auf die digitale Wirt-
schaft und Gesellschaft - voranzutreiben und die internati-
onale Wettbewerbsfihigkeit des Innovationsstandorts
Deutschland langfristig zu erhalten, ist eine aktive Innova-
tionspolitik notwendig. Die Innovationspolitik muss dabei
so ausgestaltet werden, dass sie die Wettbewerbspolitik
komplementiert und Innovationen férdert.

5. Private Infrastruktur

A. Digitale Infrastruktur

Um wettbewerbsfihig zu bleiben, muss Deutschland in sei-
ne digitale Infrastruktur investieren. Digitale Infrastruktur
bezieht sich dabei auf Breitbandnetze, digitale Dienstleis-
tungen (z.B. in den Bereichen Gesundheit, Bildung, Ener-
gie, Verwaltung) und daraus entstehende Innovationen. Es
miissen vorrangig Investitionen auf der Ebene der Breit-
bandnetze getitigt werden, da deren Verfiigbarkeit und
Leistungsfiahigkeit in Deutschland im internationalen Ver-
gleich unterdurchschnittlich ist und sich diese digitale
Liicke zu Wettbewerbern vergrofiert.

ZUSAMMENFASSUNG

Die Expertenkommission empfiehlt daher, die regulatori-
schen Rahmenbedingungen fiir Investitionen in Breit-
bandnetze zu verbessern. Eine mogliche Option dafir ist
die Vergabe von Konzessionen mit regulatorischen Aufla-
gen und, falls notwendig, zusatzliche staatliche Subventio-
nen.

Die Expertenkommission begriifdt eine ausfithrliche Ausei-
nandersetzung mit dem Thema Netzneutralitit und ihrer
Auswirkung auf die Investitionsanreize von Netz- und
Dienstanbietern. Zur Steigerung der Investitionsanreize
auf Ebene der Netzanbieter sollte eine innovationsfreund-
liche Definition der Netzneutralitit, wie sie vom Minister-
rat der Europdischen Union vorgeschlagen wurde, gepriift
werden. Eine solche Auslegung muss jedoch mit klaren
Rahmenbedingungen einhergehen, die die Spielrdume der
Netzanbieter bei der Preis- und Qualititsdifferenzierung
klar begrenzen. Diese sollten sowohl Maffnahmen zur Fest-
legung eines Mindeststandards des Best-Effort-Internets
enthalten, als auch deutliche Anforderungen an das , traffic
management” setzen.

Staatliche Fordermafnahmen fiir die Entwicklung neuer
Anwendungen und die Durchfiihrung von Pilotprojekten,
wie etwa im Rahmen von Smart Grids oder zur Forcierung
von Industrie 4.0, werden die Investitionsbereitschaft von
Unternehmen steigern. Das Gleiche gilt fir anwendungs-
nahe Forschung in diesen Bereichen. Die positiven Riick-
wirkungen auf Investitionen in neue Netze sollten als wei-
tere Instrumente zur Férderung des Infrastrukturausbaus
berticksichtigt werden.

B. Energie

Die Energiewende und die Vertiefung des Energiebinnen-
markts erfordern hohe Investitionen - bis zum Jahr 2020
von insgesamt geschitzten 31 bis 38 Mrd. Euro pro Jahr -,
um die energiepolitischen Ziele der Versorgungssicherheit,
Wirtschaftlichkeit, Umweltvertraglichkeit sowie der gesell-
schaftlichen Akzeptanz zu erreichen. Investitionen sind in
fast allen Bereichen des Energiesystems notwendig: Netz-
infrastruktur, Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen,
konventionelle Erzeugung, Energieeffizienz, Kraft-War-
me-Kopplung, Lastmanagement und Speichertechnologi-
en. Ein Teil der Investitionen betrifft 6ffentliche Haushalte,
der Uiberwiegende Teil muss jedoch privatwirtschaftlich
getdtigt werden. Die Investitionsanreize konnen zumeist
nur indirekt beeinflusst werden, durch die Ausgestaltung
der rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen und
Anreizsetzungen oder durch gezielte Forderprogramme.



ZUSAMMENFASSUNG

Um die Investitionstitigkeit im Energiesektor zu stirken
und in die richtige Richtung zu lenken, identifiziert die
Expertenkommission eine Reihe von Priorititen fiir die
Politik:

- Netz- und Erzeugungsinvestitionen stirker an der
Systemdienlichkeit ausrichten. Die Rahmenbedingun-
gen sollten fiir eine effiziente Koordination von Netz-
ausbau und Erzeugungszubau sorgen. Die so induzier-
ten Anreize zum Bau und zur Standortwahl fir Erzeu-
ger sollten mittelfristig auch fiir erneuerbare Energien
greifen. Dafiir ist es notwendig, deren Marktintegration
entschieden voranzutreiben.

- Investitionen in Energieeffizienz stirken. Die Entwick-
lung neuer Finanzierungsinstrumente sollte geprift
werden, um Uber eine Biindelung vergleichbarer Pro-
jekte Informations- und Transaktionskosten des Einzel-
nen zu senken und durch Synergieeffekte die individu-
ellen Kosten der Umsetzung zu reduzieren.

- Regulatorische Unsicherheit senken. Rahmenbedin-
gungen, die dem Ziel der Wirtschaftlichkeit moglichst
nahe kommen und gut mit europdischen Rahmenbe-
dingungen harmonieren, versprechen eine hohere
Akzeptanz und haben eine lidngere Halbwertzeit.
Dadurch verringern sie das regulatorische Risiko, eines
der zurzeit zentralen Investitionshemmnisse. Um geeig-
nete Maflnahmen treffen zu kénnen, wird nahegelegt,
das subjektiv wahrgenommene regulatorische Risiko
entscheidender Akteure zu erfassen, z. B. mit Hilfe eines
geeigneten Index.

- Akzeptanz stirken. Die Ziele Wirtschaftlichkeit und Ver-
sorgungssicherheit miissen - neben der Umweltvertrag-
lichkeit und der Akzeptanz vor Ort - klar in den Blick
genommen werden. Niedrige Energiepreise und -kosten
bei Einhaltung der Ziele der Energiewende sind Voraus-
setzungen fiir die Akzeptanz in der Bevolkerung und der
Wirtschaft und erhalten die Wettbewerbsfahigkeit des
Industriestandorts. Pro und Contra verschiedener Maf3-
nahmen sollten mit Blick auf die Akzeptanz in transpa-
renten Prozessen kommuniziert und diskutiert werden.

- Zielerreichung messbar machen. Um eine klare Orien-
tierung am Ziel der Wirtschaftlichkeit zu erméglichen,
sollte es besser messbar gemacht werden. Vorausset-
zung ist die Bereitstellung geeigneter Daten, die eine
Approximierung von Effizienzgewinnen durch ener-
giepolitische Mafitnahmen mit Hilfe von Modellen
ermoglicht. Um verschiedene Ansitze zu evaluieren

und einen geeigneten Ansatz zu identifizieren, sollte
externe Expertise eingebunden werden.

C. Junge Unternehmen

Die Rahmenbedingungen fiir und Férderung von jungen
Unternehmen sind wichtige Aufgaben der Wirtschaftspoli-
tik, denn es sind gerade diese Unternehmen, die einen
wichtigen Beitrag zur Innovationskraft und Wettbewerbs-
fahigkeit der deutschen Wirtschaft leisten. Griindungen im
Bereich der Hochtechnologie und wissensintensiven
Dienstleistungen weisen eine tiberdurchschnittliche Inno-
vationsneigung auf, sind jedoch im internationalen Ver-
gleich gering und waren in den vergangenen Jahren weiter
rucklaufig. Die Gestaltung griindungsfreundlicher Rah-
menbedingungen ist deswegen nicht nur fiir Beschifti-
gungspolitik wichtig, sie stellt eine wichtige Voraussetzung
fir eine erfolgreiche Innovationspolitik dar.

Die Expertenkommission hebt vor allem die folgenden
Empfehlungen zur Starkung der Rahmenbedingungen und
Forderung junger Unternehmen in Deutschland hervor:

-> Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Griindun-
gen: Ein Abbau von biirokratischen Hiirden fiir Unter-
nehmensgrindungen sowie eine Senkung der regulato-
rischen Anforderungen fiir Existenzgriinderinnen und
-griinder sowie junge Unternehmen sind hierfiir not-
wendig.

- Finanzierungshemmnisse abbauen: Hierfiir sollten
steuerliche Hemmnisse flir private Investitionen in
Beteiligungskapital abgebaut werden. Die Einfiihrung
eines europiischen Borsensegments fiir junge Unter-
nehmen kénnte dem Fehlen von Anschlussfinanzierun-
gen entgegenwirken und private Wagniskapital-Investi-
tionen férdern.

- Informationen zu Schutzrechten besser vernetzen:
Die Einfihrung des Européischen Patents mit einheitli-
cher Wirkung in allen EU-Mitgliedstaaten sowie die
Errichtung eines europdischen Patentgerichts werden
begriift. Sie haben das Potenzial, die Kosten fiir Anmel-
dung und Durchsetzung internationaler Patente zu
reduzieren und damit die Nutzung fiir kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU) zu erleichtern.
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6. Europa: Deutschlands Beitrag zu
Europas Investitionsagenda

Europa befindet sich nach wie vor in einer tiefen wirt-
schaftlichen und finanziellen Krise. Viele EU-Mitgliedstaa-
ten haben bereits jetzt ein verlorenes Jahrzehnt hinzuneh-
men. Das Risiko weiterer Jahre von Stagnation und hoher
Arbeitslosigkeit ist enorm. Wie Deutschland hat auch
Europa eine private und 6ffentliche Investitionsschwéche.
In Europa werden heute 430 Mrd. Euro weniger investiert
als noch im Jahr 2007 und deutlich weniger als in den ver-
gangenen 20 Jahren. Dies wirkt sich nachteilig auf die
Konjunktur, die Schaffung von Arbeitspldtzen, das lang-
fristige Wachstum und die Wettbewerbsfihigkeit Europas
aus.

Viele Krisenstaaten miissen notwendige Reformen umset-
zen. Krisenldnder brauchen jedoch auch Unterstiitzung,
um wettbewerbs- und zukunftsfest zu werden, auf einen
stabilen Wachstumspfad zurtickzukehren und ihre Volks-
wirtschaften sozial ausgeglichen zu gestalten. Der Schliissel
flr eine nachhaltige Erholung Europas liegt in einem stér-
keren Wachstum, das vor allem durch eine gemeinsame
Investitions- und Modernisierungsoffensive unterstiitzt
werden muss. AusschlieRlich auf Sparpolitik ausgerichtete
Reformen konnen nicht erfolgreich sein.

Die Expertenkommission begriift den Juncker-Plan zur
Einbindung privaten Kapitals in Zukunftsinvestitionen. Sie
schlagt vor, eine dauerhafte Einrichtung des Juncker-Plans
fir Europa zu priifen, wenn sich dieser als erfolgreich
erweist. Daflir misste der dem Plan zugrunde liegende
Europiische Fonds fiir Strategische Investitionen (EFSI)
einerseits mit hoheren Mitteln ausgestattet werden und
andererseits ein Mechanismus geschaffen werden, um ihn
in Zukunft - falls notwendig - zu rekapitalisieren oder zu
erweitern. Dies erfordert jedoch eine Entscheidungsstruk-
tur, die das Kapital des EFSI schiitzt und sicherstellt, dass
die Moglichkeit einer zukiinftigen Rekapitalisierung nicht
zu unvorsichtigem Umgang mit den jetzigen Geldern fiihrt.
Die Governance des EFSI sollte imstande sein, 6konomisch
sinnvolle Projekte zu férdern und mit der Ubernahme
hoherer Risiken private Investitionen zu mobilisieren. Die
einfache und unbiirokratische Bereitstellung von EFSI-Ga-
rantien ist sicherzustellen.

ZUSAMMENFASSUNG

Die im Juncker-Plan vorgeschlagenen Investitionsfelder
sind fiir Europas Zukunft von strategischer Bedeutung. Ein
solcher europdischer Investitionsplan wird die Koopera-
tion zwischen den europdischen Lindern verbessern, da
die gewaltigen Herausforderungen von Zukunftsgestal-
tung und Krisenmanagement nur gemeinsam bewiltigt
werden kdnnen. Vor diesem Hintergrund sollten vor allem
strategische Investitionen in Breitbandnetze, eine europdi-
sche Energiewende, Bildung, Inklusion sowie KMU und
Mid-Cap-Unternehmen geférdert werden.



Erganzende und abweichende Positionen der
in der Kommission vertretenen Gewerkschaften
(IGM, ver.di, IG BCE, IG BAU und DGB)

Deutschland leidet seit Jahren unter einem massiven Inves-
titionsstau. Vor allem offentliche, insbesondere kommu-
nale, Investitionen wurden in der Vergangenheit zuriickge-
fahren. Der Grund: Steuersenkungen der vergangenen
Jahre haben bei Bund, Lindern und Kommunen Steuer-
mindereinnahmen von jahrlich 45 Mrd. Euro verursacht.
Zudem hat die fiskalische Konsolidierung im Rahmen der
Schuldenbremse und der ,,Schwarzen Null“ zu einer Priori-
sierung des Schuldenabbaus vor Investitionen gefiihrt. Das
Ergebnis ist verheerend: Offentliche Ausgaben wurden
gekirzt, viele offentliche Dienstleistungen sind dem Rot-
stift zum Opfer gefallen oder wurden privatisiert, Gebiih-
ren wurden angehoben und Nutzerentgelte eingefiihrt.
Viele offentliche Dienstleistungen wurden dadurch fiir
Geringverdiener unerschwinglich. Kurzum: Deutschland
hat vom Investitions- zum Sparmodus umgeschaltet. Der
Schuldenbremse folgte eine faktische Investitionsbremse.
Das muss sich im Interesse der Zukunft unseres Landes
dndern. Deshalb muss Deutschland wieder in seine Zukunft
und fir eine wettbewerbsfihige, innovative Wirtschaft
und fir ein intaktes, soziales und griines Gemeinwesen
investieren. Die Investitionen von heute sind Arbeitsplatze
und Wohlstand von morgen. Deren Finanzierung muss
gerecht und in einem historisch einmaligen Niedrigzins-
umfeld auch giinstig erfolgen, um gerade den kiinftigen
Generationen beides zu hinterlassen: eine moderne und
intakte Wirtschaft, Infrastruktur und Gesellschaft, die aber
gleichzeitig offentliche Haushalte langfristig nicht stark
belastet. Deshalb schlagen wir zur Stirkung der Investitio-
nen in Deutschland einen ,Pakt zur gerechten Finanzie-
rung und Umsetzung 6ffentlicher Investitionen®vor, der in
den folgenden Punkten eine abweichende Position dar-
stellt.

Ein Pakt zur gerechten Finanzierung o6ffentlicher Investi-
tionen soll diese Priorisierung beinhalten:

- Offentliche Investitionen miissen vorrangig aus Steuer-
mitteln finanziert werden. Um die Lasten gerecht zu
verteilen, sollten die bisherigen Steuerprivilegien fir
sehr hohe Vermogen, Einkommen und Erbschaften
wieder rlickgangig gemacht und mit den erzielten Mehr-
einnahmen 6ffentliche Investitionen bereitgestellt wer-
den.

la  Vgl. BMF Monatsbericht Mérz (2015).

- Zusitzlich wire angesichts eines historisch einmaligen
Niedrigzinsumfeldes von nur 0,2 Prozent fiir langfristi-
ge Bundesschulden eine Kreditfinanzierung — gerade
im Interesse der kiinftigen Generationen - ein giinsti-
ger Weg, die Infrastruktur zu modernisieren. Allein im
Jahr 2014 hiatte der Staat einen Verschuldungsspiel-
raum von etwa 35 Milliarden Euro ausschopfen kénnen,
ohne gegen die gesetzlichen Vorgaben der Schulden-
bremse zu verstoflen. Fur das Jahr 2015 werden es schat-
zungsweise 18,6, fiir das Jahr 2016 17,8 und fiir das Jahr
2017 13,1 Mrd. Euro sein.' Auflerdem ist es sinnvoll, den
Vorschlag des Sachverstindigenrates (SVR) umzusetzen
und offentliche Investitionen in die Infrastruktur von
der Schuldenbremse auszunehmen.

- Zusitzlich und erst dann, wenn alle diese Finanzie-
rungsoptionen ausgeschopft sind, sollten die in diesem
Bericht vorgeschlagenen neuen Finanzierungsinstru-
mente wie ein 6ffentlicher Infrastrukturfonds fiir Kom-
munen oder ein Biirgerfonds gepriift werden. Auch
dann gilt: Die private Finanzierung darf nicht wesent-
lich teurer sein als eine direkte Kreditaufnahme durch
den Staat. Die private Finanzierung ist im Vergleich zu
den oben genannten Alternativen immer teurer. Um
diesen Nachteil zu minimieren, schlagen wir vor: Der
Infrastrukturfinanzierungsfonds oder ein Burgerfonds
sollten vollstindig im o6ffentlichen Besitz bleiben und
mit ausreichendem Eigenkapital, einer Staatsgarantie
und mit eigenen Einnahmen ausgestattet werden. Der
Fonds begibt Anleihen, die tiber Auktionen am Markt
platziert und von institutionellen Anlegern wie Banken
und Versicherungen, aber auch von privaten Haushal-
ten und kleinen Sparern erworben werden kénnen. Die
Refinanzierung der Kredite kann wahlweise durch die
kinftigen Einnahmen aus der geplanten Finanztrans-
aktionssteuer oder aus den Haushaltsmitteln und
Nutzerentgelten wie z.B. einer Maut erfolgen.

- Um einen zielgerichteten Einsatz von Haushaltsmitteln
fir Infrastrukturinvestitionen zu bewirken, wire eine
Priifung der Einrichtung einer haushaltsrechtlichen
Verpflichtung zu offentlichen Investitionen in einer
bestimmten Hohe, die zumindest die Abschreibungen
auf das Vermogen der o6ffentlichen Hand kompensiert,
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sinnvoll. Eine solche Selbstbindung der o6ffentlichen
Hand darf nicht zulasten der Beschiftigten, der 6ffent-
lichen Beschiftigung oder hoheitlicher Aufgaben bezie-
hungsweise anderer 6ffentlicher Ausgaben gehen.

Bereitstellung 6ffentlicher Infrastruktur
(Kapitel 3.A und 3.B)

Zur Erweiterung finanzieller Spielrdume fir Kommunen
schlagt die Expertenkommission (Abschnitt 3.A) vor, die
Schaffung einer von Bund und Lindern getragenen ,Infra-
strukturgesellschaft fiir Kommunen“ (IfK), oder alternativ
mehrerer regionaler oder infrastrukturspezifischer Gesell-
schaften, zu priifen. Diese sollen einerseits den Kommunen
helfen, die wirtschaftlichste Beschaffungsvariante (als kon-
ventionelle oder OPP) zu ermitteln, und sie bei der Reali-
sierung von Projekten unterstiitzen. Wir betrachten, anders
als im Bericht, OPP aus folgenden Griinden als keine effizi-
ente und kostenglinstigere Alternative zur konventionel-
len Beschaffung:

- OPP-Projekte kommen in der Regel nicht deshalb
zustande, weil die 6ffentliche Hand sich gegen Investi-
tionsrisiken absichern will, sondern weil sie in OPP viel-
mehr eine Notlésung fir fehlende Haushaltsmittel der
Kommune sieht. Zudem kénnen Absicherungen gegen-
Uber Baurisiken auch im Rahmen einer konventionel-
len Beschaffung durchgefiihrt werden. Bei OPP-Projek-
ten ergeben sich im Zusammenhang mit der langen
Laufzeit besonders grofe Vertragsrisiken.

- Die Ansicht, OPP-Projekte seien durch bessere Wirt-
schaftlichkeit, Termintreue oder eine bessere Risiko-
analyse gekennzeichnet als die konventionelle Beschaf-
fung, steht nicht im Einklang mit den vorliegenden
wirtschaftstheoretischen und empirischen Erkenntnis-
sen'®®, Auch in Grofbritannien, dem Land mit der
umfangreichsten Erfahrung bei der Anwendung des
OPP-Ansatzes, sind - so das Ergebnis einer Untersu-

chungskommission des britischen Unterhauses'® -
durch OPP-Projekte eher Kostensteigerungen erzeugt
worden. Vor der Durchfithrung vor OPP-Projekten rea-
lisierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind bislang
in der Regel nicht objektiv und verzerrt zugunsten von
OPP durchgefiihrt worden.

Die Berichte des Bundesrechnungshofes und der Lan-
desrechnungshofe bestitigen, dass OPP mit héheren
Kosten verbunden sind, gleichzeitig aber hiufig auch
mit hoheren Risiken.!

Die Einftihrung einer verpflichtenden Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung, wie im Bericht empfohlen, ist nicht
notwendig, da die bereits vorhandenen Vorgaben aus-
reichend und gelbte Praxis sind (vgl. § 7 BHO, die
Arbeitsanleitung des BMF vom 12.01.2011, das Gutach-
ten des Bundesbeauftragten fir Wirtschaftlichkeit in
der Verwaltung aus dem Jahr 2013 oder die entspre-
chenden Vorgaben der Bundeslander).

Die Gewerkschaften teilen die in diesem Bericht
(Abschnitt 3.A, Problemanalyse, Effizienzprobleme,
S.41ff.) formulierten Darstellungen zur konventionellen
Beschaffung nicht. Darin wird den Kommunen bezogen
auf kommunale Bauinvestitionen mangelhafte oder
fehlende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, bei tiber
50 Prozent Kosten- und/oder Termintiberschreitungen,
mangelhafte oder fehlende Risikoanalysen sowie eine
oft festzustellende Verzerrung der Ausgabenstrukturen
zulasten von Instandhaltungsinvestitionen unterstellt.

Zudem wird im Bericht die Griindung von Infrastruk-
turgesellschaften (IfKs) empfohlen, verknlpft mit ver-
pflichtenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ab
einer bestimmten Projektgrofie. Die IfKs sollen als opti-
onale Dienstleister mit weitreichenden Kompetenzen,
wie beispielsweise Projektmanagement, Bedarfsermitt-
lung, Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, Ausschreibung
und Verhandlungen mit Auftragnehmern, ausgestattet

1b  Beckers, T. /Wagemann, F. /Ryndin, A. /Klatt, J. P. (2014): Eine (institutionen) 6konomische Analyse der Kalkulation von Lebenszykluskosten und
der Erstellung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Vorhaben; Band I (Hauptband) des Endberichts zum Projekt ,Ermittlung von
Lebenszykluskosten und Vergleich verschiedener Beschaffungsvarianten im Hochbau unter Berticksichtigung institutionenékonomischer
Erkenntnisse (LV-bau), Hodge, G., Greve, C., 2009, PPPs: The passage of time permits a sober reflection, Economic Affairs [P], vol 29, issue 1,

Wiley-Blackwell, UK, pp. 33-39.

1c House of Commons. Treasury Committee - Private Finance Initiative, Seventeenth Report of Session 2010-12. Vol. 1: Report, together with formal

minutes, oral and written evidence.

1d Rechnungshofe des Bundes und der Linder (2011), Gemeinsamer Erfahrungsbericht der Rechnungshéfe des Bundes und der Lander zur Wirt-
schaftlichkeit von OPP-Projekten, Bundesrechnungshof (2014): Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages nach § 88 Abs. 2
BHO iiber Offentlich Private Partnerschaften (OPP) als Beschaffungsvariante im Bundesfernstrafienbau.



werden, an die sich alle Kommunen freiwillig wenden
konnen. Fiir die Gewerkschaften ist entscheidend, dass
unabhingig von einer moglichen Bildung von Infra-
strukturgesellschaften die personellen und institutio-
nellen Kapazititen der Kommunen wieder gestarkt
werden miissen, damit Vorausplanungen, Bauherren-
funktion und Projektsteuerung vor Ort wahrgenom-
men werden konnen, und dies unter Einbezug des ort-
lichen Handwerks, Bau- und Finanzgewerbes. Das wire
ein Paradigmenwechsel gegeniiber der seit Jahren
anhaltenden Auszehrung des Know-hows und Perso-
nals auf kommunaler Ebene. Die Entscheidungs- und
Durchfithrungsbefugnisse miissen bei allen Uberlegun-
gen im unmittelbaren kommunalen Verwaltungs- und
Politikkontext bleiben. Das gebietet schon das Gebot
der kommunalen Selbstverwaltung als Grundprinzip
der Demokratie, welches durch die Selbstverwaltungs-
garantie des Art. 28 Abs. 2 GG Verfassungsrang besitzt.
Sofern IFKs eingerichtet werden, ist auf deren neutrale
Ausrichtung zu achten und in diesem Zusammenhang
sind - gerade vor dem Hintergrund national und inter-
national bereits in der Praxis existierender, umfangrei-
chen (Fehl-)Anreizen ausgesetzter und nicht neutral
agierender IFKs - offentlich-rechtliche Organisations-
strukturen zu wéhlen. Abzulehnen sind zentrale Vorga-
ben zur Durchfiihrung von Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen, die zielgerichtet und unsachgemifd den
OPP-Ansatz bevorzugen. Eingriffe in die Entschei-
dungshoheit der Linder und in die kommunale Selbst-
verwaltung sind abzulehnen.

Im Kommissionsbericht (Abschnitt 3.B) wird dhnlich wie
far kommunale Infrastruktur eine Infrastrukturgesell-
schaft fir die Bundesfernstralen (Verkehrsinfrastruktur-
gesellschaft) zur Prafung vorgeschlagen. Hierzu erachten
wir folgende Konstruktion als zielfithrend, die von der
Bundesregierung gepriift werden sollte:

- Eine Infrastrukturgesellschaft fiir die Bundesfernstra-
Ren (Verkehrsinfrastrukturgesellschaft) koénnte in
Anlehnung an das regionalisierte ASFINAG-Modell
gebildet werden und muss vollstindig im Besitz des
Bundes bleiben, um erstens den Zielkonflikt zwischen
Finanzierung und Bereitstellung zu vermeiden und
zweitens die 6ffentliche Kontrolle Giber die Bundesfern-
straRen vollstindig im 6ffentlichen Interesse zu wahren.
Privates Kapital kann sich als Fremdkapital iber den
Erwerb von Anleihen und Wertpapieren an der Finan-
zierung der Verkehrsinfrastrukturinvestitionen beteili-
gen. Sinnvoll wire zusitzlich, auch das Schweizer

>

>

>

>

9

>
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>

Modell der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung dahin-
gehend zu priifen, ob einzelne Elemente davon fir
Deutschland iibernommen werden kénnen.

Bau, Instandhaltung und Betrieb der Bundesfernstra-
en ,aus einer Hand“, wobei vorhandene Auftrags- und
Straflenbauverwaltungen der Linder diese Kompeten-
zen behalten und als Projekttrager eingesetzt werden.

Die Planung beruht weiterhin auf dem Bundesver-
kehrswegeplan sowie dem Bedarfsplan des Bundes.

Die Gesellschaft braucht eine eigene Kreditaufnahme-
kapazitit, ob ohne oder mit staatlicher Garantie, ob im
oder auflerhalb des haushaltsrechtlichen Rahmens,
sollte rechtlich geprift werden; das betrifft ebenso die
Rechtsform der Gesellschaft. Die Gewerkschaften prife-
rieren die Variante innerhalb des haushaltsrechtlichen
Rahmens mit Staatsgarantie und in der Rechtsform
einer Anstalt o6ffentlichen Rechts (damit ist auch eine
Auslagerung aus dem von der Schuldenbremse nach
115 GG erfassten Bereich moglich).

Die Verkehrsinfrastrukturgesellschaft konnte des Wei-
teren als Funktionsebene zwischen Bundesministerium
und Auftragsverwaltung der Linder fungieren und die
Aufgaben im Rahmen eines zentralen Wissensmanage-
ments bernehmen. Dazu gehoéren Datensammlung,
Steuerungs- und Controlling-Systeme, Standardisie-
rung und Kostenmanagement sowie womoglich Koor-
dination bei Grof3projekten.

Die Finanzierung lauft Gber Nutzungsentgelte, ohne
eine Mehrbelastung der PKW-Nutzerinnen und -Nutzer
zu bedingen, sowie Uber verbindliche, nachhaltige
Zuschiisse aus dem Bundeshaushalt. Ergdnzend ist eine
uberjahrige Finanzierung mit prioritiren Finanzie-
rungskanilen (zum Beispiel: Engpassbeseitigung) zu
priifen.

Um eine ,Privatisierung” der Bundesfernstrafien in jeg-
licher Form auch in Zukunft auszuschlieRen, muss dies
gesetzlich verboten werden.

Sinnvoll ist eine Evaluierung moglicher verteilungs-
und verkehrspolitischer Auswirkungen der Umstellung
auf Nutzungsfinanzierung durch eine Maut.

Die bisherigen Infrastrukturgesellschaften (DEGES und
VIFG) sind zu evaluieren.
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Steuerpolitische Vorschlige

Wir teilen den grofiten Teil der im Bericht enthaltenen
steuerpolitischen Vorschldge nicht und sehen keinen signi-
fikanten Zusammenhang zwischen der gegenwartigen pri-
vaten Investitionsschwidche und dem geltenden Steuer-
recht. Die private Investitionsschwiche in Deutschland ist
grundlegend auf die relativ schwache gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage und teilweise auch auf unsichere Ertrags-
erwartungen wegen unklarer wirtschaftspolitischer Leit-
linien, z.B. in der Energiepolitik, zurtickzufiihren. Zudem
schwicht das geltende Steuerrecht die finanzielle Basis der
offentlichen Hand strukturell und entlastet den ohnehin
steuerlich begilinstigten Faktor Kapital zulasten des Faktors
Arbeit.

- Wir sehen, anders als im Bericht, die steuerpolitische
Aufgabe eher darin, die durch Abgeltungssteuer von 25
Prozent entstandene steuerrechtliche Privilegierung
von Kapitaleinkiinften wieder abzuschaffen und diese
nicht noch auf einen Teil der Unternehmensgewinne
auszuweiten. Der Vorschlag (im Kasten: ,Finanzierung
innovativer Unternehmen: Umsetzungsmoglichkei-
ten“) zielt darauf ab, dass Unternehmensgewinne in
eine kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung und in die
restlichen Gewinne aufgespalten werden koénnen. Die
Eigenkapitalverzinsung soll von der Kérperschaftsteuer,
der Gewerbesteuer oder bei Personenunternehmen
und Selbststindigen von der Einkommensteuer befreit
und dhnlich wie das Fremdkapital besteuert werden,
was implizieren wirde, dass dieser von der Unterneh-
menssteuer befreite Teil nur noch mit 25 Prozent Abge-
ltungsteuer belegt wiirde. Demgegeniiber fordern wir
die Abschaffung der Abgeltungssteuer und Besteuerung
samtlicher Einkommensarten mit dem personlichen
Einkommensteuersatz.

- Nicht mitgetragen werden auch die Forderungen nach
Ausweitung bzw. Nutzbarmachung von Verlustvortra-
gen, die Wiedereinfithrung der degressiven Abschrei-
bung, die Einschrankung der Hinzurechnungen bei der
Gewerbesteuer und die steuerliche Begilinstigung von
Finanzierungsfonds.

- Insgesamt hitten die steuerpolitischen Vorschlige im
Bericht empfindliche Steuerausfille zur Folge, falls die
im Bericht geforderte Aufkommensneutralitit nicht
durch andere Steuereinnahmen gegenfinanziert wird.
Dies wiirde die finanzielle Basis der 6ffentlichen Hand
schwichen und die Finanzierung von o6ffentlichen
Investitionen massiv beeintrichtigen. Hingegen enthilt
der Bericht keine Vorschlige zu einer gerechteren
Besteuerung aller Einkommensarten, insbesondere von
Vermogenseinkommen, um die finanzielle Basis der
offentlichen Hand zu stirken.

- Die Finanzierungsbedingungen fiir die Unternehmen
sind gegenwartig und auch auf absehbare Zeit dufierst
glinstig. So hat sich die Eigenmittelausstattung der
Unternehmen in den vergangenen Jahren deutlich ver-
bessert. Dartiber hinaus sind die Zinsen fiir die Unter-
nehmen, die auf eine Fremdfinanzierung angewiesen
sind, auf einem Tiefstand. Auch gilt es festzuhalten, dass
die Umsatzrenditen nach Steuern auf einem sehr hohen
Stand sind. Es besteht daher keine Notwendigkeit fiir
eine zusatzliche steuerliche Entlastung.

Fazit: Die Gewerkschaften lehnen stets steuerpolitische
Vorschldge ab, die insgesamt dazu fithren wirden, die
ohnehin ungleiche steuerliche Belastung von Arbeit und
Kapital zulasten des Faktors Arbeit, aber auch zulasten der
offentlichen Hand, zu verschieben.
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6.1 StraReninfrastrukturen

6.1.1 Der Investitionsrickstand bei kommunalen StraBen, Wegen, Platzen und Briicken hat nach

Angaben des DStGB insgesamt eine Summe von annahernd 36 Mrd. Euro erreicht. Rund zwei
Drittel der StraReninfrastruktur in Deutschland befinden sich in der Baulast der Kommunen.
Von den liber 920.000 Kilometern StraRe in Deutschland sind weit liber 600.000 Kilometer
kommunale Stral3en.

Das Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur hat im Juli 2015 ein Investiti-
onspaket mit Projekten fur BundesfernstralRen vorgestellt, die sofort gestartet werden konnen.
Das Volumen der Liste der Baufreigaben liegt bei 2,7 Milliarden Euro, davon 1,5 Milliarden Euro
fir Lickenschlisse, 700 Millionen Euro fiir dringende Neubauprojekte sowie 500 Millionen Eu-
ro flr Modernisierung. Damit werden die Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag der Gro-
Ben Koalition umgesetzt.

Die Mittel stammen u.a. aus der Ausweitung der Lkw-Maut sowie aus zusatzlichen Haus-
haltsmitteln 2016. Bislang stellt der Bund jahrlich 10,5 Mrd. Euro fiir Investitionen im Ver-
kehrsbereich zur Verfligung. In den Bundeshaushalt flieen Mittel aus den im Verkehrsbereich
erhobenen Steuern und Abgaben, vor allem der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineral6lsteuer
aus dem motorisierten Strallenverkehr. In den nachsten Jahren werden nach den Vereinba-
rungen der Grol3en Koalition flinf Mrd. Euro fir Schienen, Straen und Wasserstral3en veraus-
gabt. Mittels Nachtragshaushalt 2015 hat die Bundesregierung zudem die Grundlage fiir eine
Investitionsoffensive (,,10 Mrd. Euro-Paket“) geschaffen, mit der von 2016-2018 3,1 Mrd. Euro
fir Zukunftsinvestitionen in die Verkehrsinfrastruktur zur Verfligung gestellt werden. Aus dem
Briickenmodernisierungsprogramm stehen in den Jahren 2015-2018 insgesamt weitere rund
1,5 Mrd. Euro bereit. Alle SanierungsmaBnahmen bei Briicken, die Baurecht erhalten, werden
nach Informationen des Bundesverkehrsministeriums in das Briickenmodernisierungspro-
gramm aufgenommen und finanziert. Dadurch steigt die Finanzierung schrittweise auf rund
14 Milliarden Euro im Jahr 2018.

Die ,,Projektliste Neubeginne® enthalt 72 Projekte, die neu begonnen oder weitergebaut wer-
den konnen. Bayern erhalt 621 Millionen Euro, Baden-Wirttemberg 537 Mio. Euro, Hessen 390
Mio. Euro, Rheinland-Pfalz 293 Mio. Euro. Fiir Nordrhein-Westfalen sieht die Projektliste insge-
samt 128 Mio. Euro vor, die sich wie folgt verteilen:
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6.1.2

6.2.

6.2.1

6.2.2

B 56 Ortsumgehung Vettweil3/Soller (10 Mio. Euro),B 58 Ortsumgehung Beckum (23), B 221
Ortsumgehung Wassenberg (30), B 265 Ortsumgehung Hirth/Hermilheim (30), B 265 Orts-
umgehung Hiirth/Hermiilheim - KdIn/Militarring (12) und B 611 Vlotho/Exter - Lohne/Wittel
(A 2-L 860) (23 Mio. Euro).

Nicht uberraschend wird in NRW kontrovers die Frage diskutiert, wer diese geringe Zahl zu
verantworten hat. Verkehrsminister Groschek macht die schwarz-gelbe Koalition, die von
2005-2010 regiert hat, verantwortlich. In dieser Zeit waren beim Landesbetrieb Straflen.NRW
deutliche Personaleinsparungen im Planungsbereich vorgenommen worden. Der damalige
Verkehrsminister Wittke erklart dazu, infolgedessen seien aber Auftrage konsequent an pri-
vate Buros vergeben worden. Diese Vergabepraxis habe Verkehrsminister Voigtsberger aufge-
geben. Der Landesbetrieb StraBen.NRW hat inzwischen wieder zusatzliche Ingenieure einge-
stellt. 2014 konnten sodann 95 Millionen Euro mehr (insgesamt 976 Mio. Euro) fiir Bundes-
fernstralen abgenommen werden als zunachst geplant, wahrend 2013 noch 48 Mio. Euro an
den Bund zurlickgezahlt werden mussten, weil nicht genuigend Projekte fertiggeplant waren.

Einschatzung der Geschiftsstelle

Aus Verbandssicht ist zunachst die Erhohung des Investitionsvolumens zu begriiRen. Von der
Verbesserung der uiberortlichen StralReninfrastruktur profitieren Wirtschaft und Bevolkerung
in den Stadten und Gemeinden. Gerade der Bau von Ortsumgehungen wird seitens des Ver-
bandes seit vielen Jahren unterstitzt, weil stark frequentierte Ortsdurchfahrten vielfach die
kommunale Entwicklung hemmen.

Der Bund darf aber nicht aus seiner gesamtstaatlichen Verantwortung auch fir die kommuna-
len StralRen entlassen werden und muss sich viel starker bei der kommunalen Verkehrsinfra-
struktur engagieren.

Sachstand der derzeit diskutierten Finanzierungsmodelle
LKW-Maut

Das Prasidium des StGB NRW hat sich fiir eine konsequent umgesetzte LKW-Maut ausgespro-
chen, weil der VerschleiRR des Stralennetzes fast ausschlielRlich auf Schwerlastverkehre zu-
ruckzufihren ist. Es begruRt deshalb, dass die LKW-Maut ab dem 1. Oktober 2015 auch fur
Fahrzeuge mit mehr als 7,5 Tonnen Gesamtgewicht gelten soll und nicht mehr wie bisher nur
fuir Schwerlaster ab 12 Tonnen.

Aus kommunaler Sicht ist die Beschrankung der LKW-Mauterhebung auf Bundesautobahnen
und einige Bundesfernstraen aber nicht ausreichend. Vielmehr muss beispielsweise lber eine
Vignettenlosung sichergestellt werden, dass auch die Benutzung kommunaler StraRen kos-
tenpflichtig wird. Dies wiirde zum einen Mautausweichverkehre verhindern und zum anderen
eine verlassliche Einnahmequelle zugunsten der Kommunalstral3en eréffnen.

PKW-Maut

Das Verkehrsministerium verschiebt den Start der Pkw-Maut, der fiir 2016 vorgesehen war,
wegen eines Vertragsverletzungsverfahrens, das die EU-Kommission gegen Deutschland ein-
leitet, auf unbestimmte Zeit. Die EU klart in diesem Verfahren, ob ein Mitgliedstaat gegen EU-
Recht verstofRen hat. Das ist der Fall, wenn der Staat europdisches Recht verletzt oder seine
Verpflichtungen aus dem Unionsrecht nicht erfullt. Zunachst setzt die EU-Kommission eine
Frist, bis wann ein Staat Abhilfe schaffen muss. Dann konnte eine Klage vor dem Europaischen
Gerichtshof (EuGH) folgen. Liegt ein VertragsverstoR vor, muss der beklagte Staat diesen be-
heben. Andernfalls kann das Gericht Geldstrafen verhangen.
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6.2.3

6.2.4

6.2.5

Aufgrund des zu erwartenden langeren Zeitlaufs eines solchen Verfahrens mit ungewissem
Ausgang ist nach Einschatzung des Verkehrsministeriums bis auf weiteres eine Entscheidung
fir eine Betreiberfirma der Maut nicht moglich. Die Vorbereitungen fur die Einfiihrung sollen
jedoch wie geplant weiter laufen; eine Ausschreibung soll vorbereitet werden. Eine Auswahl
des Betreibers soll jedoch erst nach einem Urteil des Europaischen Gerichtshofes erfolgen.

Einschatzung der Geschiftsstelle zu Maut

Die bisherigen Uberlegungen zur PKW-Maut sind politisch, rechtlich und finanziell unausgego-
ren. Die rechtlichen Risiken auf Bundes- und EU-Ebene, das Verhaltnis von Aufwand fiir die Er-
hebung der Maut zu den Einnahmen sowie die Hohe der Einnahmen selbst sind nicht zufrie-
denstellend geklart. Zudem muss bei allen nutzerorientierten Refinanzierungsuberlegungen
eine angemessene Beteiligung der Kommunen an den Einnahmen sichergestellt werden.

Insbesondere im Hinblick auf die Kritik von Bundeslandern mit Grenzregionen hat der Bundes-
tag beschlossen, dass nicht, wie ursprunglich angedacht, samtliche StraRen mautpflichtig
werden, sondern nur fur die Nutzung von Autobahnen und Bundesstral3en eine PKW-Maut er-
hoben werden soll. Dies ist nicht zu akzeptieren, weil damit weiterhin keine rechtssichere Fi-
nanzierungslosung fir die KommunalstralRen in Sicht ist. Der kommunale Anteil von tber zwei
Dritteln aller Stral3en in Deutschland muss sich aber in der Verteilung der Erlose aus den ein-
zelnen Finanzierungsinstrumenten widerspiegeln.

Mit Maut-Einnahmen allein ist der Sanierungsstau im Strallennetz ohnehin nicht aufzulosen.
Das Prasidium des StGB hat in seinen Beschliissen vom 13.03.2013 und vom 21.11.2014 die
Forderungen an den Bund adressiert, eine dauerhafte, verlassliche und ausreichende Gemein-
deverkehrsfinanzierung sicherzustellen und die Mittel zweckgebunden fiir den kommunalen
StralBenbau bereitzustellen. Denn der Bund diirfe nicht aus seiner gesamtstaatlichen Verant-
wortung auch fiir die kommunalen Stral3en entlassen werden.

Als eine Handlungsoption, die weiterverfolgt werden sollte, hat es einen , Infrastrukturfinan-
zierungsfonds“ angesehen. Die Verkehrsminister der Lander haben ebenfalls die Bundesregie-
rung aufgefordert, zligig eine Losung vorzulegen, eventuell durch Umwandlung des Solidari-
tatszuschlags in eine Infrastrukturabgabe nach 2019. Diesen Forderungen muss jetzt mit neu-
er Dynamik Rechnung getragen werden.

Privatfinanzierungsmodelle

Aktuell werden 11 sogenannte OPP-Projekte gestartet, in denen verstarkt auf die Beteiligung
privater Investoren gesetzt werden soll. Eines davon betrifft Nordrhein-Westfalen, und zwar
der sechsstreifige Ausbau der BAB 57 zwischen KoIn und Moers.

Einschatzung der Geschiftsstelle zu Privatfinanzierungsmodellen

Uberlegungen zu Privatfinanzierungsmodellen hat die Geschaftsstelle immer duRerst kritisch
begleitet. Bislang steht der Beweis aus, dass eine private Vorfinanzierung den Steuerzahler
nicht sogar teurer zu stehen kommt.

Das Bundesverkehrsministerium kiindigt seit einiger Zeit ein Gutachten zu solchen Fragen an,
das aber noch nicht vorliegt. Nach Einschatzung des Deutschen Instituts fiir Urbanistik (DIFU)
zeigt die Erfahrung in GroBbritannien, dass die StraReninfrastruktur in einem deutlich schlech-
teren Zustand ist, weil die dortige Regierung in der Vergangenheit versucht hat, sie maBgeb-
lich Gber Privatisierungen zu sanieren.

Vorbericht zu TOP 6 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen



6.3

Regionalisierungsgesetz

Die Bundeslander erhalten auf der Grundlage des Bundesregionalisierungsgesetzes zur Sicher-
stellung einer ausreichenden Bedienung der Bevolkerung mit Verkehrsleistungen im offentli-
chen Personennahverkehr sogenannte Regionalisierungsmittel. Seit 2008 wurden diese Mittel
ausgehend von einem Betrag von 6,675 Mrd. Euro mit 1,5 % ab dem Jahr 2009 dynamisiert.
Derzeit betragt die Hohe der Mittel ca. 7,3 Mrd. Euro. Da keine Revision in 2014 erreicht wer-
den konnte, wurde die bestehende Regelung um ein Jahr fortgeschrieben und fiir 2015 die
Zuweisung an die Lander entsprechend mit dem Faktor 1,5 Prozent dynamisiert. Die Revision
der derzeitig gultigen Regelung soll fiir den Zeitraum ab 2016 erfolgen.

Uber die weitere Zukunft der Mittel gibt es unterschiedliche Auffassungen bei Bund und Lan-
dern. Der Bund hat das Interesse, die kiinftig auf der Grundlage des Regionalisierungsgesetzes
an die Lander zu zahlenden Mittel fir den Nahverkehr (vorrangig den Schienenpersonennah-
verkehr) als Teil der breiteren Bund-Lander-Finanzverhandlungen zu behandeln. Sein Ziel ist
offenbar eine vollige Neuregelung.

Lander und Kommunen fordern eine Anhebung des Grundbetrages zum 1.1.2015 auf 8,5 Mrd.
Euro und eine Dynamisierung von 2,0 % p.a.

Der Bundestag hat kurz vor der Sommerpause den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ande-
rung des Regionalisierungsgesetzes beschlossen. Es regelt insbesondere die Finanzierung des
offentlichen Personennahverkehrs auf der Schiene. Danach sollen die Lander in diesem Jahr
7,408 Milliarden Euro aus dem Mineraldlsteueraufkommen des Bundes erhalten, um damit
den offentlichen Personennahverkehr (OPNV) zu finanzieren.

Uber weitere Entwicklungen kann in der Sitzung berichtet werden.
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7.1 Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss begriiRt, dass Bund und Land den kommunalen Forderungen nachkommen, den
Breitbandausbau starker finanziell zu unterstiitzen. Dies muss jetzt ziigig umgesetzt werden
durch:

> Komplette Durchreichung der Einnahmen auf die kommunale Ebene, und zwar mit dem Ziel
der durchgehenden Verlegung von Glasfaserkabeln bis zum Endkunden, also der Wirt-
schaftsunternehmen oder der Einwohner. Im Ausnahmefall ist auf Ubergangstechnologien
zurtickzugreifen.

> Vollstandige Zweckbindung aller Erlose aus der Versteigerung der Mobilfunkfrequenzen vom
Juni 2015 fiir den Breitband-Ausbau.

» Konzentration der Forderung auf landliche Raume, in denen Unternehmen nicht aufgrund
eigener Gewinnerwartungen ausbauen werden, und auf Gewerbe- und Mischgebiete, in de-
nen Wirtschaftsunternehmen und Mittelstand in ihrer Entwicklung durch zu geringe Band-
breite behindert werden.

» Unverzugliche Aufstellung abgestimmter Forderrichtlinien durch die beteiligten Fachressorts
auf Bundes- und Landesebene.

» Umgehender Aufbau einer kompetenten und koordinierten Beratungsinfrastruktur auf der
uberortlichen Ebene durch BreitbandConsulting.NRW, Breitbandbeauftragte auf der Kreis-
ebene und den Forderreferaten der Bezirksregierungen, damit die Férderantrage der Stadte
und Gemeinden schnell und unbiirokratisch bearbeitet werden und die Kommunen bei der
Umsetzung beispielsweise von Betreiber- und Finanzierungsmodellen - beispielsweise Ge-
nossenschaftslosungen — unterstitzt werden.

» Starkere Verpflichtung der Unternehmen auf Mitnutzung vorhandener Ver- und Entsor-
gungsinfrastrukturen sowie Leerrohre, um Tiefbauarbeiten im StraBenraum weitestgehend
zu vermeiden.
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7.2

» Umgehende Schaffung einer Rechtsgrundlage fir die Bereitstellung freier und kostenloser

WLAN-Zugange in offentlichen Bereichen wie FuBgangerzonen, Gewerbegebieten und 6f-
fentlichen Gebauden durch rechtssichere und birgerfreundliche Regelung der Stérerhaftung
und der wettbewerbsrechtlichen Fragen fir Kommunen.

Ermoglichung der Teilnahme an Forderprogrammen fir Kommunen in schwieriger Haus-

haltslage, damit gerade diese von wirtschaftlichen Entwicklungen, die auf schnelles Internet
angewiesen sind, nicht weiter abgekoppelt werden.

Begriindung:

7.2.1 Einleitung

Im Jahr 2010 hat die Bundesnetzagentur Lizenzen fir die Nutzung geeigneter Funkfrequenz-
bereiche versteigert, um diese fir den Ausbau breitbandiger Mobilfunkinfrastruktur auf
Grundlage des Mobilfunkstandards Long Term Evolution (LTE) nutzbar zu machen (Digitale Di-
vidende I). Mit der im Juni 2015 erfolgten Versteigerung weiterer fiir mobile Breitbandanwen-
dungen geeigneter Funkfrequenzen, diesmal im Bereich 694 bis 790 MHz (Digitale Dividende
), wurde von den Bundeserlésen von fast 4 Milliarden Euro den Bundeslandern etwa 590 Mil-
lionen Euro zugestanden, davon flieBen 132 Millionen Euro nach Nordrhein-Westfalen.

Eine finanzielle Forderung fur den Breitbandausbau findet in NRW hauptsachlich im Rahmen
der EU-Forderung fiir [andliche Raume (ELER) statt. Insbesondere aufgrund des Drangens des
StGB NRW sieht das Land NRW zudem gezielte Breitbandférdermdglichkeiten aus dem EFRE-
Strukturforderprogramm vor. An Gewerbestandorten, wo mittelstandische Unternehmen
durch unzureichende Breitbandanschliisse behindert werden, konnen aus dem EFRE Forder-
mittel eingesetzt werden. Im Ubrigen beschrankt sich das Land auf Information und Beratung.
Beim ,Runden Tisch Breitband“ des Landes wurde Mitte vergangenen Jahres das ,Breitband-
Consulting NRW*, eine Agentur des Landes, zur intensiveren Beratung der Kommunen instal-
liert. Des Weiteren wurde vereinbart, auf Ebene der kreisfreien Stadte und Kreise Breitband-
verantwortliche zu benennen, die die Aktivitaten biindeln und koordinieren. Bei den dortigen
Wirtschaftsforderungsgesellschaften bestehen vielfach bereits weitreichende Aktivitaten, gute
Erfahrungen und Fachkenntnisse, die durch die Kooperation mit den gemeindlichen Wirt-
schaftsforderungseinrichtungen noch verstarkt werden kénnen.

Auf Einladung von Staatssekretar Rainer Bomba wurden am 17. Juli 2015 im Bundesministeri-
um fir Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) im Rahmen eines Bund-Lander-Gesprachs auf
Staatssekretarsebene der derzeitige Stand der Umsetzung und die bisherigen Uberlegungen
zur Ausgestaltung des angekiindigten Breitbandforderprogramms des Bundes dargelegt. Es
wurde noch kein schriftlicher Entwurf der Bundesforderrichtlinie Breitband vorgelegt. Begrun-
det wurde dies mit der noch nicht abgeschlossenen Ressortabstimmung, insbesondere mit
BMF und dem Bundesrechnungshof.

Folgende Eckpunkte wurden vorgestellt:

e Am Ziel einer flachendeckenden Versorgung mit 50 MBit/s bis Ende 2018 wird festgehalten.

o RegelmaRig sollen aus dem Bundesforderprogramm 50 % der im Rahmen eines Projektan-
trages erforderlichen Kosten tibernommen werden. Ein hoherer Bundesanteil von bis zu 70
% soll in Abhangigkeit von der Steuerkraftmesszahl in Frage kommen.

¢ Die restlichen Kosten sollen aus Fordermitteln der Lander aufgebracht werden, wobei daran
festgehalten wird, dass ein kommunaler Eigenanteil von 10 % erforderlich ist.

e Essollen projektbezogene Ober- und Untergrenzen der Forderung eingeflihrt werden. Die
Hochstfordersumme soll bei 10 Mio. Euro liegen. Als untere Bagatellgrenze sollen 100.000
Euro angesehen werden.
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7.2.2

e Das Forderprogramm soll zeitlich entzerrt und in verschiedene Perioden unterteilt werden.
Es wird nach Qualitat, nicht nach Eingangsdatum der Antrage beurteilt.

e Die Forderantrage werden nach einem Punktesystem beurteilt und beschieden. Jedes dieser
Kriterien ist mit einer Reihe Unterkriterien versehen, die einzeln gewichtet werden und in
die Gesamtbeurteilung einflieRen sollen. Als Hauptkriterien werden benannt: Férderbedarf
anhand der Ausgangslage; Projekterfolg bezogen auf das Programmziel; Effizienz des Mitte-
leinsatzes; Nachhaltigkeit.

e Es wird keinen Vorrang fir FTTH-Modelle geben, sondern eine technologieoffene Bewertung
der Forderantrage. Das Hauptaugenmerk soll auf der Beseitigung ,,weiRer Flecken® liegen.

e Es wird keine zeitliche Vorgabe zur Fertigstellung der MaBnahmen geben. Auch Projekte, mit
deren Fertigstellung erst nach Ende 2018 gerechnet werden muss, sind forderfahig.

e Eine Forderung von Vectoring-AusbaumalRnahmen ist zunachst nicht vorgesehen.

Nach urspriinglichen Planungen sollte das Forderprogramm vor der Sommerpause starten.
Nunmehr ist fur den September eine Auftaktveranstaltung vorgesehen. Die Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbande hat dazu Stellung genommen (Anlage). Die Ge-
schaftsstelle hatte dem DStGB Hinweise und Anregungen gegeben, die in die Stellungnahme
eingeflossen sind.

Zu den wesentlichen Aussagen der BV-Stellungnahme gehort die Betonung, dass die Kommu-
nen die Schaffung einer flachendeckenden Breitbandinfrastruktur im Technologiemix mit der
Zielmarke 50 MBit/s nur als temporar ausreichend und damit als Ubergangslésung sehen.
Langfristiges Ziel misse eine flaichendeckende Versorgung Deutschlands mit einer leistungs-
starken Glasfaserinfrastruktur sein. Die regelmaRige Projektkostenbeteiligung des Bundes in
Hohe von 50 % halt die Bundesvereinigung angesichts der insgesamt zu Verfligung stehenden
Finanzmittel (die fir zu gering erachtet werden), fir einen diskussionsfahigen Ansatzpunkt.
Kritisiert wird das Festhalten an einem kommunalen Eigenanteil von 10 %. Dies werde fur
zahlreiche finanzschwache Kommunen eine - unter Umstanden prohibitive - Hiirde zur Teil-
nahme an dem Programm darstellen. Die seitens des Bundes vorgebrachte Argumentation,
mit der notwendigen Eigenbeteiligung der Kommune solle eine moglichst effiziente Projekt-
konzeption sichergestellt werden, halt die Bundesvereinigung nicht fuir schliissig, weil die Effi-
zienz des Mitteleinsatzes eine der vier Hauptkategorien (untersetzt mit nochmals vier Einzel-
kriterien) zur Beurteilung der Forderwirdigkeit von Antragen darstelle. Dies allein werde si-
cherstellen, dass okonomisch sinnvolle Projekte unter Beachtung des Primats effizienten Ein-
satzes von Finanzmitteln zur Beantragung gebracht werden.

SchlieRlich wird es fur angezeigt gehalten, nicht nur einzelne kommunale Gebietskorper-
schaften, sondern alle kommunalen Zusammenschliisse als Antragssubjekte anzuerkennen.

Einschdtzung der Geschiftsstelle:

Der Ausschuss hat sich regelmaRig mit der Thematik befasst. Mit Beschluss vom 17.10.2013 in
Drolshagen hat er das Land aufgefordert, uiber die Férderung aus dem EU-Fonds zur Entwick-
lung des landlichen Raums hinaus durch eigene finanziell ausreichend ausgestattete Pro-
gramme der strukturpolitischen Bedeutung breitbandiger Telekommunikationsnetze Rech-
nung zu tragen. Auch wenn schnelles Internet keine originare Aufgabe der Daseinsvorsorge
sei, konnten auftretende Defizite in der Breitbandversorgung gravierende Auswirkungen auf
Burger und Unternehmen haben, dem auch kommunal entgegenzuwirken sei. Der Ausschuss
bestarkte in dem Beschluss die immer noch aktuellen, vom Prasidium am 31.10.2008 beschlos-
senen ,Forderungen und Empfehlungen des StGB NRW zur Breitbandversorgung®.

Bei der Realisierung von Netzausbauten im kommunalen Raum sollten die Stadte und Ge-
meinden alle Moglichkeiten der Mitnutzung von vorhandenen Ver- und Entsorgungsinfra-
strukturen sowie Leerrohren vor neuen technischen Eingriffen in die StralRenkorper ausloten
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und auf eine verstarkte Kooperation von Telekommunikationsanbietern untereinander und
mit den Unternehmen der Ver- und Entsorgung hinwirken.

Mit Beschluss vom 4. Marz 2015 in Dusseldorf hat der Ausschuss seine wiederholt vorgetrage-
ne Position unterstrichen, dass hochleistungsfahige Telekommunikationsnetze einen nicht
mehr wegzudenkenden Standortfaktor darstellen. Sie sind insbesondere unabdingbar, um im
wirtschaftlichen Wettbewerb bestehen zu konnen und die digitale Teilhabe der Biirgerschaft
sicherzustellen. Die enormen kommunalen Anstrengungen mussten landesseitig — auch mit
finanziellen MalRnahmen - flankiert werden, um dem strukturpolitischen Ansatz einer Fla-
chendeckung Rechnung zu tragen. Die zunehmende Bedeutung frei zuganglicher WLAN-Netze
im offentlichen Raum erfordere zwingend und kurzfristig die Schaffung einer klaren Rechtsla-
ge, um drohende Haftungsrisiken auszuschlieBen und den Schutz der Nutzer zu gewahrleisten.

Im Einklang mit dem DStGB erscheint es richtig, beim Aufbau einer Breitband-
Telekommunikations-Infrastruktur auf einen Technologiemix zu setzen. Ubergangstechnolo-
gien sind akzeptabel, wenn sonst einzelne Regionen fir zu lange Zeit keinen Breitband-
Anschluss erhalten. In NRW wird in einzelnen Kommunen sogar auf eine oberirdische Erschlie-
Bung mit Telefon- und Strom-Oberleitungen gesetzt. Zudem wird von der Telekom AG in peri-
pheren Gebieten eine Versorgung via Mobilfunk, die sogenannte ,Long Term Evolution® (LTE)
angeboten.

Am langfristigen Ziel der flachendeckenden - unterirdischen - Versorgung mit Glasfaserinfra-
struktur bis zum Endverbraucher muss aber festgehalten werden. Die Hinnahme von Uber-
gangstechnologien darf keine Abkehr von diesem Ziel bedeuten. Vorstellbar ist also, auf Lan-
desebene mit allen Akteuren einen , Ausbaupfad fir NGA-Glasfasernetze“ im Sinne einer ver-
bindlichen Vereinbarung tiber konkrete Schritte zu diesem Ziel zu definieren.

Der StGB spricht sich seit jeher fur die konsequente Mitnutzung bestehender Infrastrukturen
aus, denn beim Verlegen von Glasfaserkabeln zur ErschlieBung von Gebauden sind die Tief-
baukosten in den Straf’en mit 70 bis 80 Prozent der Gesamtkosten der grof3te Kostenblock.
Verlegeverfahren wie beispielweise Microtrenching erlauben Einsparpotenziale von bis zu 40
Prozent der Tiefbaukosten, weil die technischen Standards, die den Schutz der StraRen und
anderen Leitungen im StraBengrund gewahrleisten sollen, drastisch gesenkt werden. Die weit-
reichenden Folgekosten fur die Straleninfrastruktur sind dabei haufig nicht ausreichend be-
rucksichtigt. Microtrenching ist daher aus Sicht der Geschaftsstelle nur eine Notlosung.

GroRere Bedeutung als bisher sollte dem Ausschopfen von Synergieeffekten etwa durch ge-
meinsame Leitungs-Verlegungen, das Verlegen von Leerrohren bei ohnehin anstehenden Stra-
Benneubauten oder —sanierungen bzw. Grabungsarbeiten fiir Strom und Wasser sowie Mit-
nutzung bestehender Leitungen beigemessen werden. Auch fiir die letzten Meter zum End-
kunden konnen bestehende Anschlussleitungen fur Gas oder Wasser genutzt werden. Nach
Einschatzung der Geschaftsstelle werden diese Moglichkeiten bislang nicht wegen technischer
oder regulatorischer Hindernisse, sondern vorrangig wegen der Wettbewerbssituation der Un-
ternehmen nur unzureichend genutzt.

HSK-Kommunen durfen erforderliche Eigenanteile nicht aus Haushaltsmitteln finanzieren. Das
Haushaltsgesetz NRW gesteht ihnen aber zu, zweckgebundene Spenden und eingeworbene
Sponsorenmittel fur den Eigenanteil der Gemeinde zu einzusetzen. Die Privilegierung gilt aus-
drucklich auch fur Breitbandversorgung.
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Grundzige der Breitband-Fdrderrichtlinie des Bundes
Stellungnahme des Deutschen Stadtetages und des Deu  tschen Stadte- und
Gemeindebundes

Sehr geehrter Herr Staatssekretar Bomba,

wir bedanken uns fir die Darstellung der Grundztige der geplanten Breitband-
Forderrichtlinie des Bundes am 17.07.2015 in Berlin und die hierzu geftihrte Dis-
kussion. Der Deutsche Stadtetag sowie der Deutsche Stadte- und Gemeindebund
hatten angeklndigt, nach Einholung von Meinungen ihrer Mitglieder und der
kommunalen Praxis schriftlich Stellung zu nehmen.

1. Eingangsbemerkung:

Wir mochten eingangs unserer Anmerkungen deutlich herausstellen, dass eine
breitbandige Internetverbindung zur telekommunikationstechnischen Grundver-
sorgung gehdrt und die Sicherstellungspflicht fir eine flachendeckende, ange-
messene und ausreichende Versorgung mit Telekommunikationsdienstleistun-
gen gemal Artikel 87f des Grundgesetzes beim Bund liegt. Keine relevante ge-
sellschaftliche Kraft verschliel3t sich noch der Tatsache, dass ohne breitbandi-
gen Internetzugang den Burgerinnen und Birgern, ja ganzen Regionen soziale
und wirtschaftliche Ausgrenzung droht und der ortlichen Wirtschaft erhebliche
Wettbewerbsnachteile entstehen. Wahrend selbst der Bestand einer tiber Mo-
nate ungenutzten Telefonzelle als grundversorgungsrelevant betrachtet und
vom Telefonie-Universaldienst gesichert wird oder das Auslandseinschreiben
als Bestandteil des Post-Universaldienstes gesetzlich verankert ist, wurde ein
Breitbandinternetzugang trotz seiner anerkanntermalf3en tiberragenden Bedeu-
tung nicht in den Grundversorgungskatalog aufgenommen. Verfassungsan-
spruch und Verfassungswirklichkeit liegen damit weit auseinander. Auch ohne



die Einrichtung eines Breitband-Universaldienstes tragt der Grundgedanke der
Sicherstellung durch den Bund als verpflichtete Kdrperschaft. Geist und Auftrag
des Art. 87f GG weisen dem Bund diese Garantenstellung zu. Der Bund sollte
sich deshalb ohne Wenn und Aber zu seiner Infrastrukturzustandigkeit beken-
nen und damit anerkennen, Breitbandausbau ist keine originare kommunale
Aufgabe. In diesem Zusammenhang anerkennen wir ausdricklich, dass die
Bundesregierung nunmehr erstmals eine nennenswerte Breitbandinfrastruktur-
forderung aufgelegt hat und damit einen politischen Paradigmenwechsel einlei-
tet.

Dies vorausgeschickt nehmen wir zu den Grundziigen des Breitbandférderpro-
gramms des Bundes und dem Bewertungsmodell fir Projektantrage wie folgt Stel-
lung:

2. Vorrang fur un- oder unterversorgte Gebiete

Die Absicht des Bundesministers fur Verkehr und digitale Infrastruktur, ein
Bundesférderprogramm zur Schaffung einer zeitgemaéafen Breitbandinfrastruktur
- vorrangig in un- oder unterversorgten Gebieten — einzurichten, wird im Grund-
satz begruf3t. Die Zielgebiete des Forderprogramms durfen aber nicht aus-
schlie3lich im landlichen Raum liegen. Auch in groReren Gemeinden und Stad-
ten existieren noch zahlreiche Gebiete, die Gber eine unzureichende Breit-
banderschliel3ung verfiigen. Breitbandausbauprojekte in bevolkerungsreichen
gemeindlichen oder stadtischen Gemarkungen mussen bei der Antragsbewer-
tung gleichrangig behandelt werden.

3. Flachendeckende Versorgung mit 50 MBit/s bis End e 2018

Das Ziel einer flachendeckenden Versorgung mit 50 MBit/s bis Ende 2018 wird
grundsétzlich begrufdt. Diese Bandbreite ist gegenwartig und in mittlerer Zukunft
ausreichend. In weiterer zeitlicher Perspektive wird sie weder fur den privaten,
noch fur den gewerblichen Bereich ausreichen und darf deshalb nur als Zwi-
schenziel verstanden werden. Wir halten die rechtzeitige Entwicklung einer zu-
kunftsweisenden Breitbandstrategie fiir die ,Nach- 50MBit/s- Ara“ fiir erforder-
lich.

4. Projektkostenbeteiligung des Bundes

Die regelmé&nRige Projektkostenbeteiligung des Bundes in Hohe von 50 % halten
wir, angesichts der insgesamt zu Verfiigung stehenden Finanzmittel (die wir je-
doch fur zu gering erachten), fur einen diskussionsfahigen Ansatzpunkt, verwei-
sen aber auf die Zustandigkeit des Bundes beim Breitbandausbau. Die Erho-
hung des Bundesanteils in Abhangigkeit von der Steuerkraftmesszahl auf bis zu
70 % ist vom Prinzip her zu begrif3en. Wir wollen jedoch nicht ausschliel3en,
dass andere Indikatoren besser geeignet waren, eine besondere Notwendigkeit
der Erh6hung des Bundesanteils auszuweisen. Dies kann abschlielRend erst
bewertet und diskutiert werden, wenn ein schriftlicher Entwurf der Forderrichtli-
nie vorliegt und die Einzelgewichtung der Kriterien des Bewertungssystems of-
fen gelegt wird.



5. Kommunaler Eigenanteil

Als sehr problematisch sehen wir das Festhalten an einem kommunalen Eigen-
anteil von 10 %. Dies wird fur zahlreiche finanzschwache Kommunen eine - un-
ter Umstanden prohibitive - Hirde zur Teilnahme an dem Programm darstellen.
So ist zum Beispiel, nach Einschatzung des Breitbandkompetenzzentrums Thi-
ringen (BKT), allein im Jahr 2013 in mindestens 20 Orten in Thiringen die
Schaffung einer flachendeckenden, bedarfsgerechten Breitband-Grundversor-
gung daran gescheitert, dass der Eigenanteil der Kommunen an der Deckung
von Wirtschaftlichkeitsliicken nicht aufgebracht werden konnte. Wir weisen an
dieser Stelle noch einmal darauf hin, dass die Schaffung von Breitbandinfra-
struktur keine origindre kommunale Aufgabe ist. Vor diesem Hintergrund auf der
Einbringung eigener Haushaltsmittel der Stadte und Gemeinden zu bestehen
und in Kauf zu nehmen, dass besonders finanzschwache Kommunen, die re-
gelmafiig eine Standortaufwertung durch Breitbandversorgung am dringendsten
bendtigen, sich nicht an dem Breitbandférderprogramm des Bundes beteiligen
konnen, halten wir fur kontraproduktiv. Auch geben wir zu bedenken, dass zu-
mindest in diesen - méglicherweise zahlreichen - Stadten und Gemeinden die
Breitbandziele des Bundes verfehlt wirden. Die seitens des Bundes vorge-
brachte Argumentation, mit der notwendigen Eigenbeteiligung der Kommune
solle eine moglichst effiziente Projektkonzeption sichergestellt werden, halten
wir flr nicht ausreichend schlissig. Schlief3lich stellt die Effizienz des Mittelein-
satzes eine der vier Hauptkategorien (untersetzt mit nochmals vier Einzelkrite-
rien) zur Beurteilung der Férderwirdigkeit von Antragen dar. Dies allein kann
und wird sicherstellen, dass 6konomisch sinnvolle Projekte unter Beachtung
des Primats effizienten Einsatzes von Finanzmitteln zur Beantragung gebracht
werden.

6. Ober- und Untergrenzen der Foérderung

Einer Untergrenze von 100.000 Euro Projektkosten kdnnen wir zustimmen. Eine
Obergrenze von 10 Millionen Euro halten wir, angesichts der heterogenen
Kreis- und Gemeindestrukturen Deutschlands, nicht fur durchgangig hilfreich.
So gibt es im Freistaat Bayern 71 Landkreise sowie 25 kreisfreie Stadte. Meck-
lenburg-Vorpommern weist sechs Landkreise und zwei kreisfreie Stadte auf.

Es liegt auf der Hand, dass fur Lander, die aus Griinden der Verwaltungsoko-
nomie radikale Kreisgebietsreformen durchgefiihrt und damit flachenmaRig sehr
grol3e Verwaltungseinheiten geschaffen haben, die 10 Millionen-Obergrenze ei-
ne Benachteiligung darstellt. Wir regen deshalb dringend an, Uber eine variable
Forderobergrenze nachzudenken, die die Unterschiede im Hinblick auf die ge-
gebenen Verwaltungsstrukturen, die Bevélkerungszahlen sowie die flachenma-
Bige Ausdehnung der antragsfahigen Korperschaften ausgleicht, statt auf das
alleinige Fordersummenkriterium zu setzen.

7. Einteilung in Forderperioden

Grundsatzlich ist die zeitliche Entzerrung des Foérderprogramms durch ein tGber

mehrere Stichtage laufendes Antragsverfahren zu begrifRen, da auf diese Wei-

se ein ,Windhundrennen® unter den Antragstellern vermieden wird. Es stellt sich
jedoch die Frage, wie die Aufteilung in mehrere Forderperioden ausgestaltet



werden soll. Es besteht die Gefahr, dass die Aufteilung des pro Phase zur Ver-
figung stehenden Férdervolumens dazu fuhrt, dass bestimmte Vorhaben erst in
einer spateren Phase bertcksichtigt werden kénnen. Es sollte vermieden wer-
den hierbei mit lAngeren Zeitrdumen zu operieren, um auszuschlie3en, dass
sich Rahmenbedingungen verandern, die eine (teilweise) Neukonzeption der
Projekte erfordern.

. Grundsatz der Technologieoffenheit

Den Grundsatz der Technologieoffenheit des Forderprogramms unter Mal3gabe
des 50 MBit/s-Kriteriums unterstitzen wir. Nur durch den Einsatz sich gegensei-
tig erganzender Technologien ist mittelfristig die Schaffung einer flachende-
ckenden Breitbandinfrastruktur und damit die Mdglichkeit zur Partizipation an
der Wissens- und Informationsgesellschaft Deutschland fur alle Bundesbirger
maoglich. Die Vermeidung einer Festlegung auf eine technologisch spezifische
ErschlieBungsart ist auch geeignet, mogliche Inkompatibilitaten mit europai-
schem Recht auszuschliel3en. Betonen méchten wir, dass wir die Schaffung ei-
ner flaichendeckenden Breitbandinfrastruktur im Technologiemix mit der Ziel-
marke 50 MBit/s nur als temporar ausreichend und damit als Ubergangslésung
sehen. Langfristiges Ziel muss eine flachendeckende Versorgung Deutschlands
mit einer leistungsstarken Glasfaserinfrastruktur sein. Wir wollen nicht verheh-
len, dass auf der kommunalen Seite vereinzelt andere Auffassungen vertreten
werden. So finden sich ernstzunehmende Stimmen, die eine Beschrankung des
Bundesforderprogramms auf den FTTH-Ausbau favorisieren, wéhrend andere -
ebenfalls mit guten Griinden - die Auffassung vertreten, die Férderung solle be-
reits fur Infrastrukturvorhaben zur Verfiigung stehen, die Bandbreiten von tber
30 MBit/s erméglichen.

. Modell zur Prifung der Férderwirdigkeit von Antr agen

Die vier Hauptkriterien der Bewertungsmatrix, ,Forderbedarf, Projekterfolg, Effi-
zienter Mitteleinsatz und Nachhaltigkeit“ sowie deren insgesamt 18 Unterkrite-
rien sind fur sich genommen nachvollziehbare und grundséatzlich und allgemein
taugliche Indikatoren zur Einordnung der Forderwirdigkeit eines Antrages. Wir
bedauern allerdings sehr, dass weder fiir die Haupt- noch fir die Unterkriterien
die vorgesehenen Gewichtungen respektive Punktbewertungen mitgeteilt wur-
den, die eine Vergleichbarkeit von Malinahmen erméglichen wirden. Ohne die-
se Informationen ist eine seriése und vertiefte Auseinandersetzung mit den Kri-
terien nicht mdglich, da nicht erkennbar ist, in welchem Verhéltnis sie zueinan-
der in die Bewertung einflie3en. Damit ist uns auch die Mdglichkeit verstellt zu
beurteilen, ob die einzelnen Bewertungskriterien im Rahmen des Forderpro-
gramms tauglich und zielfihrend sind. Da tGber deren Zusammenspiel die ent-
scheidenden Weichenstellungen vorgenommen werden, bitten wir dringend da-
rum, den angekindigten Entwurf der Forderrichtlinie in dieser Hinsicht transpa-
rent und nachvollziehbar zu gestalten. Dies auch, um deutlich zu machen, dass
der Bundesminister fur Verkehr und Digitale Infrastruktur sich auf eine nachvoll-
ziehbare Bewertungssystematik festlegt. Es bedarf weitreichender Transparenz
bei der Fordermittelverteilung, um ein vertrauensvolles Verhaltnis zu den Stad-
ten und Gemeinden aufzubauen.



10. Ausgangsbemerkungen

Schliel3lich erlauben wir uns, einige nach unserem Daflrhalten wichtige Er-
folgsvoraussetzungen fur das Bundesprogramm zur Férderung des Ausbaus
der Breitbandinfrastruktur kursorisch darzustellen:

* Wir halten es fiir angezeigt, nicht nur einzelne kommunale Gebietskorper-
schaften, sondern alle kommunalen Zusammenschlisse in tauglicher
Rechtsform als Antragssubjekte anzuerkennen.

» Das Forderprogramm sollte es erméglichen, bereits durchgeftihrte Pro-
jektphasen einzubeziehen und nach Maglichkeit auch noch nicht fertiggestell-
te Teilabschnitte bereits angelaufener Projekte zu erfassen.

* Nur durch enge Abstimmung und Kooperation mit den Landern und den
kommunalen Spitzenverbanden wird es mdglich sein, potentielle kommunale
Antragsteller mit konsistenten antragsrelevanten Informationen zu versorgen.
Es ist in diesem Zusammenhang dringend erforderlich abzuklaren, in wel-
chem Verhaltnis ein Votum der Lander zu den Bewertungskriterien des Bun-
des steht.

» Es erscheint sinnvoll, den Verlauf des Férderprogramms durch ein perma-
nentes Monitoring von Bund, Landern und Kommunalen Spitzenverbande zu
begleiten, um mogliche Fehlentwicklungen und Problemkonstellationen zeit-
nah zu erkennen, zu analysieren und zu korrigieren. Wir regen an, dem Be-
schluss der Wirtschaftsministerkonferenz zur Zusammenarbeit von Bund,
Landern und Kommunalen Spitzenverbanden beim Breitbandausbau vom
17./18. Juni 2015 zu folgen und eine entsprechende Arbeitsgruppe einzurich-
ten.

Wir hoffen, mit oben stehenden Ausfihrungen einen Beitrag zur Fertigstellung ei-
nes offiziellen Entwurfs der Breitbandforderrichtlinie des Bundes geleistet zu ha-
ben und erwarten die bereits angekindigte zeitnahe Ubersendung zur abschlie-
Renden Stellungnahme.

Mit freundlichen GrifRen

V- et uot. soruasssss

Verena GoOppert Uwe Zimmermann
Beigeordnete Stellv. Hauptgeschaftsfuhrer
des Deutschen Stadtetages des Deutschen Stadte- und

Gemeindebundes
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Riickforderungen der auf der Grundlage von 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarungen gemaR Nr.
14 ODR gezahlten Betrage durch den Landesbetrieb StraBen.NRW

In der Vergangenheit haben sich der Bund sowie das Land als Trager der Stralenbaulast fiir Bundes-
und LandesstralRen auf der Grundlage offentlich-rechtlicher Vereinbarungen nach Nr. 14 der Orts-
durchfahrtenrichtlinien (ODR) pauschal an den Kosten der Herstellung oder grundhaften Erneuerung
gemeindlicher Kandle beteiligt, die auch das StraBenoberflachenwasser der Stral3e abfiihren (soge-
nannte OD-Pauschale). Auf Empfehlung des Landes hin wurden entsprechende Vereinbarungen auch
zwischen den Kreisen und den kreisangehorigen Stadten und Gemeinden bezuglich der Ortsdurch-
fahrten von KreisstralRen geschlossen.

Das Oberverwaltungsgericht fiir das Land Nordrhein-Westfalen hat mit Beschluss vom 24.07.2013
(Az.: 9 A1290/12) Vereinbarungen Uber den Verzicht auf Entwasserungsgebihren als nicht verein-
bar mit dem Kommunalabgabenrecht und damit fiir nichtig erklart. Seither wird in NRW die Inan-
spruchnahme einer gemeindlichen Kanalisation fuir die Niederschlagsentwasserung einer tberortli-
chen StraRe ausnahmslos Uber die Heranziehung des StralRenbaulasttragers zur Einleitungsgebtihr
nach dem Kommunalabgabengesetz geregelt.

Das Land vertritt die Rechtsauffassung, dass die in der Vergangenheit gezahlten Beteiligungen an
den Kosten der Herstellung oder Grunderneuerung der Anlagen somit ohne Rechtsgrund geleistet
wurden und den StraBenbaulasttragern zu erstatten sind. Nach Berechnungen des Landesbetriebs
StralRen.NRW bestehen Riickforderungsanspriiche des Bundes in Hohe von insgesamt rd. 25,3 Mio.
Euro und des Landes in Hohe von insgesamt rd. 39,4 Mio. Euro. Stadtetag und Stadte- und Gemein-
debund NRW vertreten demgegenuber die Rechtsauffassung, dass diese Riickforderungsanspriiche
nicht, jedenfalls nicht in der geforderten Hohe bestehen, weil den gezahlten Betragen dquivalente
Leistungen der Kommunen in Form von ordnungsgemafer Abfuhrung und Beseitigung des StraBen-
oberflachenwassers gegentiberstehen.

Da mehr als 200 Kommunen von dieser Thematik betroffen sind, haben sich die kommunalen
Spitzenverbande mit Vertretern der beteiligten Landesressorts zur Vermeidung einer Vielzahl von
Rechtsstreiten darauf verstandigt, ein Modell der Riickabwicklung zu priifen, das fiir alle Beteiligten
eine tragbare Losung ermoglicht.
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Einvernehmen besteht dartiber, dass die Oberflachenentwasserung zur StraRenbaulast gehort, und
dass der StralRenbaulasttrager sich an den Kosten einer gemeindlichen Kanalisation bis zu dem Be-
trage beteiligt, den er bei eigener Durchfiihrung einer Oberflachenentwasserung hatte aufwenden
mussen. Um die Auswirkungen von Rechenmodellen zu priifen, die zu einer einvernehmlichen Riick-
abwicklung der Vereinbarungen fiihren sollen, wird derzeit unter Federfliihrung von Dezernat |l der
Geschaftsstelle das weitere Verfahren abgestimmt.

Die Stadte und Gemeinden werden im einem ersten Schritt gebeten, zu berechnen und mitzuteilen,
welche Kosten in dem Zeitraum 1985 bis 2015 fiir die StraRBenoberflachenentwasserung (Einleitung
von StralRenoberflachenwasser von den Ortsdurchfahrten-Fahrbahnflachen - sog. OD-
Fahrbahnfldchen in die 6ffentliche Abwasserkanalisation) angefallen sind.

Fur diejenigen Stadte und Gemeinden, die seit dem Jahr 1985 bereits eine getrennte Regenwasser-
gebuhr eingefiihrt hatten, bedeutet dies, dass sie fiir den Zeitraum 1985 bis 2015 berechnen miis-
sen, welcher Geldbetrag durch das Land bzw. den Bund fiir die StraRenoberflachenentwasserung
(OD-Fahrbahnflachen) hatte bezahlt werden missen. Hieraus lasst sich der Gesamt-Geldbetrag fiir
die Jahre 1985 bis 2015 ermitteln.

Fiir diejenigen Stadte und Gemeinden, welche die getrennte Regenwassergebiihr spater (z.B. erst ab
dem 01.01.2010) eingefiihrt haben, gilt Folgendes: Fiir die Jahre nach der Einfiihrung der getrennten
Regenwassergebiihr (z.B. 2010 bis 2015) kann auf die Gebiihrensatze der Regenwassergebiihr in der
Abwassergebuhrensatzung zurlickgegriffen werden. Fiir die Jahre davor, muss eine Riickrechnung
des Gebuihrensatzes bis zum Jahr 1985 erfolgen.

Dabei wird folgender Berechnungsweg vorgeschlagen, der auch bereits in einem verwaltungsge-
richtlichen Verfahren vor dem VG Arnsberg (Az.: 11 K 147/14) in einem gerichtlichen Vergleich zur
Anwendung gekommen ist: Fur die Zeit nach der erstmaligen Einflihrung in der Stadt bzw. Gemein-
de z.B. ab dem 01.01.2010 steht der Gebuihrensatz fiir die gesondert kalkulierte und erhobene Re-
genwassergeblhr fest. Fir diese Jahre wird der Schmutzwassergebiihr und die Regenwassergebtiihr
jeweils zusammengerechnet. Aus den Prozentsatzen fiir die Jahre 2010 bis 2015 wird dann ein ge-
mittelter Anteil aus den Jahren 2010 bis 2015 ermittelt. Dieser mittlere Referenz-Prozentsatz wird
dann durchgangig bezogen auf den Gebiihrensatz der entsprechenden Jahre angewendet.

Die hieraus ermittelten Riickbehaltungsméglichkeiten der Kommunen sollen Grundlage fiir einen
Vergleich mit dem Land sein. Das Land behalt sich vor, sich je nach Ergebnis auf einen solche Ver-
gleichsvorschlag einzulassen, oder den Landesbetrieb klagen bzw. Kostenbescheide erteilen zu las-
sen. Hinsichtlich der BundesstraBen musse auf der genannten Grundlage tber vergleichbare Lo-
sungsmoglichkeiten diskutiert werden.

Stadtetag NRW und Stadte- und Gemeindebund NRW haben rein vorsorglich darauf hingewiesen,
dass auf der Grundlage von vertraglichen Vereinbarungen gezahlte Geldbetrage auch als Gebihren-
Vorauszahlung angesehen werden konnen. Sie haben es abgelehnt, ihren Mitgliedskommunen den
Verzicht auf die Einrede der Verjahrung zu empfehlen.

Das Schreiben, mit dem die betroffenen Kommunen um die genannten Informationen gebeten wer-
den, befindet sich zum Redaktionsschluss noch in der Abstimmung. Uber den Fortgang der Angele-
genheit wird in der Sitzung berichtet.
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Bericht aus dem Mittelstandsbeirat
Blirgermeister Volkel wird ggf. liber Aktuelles aus dem Mittelstandsbeirat berichten.
Perspektiven zur Nutzung von Gewerbe- und Konversionsflachen

Der Ausschuss hatte in seiner vergangenen Sitzung einstimmig festgestellt, dass eine erfolg-
reiche wirtschaftliche Entwicklung in den Kommunen die Verfuigbarkeit von Gewerbeflachen
sowohl in qualitativer als auch quantitativer Hinsicht voraussetzt. Vor diesem Hintergrund hat
er die Geschaftsstelle mit der Erarbeitung eines StGB-Positionspapiers zu ,,Wirtschaftsflachen
der Zukunft im kreisangehorigen Raum® unter Beruicksichtigung der durch die Entwicklungen
bei der Bundeswehr und dem Abzug anderer Streitkrafte frei werdenden sogenannten Konver-
sionsflachen und des endgiiltigen LEP beauftragt.

Die Geschaftsstelle hat daraufhin vor der Sommerpause zu einer Sitzung der Expertengruppe
Wirtschaftsforderung gemeinsam mit in den Mitgliedskommunen fiir Konversion Verantwort-
lichen eingeladen. Dieses Treffen kam aufgrund zu geringer Anmeldezahl nicht zustande, als
Grund fir die Absage wurde vielfach der noch ausstehende neue Entwurf des LEP genannt.

Die Landesregierung hat am 28.04.2015 einen Beschluss zu einem ersten Teil von Anderungen
des LEP-Entwurfs gefasst. Auf der Kabinettsitzung am 23.06.2015 befasste sich die Landesre-
gierung erneut mit dem LEP-Entwurf und beschloss zu den restlichen Festlegungen des LEP-
Entwurfs und zu den Erlauterungen der Festlegungen weitere Anderungen. Der Uberarbeitete
Planentwurf wurde am 10.07.2015 auf der Internetseite der Landesplanungsbehérde (Staats-
kanzlei) als synoptische Darstellung veroffentlicht.

Die Landesplanungsbehorde hat auf die Forderung der kommunalen Wirtschaftsforderer u. a.
hin Einleitung des LEP-Entwurfs neu gefasst und ein eigenes Unterkapitel (,1.2 Nachhaltige

Wirtschaftsentwicklung erméglichen®) geschaffen, in dem konkrete Ausfiihrungen zur Bedeu-
tung der raumlichen Entwicklung fur einen attraktiven Wirtschaftsstandort gemacht werden.

Darin heifl3t es u.a., dass ,,ein am Bedarf der Wirtschaft orientiertes Flachenangebot unter Be-
ricksichtigung der teilrdumlichen Gegebenheiten in NRW ein Ziel der Landesregierung” ist.

Vorbericht zu TOP 9 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen



Dariiber hinaus sind entsprechende Anderungen bei den Festlegungen fiir Bereiche fiir ge-
werbliche und industrielle Nutzungen (GIB) erfolgt.

Zum Thema ,Wirtschaftsflachenermittlung® wird in dem neuen Entwurf vorgeschlagen, der
Bedarf an neuen Wirtschaftsflachen solle auf der Grundlage einer Trendfortschreibung der Da-
ten des Siedlungsflachenmonitorings ermittelt werden. Dazu wird fur jeweils eine Region
(mindestens einen Kreis) die durchschnittliche jahrliche Inanspruchnahme der letzten mindes-
tens zwei Monitoringperioden mit der Zahl der Jahre des Planungszeitraums multipliziert. Die
so ermittelten Bedarfe konnen um einen Planungs- bzw. Flexibilitatszuschlag von bis zu 10 %,
in begriindeten Ausnahmefallen maximal bis zu 20 % erhéht werden.

Im Weiteren werden Vorgaben Uber die Anrechnung von planerisch verfligbaren Brachflachen
und betriebsgebundenen Erweiterungsflachen auf den Wirtschaftsflachenbedarf gemacht.
Wahrend betriebsgebundene Erweiterungsflachen i.d.R. zur Halfte anzurechnen sind, werden
Brachflachen mit der Teilmenge angerechnet, die sich fur eine bauliche Nutzung eignet und
bereits als Siedlungsflache festgelegt ist.

Damit wird die jetzt aufgehobene Regelung in Absatz 2 des Grundsatzes 6.1-8 in abge-
schwachter Form fortgesetzt. Vorhandene Brachflachen verhindern nun nicht mehr die Inan-
spruchnahme von Freiraum, sie reduzieren aber den Bedarf. Dabei bleibt unklar und ohne De-
finition, was unter dem Begriff der ,Eignung fur eine bauliche Nutzung® zu verstehen ist. So-
lange aber nicht gesichert ist, dass faktisch nicht verfiigbare (z.B. entgegenstehender Eigen-
timerwille) oder zu wirtschaftlichen Konditionen nicht entwickelbare Brachflachen (z.B. Alt-
lasten) von einer Eignung ausgenommen sind, muss aus Sicht der Geschaftsstelle diese Rege-
lung abgelehnt werden.

Der Grundsatz 6.1-8 ,Wiedernutzung von Brachflachen® sieht vor, dass durch Flachenrecycling
Brachflachen neuen Nutzungen zugefiihrt werden sollen. Auf die Vorgabe, dass eine Neudar-
stellung von Siedlungsflachen auf Freiflachen nur erfolgen soll, wenn auf der Grundlage des
Siedlungsflachenmonitorings nachgewiesen wird, dass keine geeigneten Brachflachen zur Ver-
fligung stehen, wird verzichtet. Dies ist zu begriiRen und entspricht der Anregung des StGB
NRW.

Die bisher geplante Zielbestimmung, nach der neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle
Nutzungen unmittelbar anschlieRend an die vorhandenen ASB oder GIB festzulegen sind, wur-
de um eine Ausnahme fir die Nutzung von Brachflachen erweitert, die im Freiraum liegen. Vo-
raussetzung fur ihre gewerbliche und industrielle Nutzung ist, dass liber eine erganzende
Zweckbindung sichergestellt wird, dass nur eine Nachnutzung bereits versiegelter Flachen ein-
schliellich vorhandener Infrastruktur erfolgt und die aus dieser Brachflache vorhandenen na-
turschutzwiirdigen Teilflichen von der Nachnutzung ausgenommen werden und eine kurzwe-
gige verkehrliche Anbindung gegeben ist.

Die vom StGB NRW geforderte Erweiterung der Flachennutzung fur GIB-Bereiche ist grund-
satzlich zu begriiBen. Allerdings schranken die vorgesehenen engen Voraussetzungen das
hierdurch neu geschaffene Nutzungspotenzial wieder erheblich ein. Auf den Voraussetzungs-
kanon sollte daher aus Sicht der Geschaftsstelle verzichtet werden.

Die Festlegung im Grundsatz 7.1-8 ,Nutzung von militarischen Konversionsflachen®, nach der
auf militarischen Konversionsflachen im Freiraum Festlegungen und MalRnahmen zugunsten
des Natur- und Landschaftsschutzes und / oder der Nutzung fuir Erneuerbare Energien zum
Tragen kommen sollen, wird nunmehr auf ,iberwiegend landwirtschaftlich gepragte militari-
sche Konversionsflachen” (beispielsweise Truppenlibungsplatze) beschrankt. Damit wird eine
gewerbliche Nachnutzung erleichtert. Die Anderung entspricht einer Anregung des StGB NRW.
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Im Kapitel 8 ,Verkehr und technische Infrastruktur” werden in die Zielbestimmung 8.1-9 ,Lan-
desbedeutsame Hafen und WasserstraBen* die Stadte Emmerich, Rheinberg und Voerde auf-
genommen, in denen sich (neben Bonn, Dortmund, Duisburg, Dusseldorf, KéIn, Krefeld, Min-
den, Neuss und Wesel) ebenfalls landesbedeutsame, 6ffentlich zugangliche Hafen befinden.
Dies ist aus Sicht der Geschaftsstelle zu begri3en.

In Ziel 8.1-11 ,Schienennetz“ wird nunmehr festgelegt, dass Mittel- und Oberzentren statt an
den Schienenverkehr (nur noch) an den Offentlichen Verkehr anzubinden sind, da aus Sicht der
Landesregierung ,in vielen Mittelzentren eine Anbindung an den Schienenverkehr kaum mog-
lich ist. Das Ziel wird insoweit folgerichtig in ,,8.1-11 Offentlicher Verkehr“ umbenannt.

Diese Einschatzung ist nachvollziehbar und nach Ausfuhrung der Landesplanungsbehorde soll
hierdurch auch die Trassenreaktivierung nicht tangiert werden. Insoweit kann mit der Erweite-
rung dieses Ziels auf alle Formen des OPNV - und damit auch den straRengebundenen Linien-
verkehr und den Verkehr mit Schnellbussen - umfassend die Zentralitat, die Erreichbarkeit und
die Versorgungsfunktion der Mittel- und Oberzentren erreicht werden.

Gleichwohl fihrt die Anderung der Zielbestimmung nach Einschatzung der Geschaftsstelle
dazu, dass bislang nicht an das Schienennetz angeschlossene Mittelzentren kaum noch eine
Chance auf Anbindung haben. Um dies zu ermdglichen, hatte der StGB in der Stellungnahme
vom 28.02.2014 ausdrucklich die Zielfestlegung auf den Schienenverkehr begriRt. Immerhin
sollte bzw. soll die Anbindung (sowohl des Schienenverkehrs als auch des Offentlichen Ver-
kehrs) ,,bedarfsgerecht” erfolgen. Um durch die aus der Zielqualitdt erwachsenen Beachtens-
pflicht keine unrealistische Selbstbindung des Landes zu begriinden, sollte aus Sicht der Ge-
schaftsstelle die raumordnerische Festlegung zur Anbindung von Mittelzentren an den Schie-
nenverkehr als abgestufter Grundsatz der Raumordnung beibehalten werden, nicht aber als
Festlegung ganzlich abgeschafft werden. Dann gabe es weiterhin eine - jetzt abwagbare -
Verpflichtung des Landes zum Ausbau des Schienennetzes auch zugunsten von bislang nicht
angeschlossenen Mittelzentren.

Dem Vernehmen nach soll sich das Landeskabinett in seiner ersten Sitzung nach der Sommer-
pause am 18.08.2015 noch einmal mit dem LEP-Entwurf befassen. Das zweite Beteiligungsver-
fahren wird nach Auskunft der Landesplanungsbehdrde voraussichtlich im September fiir die
Dauer von drei Monaten durchgefuihrt werden. Der offizielle Beginn des Beteiligungsverfah-
rens wird gesondert 6ffentlich bekannt gemacht werden. Die Geschaftsstelle wird im Rahmen
des Beteiligungsverfahrens auf der Grundlage der Beschlusslage des Prasidiums eine Stellung-
nahme abgeben.

Die Landesregierung hat angekiindigt, die Stellungnahmen dieses zweiten Beteiligungsverfah-
rens bis Anfang nachsten Jahres auszuwerten. Nach erfolgter Ressortabstimmung wird der
uberarbeitete Planentwurf dem Landtag zur Beratung zugeleitet. Die Landesregierung erwar-
tet, dass dies im Friihjahr 2016 geschieht.

Die Geschaftsstelle erwagt, noch im Herbst die Expertengruppe ein weiteres Mal einzuladen,
weil mit weiteren gravierenden Anderungen des LEP-Entwurfs jetzt nicht mehr zu rechnen ist,
und Hinweise und Hilfestellungen zu ,Wirtschaftsflachen der Zukunft“ auch dann fiir die Mit-
gliedskommunen aufgestellt werden konnen, wenn nicht jede Einzelregelung des LEP und an-
derer Planungsnormen bekannt ist.

Zukunftsnetzwerk Mobilitit

Die Geschaftsstelle hatte in der vergangenen Ausschusssitzung uber die Grindung des Netz-
werks berichtet.

Vorbericht zu TOP 9 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen



9.4

9.5

Das Netzwerk, das nun ,,Zukunftsnetzwerk Mobilitat und Verkehrssicherheit” heiSen soll, hat
die Aufgabe, die Kommunen bei der Sicherstellung einer sicheren und multimodalen Mobilitat
zu unterstitzen.

Vier regionale Koordinierungsstellen bilden seit dem 01.01.2015 die Kommunikationsplatt-
formen, die den Erfahrungsaustausch und die Kooperationen zwischen den Kommunen orga-
nisieren, Know-how vermitteln und Beratungen vor Ort durchfiihren. Die Kommunen werden
in ihrer Arbeit vor Ort durch Fortbildungen, Fachgruppen und die Bereitstellung von Projekt-
bzw. Aktionsmaterialien unterstitzt.

Ein zweiter Fortbildungskurs zum sogenannten Mobilitatsmanager wird derzeit durchgefiihrt.
Am 26. Oktober soll in einer zentralen Auftaktveranstaltung des MBWSV mit den Hauptver-
waltungsbeamten der Kommunen das Netzwerk offiziell vorgestellt werden.

Uber Einzelheiten kann in der Sitzung berichtet werden.
Landes-Verkehrssicherheitsprogramm NRW

Das Land bereitet jetzt sein sechstes Verkehrssicherheitsprogramm NRW vor (Anlage). Damit
will es die bisherigen guten Entwicklungen in der Verkehrssicherheitsarbeit verstetigen und
moglichst steigern

Uber die 10-jahrige Laufzeit des fuinften Verkehrssicherheitsprogramms haben sich rechtliche
Rahmenbedingungen geandert, gesellschaftliche Veranderungen insbesondere durch die de-
mografischen Wandel ergeben und technische Weiterentwicklungen im Themenfeld Verkehr
und Mobilitat stattgefunden. Das Programm greift diese Entwicklungen auf. Es hat wie die
vorherigen eine Geltungsdauer von 10 Jahren.

Mit dem Verkehrssicherheitsprogramm verfolgt das Land die Vision Zero, das heil3t, eine Welt,
in der niemand im StralRenverkehr getotet oder so schwer verletzt wird, dass er lebenslange
Schaden davontragt. Weil Vision Zero nicht als exakte quantitative Vorgabe zu verstehen ist,
sondern als kollektive Selbstverpflichtung das(Fern)Ziel vorgibt, sind zeitlich definierte Zwi-
schenziele notwendig. So setzt sich das Verkehrssicherheitsprogramm der Bundesregierung
das Ziel einer 40 %igen Reduzierung der Getotetenzahlen bis 2020; zahlreiche Bundeslander
schlielen sich diesem - oder einem dhnlich gelagerten — Reduktionsziel an. Die Europdische
Kommission schlagt vor, bis zum Jahr 2020 die Gesamtzahl der Unfalltoten zu halbieren.

NRW setzt sich zum Ziel, 40 % weniger Verkehrstote bis 2020 und 20 % weniger Schwerver-
letzte bis 2020 zu haben.

Die Verkehrssicherheitsarbeit soll sich nicht auf die Reduktion der Unfallzahlen beschranken.
Unter der Perspektive der qualitativen Verkehrssicherheitsarbeit sollen zudem verkehrlich be-
dingte Belastungen reduziert werden - etwa dadurch, dass Verkehre auf umweltvertraglichere
Verkehrsmittel verlagert werden. Das soll vor allem in den stadtisch gepragten Bereichen
Nordrhein-Westfalens erreicht werden, in denen die Verkehrsinfrastruktur bereits heute durch
flieBenden und ruhenden Kfz-Verkehr hoch oder sogar Giberbeansprucht ist. Unter qualitativer
Verkehrssicherheitsarbeit wird dartiber hinaus verstanden, Barrieren abzubauen, die die Mobi-
litat von behinderten und mobilitatseingeschrankten Personen unnotig erschweren.

In der Sitzung kann tiber weitere Einzelheiten aus dem Programm berichtet werden. Wenn die
endglltige Version des Programms vorliegt, wird es die Geschaftsstelle in ihrem Intranet-
Angebot einstellen.

Riickblick Jahrestagung Kommunale Wirtschaftsférderung 2015 in Miilheim an der Ruhr

Die Vortrage von Dr. Jiirgen Bischoff, Mitglied der Geschaftsleitung, Agiplan zu ,Industrie 4.0 -
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Potenziale und Herausforderungen fiir KMU“ und Dr. Eduard Sailer, Geschaftsfiihrer Technik,
Miele, der zu ,Industrie 4.0 — Smarte Produkte und Produktionssysteme® wurden von den zahl-
reichen Teilnehmern begeistert aufgenommen.

Der Vorsitzende der AGKW, Bm. Volkel, verwies in seinem Begriilungsstatement darauf, dass
die Voraussetzung fiir solche Neuentwicklungen ein schnelles Internet sei. Die Breitbandstra-
tegie der Landesregierung habe den flaichendeckenden Ausbau von Glasfasernetzen der nachs-
ten Generation, also 50 Mbit/s und mehr, zum Ziel. Ministerprasidentin Kraft scheine den digi-
talen Wandel zur Chefsache machen zu wollen, wie sie in ihrer Pressekonferenz zum Jahres-
auftakt erklart habe. Allerdings beschranke sich das Land nach wie vor auf Beratung und Mo-
deration, in geringem MaRe wirden auch EU-Mittel weitergegeben. Fur die Kommunen for-
derte er aber zudem eigene Mittel des Landes ein.

Dr. Gunther Horzetzky, Staatssekretar im Ministerium fur Wirtschaft, Energie, Industrie, Mit-
telstand und Handwerk des Landes NRW, referierte zur Strategie des Landes fur den digitalen
Wandel. Er verwies darauf, dass die Mittel, die nachstens aus der sogenannten ,Digitalen Divi-
dende” flieBen wirden, fir schnelles Internet eingesetzt werden sollen: Die 700-Megahertz-
Funkfrequenzen Funkfrequenzen, die bisher zum kostenfreien Empfang von digitalem Fernse-
hen genutzt werden, sollen fir den Mobilfunk freigegeben und versteigert werden. Das Land
rechnet damit, rund 100 Millionen Euro aus dieser Versteigerung abzubekommen. Die sollen
eins zu eins fir das Thema Breitbandausbau durchgeleitet werden.

Zeit und Ort der nichsten Sitzung

Der nachste Termin wird in der Sitzung festgelegt.

Vorbericht zu TOP 9 der 110. Sitzung des Ausschusses fiir Strukturpolitik und Verkehr
des StGB NRW am 02.09.2015 in Jiichen
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Kilometer *

betragt die Lange des

StraRenverkehrsnetzes in

den Gemeinden in NRW
|

und

2

Uberértliche StraRen kom-

men noch hinzu.

Kilometer 3

lang ist das landesweite
Radverkehrsnetz in NRW
- — lokale und regionale

Erganzungen durch die
Stadte und Gemeinden
noch nicht eingerechnet.

Fur die Mobilitat in NRW sind StraRen-, Schienen-, Rad- und FuRwegenetze die
Grundlage. Wir wollen sie sicher? gestalten.
I:> Verkehrssicher durch unserer Engagement fir mehr Ver-
) kehrssicherheit sowie
Sicher
Zukunftssicher durch digitale Vernetzung und multimodale

Verkehrspraxis, die alle Verkehrstrager kombiniert.
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Vorwort

Herr Minister Groschek
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Kapitelbeginn stets auf rechter Seite

Das Verkehrssicherheitsprogramm NRW stellt sich vor

Unfallzahlen sprechen eine klare Sprache: Im Jahr 2014
verungliickten 522 Personen auf nordrhein-westfalischen
Stralen tddlich. Auch wenn damit die Zahl der Verkehrsto-
ten gegeniber dem Vorjahr um 9 %* angestiegen ist, so ist
das Ergebnis 2014 im Vergleich der Jahre gleichwohl
immer noch das zweitniedrigste. Mit nunmehr 29 Verkehrs-
toten je eine Million Einwohner® haben NRW und das
Saarland das bundesweit beste Ergebnis aller Flachenlan-
der erzielt. Sogar im européischen Vergleich kénnte sich
NRW in die Spitzengruppe aus Malta, den Niederlanden,
Schweden und GroBbritannien einreihen.®

Auch Zeitreihenbetrachtungen illustrieren einen Ruck-
gang der Unfallzahlen: Im Vergleich der Jahre 2004 zu
2014 wird deutlich, dass sich die Zahl der Verkehrstoten
um 40 %’ reduziert hat. Fur die Zahl der Schwerverletz-
ten ist ein Rickgang um 15 %?®, fur die Zahl der Leicht-
verletzten von 9 %° zu konstatieren. Das alles sind Ent-
wicklungen, die in die richtige Richtung weisen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Warum also ein neues, jetzt sechstes Verkehrssicher-
heitsprogramm NRW? Weil wir diese Entwicklungen
mindestens beibehalten und im Idealfall forcieren méch-
ten. Denn die Unfallzahlen bedeuten leider auch, dass in
NRW immer noch alle 7 Minuten ein Mensch im Stra-
Renverkehr verungluckt und alle 17 Stunden'® ein
Mensch im StralRenverkehr getdtet wird. Wer hinter
solchen oder ahnlichen Zahlen das personliche Schick-
sal der Unfallopfer sieht, kann nur eine akzeptable Zahl
an Verkehrsopfern ableiten: Null!

Deshalb drangen wir auf eine weitere Optimierung der
Verkehrssicherheit und der Verkehrssicherheitsarbeit.
Da sich zudem uber die 10-jahrige Laufzeit des funften,
jetzt ,alten" Verkehrssicherheitsprogramms auch rechtli-
che Rahmenbedingungen geandert, sich die Lebenswel-
ten Jiingerer und Alterer weiter ausdifferenziert und sich
vor allem technische Weiterentwicklungen im Themen-
feld Verkehr und Mobilitat ergeben haben, ist ein neues



Programm geboten. Dass bereits im Vorlauferprogramm
erwéhnte Sichtweisen und MafRnahmen erneut in vorlie-
gendes Verkehrssicherheitsprogramm Eingang finden, ist
gewollt — Bewéhrtes soll bleiben. Dazu z&hlt etwa, die
menschlichen Fahigkeiten als ,Mal der Dinge im Verkehr*
zu betrachten und Ablauf und Gestaltung des Verkehrs
demzufolge nach wie vor an den Grenzen der Leistungs-
fahigkeit von Menschen zu orientieren.

Die bisherigen Verkehrssicherheitsprogramme besal3en
eine Geltungsdauer von 10 Jahren; auch dieses Pro-
gramm ist wieder fiir eine langere Laufzeit konzipiert. Die
im Programm genannten Etappenziele sind dagegen be-
wusst auf das Jahr 2020 ausgerichtet. Einen verkiirzten
Zielhorizont haben wir gewahlt, um im Bedarfsfall auf sich
andernde Rahmenbedingungen bzw. neue Herausforde-
rungen mit einem modifizierten Programm reagieren zu
kénnen. Wir haben uns ferner deshalb dafiir entschieden,
weil Bundesregierung und Europaische Kommission ihre
verkehrssicherheitlichen Zielvorgaben am Jahr 2020 aus-
richten. Das erleichtert die Vergleichbarkeit und — wichtiger
— eroffnet prinzipiell die Chance fir gemeinsam ,eingetak-
tete" Aktionen und MalRnahmen.

Unsere Vision

Wir verfolgen nach wie vor eine Vision: Die Vision Zero.
Eine Welt, in der niemand im StralBenverkehr getotet oder
so schwer verletzt wird, dass er lebenslange Schaden
davontragt — ,Zero" eben.™* Unter dieser Perspektive ist
die einzig akzeptable Zahl an Verkehrstoten und Schwer-
verletzten eine ,Null“ — eine Forderung, die auch der
Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) zur MaRgabe
seines Handelns gemacht hat.*> Weil Vision Zero nicht in
erster Linie als exakte quantitative Vorgabe zu verstehen
ist, sondern als eine Art kollektive Selbstverpflichtung” das
(Fern)Ziel vorgibt, sind zeitlich definierte Zwischenziele
notwendig. So setzt sich das Verkehrssicherheitspro-
gramm der Bundesregierung das Ziel einer 40 %igen
Reduzierung der Getotetenzahlen bis 202013; zahlreiche
Bundeslander schlief3en sich diesem — oder einem &hnlich
gelagerten — Reduktionsziel an.'* Die Européische Kom-
mission schlagt vor, bis zum Jahr 2020 die Gesamtzahl
der Unfalltoten zu halbieren.'® Sichtbar wird, dass sich die
Zielvorgaben immer wieder auf das Jahr 2020 beziehen.
Daher setzen auch wir uns mit dem vorliegenden Ver-
kehrssicherheitsprogramm diesen Zielhorizont.

Reduktionsziel 2020: 40 % weniger Getotete
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Unsere Ziele

Wir wollen eine Reduktion der Zahl der Verkehrstoten
um 40 % erreichen. Dieses Ziel bedeutet einen nach wie
vor ambitionierten Anspruch an die eigene Verkehrssi-
cherheitsarbeit, da bei den insgesamt sichtbaren Riick-
gangen der letzten Jahre und Jahrzehnte die Optimie-
rungspotenziale stetig kleiner und zugleich schwieriger
erschlieBbar werden.

Um bis 2020 einen Zehnjahreszeitraum abbilden zu
kénnen, dienen die Daten der Jahre 2009 bis 2011 als
Basis — nicht zuletzt auch deshalb, weil einzelne Jahres-
zahlen nur beschrankt aussagefahig sind.

* 40 % weniger Verkehrstote in
NRW bis 2020

Eine exakte rechnerische Entsprechung wirde einen
Riickgang auf 361 Verkehrstote bis zum Jahr 2020 bedeu-
ten. Um die in der Verkehrsrealitat gleichwohl erwartbaren
Schwankungen in den Unfallzahlen abbilden zu kénnen,
haben wir fir das Reduktionsziel einen Korridor definiert,
der begrenzte Abweichungen in beide Entwicklungsrich-
tungen zulasst.

Auch wenn die Reduktion der Zahl der Verkehrstoten
wichtig ist: Von ebensolcher Relevanz muss auch der
Abbau der Schwerverletztenzahl sein. lhre Zahl Ubersteigt
in NRW die der Verkehrstoten immer noch um das 26-
fache."® Wir machen uns daher einen Appell des Deut-
schen Verkehrsgerichtstages von 2010 — der u. a. nationa-
le Reduktionsziele fiir Schwerverletzte anmahnt'’ — zu
eigen und setzen uns zum Ziel, die Zahl der Schwerver-
letzten in NRW bis 2020 um 20 % zu reduzieren. Als Be-
zugsdaten dienen erneut die Jahre 2009 bis 2011.

» 20 % weniger Schwerver-
letzte in NRW bis 2020

Auch hier gilt, dass die exakte Zielgrof3e bei einem Riick-
gang auf 10.595 Schwerverletzte erreicht ware. Der abge-
bildete Korridor erlaubt Schwankungen in der Verkehrsun-
fallentwicklung (fur diese Kategorie).

Reduktionsziel 2020: 20 % weniger Schwerverletzte
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Allerdings: Die alleinige Verengung der Verkehrssicher-
heitsarbeit auf die Reduktion der Unfallzahlen greift uns

zu kurz.

Unter der Perspektive der qualitativen Verkehrssicher-
heitsarbeit setzen wir uns auch zum Ziel, verkehrlich
bedingte Belastungen zu reduzieren — etwa dadurch,
dass Verkehre auf umweltvertraglichere Verkehrsmittel
verlagert werden. Das wollen wir vor allem in den stad-
tisch gepragten Bereichen Nordrhein-Westfalens errei-
chen, in denen die Verkehrsinfrastruktur bereits heute
durch flieRenden und ruhenden Kfz-Verkehr hoch oder
sogar Uberbeansprucht ist. Dass dabei unterschiedliche
Ausgangslagen in den Kreisen, Stadten und Gemeinden
zu berucksichtigen sind, ist selbstverstandlich.

Unter qualitativer Verkehrssicherheitsarbeit verstehen
wir dartiber hinaus, Barrieren abzubauen, die behinder-
ten und mobilitatseingeschrankten Personen ihre Mobili-
tat unnotig erschweren — in dem Wissen, dass ein barri-
erefreier Stadt- und Verkehrsraum einen Schlissel fiir
gleichberechtigte Teilhabe darstellt.
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Unsere Herausforderungen

Herausforderung Nr. 1 ist, unsere bisherige Arbeit an
den eigenen Zielvorgaben zu messen. Das Verkehrssi-
cherheitsprogramm 2004 setzte sich zum Ziel, 50 %
weniger Verkehrstote
bis zum Jahr 2015 zu

erreichen. Fasst man

Herausforderung Nr. 1:
eigenes Engagement

an eigenen Zielvorgaben
Uberprifen

diese Forderung im
Sinne eines exakten

numerischen Ziels (auf dem Weg zur Vision Zero) auf,
so haben wir es — wenn auch knapp — verfehlt: Im Zehn-
jahres-Verlauf konnte ,nur” eine Reduktion der Getote-
tenzahlen um 40 % erreicht werden. Begreift man
diese Zielsetzung aber als eine vor allem motivierende
Selbstverpflichtung, so waren wir — gemeint sind hier alle
in der Verkehrssicherheitsarbeit engagierten Akteurin-
nen und Akteure — erfolgreich. Mit dem Riickgang um

40 % gingen die Getdtetenzahlen in nennenswertem
Umfang zurlick.

Welche Hinweise lassen sich aus den bestehenden Un-
fallstatistiken ableiten? Wo besteht ggf. Nachsteuerungs-
bedarf? Das herauszufinden, ist Herausforderung Nr. 2 .

Eine Auswertung der Unfallzahlen nach Altersklassen

Herausforderung Nr. 2:
Mit Unfallstatistiken

lasst zunachst erkennen,
dass die Zahl der getote-
ten Kinder (unter 15

die Verkehrssicherheitsarbeit
nachsteuern

Jahren) zwischen 2004

und 2014 von 25 auf 16 zuriickgegangen ist. Die Verun-
gliicktenzahlen sind ebenfalls riicklaufig. Dass auch die
Verungliicktenh&ufigkeitszahl NHZ)l der Altersgruppe
einen Riickgang (von 317 auf 267)"° aufweist, macht
deutlich, dass diese Reduktion nicht durch einen sinken-
den Bevdlkerungsanteil begriindbar ist. Dass aber
gleichwohl die Zahl der im StraRenverkehr tédlich verun-
fallten Kinder seit 2012 wieder steigt und die Verun-
glicktenzahlen stagnieren, macht eindringlich deutlich,
in dem Bemiihen um mehr Verkehrssicherheit fur Kinder
keinesfalls nachzulassen.?

Ist-Soll-Vergleich fiir das Minimierungsziel ,,Getotete”
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bis 12/2014

-50 %

* Die Verunglucktenhaufigkeitszahl (VHZ) bezeichnet die Zahl der bei
Verkehrsunféllen verletzten und getdteten Personen pro 100.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern der entsprechenden Altersgruppe.



Die Verungliicktenentwicklung in der Altersgruppe der
18- bis 24-Jahrigen illustriert, dass die Zahl der verun-
gluckten jungen Erwachsenen von 15.939 auf 13.106
zurtickging. In den letzten 10 Jahren konnte die Zahl der
Getoteten jungen Fahrerinnen und Fahrer um mehr als
die Halfte — von 159 auf 72 — reduziert werden. Die
Verungliicktenhaufigkeit pro 100.000 Einwohner der
Altersgruppe hat um rund ein Funftel™ abgenommen.
Dennoch: Die Verungliicktenhaufigkeit dieser Altersklas-
se liegt immer noch doppelt®” so hoch wie die der Ge-
samtbevdlkerung. Ungeachtet des zweifellos bestehen-
den Einflusses von Jugendlichkeits- und Anfangerrisiko ist
genannte Relation Ansporn genug, sich weiter fur die
Gruppe der jungen Fahrerinnen und Fahrer zu engagie-

ren.?

Auch die ,Generation 65+, d.h. die Seniorinnen und
Senioren, bedarf besonderer Bemihungen und neuer
Strategien. Zwar konnte in den letzten 10 Jahren die Zahl
der getdteten Senioren um etwa ein Viertel gesenkt
werden. Allerdings ist die Entwicklung der Verungliick-
tenzahlen gegenléufig: Im gleichen Zeitraum ist die Zahl
der verungliickten Senioren von 8.104 auf 9.377 gestie-
gen. Dass zugleich die Verunglicktenhaufigkeitszahl fiir
diese Altersgruppe im Jahr 2013 bei 260 liegt — damit
Uber dem Wert von 2004 (der lag bei 246) — macht deut-
lich, dass sich die verkehrssicherheitliche Situation der
Senioren nicht verbessert hat.?* Ein Grund dafiir kénnte
sein, dass diese Gruppe organisatorisch schwer an-
sprechbar ist und die relevanten Personen nur schwer
identifizierbar sind — da der Alterungsprozess in hochstem
Maf3e individuell verlauft und altersbedingte Leistungsdefi-
zite individuell héchst unterschiedlich auftreten. Zugleich
deuten die Hauptunfallursachen der Seniorinnen und
Senioren — Fehler beim Wenden oder Riickwartsfahren,
Nichtbeachten von Vorfahrtszeichen, Fehler beim Abbie-
gen % _ an, dass diese Gruppe eine Verkehrssicherheits-
arbeit bendtigt, die auch auf sog. Verhéltnispravention
setzt. Dementsprechend liegt eine Herausforderung der
zukunftigen Verkehrssicherheitsarbeit darin, auch an der
Gestaltung der Verkehrsablaufe und der Verkehrsumwelt
anzusetzen.
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2004 2014 &M
denz
Unféalle NRW insge-
557.064 583.259 ?
| samt, darunter:
Unfalle mit Perso-
67.597 60.473 Y]
nenschaden
schwerw. Unfélle
. 23.538 10.009 Y]
mit Sachschaden
Unfélle mit sonsti-
373.615 509.278 ?
gem Sachschaden
Verungliickte,
86.002 77.470 Y]
| darunter:
g2 522
Schwerverletzte 15.873 13.521 A
Leichtverletzte 69.267 63.427 A
| Kinder unter 15 J.
| verungliickte Kinder 8.969 6.454 A
getotete Kinder 25 16 A
VHZ* Kinder 317 274 A
| 18- bis 24-Jahrige
verungliickte 18- bis
. 15.939 13.106 Y]
24-Jahrige
getotete 18- bis 24-
o 159 72 Y]
Jahrige
VHZ* 18- bis 24-J. 1.135 915 Y]
| Senioren ab 65 J.
verungliickte Senio-
. . 8.104 9.377 ?
rinnen und Senioren
getdtete Senioren 209 159 A
260 7

VHZ* Senioren 246

*VHZ: Die Verungliucktenhaufigkeitszahl bezeichnet die Zahl der bei
Verkehrsunféllen verletzten und getdteten Personen pro
100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern der entsprechenden
Altersgruppe.




Herausforderung Nr.
an die Verkehrssicherheitsarbeit

Eine Selbstverstandlichkeit: Die Sichtweise der Birge-
rinnen und Biirger und ihre Erwartungen fir die Ver-
kehrssicherheitsarbeit weiter nutzen. Darin liegt die
Herausforderung Nr. 3 , denn so lasst sich die Akzep-
tanz fur die vor Ort konkret verfolgten Aktionen und
3_ MaRnahmen stei-

) gern.

Aus Sicht der Birge-

gerichtete Erwartungen
weiter beriicksichtigen

rinnen und Birger ist
— so deuten landesweite Umfragen des Netzwerks Mobi-
litatsmanagement und Verkehrssicherheit Nordrhein-
Westfalen an? — die Verkehrssicherheitsarbeit aufgefor-
dert, immer auch einen quantitativen Schwerpunkt zu
verfolgen. Aus ,Blrgersicht” bildet die Reduktion der Zahl
der Verkehrstoten, Verletzten und Verungliickten den
Markenkern von Verkehrssicherheitsarbeit. Qualitative
Aspekte von Verkehrssicherheit sind — aus Birgersicht —
ebenfalls wichtig, aber allenfalls gleichrangig. Dabei wird
unter qualitativer Verkehrssicherheitsarbeit vor allem eine
verstérkte Berucksichtigung von FuRgangern und Radfah-
rern im Verkehr verstanden. Bezuglich der Verortung der
Verkehrssicherheitsarbeit deuten die Befragungsergebnis-
se an, dass Verkehrssicherheitsarbeit, wo immer méglich,
einen Bezug zum Stadtgeschehen herstellen und die
Einwohner Uber umgesetzte und geplante Malinahmen
der Verkehrssicherheit informieren soll.

Eine systemisch-umfassende Verkehrssicherheitsarbeit
bedeutet also, gleichermalien quantitative wie qualitative
Ziele zu verfolgen.26

fotolia #43 28 40 24

2 Netzwerk Verkehrssicherheit und Mobilitat (2010). Verkehrssicherheits-
arbeit vor Ort. Generelle Erwartungen an kommunale Verkehrssicher-
heitsarbeit und Wahrnehmung der Verkehrssicherheitsarbeit der Hei-
matgemeinde. Dusseldorf.

Netzwerk Verkehrssicherheit und Mobilitat (2013). Was soll Verkehrs-
sicherheitsarbeit leisten? Disseldorf.
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Herausforderung Nr. 4 erwachst aus dem demographi-
schen Wandel: NRW wird &lter! Der Anteil der Giber 65-
Jahrigen wachst bis 2020 von heute 3,6 auf 3,9 Millionen und
bis 2024 weiter auf 4,2

Milli — ein Ansti o
fionen —ein Anstieg individuelle Mobilitat

der Alteren
erhalten

innerhalb von 15 Jahren
um 15 Prozent.”” Einen
besonders starken Zu-
wachs wird die Gruppe der tber 75-Jahrigen erfahren.?®
Auch wenn sich bei letztgenannten insgesamt ein Riickgang
ihrer Mobilitat®® zeigt, so ist zweifelhaft, ob sich daraus damp-
fende Effekte auf die Gesamtverkehrsleistung des motorisier-
ten Individualverkehrs ergeben. Schlief3lich kann angenom-
men werden, dass zugleich der Bedarf an Mobilitatsdiensten
(Ruckgriff auf Lieferservices, Sozialdienste, usw.) wachst, die
ebenfalls Verkehr verursachen. Ohnehin ist mit dem An-
wachsen der Zahl der ,jungen Alten* eher mit einer weiter
steigenden Motorisierung zu rechnen. Da die weit Uberwie-
gende Mehrheit der heute unter 60-Jahrigen einen Fiihrer-
schein besitzt30, wachsen bereits heute hoch motorisierte
Altersgruppen in die Gruppe der Senioren hinein. Hinzu
kommt, dass die zukiinftigen alteren Frauen im Vergleich zu
den Seniorinnen von heute deutlich haufiger eine Fahrer-
laubnis besitzen. Die lebenslange Gewthnung an die auto-
mobile Mobilitdt sowie eine eher hohe Autoverfiigharkeit in
dieser Bevolkerungsgruppe wird zur Folge haben, dass
Seniorinnen und Senioren ausgepragt mobil sind und auch
gerne auf das Auto zuriickgreifen werden.*! Gleichwohl ist
auch richtig, dass das Auto fir die Giber 65-Jahrigen insge-
samt an Bedeutung verliert und vor allem der FuRverkehrs-
anteil steigt. Auch den OPNV nutzen die Alteren haufiger; vor
allem in den GroRstadten.* Fiir alle Seniorinnen und Senio-
ren gilt, dass individuelle Mobilitat einen der Faktoren fir
Lebensqualitat im Alter darstelit™.

Dem Erhalt der individuellen Mobilitét von Alteren Prioritét
einzuraumen, ist eine der Herausforderungen fiir die zukdinf-
tige Verkehrssicherheitsarbeit. Sie gelingt, wenn entspre-
chende Angebote fiir Senioren offeriert werden und diese
umgekehrt Verkehrsteilnahme als lebenslangen Lernprozess
begleiten — auch im Hinblick auf ihr mdglicherweise nachlas-
sendes Leistungsniveau. Die kiinftige VVerkehrssicherheitsar-
beit ist gut beraten, die Verkehrsinfrastruktur auch den Anfor-
derungen von Senioren anzupassen (etwa in Bezug auf die
Vereinfachung des Verkehrs). Auch die Mdglichkeiten der
nicht-motorisierten Mobilitét sind weiter zu férdern — schlief3-
lich sind die eigenen Fil3e fiir die Gruppe der tiber 75-
Jahrigen das wichtigste Verkehrsmittel.**

Herausforderung Nr.

4:




Technologienentwicklungen im Themenfeld ,Mobilitat und Die Mobilitatsbediirfnisse werden weiter wachsen. Die

Verkehr" bedeuten Innovationsschiibe — davon kann héu- .verkehrsprognose 2030+ sagt deutliche Zuwéchse der
fig auch die Verkehrssicherheit profitieren. Herausforde- Verkehrsleistung voraus: Im Vergleich zu 2010 soll der

rung Nr. 5 ist demzufolge, neue Technologien auch fur die  Personenverkehr um 13 % zunehmen, fir den Giterver-

kehr wird eine Zunahme um 38 % prognostiziert.*> Den

Herausfor derung Nr.
Verkehrssicherheit

Verkehrssicherheit (und die Verkehrssicherheitsarbeit) zu

Herausforderung Nr.
neuen Technologien

5_ nutzen. Grol3teil dieses Ver-

So kann bspw. mit Tele- kehrs wird dabei die

StraRe aufnehmen und Mobilitat

gemeinsam denken

auch fur die Verkehrssicherheit matikanwendungen im

erschlief3en miissen. Fiir die

Bereich der Infrastruktur

das Verkehrsgeschehen sicherer, effizienter und umwelt-
vertraglicher gelenkt werden. Fur Fahrzeuge gilt, dass
Assistenz- und Navigationssysteme bereits Alltag sind; die
Vernetzung von Fahrzeugen untereinander (car-to-car-
communication) und die Kommunikation von Fahrzeugen
mit der Infrastruktur (car-to-infrastructure) sind die nachs-
ten Schritte, die das Fahren sicherer machen. Das pilotier-
te Fahren rickt in greifbare Néhe. Neue Technologien
optimieren auch den Offentlichen Verkehr, in dem sie u. a.
die Kapazitat seiner Infrastruktur erhéhen, die Fahrtzeit
verkiirzen, Anschlusssicherheit bieten oder mit dem sog.
E-Ticketing neue Kundenpotenziale erschlie3en — und
Uber diesen Weg insgesamt auch zu mehr Verkehrssi-
cherheit fiihren, denn Offentliche Verkehrsmittel sind si-
cher. Zweifellos: Auch Radfahren und Gehen kann durch
neue Technologien attraktiver — und moglicherweise auch
verkehrssicherer — werden. So erschlief3t die wachsende
Verbreitung der verschiedenen Elektrofahrrader® eine
neue ,Leichtigkeit* des Radelns; spezielle Navigationssys-
teme kdnnen Ful3géngerinnen und FulRgéngern (zukunftig)
je nach Bedarf besonders verkehrssichere, kurze oder
abwechslungsreiche FuRwege anbieten. Wege 6fter mit
dem Fahrrad oder zu FuR3 zurlickzulegen, dient der ver-
kehrlichen Entlastung — und schafft so mehr Verkehrssi-
cherheit. Technologische Weiterentwicklungen im Bereich
der Verkehrsdienstleistungen machen zudem neue Mobili-
tatsangebote und innovative Mobilitatsstrategien méglich.
Die daraus fir die Verkehrssicherheit resultierenden Effek-
te zu erschliel3en, zahlt ebenfalls zu den zukiinftigen Her-
ausforderungen.

8 4Elektrofahrrad" oder ,Elektrorad” sind Oberbegriffe fir Fahrrader mit
Elektromotor. Je nach Starke der Motorenunterstiitzung lassen sich
Pedelecs, S-Pedelecs und E-Bikes voneinander unterscheiden.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Verkehrssicherheits-

arbeit beschreibt diese Entwicklung die Herausforde-
rung Nr. 6 : Den Spagat zwischen Verkehrssicherheit auf
der einen und Mobilitat auf der anderen Seite schaffen.
Dies erfordert neue Denkansatze — vor allem solche, die
Verkehrssicherheit und Mobilitét als ,zwei Seiten einer
Medaille* ansehen.

Maoglicherweise ist der Zeitpunkt fir derartige Ansétze
glnstig: Auch wenn die Bedeutung des Pkw unverandert
hoch ist, so messen zugleich mehr als zwei Drittel der
Bundesbiirger der Bundeshiirgerinnen und Biirger einem
klimavertraglichen Verkehr eine grof3e oder sehr gro3e

538 Auch die Anzahl der multimodalen

Bedeutung zu.
Wege wéchst; ist aber noch auf niedrigem Niveau.?’ In-
wiefern leicht sinkende Fuhrerscheinquoten bei der Grup-
pe der jungen Erwachsenen ebenfalls Ausdruck eines
neuen gesellschaftliche Trends des ,Nutzens statt Besit-
zens" widerspiegeln oder die Folge einer verschlechterten
6konomischen Situation von jungen Leuten sind, die sich
aufgrund langer Ausbildungszeiten und gegebenenfalls
prekarer Beschéftigungsverhaltnisse zum Berufsstart
schlichtweg kein eigenes Auto leisten kénnen, bleibt ab-
zuwarten. Zudem kénnte die explosionsartige Marktdurch-
dringung von Smartphones, Tablets und sonstigen
Electronic Organisern eine wechselnde, situationsange-
passte Verkehrsmittelwahl erleichtern — die ,digitale Rei-
sebegleitung” per Smartphone ist auf dem Weg zur All-
tagstechnologie. *

Es ist eine Herausforderung, die Verkehrsbelastungen in
Nordrhein-Westfalen durch solche und &hnliche Ansatze
zu reduzieren. Dass diese Ansétze nur einen Baustein
unter vielen darstellen, steht auBer Zweifel.

4 Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur (2014).
Verkehrsprognose 2030. Berlin.

° Bundesministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2008).
Umfrage zu klimavertraglicher Mobilitat. Meinungsumfrage zum Mobili-
tatsverhalten und Klimaschutz. Berlin.
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Verkehrssicherheit gemeinsam erarbeiten

Verkehrssicherheitsarbeit auf hohem Niveau benétigt
den Willen und die Krafte aller Beteiligten. Neben den
beteiligten Behdrden auf verschiedenen Ebenen der
offentlichen Verwaltung und neben dem Engagement
derer, die sich in Verbanden, Initiativen und Vereinen,
Gruppen und Blindnissen engagieren, setzen wir auf
vernetzte Strukturen. Dazu z&hlt auch der Schulter-
schluss mit den Biirgerinnen und Biirgern vor Ort, mit
Kindertageseinrichtungen, Schulen, Seniorenheimen
usw. Diese Vernetzung ist deshalb wichtig, da lokale
Experten haufig am besten einschéatzen kénnen, welche
MaRnahmen vor Ort besonders geeignet sind — gerade
dann, wenn Verkehrssicherheitsarbeit klassisch sicher-
heitliche Belange einerseits und neue Mobilitat(smoég-
lichkeiten) anderseits in den Blick nehmen soll.

Vernetzung bedeutet uberdies, auch die Zusammenar-
beit mit Betrieben zu suchen. Sie haben fraglos ein
hohes Interesse daran, dass nicht nur ihre Giter termin-
gerecht transportiert werden, sondern auch ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter auf dem Weg zum Kunden
sicher unterwegs sind und ihren Weg von bzw. zur
Arbeit sicher und stressfrei zurticklegen kénnen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Aber sicher: Wir sehen Verkehr als soziales System an,
das die Mitwirkung der einzelnen Verkehrsteilnehmerin
bzw. des einzelnen Verkehrsteilnehmers benétigt. Auf
der Ebene des individuellen Verkehrsverhaltens geht es
u. a. darum, das eigene Verhalten im Stral3enverkehr zu
hinterfragen und die Handlungsweisen anderer Ver-
kehrsteilnehmer zu antizipieren. Im Sinne einer ,geleb-
ten Verantwortung* fiir alle Verkehrsteilnehmer fordern
wir partnerschatftliches Agieren im Stral3enverkehr nach
wie vor ein.

10



Forderung vernetzter Struktu-
ren

Eine besondere Verantwortung fir die Verkehrssicher-
heitsarbeit tragen neben den Landesbehérden vor allem
die Kommunen, die kommunalen StralRenbaulasttrager
und die StralRenverkehrsbehdrden. Warum? Weil gerade
fur die Verkehrssicherheit gilt: Nahe und Vernetzung der
vor Ort handelnden Akteure ist wichtig. Sie manifestiert
sich u. a. in ortlichen Unfalluntersuchungen, -kommissio-
nen und Verkehrsschauen. Auch bei der Verkehrsiber-
wachung besteht ein Austausch zwischen polizeilicher
und kommunaler Verkehrsiiberwachung.

Studien deuten an, dass lokale bzw. auf regionaler Ebe-
ne initiierte MaRnahmen besser wirken als nationale
Kampagnen.*® Ein Grund dafir ist, dass die Einbindung
von Personen als ,Experten vor Ort* bedeutet, die spezi-
fischen Gegebenheiten der Situation, des Ortes bzw. der
Region zu erkennen und mégliche Entwicklungen ab-
schétzen zu kénnen. Der Dialog mit kommunalen Inte-
ressengruppen und der Biirgergesellschaft vor Ort ver-
bessert die Realisierungschancen von lokalen Projekten
nachweislich.*® Zudem konnen so Problemlagen er-
schlossen werden, die bei einer externen Betrachtung

moglicherweise nicht bemerkt worden waren.

Dass lokale Verkehrssicherheitsarbeit nicht nur sicher-
heitliche Effekte erschlief3t, ist gewiss: Dort, wo etwa
MaRnahmen mit geschwindigkeitsdampfender oder
verkehrsberuhigender Wirkung realisiert werden, kann
sich auch die ortlichen Wohnqualitat verbessern. Lokale
Verkehrssicherheitsarbeit kann auch als kommunaler
Standortfaktor betont werden; ggf. lasst sich dieser auch
im interkommunalen Wettbewerb nutzen.

Da sich auf der ortlichen Ebene also Zielgenauigkeit,
Wirkungsorientierung und Ausrichtung konkreter Aktio-
nen ,am Bedarf* am besten verbinden lassen, setzen wir
weiterhin auf die sog. Kommunalisierung der Verkehrs-
sicherheitsarbeit — d.h. die Bundelung der Kréafte auf
lokaler Ebene untere Beteiligung der Bevolkerung und
der gesellschaftlichen Gruppen. Eine wesentliche Vo-
raussetzung dafir ist die Sicherung bestehender Struk-
turen sowie die Gewinnung und Bindung von engagier-
ten Akteuren vor Ort, um auch zukiinftig aktionsfahig
bleiben zu kdnnen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Damit die unterschiedlichen lokalen Akteure mit ihren
unterschiedlichen Interessen angesprochen und einge-
bunden werden kdnnen, sind auf Landesebene bewusst
drei Netzwerke verortet, die auf verkehrssicherheitliche
Belange fokussieren:

* die Landesverkehrswacht NRW und deren ortliche
Verkehrswachten,

« das Netzwerk Mobilitatsmanagement und Verkehrs-
sicherheit Nordrhein-Westfalen mit seinen Koordinie-

rungsstellen und

« die Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrrad-
freundlicher Stadte, Gemeinden und Kreise in Nord-
rhein-Westfalen (AGFS) mit ihren Mitgliedern.

Alle engagieren sich mit unterschiedlichen Arbeits-
schwerpunkte und Adressaten fir die Verkehrssicher-
heit: Wahrend die Landesverkehrswacht NRW — iber
alle Altersgruppen hinweg — vor allem das Themenfeld
Verkehrserziehung und Mobilitatsbildung bedient,**
mdochte das Netzwerk Mobilitatsmanagement und Ver-
kehrssicherheit prioritdr kommunale Experten tiber ver-
kehrssicherheitliche Entwicklungen im Kontext von
Raum- und Verkehrsplanung sowie Mobilitdtsmanage-
ment® informieren.*? Das bedeutet, die Verkehrssicher-
heitsarbeit etwa um den Umgang mit innovativen Mobili-
tats- und Raumkonzepten zu ergénzen — stets unter der
Pramisse, in Kommunen, an ausgewahlten (betriebli-
chen) Standorten und fiir ausgewahlte Zielgruppen mdog-
lichst optimale Bedingungen fiir durchgangige Mobili-
tatsketten zu schaffen und verkehrstragerubergreifende
Mobilitdtsangebote anzustoRen, so dass zukiinftig auch
andere Verkehrsmittel &hnlich intensiv genutzt werden
wie bislang das Auto. Demgegentiber hat die AGFS die
Nahmobilitdt zu ihrem Leitprinzip gemacht und stellt
deren Funktion und Bedeutung im Gesamtspektrum
Mobilitat dar. *>**

® Mobilitatsmanagement (MM) ist — der Definition der Transferstelle

Mobilitat des Instituts fir Landes- und Stadtentwicklungsforschung
zufolge — eine Mdglichkeit zur Beeinflussung der Verkehrsnachfrage
mit dem Ziel, den Personenverkehr effizienter, umwelt- und sozialver-
traglicher zu gestalten. Mobilitaitsmanagement bietet, so die Transfer-
stelle, den Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmern durch
MafRnahmen aus den Bereichen Information, Kommunikation, Motiva-
tion, Koordination und Service Optionen an, ihr Mobilitatsverhalten und
ihre Einstellungen zur Mobilitat zu verandern.
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Wir werden diese drei Netzwerke weiter fordern; dass
sie sich untereinander austauschen und abstimmen
mussen, ist selbstverstandlich — auch, weil eine Netz-
werkarbeit® weitere Synergien erschlieRen kann. Um die
Abstimmung der Akteure weiter voranzutreiben, streben
wir daher an, die Netzwerke — und gegebenenfalls weite-
re Akteure — in einer Allianz zusammenzufiihren.

Die Netzwerkarbeit und die Fokussierung auf die Arbeit
vor Ort macht es notwendig, den Akteuren mdglichst
weit gefasste Chancen fur Auseinandersetzung, Aktivie-
rung, Partizipation und Engagement — also Beteiligung —
zu erdffnen. Neben bewéhrten Beteiligungsformen wird
es zukunftig auch darum gehen, digitale Plattformen
anzubieten, auf denen Personen sich engagieren, ein-
mischen und Gehor verschaffen kénnen — und zwar
unabhéngig davon, ob zuvor deren Mitarbeit konkret
erbeten wurde. Jeder wird dabei gleichzeitig Konsument
und Produzent von Vorschlagen, MalRnahmen und Ent-
wicklungsrichtungen im Themenfeld Verkehrssicherheit
und Mobilitat sein. Trotzdem: Nicht jedes ,Like", nicht
jeder geklickte ,Gefallt mir“-Button ist automatisch eine
verkehrssicherheitlich engagierte AuRerung. Die skiz-
zierten neuen Beteiligungsformen sollten daher die be-
stehenden — analogen — Beteiligungsformen nicht erset-

zen, sondern erganzen.

Einbezug betrieblicher Ver-
kehrssicherheitsarbeit

Beruflich bedingte Verkehre machen rund ein Drittel aller
Wegezwecke®® aus. In NRW fahren Daten des Mikro-
zensus 2012 zufolge knapp ein Drittel der Berufstatigen
zwischen 10 und 25 km und beinahe ein Finftel mehr
als 25 km zur Arbeit.*® Haufig mit motorisierten Individu-
alverkehrsmitteln: Mit dem eigenen Pkw oder dem moto-
risierten Zweirad kommen in Deutschland knapp zwei
Drittel der Berufspendler zur Arbeit*’ — eine Zahl, die in
dieser GroRenordnung auch fir NRW gilt, wenngleich in
dessen Stadtregionen mit gut ausgebautem &ffentlichen
Personen(nah)verkehr der OPNV-Anteil hoher liegt. Eine
veranderte Abwicklung beruflich bedingter Verkehre
koénnte auch deutliche Vorteile fur die Verkehrssicherheit
und die Umwelt erschlieRen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Damit sind auch die Unternehmen angesprochen, die an
Verkehrssicherheit ohnehin ein besonders Interesse
haben, da die Folgen eines Wegeunfalls in der Regel
deutlich schwerer wiegen als die eines Arbeitsunfalls.
Studien beziffern die Kosten eines Verkehrsunfalls auf
das Zwei- bis Sechsfache eines herkdmmlichen Arbeits-
unfalles.”® Unternehmerische Einflussméglichkeiten auf
die Verkehrsmittelwahl der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind z. B. die Férderung von Fahrgemeinschaften
(etwa durch privilegierte Stellpléatze), des 6ffentlichen
Verkehrs (etwa durch Schnuppertickets oder Zuschiisse
zum Jobticket) oder der Fahrradnutzung (etwa durch die
Bereitstellung hochwertiger Abstellanlagen oder die
Bereitstellung von Firmenradern). Auf3erdem zeigen
wissenschaftliche Arbeiten, dass mit betrieblichen Orga-
nisationsveranderungen wie z. B. Arbeitszeitflexibilisie-
rungen oder einer Einsatzplanung von Mitarbeitern unter
Berlcksichtigung ihrer Wohnorte aktiv mehr Verkehrssi-
cherheit erschlossen werden kann.*

Dass sich eine betriebsseitig organisierte Mobilitat, die
auf eine situationsangepasste Verkehrsmittelwahl setzt,
auch monetar rechnet, illustriert eine aktuelle Beispiel-
sammlung7: Fur einen betrieblichen Pkw-Stellplatz in
Innenstadtlagen kénnen bis zu 150 € /Monat veran-
schlagt werden, eine veranderte Verkehrsmittelwahl bei
Dienstreisen kann Einsparpotenziale bis zu 20% errei-

chen.®

Um das Feld der betrieblichen Verkehrssicherheitsarbeit
starker als bisher erschlieRen zu kénnen, wird NRW den
Betrieben anbieten, sich im betrieblichen Mobilitatsma-
nagement zertifizieren zu lassen. Wir setzen dabei auf
das Engagement von Industrie- und Handelskammern
und kommunaler Wirtschaftsférderung, die diesen An-
satz in regionaler Verantwortung besetzen wollen. Dabei
kann NRW auf die Erfahrungen des landesseitigen Mo-
dellvorhaben Mobil.Pro.Fit zurlickgreifen, in dessen
Rahmen mit den teilnehmenden Unternehmen mehr als
100 EinzelmaRnahmen erarbeitet und so insgesamt rund
5.600 Unternehmensbeschéaftigte angesprochen werden
konnten.**

7 Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des
Landes NRW (2014). Von Wegen! Nachhaltige Mobilitat in Betrieben.
Dusseldorf.
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Partnerschaft und Rucksicht-
nahme

Fur das MaR an realer Sicherheit auf den StralZen
kommt es letztendlich immer auf das Verkehrsverhalten
jedes Einzelnen an — und auf dessen Bereitschaft, einen
eigenen Beitrag zu mehr Verantwortung im Verkehr zu
leisten. Auch wenn im Einklang mit Vision Zero die Stra-
Ren und das Umfeld im Idealfall fehlerverzeihend gestal-
tet sind, so bedeutet das gleichwohl nicht, die Verkehrs-
teilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer aus ihrer Ver-
antwortung zu entlassen. Verkehrssicherheit geht uns
alle an!

Ein mitverantwortliches Verhalten, das die Leistungs-
grenzen des Verkehrssystems und — wichtiger — die der
Verkehrsteilnehmer anerkennt, erhoht die Verkehrssi-
cherheit. Ohnehin hat riicksichtsloses Verhalten beson-
ders im StralRenverkehr keinen Platz. Daher haben wir
bisher nicht geduldet — und werden es auch zukiinftig
nicht dulden —, dass bspw. eigene Verkehrsverstof3e mit
dem Fehlverhalten anderer relativiert werden. Der 6ffent-
liche Verkehrsraum steht allen Verkehrsteilnehmern zu —
fur jeden Verkehrsteilnehmer mit seinen spezifischen
Rechten und Pflichten. Rechtsiibertretungen werden wir
daher weiterhin konsequent verfolgen.

Klar ist aber auch: Ein Klima gegenseitiger Partnerschaft
wird nicht durch Sanktionen erreicht werden kénnen,
sondern bendétigt die Einsicht aller. Daher muss Ver-
kehrssicherheitsarbeit weiter dafiir sensibilisieren, dass
auch der StraBenverkehr als ein ,soziales System* auf-
gefasst wird. Eine solche Sichtweise bedeutet, seine
Rechte wahrzunehmen — aber nicht darauf zu pochen
und im Zweifelsfall riicksichtsvoll den Schwéachen ande-
rer Verkehrsteilnehmer zu begegnen. Partnerschaftlich-
ricksichtsvoll zu handeln bedeutet auch, vorausschau-
end zu agieren und so ggf. das Verhalten anderer Ver-
kehrsteilnehmer mit zu steuern. Eine solche Ver-
kehrskultur zu initiieren, ist hoher Anspruch und enorme
Herausforderung zugleich, da sich viele Verkehrsteil-
nehmerinnen und -teilnehmer als selbsternannte Exper-
ten davon nicht angesprochen fiihlen. Sie ,mitzuneh-
men*“ und fir Verhaltensanderungen im Verkehr zu
Uberzeugen, bedarf eines langen Atems — und guter
Angebote der Verkehrssicherheitsarbeit.>?

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)
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Fotolia # 5080300

Verkehrssicherheit und Mobilitat verstehen (lernen)

Menschen machen Fehler — der Uiberwiegende Teil aller
Unfalle ist ganzlich oder zu weiten Teilen auf menschli-

ches Fehlverhalten zurtickzufihren.

Verkehrsaufklarung und -ausbildung sind daher nach
wie vor wichtig. Allerdings: Eine moderne Verkehrssi-
cherheitsarbeit, die sich als Mobilitatsbildung versteht,
vermittelt nicht nur Regelwissen. Sie thematisiert auch
situationsorientiert-flexibles Verhalten sowie den Ver-
zicht auf Vorrechte, diskutiert die eigene Verkehrsteil-
nahme und die eigenen Mobilitatsbedurfnisse und inte-
griert nicht zuletzt auch Gesundheits- und Umwelt-
schutzaspekte. Kurzum: Es geht darum, Verkehrssi-
cherheit und Mobilitat besser verstehen zu lernen.

Eine besondere Herausforderung besteht in der Ver-
schiedenartigkeit der Zugangswege zu den Adressaten:
Bis zum Erwerb der Fahrerlaubnis stehen Angebote zur
Verflgung, die in Kindertagesstéatten, der Schule und der
Fahrschule fest verankert sind und daher obligatorisch
,durchlaufen“ werden. Wahrenddessen ist die Mobili-
tatsbildung im Erwachsenenalter fast immer freiwillig.
Das stellt die im Themenfeld engagierten Akteure vor

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Herausforderungen, denn sie treffen nun haufig auf
Personen, die viel Routine im Verkehrsalltag und klare
Uberzeugungen haben, wie man sich verkehrssicher
verhalt oder welches Verkehrsmittel wofiir geeignet ist.
Um solche Zielgruppen — wie etwa die beruflichen Viel-
fahrerinnen und Vielfahrer oder die Senioren — zu errei-
chen, sind daher (Fortbildungs)Angebote notwendig, die
sich Methoden der modernen Erwachsenenbildung

bedienen.
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Kinder

Situationsanalyse

Im Kleinkindalter sind Verkehrswissen und -verstandnis
allenfalls rudimentér entwickelt. Bis zum Schulbeginn
entwickeln sich diese Kompetenzen dann deutlich. Ab
einem Alter von etwa 6 Jahren ist ein verkehrsbezoge-
nes Gefahrenbewusstsein vorhanden. Das allerdings
bedeutet lediglich, dass Gefahren von Kindern erst als
solche erkannt werden, wenn sie unmittelbar existent
sind. Ab einem Alter von etwa 8 Jahren entwickelt sich
das vorausschauende Gefahrenbewusstsein; mit etwa
11 Jahren kdnnen Kinder die grundsatzlichen Gefahren
des StraRenverkehrs annahernd einschatzen.>®

Dass die Einschatzung von Verkehrssituationen prinzipi-
ell alles andere als einfach — und haufig hoch fehlerbe-
haftet — ist, zeigt sich bspw. daran, dass auch Erwach-
sene Entfernungen (etwa von herannahenden Fahrzeu-
gen) oft Gberschatzen und Geschwindigkeiten oft unter-
schatzen.> Fur Kinder ist die Beachtung von straRen-
verkehrlichen Situationen zudem besonders schwer, da
sie sich von fir sie emotional bedeutsamen Personen
oder Gegenstanden leicht ablenken lassen. Verkehrs-
und Verhaltensregeln geraten dann schnell in den Hin-
tergrund. Deshalb sollte, so eine Forderung aus der
Wissenschaft, Mobilitatsbildung nicht nur den Erwerb
von Verkehrsregeln und -wissen beinhalten, sondern
auch die Konzentration, die Wahrnehmung und die Mo-
torik fordern. >

Handlungsrahmen

Mobilitatshildung im Elementarbereich basiert zuallererst
auf dem Zusammenspiel von Wahrnehmungs- und Be-
wegungsférderung — denn Wahrnehmungs- und Bewe-
gungskompetenz bilden die Grundlage fur die Stral3en-
verkehrsteilnahme. Sukzessive kommen Spiele und
Ubungen dazu, die einen Bezug zu Verkehrssituationen
herstellen. Lernforderlich ist, wenn die Kinder dabei in
ihnrem Erleben der Welt angesprochen werden — so wie
es z. B. die Verkehrspuppenbihnen tun.

Der Einbezug von Kinderfahrzeugen (Laufrader, Tret-
fahrzeuge, Dreirader, Roller, Gokarts usw.) besitzt fur
Kinder deshalb eine hohe Faszination, da fiir sie so eine
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handelnde Auseinandersetzung mit ihnrer Umwelt még-
lich wird.>® Auf Verkehrstibungsplatzen kénnen Kinder
spielerisch die Verkehrswelt simulieren und erleben, wie
Verkehrszeichen, Ampeln und FuRgéngeruberwege

funktionieren.

Wie Eltern mit Verkehrsregeln umgehen, muss einen
weiteren Bestandteil der Mobilitatsbildung von Kindern
darstellen. Weil Kindern am ,Modell* ihrer Eltern oder
enger Bezugspersonen lernen, ist deren Vorbildrolle zu
thematisieren. Auch fur die elterliche Verkehrsmittelwahl
gilt, dass diese ein mitentscheidender Faktor zur Ausbil-
dung spaterer Verkehrsmittelpraferenzen ist. " Im Kin-
dergarten- und auch im Grundschulalter sind also Kinder
und Erwachsene gemeinsam anzusprechen, damit elter-
liches Verkehrsverhalten mdglichst nicht das vorschuli-
sche bzw. schulische Engagement konterkariert.

Fir die Mobilitatsbildung in der Grundschule gilt, dass
die Erstellung von Schulwegplanen eine bewahrte Me-
thode ist, um im Idealfall unter Mitwirkung von Kindern
und Eltern zu einem sicheren und ,schulerfreundlichen*
Schulweg zu kommen. Schulwegplane sind eine karto-
graphische Abbildung der Schule und ihrer Umgebung,
in die sowohl Gefahrenstellen als auch sichere Que-
rungsstellen und gunstige Wege vom Wohnort der Kin-
der zur Schule eingezeichnet sind. Die Méglichkeit,
potentielle Mangel auf dem Schulweg zukiinftig nicht nur
auf hergebrachtem Weg per Papier-Meldung abzuge-
ben, sondern auch per Smartphone-App oder per Inter-
net zu melden, erhdht Aktualitat und (elterliche) Akzep-
tanz der Schulwegpléane.

Allerdings sind Grundschulkinder kaum in der Lage,
solche Plane zu lesen. Es ist also wichtig, dass die El-
tern dies tun und mit ihren Kindern dann den gewéahlten
Schulweg abgehen und einiiben — einmal mehr steht
und fallt der Erfolg dieser (und &hnlicher) MalRnahmen
auch mit der Mitarbeit der Eltern. Von Interesse ist fer-
ner, dass es nicht bei der Aufstellung eines Schulweg-
planes bleibt, sondern dieser auch zu einer (im Idealfall
kontinuierlichen) Diskussion mit Stral3enbaulasttragern,
Schulen und Polizei Uiber ggf. notwendige Verbesse-
rungsmalfinahmen fiihrt. Solche Diskussionen kénnen
auch im Rahmen spezieller Kinderunfallkommissionen
vorgenommen werden, von denen derzeit 24 — unter
unterschiedlichem Namen — in NRW bekannt sind.>®

An zahlreichen Grundschulen — und vermutlich nicht nur
dort — sind immer mehr sogenannte Elterntaxis zu be-
obachten: Eltern bringen ihre Kinder mit dem Auto zur
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Schule bzw. holen sie aus dieser ab, weil sie u. a. die
Verkehrssituation ihrer Kinder als unsicher wahrnehmen.
Ein Teufelskreis: Immer mehr Eltern bringen ihre Kinder
mit dem Auto zur Schule, weil immer mehr Eltern ihre
Kinder mit dem Auto zur Schule bringen, weil .... Dabei
sinkt der Anteil der Gefahrdungen fiir die Kinder, je we-
niger Elterntaxis vor der Schule halten.>® Es gilt also,
den Teufelskreis zu durchbrechen — und beispielsweise
auch aus schulischem Blickwinkel die Verkehrsmittel-
wahl der Eltern zu thematisieren. Speziell ausgewiesene
Hol- und Bringzonen, die etwas vom Schuleingang ent-
fernt liegen, entzerren zusatzlich den unbedingt notwen-
digen Verkehr unmittelbar vor der Schule — und geben
den Kindern die Chance, zumindest die letzten Meter zur
Schule selbsténdig zurticklegen zu kénnen.

Zur Mobilitatsbildung in der Grundschule z&hlt auch die
Radfahrausbildung; pro Jahr legen bundesweit rund 95
% aller Viertklassler die Radfahrpriifung ab®. Im Rahmen
dieses — immer mehr im 6ffentlichen Verkehrsraum bzw.
im Realverkehr stattfindenden — Radfahrtrainings wird
auch deutlich, dass eine wachsende Anzahl von Kindern
aufgrund motorischer Schwéachen Schwierigkeiten beim
Fahrradfahren hat. Da diese Defizite wahrend der Fahr-
radausbildung allein aber kaum ausgeglichen werden
koénnen, gilt auch fur die Radfahrausbildung, dass Kinder
und Eltern gemeinsam angesprochen werden.

Ungeachtet dessen erfolgt (und festigt sich) Mobilitats-
bildung auch in freiem Spiel, in dem die Kinder Eigenini-
tiative entwickeln und sich erproben kdnnen. Dazu ben-
tigen Kinder Orte zum Spielen und sprichwértlich freien
Raum fiir ihre Entdeckungen und Erkunden. Eine Ver-
kehrssicherheitsarbeit fiir und mit Kindern muss auch
diese bereitstellen.

8 Gunther, D. & Degener, S. (2009). Psychomotorische Defizite von
Kindern im Grundschulalter und ihre Auswirkungen auf die Radfahr-
Ausbildung. Forschungsbericht VV 02 des Gesamtverbandes der
Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. Berlin.
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Was wir wollen:

Wir wollen die vom Arbeitskreis Verkehrssicher-
heit des Verkehrsministeriums NRW getragene
Kampagne ,Mehr Freiraum fiir Kinder. Ein Ge-
winn fir alle!* den Kommunen zur Verfligung
stellen.

Wir befiirworten das Engagement von Verkehrs-
puppenbiihnen und ahnlichen Einrichtungen, die
die Kinder in ihrem Erleben und Deuten der Welt
ansprechen. Auch die spielerische Annéherung
an die Verkehrswelt, wie sie etwa auf Verkehrs-
Ubungsplétzen geschieht, ist wichtig.

Fur die Mobilitatsbildung von Kindern steht eine
Vielzahl unterschiedlicher Angebote zur Verfi-
gung. Wir setzen uns daflr ein, diese Uberblicks-
artig — und fir die Akteure einfach abrufbar —
zusammenzufiihren. Insbesondere fur den vor-
schulischen Bereich werden wir entsprechendes
Material eruieren und, sofern erforderlich, erarbei-
ten lassen.

Wir unterstiitzen die Aufstellung von (jahrlich)
aktualisierten Schulwegpléanen und regen an,
dabei auch moderne Kommunikationsmittel ein-
zusetzen. In Pilotprojekten wollen wir interessier-
ten Schulen und StraRBenverkehrsbehérden ent-
sprechende Werkzeuge dazu zur Verfugung stel-
len.

Wir rufen die Schulen dazu auf, mit Schulweg-
Gehgemeinschaften (,Walking Bus"), Elternhalte-
stellen, den ,Verkehrszéhmern“ und ahnlichen
Projekten dazu beizutragen, die Verkehrssituation
im unmittelbaren Schulumfeld zu entzerren.

Auf kommunaler Ebene regen wir die Einrichtung
von Kinderunfallkommissionen an, die als Binde-
glied zwischen Kommunalverwaltung und exter-
nen Partnern agieren und eine praventive Ver-
kehrssicherheitsarbeit verfolgen.
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Jugendliche

Situationsanalyse

Mit dem Wechsel von der Grund- zur weiterfihrenden
Schule kommen auf Kinder neue Herausforderungen im
StraRenverkehr zu: Abgesehen davon, dass sie ab dem
vollendeten 10. Lebensjahr nicht mehr auf Gehwegen
Rad fahren diirfen, fahren sie in der Regel langere Stre-
cken auf neuen, bislang unbekannten Wegen. Hinzu
kommt, dass die (beginnende) Jugendzeit die Zeit der
Mutproben ist — die oft auch vor dem Stral’enverkehr
nicht Halt machen. Diese neue Risikosituation macht
sich auch in Zahlen bemerkbar: Die Schulwegunfallzah-
len von radfahrenden Kindern bzw. Jugendlichen bele-
gen den fir diese Altersgruppe grof3en Praventionsbe-
darf®, dem die weiterfiihrenden Schulen durch Informa-
tion und Aufklarung gerecht werden mussen. Die Rad-
fahrausbildung den Sekundarstufen | und Il ist daher zu
intensivieren.

Eine vom Netzwerk Mobilititsmanagement und Ver-
kehrssicherheit NRW in 2010 durchgefiihrte Befragung
von weiterfihrenden Schulen im Regierungsbezirk
Miinster® deutet jedoch an, dass Radverkehrsthemen —
mangelnden Zeit- und Personalressourcen geschuldet —
nur vereinzelt im normalen Unterricht aufgegriffen wer-
den (kbnnen) oder sich auf Einzelaktionen beschréanken.
Deshalb werden, so ein Befund der Studie, vor allem
diejenigen radverkehrlich-sicherheitlichen Aspekte bzw.
Themen behandelt, die singular behandelbar sind und
sich daher einfach(er) in den ,normalen” Unterricht integ-
rieren lassen (z. B. schuleigene Fahrradabstellplatze,
das verkehrssichere Fahrrad, Fahrradhelme). Dabei
ware eine facherlbergreifende Auseinandersetzung mit
der Integration sozialer Belange und von Gesundheits-
und Umweltschutzaspekten erforderlich, damit eine
nachhaltige Mobilitatsbildung gelingen kann.

9 Schreckenberg, D. (2011). Radverkehrsausbildung in der Sekundar-
stufe |. Ergebnisse einer Befragung weiterfiihrender Schulen im Regie-
rungsbezirk Minster, NRW. Studie im Auftrag der Kommissarischen
Geschaftsstelle des Netzwerks Verkehrssicheres NRW im Regie-
rungsbezirk Minster.
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15- bis 17-jahrige Jugendliche sind auch Mofa- und
Mopedfahrerinnen und -fahrer. Als ,motorisierte Anfan-
ger" haben sie eine geringe Fahrpraxis ; aufgrund ihres
jugendspezifischen Risikoverhaltens neigen sie Uberdies
dazu, eigene Grenzen auszutesten oder gar zu uber-
schreiten — mit der Folge, dass diese Altersgruppe
(zusammen mit den 18- bis 24-Jéhrigen) ein hohes
Verungliickungsrisiko im StraRenverkehr®™ aufweist.
Pointiert formuliert: Dass Jugendliche schon zu alt fur
den Radfahrfiihrerschein und noch zu jung fir den Pkw-
Fuhrerschein sind, kann und darf keine Begriindung
sein, sie bei der Verkehrssicherheitsarbeit und Mobili-
tatsbildung zu Ubersehen — auch deshalb nicht, weil sich
im Jugendalter die Einstellungen zur Mobilitat und Ver-
kehrsmittelwahl ausbilden.®

Handlungsrahmen

Generell gilt, dass Aktionen und MaRnahmen der Mobili-
tatsbildung fir Jugendliche haufig ein besonderes Prob-
lem haben: Sie werden von Erwachsenen konzipiert. Die
Kommunikation der Inhalte von Erwachsenen an Ju-
gendliche ist allerdings oft nur von méRigem Erfolg ge-
kront, da die Lebenswelten oft nicht zusammen passen
— und deshalb Hinweise, Tipps und Fingerzeige bei den
Jugendlichen in den Ablehnungsbereich fallen. Ohnehin
reicht Pravention durch Wissensvermittlung und/oder
Abschreckung allein nicht aus, weil Jugendliche aus
entwicklungspsychologischen Griinden kaum in der
Lage sind, Risikofaktoren auf die eigene Person zu
Ubertragen. ,Mir passiert das nicht* ist eine haufig gedu-
Rerte Uberzeugung der Jugendlichen — eine Haltung, die

Ubrigens auch zahlreiche Erwachsene zeigen.
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Peerkonzepte, die die Lebenswelten der Jugendlichen
mit einbeziehen, begegnen ihnen auf Augenhdhe. Dar-
Uber hinaus sind neue Anspracheformen zu entwickeln,
die die fir Jugendliche wichtige Suche nach intensiven
Erlebnissen und das Austesten von (eigenen) Grenzen
ermaglichen. Mdglicherweise sind die aus der Risikopa-
dagogik bekannten Parcours-Konzepte nutzbar, in de-
nen Jugendliche die Auswirkungen von Verhaltenswei-
sen erleben konnten, die sie im StralRenverkehr keines-

Was wir wollen:

Wir wollen die Radverkehrsausbildung der weiter-

falls erproben sollten.

Ungeachtet dieser konzeptionellen Weiterentwicklung

der Mobilitétsbildung muss es auch darum gehen, fuhrenden Schulen stérken.

schulbezogene Konzepte vor Ort gemeinsam mit Schii- Dazu werden wir die bestehenden Materialien

lerinnen und Schiilern, Eltern, Schul- und Stral3enver-

zusammenfiihren mit dem Ziel, sie fur Lehrerin-

kehrsémtel’n, Landesvel’kehl’swachte, Polizeibehbrden nen und Lehrer unmittelbar einsetzbar ZU ma-

etc. zu entwickeln und abzustimmen — auch deshalb, chen. Eine landesweite Datenbank vereinfacht die

weil sich der Einzugsbereich der weiterfihrenden Schu- Abrufbarkeit der Materialien.

len deutlich weitrdumiger darstellt als bei den Grund-

. N . Mit interessierten Pilotschulen wollen wir testen,
schulen. Dass ist selbstverstandlich stets auch in den

ob und wie Mobilitatsbildung mit und fir Jugendli-
Blick zu nehmen, mit welchen Verkehrsmitteln die Schii- 9 g

che als AuRendarstellung bzw. Imagefaktor fiir
lerinnen und Schiiler in der Regel zur Schule kommen. s :

Schulen gestaltet werden kann.

Wir begriiBen es, wenn als Weiterflihrung der
Radfahrausbildung in der Sekundarstufe | auch
Mofakurse angeboten werden.

Wir setzen uns weiterhin daflr ein, Aktionen,
Materialien und Kampagnen im Themenfeld Ver-
kehrssicherheit und Mobilitdt gemeinsam mit
Jugendlichen zu erarbeiten. Websites oder Blogs,
die von Jugendlichen fir Jugendliche gestaltet
bzw. gefiihrt werden, sind Beispiele dafir.

Welche neuen Wege der Mobilitétsbildung von
und mit Jugendlichen gangbar seien kénnten,
werden wir u. a. in einer Fachtagung mit schul-
fachlichen Beraterinnen und Beratern sowie Ex-

perten erortern.

Wir unterstiitzen MaRnahmen des schulischen

Mobilithitsmanagements.
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Fahranfanger und Junge Er-
wachsene

Situationsanalyse

Dass Fahranfanger und Junge Fahrerinnen und Fahrer
(hier definiert als 18- bis 24-Jahrige) uberproportional
gefahrdet sind, ist bekannt. Die Hauptunfallursachen
dieser Altersgruppe sind das Jugendlichkeitsrisiko und
fehlende Fahrpraxis: Das Jugendlichkeitsrisiko be-
schreibt die spezielle Entwicklungssituation dieser Al-
tersgruppe, die die eigene Rolle bzw. Identitat finden
muss und dazu neue Erfahrungen sucht und die eigenen
Grenzen auslotet. Daraus resultiert eine insgesamt er-
héhte Risikobereitschaft. Das Anfangerrisiko wiederum
bedeutet, dass junge Fahrerinnen und Fahrer noch
unzureichende Fahrfahigkeiten besitzen — weil Fahren
nur durch Fahren gelernt werden kann. Beide Risiken
sind die Ursache dafir, dass junge Erwachsene generell
weit Uberdurchschnittlich haufig verungliicken. Dabei fallt
diese Altersgruppe verstarkt mit zu schnellem Fahren,
zu geringem Sicherheitsabstand und Fahrten unter Al-
kohol und Drogen auf.

Mit dem Begleiteten Fahren ab 17 (BF17) sowie dem
absoluten Alkoholverbot fiir Fahranfanger sind bereits
MaRnahmen realisiert, in das bestehende Ausbildungs-
system integriert worden, um Lernen unter risikodrmeren
Bedingungen zu gewahrleisten. Unstrittig ist auch, dass
die Fahrschulen in ihrer Ausbildung — obgleich die zeitli-
chen Moglichkeiten eingeschrankt sind — neben der
Vermittlung von Regelwissen und fahrpraktischen Fa-
higkeiten verstarkt auch das Fahrverhalten schulen.
Zudem wird der padagogisch qualifizierten Wissensver-
mittlung in den Fahrschulen ein immer héherer Stellen-

wert eingeraumt.

Trotzdem: Gerade weil Fahranfanger eine geféhrdete
wie gefahrdende Verkehrsteilnehmergruppe darstellen,
ist immer wieder die Frage zu stellen, ob alle Méglichkei-
ten fir eine Gefahrdungsreduktion ausgeschopft wur-
den. Deshalb beraten Bund, Lander, die Expertinnen
und Experten der Bundesanstalt fur Strallenwesen und
Wissenschaftler gemeinsam mit den Fahrlehrerverban-
den in einer Arbeitsgruppe, durch welche Malinahmen
die Fahranfangervorbereitung verbessert werden kann.
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Handlungsrahmen

Mobil zu sein gehért zum jugendlichen Lebensgefiihl.
Auch wenn das eigene Auto bei jungen Leuten mdglich-
erweise leicht an Status verliert,63 so ist die Fahrerlaub-
nis-Besitzquote nach wie vor hoch. 87 % der 18- bis 29-
Jahrigen besitzen eine Pkw-Fahrerlaubnis®® —auch, weil
sich die jungen Erwachsenen die Option fir ihre Mobili-
tat auf jeden Fall aufrechterhalten wollen. Nur an die
Ratio zu appellieren und die Notwendigkeit bzw. Nicht-
Notwendigkeit von Verkehr zu thematisieren, erscheint
fur diese Zielgruppe daher wenig geeignet.

Freiwillige (schulische wie au3erschulische) Angebote
mit dem Ziel der Gefahrensensibilisierung sind zweifellos
angebracht(er). Nach wie vor sind hier freiwillige Fahrsi-
cherheitstrainings ein wichtiger Baustein. Sie sprechen
die Zielgruppe direkt an, wahrend das Projekt Crash
Kurs NRW und Schutzengel-Projekte sich eher indirekt
an die Adressaten richten — etwa dadurch, dass externe
Dritte zu Wort kommen, die als ,unparteiische Fachleu-
te" besonders glaubhaft wirken (Crash Kurs NRW) oder
dadurch, dass die Beifahrerinnen bzw. Beifahrer ange-
sprochen werden (Schutzengel). Peer-to-Peer-Projekte,
in denen junge Erwachsene von Personen aus ihrer
(Alters)Gruppe angesprochen werden ansprechen, be-
tonen eine Kommunikation auf Augenhdhe. Unter Moti-
vationsaspekten gilt es zukiinftig, das jugendliche Inte-
resse an Risiko, Grenzerfahrungen, Gruppenzugehorig-
keiten und Freundschaften fiir die Entwicklung von wei-
teren innovativ-kreativen Verkehrssicherheitskonzepten

Zu nutzen.

1 infas Institut fir angewandte Sozialwissenschaft & Institut fur Ver-

kehrsforschung des Deutschen Zentrums fir Luft- und Raumfahrt
e.V. (2010). Mobilitat in Deutschland 2008. Ergebnisbericht. Struktur
— Aufkommen — Emissionen — Trends. Bonn und Berlin.
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Auch fur die Fahrschulausbildung gilt, Jugendliche ,dort
abzuholen, wo sie stehen“. Peer-education-Ansétze sind
daflr besonders geeignet. Sie stellen an die Fahrlehrer-
schaft zugleich neue Herausforderungen, da solche
Ansatze in den herkémmlichen Fahrschulunterricht inte-
griert werden muissen, ohne dabei auf andere Unter-
richtsinhalte aus Zeitgriinden zu verzichten. Eine profes-
sionelle Fahrlehreraus- und -fortbildung, die padago-
gisch fundiertes Wissen vermittelt, ist nicht nur aus die-
sem Grund wichtig. Sie ist auch deshalb notwendig, um
einen Fahrschulunterricht gestalten zu kénnen, in des-
sen Rahmen die Fahrschiler ihr eigenen Stral3enver-
kehrsverhalten reflektieren kbnnen.

Die beim Begleiteten Fahren ab 17 gewonnen Erkennt-
nisse deuten an, dass sich verlangerte Lernzeitrdume
positiv auf die Unfallbelastung der jungen Fahrerinnen
und Fahrer auswirken. Eine Ausweitung der Begleitpha-
se erscheint daher Uberlegenswert. Weitergehende
sogenannte Mehrphasenmodelle (mit einer zweiten
Ausbildungsphase) werden in der erwahnten Arbeits-
gruppe diskutiert.
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Was wir wollen:

Wir unterstiitzen Projekte, die das eigene Risiko-
verhalten in den Fokus riicken (Crash Kurs NRW,
Schutzengel-Projekte etc.).

Wir setzen weiterhin auf eine freiwillige Verbesse-
rung der fahrpraktischen Fertigkeiten, z. B. durch
die Teilnahme an Fahrsicherheitstrainings sowie
an sog. Fahrspartrainings, die eine sichere, wirt-
schaftliche und umweltschonende Fahrweise
aufzeigen.

Wir wollen bestehende Anspracheformen der
Verkehrssicherheitsarbeit fur Fahranfanger und
junge Erwachsene weiterentwickeln — und vor
allem auch neue, innovative Anspracheformen
der Verkehrssicherheitsarbeit fiir Fahranfanger
und junge Erwachsene konzeptionieren.

Wir treten fiir eine zielfiihrende Verlangerung der
Ausbildung von Fahrlehrerinnen und Fahrlehrern
ein, um die Fahrschulunterrichtsqualitat weiter zu
steigern.
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Erwachsene

Situationsanalyse

Erwachsene Verkehrsteilnehmer sind die Routiniers im
Verkehr. Die Teilnahme am Stra3enverkehr ist fur sie
alltaglich, der Weg zur Arbeit, zum Einkaufen, zu Freun-
den oder zum Sport fir sie Gewohnheit. Auch einmal
gewahlte Verkehrsmittel oder Verkehrsmittelkombinatio-
nen werden héufig beibehalten und nur noch selten
hinterfragt. Das alles fiihrt dazu, dass Erwachsene aus
ihrer Perspektive ein gewachsenes Malf3 an Erfahrung
besitzen.

Diese Erfahrung ist zweifellos hilfreich, um gefahrliche
Situationen im StralRenverkehr zu meistern oder im
Idealfall sogar vorab zu entschérfen. Diese Erfahrung
bedeutet aber oft auch, dass eigene Regellbertretungen
wie Geschwindigkeitsiiberschreitungen, Vorfahrts- oder
RotlichtverstoR3e viel zu haufig gut gegangen sind, da die
Ubrigen Verkehrsteilnehmer Verkehr als soziale Interak-
tion begriffen und ihrerseits unfallpraventiv agiert haben.

Davon abgesehen, muss fur Erwachsene das Prinzip
des lebenslangen Lernens gelten: Neuregelungen in der
StralRenverkehrsordnung (wie etwa das Tempolimit von
30 km/h in Fahrradstraen oder das Parkverbot auf
Schutzstreifen fur Radfahrerinnen und Radfahrer), neue
Fahrzeugtechniken oder neue Antriebskonzepte machen
es notwendig, die eigenen — ggf. eingefahrenen — Ver-
haltensweisen zu tberdenken.

In der Ansprache von erwachsenen Verkehrsteilneh-
mern liegt eine besondere Herausforderung, da diese
aufgrund ihrer Routine nur selten Weiterbildungsnot-
wendigkeiten sehen. Hinzu kommt, dass die Gruppe der
Erwachsenen relativ heterogen ist: So sollten Wenigfah-
rerinnen und -fahrer ebenso angesprochen werden
kénnen wie Vielfahrer, die etwa als AuRendienstler oder
Monteure unterwegs sind. Profis wie Kurierfahrer oder
Lkw- oder Bus-Fabhrer, fur die die Teilnahme am Stra-
Renverkehr ihr Job ist, bendtigen eine andere An-
spracheform. Auch fir (erwachsene) Fahrradfahrer und
FuRganger ist eine spezielle Ansprache erforderlich.
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Handlungsrahmen

Erwachsene Verkehrsteilnehmer kénnen generell Gber
die Kanale der Offentlichkeitsarbeit und Werbung ange-
sprochen werden. Grof3flachenplakate und Banner —
etwa zum Start des Schuljahrs — sowie die 235 Plakat-
stander an LandstraRen, auf denen die NRW-Verkehrs-
wachten fur angepasste Geschwindigkeit werben, sind
Beispiele dafiir. Eine solche Offentlichkeitsarbeit kann
ein Thema bekannt machen, muss aber, da keine Teil-
gruppen unterschieden werden, mit Streuverlusten
kampfen.

Angebote wie Fahrsicherheitstrainings und Fahrspartrai-
ning (,Eco Trainings®) richten sich an Fiihrerscheininha-
berinnen und -inhaber. Mobile Formen der Verkehrssi-
cherheitsarbeit, wie sie etwa mit Fernfahrerstammti-
schen oder — fur den Bereich Gesundheitsférderung —

mit DocStop oder Drive-in-Doctor™®*

verfolgt werden,
kénnen ein Informations- und Versorgungsnetz fur dieje-
nigen Personen bieten, fiir die die Teilnahme am Stra-

Renverkehr ihr Beruf ist.

Einen zentralen Zugang zu den Erwachsenen eroffnet
die betriebliche Verkehrssicherheit, die die Betriebe als
einen Baustein in ihrem Bemiihen um noch mehr Quali-
tat und Effizienz erkennen. Studien weisen darauf hin,
dass mit betrieblichen Stellschrauben wie beispielsweise
der Gestaltung von Anfangs- und Pausenzeiten oder
dem Angebot von Telearbeit (,Home Office") aktiv Ein-
fluss auf die Verkehrssicherheit der Mitarbeiter genom-
men werden kann. Unternehmen und Betriebe, die sich
in diesem Themenbereich engagieren, kdnnen Unfélle
reduzieren bzw. vermindern. Das ist nicht nur ein Ge-
winn flr die allgemeine Verkehrssicherheit, sondern
lohnt sich auch fir die Betriebe, da sich deren Unfall-
und Ausfallkosten verringern lassen.

Eine moderne betriebliche Verkehrssicherheitsarbeit ist
allerdings mehr als die Betrachtung von ausschlief3lich
verkehrssicherheitlichen Belangen. Sie bedeutet auch,
sich Fragen der Verkehrsmittelwahl zu stellen und etwa
die Bereiche Dienstreisen, Fuhrpark und Mitarbeitermo-
bilitat dahingehend zu durchleuchten, wo Optimierungs-
potenziale unter verkehrssicherheitlichen wie auch be-

™ DocStop oder Drive-in-Doktor sind medizinische Unterwegsversorgun-
gen u. a. fur Berufskraftfahrerinnen und -fahrer, bei der sich niederge-
lassene Haus- und Facharzte sowie Kliniken bereit erklart haben, Fah-
rer im Idealfall ganzlich ohne Wartezeit zu behandeln.
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trieblich-monetéren Aspekten liegen. Auch hier gilt, dass
sich betriebliche Mobilitatsmanagement rechnet — etwa
dadurch, dass betrieblich vorgehaltene Stellplatze ver-
ringert oder die Kosten fur die Dienstwagenflotte gesenkt
werden kénnen.

Im Idealfall greifen verkehrssicherheitliche und mobili-
tatsbezogene Aspekte der betrieblichen Verkehrssicher-
heitsarbeit ineinander — und fiihren beispielsweise dazu,
dass die Arbeitszeiten (weiter) flexibilisiert werden. Die-
se Offnung wiederum kann eine grundsétzliche Ver-
kehrsvermeidung ermdglichen, da nun auf bestehende
Verbindungen des 6ffentlichen Verkehrs oder auf bereits
existente Mitfahrgelegenheiten zuriickgegriffen werden
kann.

Was wir wollen:

Der StraRenverkehr ist ein sozialer Raum. Offent-
lichkeitswirksame MaflRnahmen mit breiter Streu-
wirkung sind dazu geeignet, das darzustellen.

Wir appellieren an die Unternehmen und Betrie-
be, die betriebliche Verkehrssicherheitsarbeit und
das betriebliche Mobilitdtsmanagement weiter zu
intensivieren — auch, weil so neue Personengrup-
pen fur die Verkehrssicherheitsarbeit erschlossen
werden.

Wir setzen uns dafir ein, dass ein mobiles Infor-
mations- und Versorgungsnetz fiir diejenigen, die
die Teilnahme am StraRenverkehr als Beruf ha-
ben, weiter ausgebaut wird.

Wir regen an, die fur erwachsenen Verkehrsteil-
nehmer vorliegenden Unfalldaten nach Alters-
klassen gesondert auszuwerten, um so ggf. neue

Anregungen zu bekommen.
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Seniorinnen und Senioren

Situationsanalyse

Die steigende Anzahl von Alteren im StraRBenverkehr ist
eine der aktuellen Herausforderungen fir die Verkehrs-
sicherheitsarbeit. Bei einem Bevdlkerungsanteil von 20
% stellen in NRW die Senioren (Uber 65 Jahre) rund 12
% aller Verletzten, aber bereits etwa 30 % aller Getote-
ten.®® Diese Unfallschwere ist sowohl Ausdruck einer
erhdhten Verletzlichkeit der alteren Verkehrsteilnehme-
rinnen und Verkehrsteilnehmer als auch das Resultat
der Verkehrsmittelwahl der Altersgruppe: Vor allem als
FuRganger und Radfahrer sind Seniorinnen und Senio-
ren besonders gefahrdet.

Studien belegen, dass das Unfallrisiko der alteren Auto-
fahrerinnen und Autofahrer mit zunehmendem Alter und
den damit oft einhergehenden kognitiven und physiolo-
gischen Einschrankungen ansteigt. Auch wenn es bei
jedem Menschen einen Zeitpunkt gibt, bei dem die
Fahreignung nicht mehr gegeben ist, so ist ebenso zu
konstatieren, dass dieser Zeitpunkt individuell unter-
schiedlich ist. Daher ist die Festlegung eines Stichtages
fur einen verpflichtenden Gesundheitscheck fir alle
Teilnehmerinnen und Teilnehmer am motorisierten Stra-
RBenverkehr problematisch. Der Alterungsprozess ist
hoch individuell und damit einher gehende Einschran-
kungen sind es ebenso.

Gerade weil Seniorinnen und Senioren im Stralenver-
kehr nicht als Pkw-Lenker, sondern vor allem als Ful3-
ganger und Radfahrer tédlich verungliicken, gilt: Senio-
ren im StralBenverkehr sind geféhrdet, aber nicht geféhr-
lich.
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Handlungsrahmen

Wenn mit wachsendem Lebensalter die Wahrscheinlich-
keit steigt, kognitiven und physiologischen Einschran-
kungen zu unterliegen, so gilt es zunachst, den Senioren
zu verdeutlichen, wie diese altersbedingten Einschréan-
kungen erkannt und wie mit ihnen umgegangen werden
kann. Zu solchen Informationen gehdren unbedingt auch
Hinweise Uber die Wirkung von Medikamenten und
Medikamentenkombinationen auf die Fahrtiichtigkeit.*?
Auch Informationen Uber seniorengerecht gestaltete Kfz
bzw. Uber fiir Senioren besonders empfehlenswerte
Fahrzeugausstattungen oder Fahrerassistenzsysteme
sind notwendig.

Beim Anbieten von Tests zur Fahrtauglichkeit — seien es
auf die Zielgruppe zugeschnittene Fahrsicherheitstrai-
nings, spezielle Angebote von Fahrschulen oder wie
auch immer gestaltete freiwillige Fahrtauglichkeitstests —
ist zuallererst darauf zu achten, dass diese Angebote
keine Defizit-Perspektive verfolgen.

Nicht zuletzt um eine altersbezogene Diskriminierung zu
vermeiden, setzen wir uns fir verpflichtende Sehtests fir
alle Fuhrerscheininhaberinnen und -inhaber ein. Sie
sollen an die Neuausstellung des Fuhrerscheindoku-
mentes alle 15 Jahre — und nicht an das Lebensalter —
gekoppelt werden. Hintergrund ist, dass bei allen Perso-
nen mit zunehmendem Alter die Wahrscheinlichkeit
einer Fehlsichtigkeit ansteigt. Sehfehler bzw. Sehschwa-
chen kénnen Personen jeden Alters treffen, so dass eine
Adressierung derartige Sehtests nur fiir Seniorinnen und
Senioren nicht sinnvoll erscheint. Verpflichtende Seh-
tests miissen daher altersunabhéngig ausgestaltet wer-
den.

12 Bereits 2003 entfielen insgesamt 56 % des Fertigarzneimittelumsatzes
der gesetzlichen Krankenversicherungen auf die Versichertengruppe
60 Jahre und &lter (nach Henning, J. (2007). Verkehrssicherheitsbera-
tung &lterer Verkehrsteilnehmer. Handbuch fur Arzte. Berichte der
Bundesanstalt fiir StraBenwesen, Reihe Mensch und Sicherheit, Heft
M 189, S. 16 ff. Bergisch-Gladbach.).
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Dass es gerade alteren Pkw-Nutzern schwerfallt — nicht
zuletzt aus Gewohnheitsgriinden — auf das Auto zu
verzichten, ist nachvollziehbar. Der 6ffentliche Perso-
nennahverkehr (OPNV) und dessen Einsatzspektrum ist
den Seniorinnen und Senioren, die bislang fast aus-
schlielich das Auto genutzt haben, fremd. Die Nutzung
des OPNV muss erst wieder neu erlernt werden. Hier
sind Hilfestellungen und Angebote zur Nutzung des
offentlichen Personennahverkehrs erforderlich, die sich
ausdrtcklich an eine Gruppe ungeitibter und gegebenen-
falls wenig technikaffiner Nutzer richten.

Dass auRerdem von manchen Kommunen und / oder
Verkehrsverbliinden denjenigen Senioren, die ihren
Fuhrerschein abgeben, eine kostenlose OPNV-
Jahreskarte angeboten wird, ist begriiRenswert. Aller-
dings kann vermutet werden, dass die damit einherge-
hende, nicht riickgangig zu machende Abgabe des Fiih-
rerscheins eine deutliche Barriere darstellt — zumal sich
die Seniorinnen und Senioren auf ein Angebot einlassen
sollen, das sie vielleicht jahrelang nicht mehr genutzt
haben. Hier erschiene die Entwicklung entsprechender
Zwischenstufen von (Schnupper)Angeboten Uberle-
genswert. Hinzu kommt, dass gerade in landlichen Ge-
bieten der Offentliche Personennahverkehr eine ausrei-
chende Versorgung oft nur eingeschrankt gewahrleisten
kann, so dass der Verzicht auf das Auto in diesem Fal-
len einen noch erheblicheren Verlust auf Lebensqualitat
bedeutet. In solchen nachfrageschwachen Raumen sind
flexible Bedienungsformen des OPNV (Anrufbus, Sam-
meltaxi, Haustir- oder Haltestellenbedienung usw.) von
besonderer Bedeutung.

Mobilitatssicherung fiir Seniorinnen und Senioren be-
deutet dartiber hinaus auch, den Verkehrsraum an die
Belange Alterer anzupassen — das gilt gleichermaRen fir
die Fahrzeuginfrastruktur wie fur die Infrastruktur fir
FuBganger und Radfahrer: So treten Unfallrisiken flir
altere Pkw-Nutzerinnen und -Nutzer tUberproportional an
Knotenpunkten auf, wo sich Vorfahrts- oder Abbiegeun-
félle ereignen. Mit Entzerrungs- und Entflechtungsmal3-
nahmen (gegenseitige Sichtbarkeit von Autofahrern und
FuRRgéngern, reduzierte Geschwindigkeiten u. &.) lieBen
sich die hier sichtbaren Uberforderungseffekte reduzie-
ren. Fur einen seniorengerechte FuRgénger- und Rad-
verkehrsinfrastruktur gilt, dass diese nicht nur deren
alltdgliche Bewegungsrouten mit ihren Zielen abbildet,
sondern die Erfahrungen von Senioren als Ful3ganger
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und Radfahrer auch in die Gestaltung der Infrastruktur
einflieen.

Was wir wollen:

Wir geben freiwilligen Gesundheitschecks zur
Uberpriifung der Fahreignung bei &lteren Autofah-
rerinnen und -fahrern den Vorzug.

Die freiwillige Teilnahme von Seniorinnen und
Senioren an Fortbildungsmafinahmen wollen wir
weiter aktiv fordern.

Auf Bundesebene setzen wir uns fiir verpflichten-
de Sehtests alle 15 Jahre fiir alle Fihrerscheinin-

haberinnen und -inhaber ein.

Wir empfehlen den Unfallkommissionen, im Rah-
men von Sonderverkehrsschauen zu prifen,
inwiefern die Gestaltung des StraBenverkehrs
auch den Belangen der kognitiven Leistungsfa-
higkeit (u. a. der von Senioren) entspricht.

An die Kommunen und die Verkehrsverbinde
richten wir den Appell, Angebote zur Nutzung des
offentlichen Verkehrs zu schaffen, die sich spezi-
ell an Seniorinnen und Senioren richten und ihnen
Alternativen zur Pkw-Nutzung aufzeigen.

Wir setzen uns zum Ziel, gemeinsam mit den im
Thema engagierten Akteuren, neue Ansprache-
formen der Verkehrssicherheitsarbeit fur Senio-
rinnen und Senioren zu entwickeln — auch, um fir
mogliche altersbedingte Leistungseinschrankun-

gen im Stral3enverkehr sensibilisieren zu kénnen.

Wir betrachten die Entwicklung der Unfallzahlen
der Seniorinnen und Senioren mit besonderer
Aufmerksamkeit.
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DVR Media ,Polizist an Polizeifahrzeug“

Verkehrssicherheit tiberwachen

Ein sicheres Gesamtsystem Verkehr bendtigt auch die
Verkehrsiiberwachung — spatestens dann, wenn alle
Appelle an ein sozial-ricksichtsvolles Verhalten im Ver-
kehr wirkungslos verhallen.

Kontrollen sind auch deshalb wichtig, weil sie das sub-
jektive Entdeckungsrisiko erhéhen und Uber diesen Weg
normgerechtes Verkehrsverhalten férdern. Nicht zuletzt
deshalb werden UberwachungsmaRnahmen zukiinftig
nicht nur an Unfallschwerpunkten und sogenannten
schutzwiirdigen Bereichen (beispielsweise Kindertages-
statten, Schulen, Seniorenheimen) stattfinden, sondern
auch in der Flache realisiert.
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Polizeiliche Verkehrsuberwa-
chung

Situationsanalyse

Zur polizeilichen Verkehrsiiberwachung gehoren alle
repressiven polizeilichen Aktivitaten im Verkehrsraum,
die die Verkehrssicherheit erhéhen und Umweltbeein-
trachtigungen reduzieren: z. B. wird die der Zustand von
Verkehrsmitteln (von Fahrradern bis hin zu Lastkraftwa-
gen) Uberpruft, der der Verkehrsraum beobachtet und —
vor allem — die Befolgung von Verkehrsregeln kontrol-
liert. Nach Meinung des Européischen Verkehrssicher-
heitsrates™ kénnte rund die Halfte aller Unfalle verhin-
dert werden, wenn sich die Verkehrsteilnehmerinnen
und -teilnehmer an die geltenden Verkehrsregeln halten
wirden. Untersuchungen im européischen Ausland
stiitzen diese Einschatzung.®®

Neben zielgruppenorientierten Verkehrsunfallpraventi-
onsmalinahmen stehen bei der polizeilichen Verkehrs-
Uberwachung an der Unfallentwicklung orientierte Maf3-
nahmen im Vordergrund. Nicht zuletzt deshalb fokussiert
die Verkehrsiiberwachung u. a. auf die Hauptunfallursa-
che ,Geschwindigkeit* — denn in Nordrhein-Westfalen
kann ein Drittel der Verkehrstoten auf nicht angepasste
Geschwindigkeit oder Uberschreiten der zulassigen

Hochstgeschwindigkeit zuriickgefuihrt werden.

Weil die ,Spielregeln im Verkehr” selbstredend fir alle
Verkehrsteilnehmer gelten, richtet sich die Verkehrs-
Uberwachung nicht nur an die Fahrzeugftihrerinnen und
-fuhrer, sondern auch an Radfahrerinnen, Radfahrer,
FuBBgangerinnen und FuBganger. Bei Regelverstdlien
von Radfahrerinnen und Radfahrern ist besonders das
Fahren auf ,falschen” Flachen (z. B. dem Gehweg), in
falscher Richtung, die Nichtbeachtung von Verkehrsre-
geln (Fahren gegen die EinbahnstralRe oder bei Rot)
sowie das Fahren unter Alkoholeinflul zu konstatieren.
®7 Als verhaltensbezogenes Defizit bei den FuRgéngern
dominieren RotlichtverstdR3e sowie falsches Verhalten
beim Uberqueren von StraRen abseits von Querungs-

stellen.®®

'3 European Traffic Safety Council (1999). Police enforcement strategies
to reduce traffic casualties in Europe. Brussels.
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Handlungsrahmen

Mit dem NRW-Blitzmarathon begegnen wir der Hauptun-
fallursache ,lberhéhte oder nicht angepasste Ge-
schwindigkeit“. Dass bei einem Anstieg der Mal3nah-
menanzahl im Bereich der Geschwindigkeit in den ver-
gangenen Jahren zugleich die Anzahl der Verwarnungs-
gelder gestiegen und parallel die Zahl der Ordnungswid-
rigkeitenanzeigen und Straftaten abgenommen hat, kann
moglicherweise darauf hindeuten, dass Geschwindig-
keitsniveau und Uberschreitungen abgenommen haben.

+Auskopplungen“ aus dem Blitzmarathon — etwa Blitzma-
rathons, die sich ausschlieflich Motorradfahrerinnen und
-fahrern widmen — erscheinen zielfiihrend, um die Un-
fallursache unangepasste und tiberhdhte Geschwindig-

keit auch in speziell definierten Zielgruppen anzugehen.

Um den Vorwurf des ,Abkassierens” gar nicht erst ent-
stehen zu lassen, werden Art und Zweck der Verkehrs-
Uberwachung weiterhin transparent gemacht; ebenso
wie einige der Messstellen zukiinftig nach wie vor auch
partizipativ mit den Birgerinnen und Burgern ausgewahlt
werden. Eine Verteilung der polizeilichen Geschwindig-
keitsiiberwachung in der Flache lasst das subjektive
Entdeckungsrisiko ansteigen und tragt dazu bei, dem
Eindruck nur punktueller Kontrollen entgegenzutreten.
Auch das Strecken- oder Abschnitts-Radar (,Section
Control"), das die Geschwindigkeit eines Fahrzeugs
nicht mehr nur an einem Punkt, sondern wéahrend einer
langeren Wegstrecke misst —, verdeutlicht, dass Tempo-
limits nicht nur punktuell gelten.

Dialogisch gehaltene Verkehrsiiberwachungsmafinah-
men, d.h. das Anhalten der Betroffenen nach dem Ver-
stolR und die Aufklarung Gber die mit dem Fehlverhalten
verbundenen Gefahren, steigern die Akzeptanz gleich-
ermaf3en fur die Kontrolle wie fur die betreffenden Ver-
kehrsregeln. Bei bestimmten Deliktsformen wie z. B.
dem Fahren unter Alkohol- oder Drogeneinfluss oder
dem korrekten Verwenden von Kinderriickhaltesystemen
ist der Dialog mit dem Verkehrsteilnehmerinnen und -
teilnehmern besonders entscheidend.
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Verkehrsuberwachung muss auch dort stattfinden, wo
besonders hohe Schaden drohen. Da Verkehrsunfalle im
Bereich des gewerblichen Personen- und Guterverkehrs
mitunter besonders schwer ausfallen, wird die Polizei —
in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt fiir Glterver-
kehr (BAG) — diese Fahrzeuge verstarkt kontrollieren.
Hier ist vor allem die Einhaltung der Sozialvorschriften
sowie die Ladungssicherung von Interesse.

Was wir wollen:

Im Rahmen der Bekampfung der Hauptunfallur-
sache ,zu schnelles Fahren* werden wir weiterhin
mit Blitzmarathons und &hnlichen Aktionen gegen
Geschwindigkeitsiibertretungen vorgehen.

Auch gegen grob verkehrswidriges Verhalten
(,Drangler”, ,Raser“) werden wir gezielt vorgehen.

Wir werden Lkw und Reisebusse weiterhin gezielt
kontrollieren, hier insbesondere mit Schwerpunkt-
kontrollen bzgl. der Einhaltung der Lenk- und
Ruhezeiten sowie der Ladungssicherung.

Auf Bundesebene tragen wir zur Klarung der
rechtlichen, finanziellen und technischen Rah-
menbedingungen zur Durchfiihrung eines Pilot-
versuchs zur ,Section Control“ bei.

Der in Hessen und Niedersachen laufende Pilot-
versuch zur ,Section Control“ hat unsere Unter-
stiitzung.

Wir werden im Rahmen der Verkehrsiuiberwa-
chung auch Regeliibertretungen von Radfahrern
und FulRgangern verfolgen, um deren ggf. vor-
handener Uberzeugungen, man kénne sich weni-

ger regelgetreu verhalten, entgegenzuwirken.
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Alkohol, Drogen und Medika-
mente

Situationsanalyse

Die Zahl der alkoholbedingten Verkehrsunfélle ist in den
letzten Jahren zuriickgegangen — und lasst den Schluss
zu, dass immer weniger Verkehrsteilnehmer unter Alko-
holeinfluss am StraBenverkehr teilnehmen. In Zahlen
ausgedriickt ereigneten sich 2014 jedoch immer noch
6.733 Unfalle® in NRW, die nachweislich auf die
Hauptunfallursache Alkohol zuriickzufiihren waren.
Hinzu kommt, dass die Dunkelziffer erheblich ist, da
Schatzungen zufolge nur eine von 600 Fahrten unter
Alkohol entdeckt wird.”

Keine neue Erkenntnis ist, dass auch Drogen und Stra-
RBenverkehr nicht zusammenpassen. Dennoch ereigne-
ten sich 1.111 Unfalle™ in 2014, die auf Drogenmiss-
brauch zuriickgefuihrt werden konnten. Deren Zahl
nimmt — anders als bei Alkohol — zu. Urséchlich dafir ist
vermutlich eine Aufhellung des Dunkelfeldes: Seit dem
Jahr 2010 stehen verbesserte Detektionsmoglichkeiten
in Form von Drogenvortestgeraten fiir Speichel und Urin
zur Verflgung; auch das Aus- und Fortbildungsengage-
ment der Polizei zur Drogenerkennung im StralRenver-
kehr spiegelt sich in diesen Zahlen wieder. Gleichwohl
gilt auch hier, dass die Dunkelziffer nicht zu unterschat-
zen ist: Hochrechnungen zufolge sollen bundesweit ca.
100.000 Fahrerinnen und Fahrer regelmaRig unter Dro-
geneinfluss am StraRenverkehr teilnehmen.”

Wahrend Alkohol und Drogen das sichere Fihren eines
Kraftfahrzeugs ausschief3en, ist die Einnahme von Me-
dikamenten manchmal erst die Voraussetzung dafr,
dass Patienten wieder in der Lage sind, am StraBenver-
kehr teilzunehmen. Auch wenn Medikamente in zahlrei-
chen Féllen leistungsbegrenzende Beschwerden min-
dern und so die Fahrtiichtigkeit verbessern, ist es eben-
so moglich, dass die Leistungsfahigkeit durch die Medi-
kation beeintrachtigt wird. Dies kann etwa bei Schmerz-
und Beruhigungsmitteln, Antidepressiva oder Schlafmit-
teln der Fall sein; z. B. erhohen Schlaf- oder Narkosemit-
tel das Risiko fiir einen Verkehrsunfall auf fast das Dop-
pelte73. Wechselwirkungen von Alkoholkonsum und
Medikamenteneinnahme sind besonders kritisch.”* In
Zeiten einer alternden Bevdlkerung wird es zunehmend
wichtiger, den Zusammenhang zwischen Medikamenten
und Fahrtlichtigkeit zu thematisieren.
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Handlungsrahmen

Fir die Pravention von Alkoholunféallen gilt, dass die
Kombination von informativen und repressiven Mal3-
nahmen die besten Chancen auf Erfolg verspricht. Konk-
ret bedeutet das zum einen, dass wir durch intensive
Stand- und Schwerpunktkontrollen die wahrgenommene
Entdeckungswahrscheinlichkeit weiter hoch halten wol-
len — vor allem, um diejenigen abzuschrecken, die nach
erheblichem Alkoholkonsum gewohnheitsméafig am
StraRenverkehr teilnehmen. Zum anderen ist die Gruppe
der trinkenden Fahrerinnen und Fahrer durch informativ-
aufklarerische MalRnahmen anzusprechen. Es muss
insgesamt deutlich werden, dass Alkohol und Fahren
keineswegs ein Kavaliersdelikt darstellt und ausnahms-
los als inakzeptabel beurteilt wird.” Das gilt selbstver-
standlich auch fur das Radfahren unter Alkoholeinwir-
kung; bei den hierauf zurtickzufiihrenden Unféllen ge-
fahrden sich vornehmlich die Radfahrerinnen und Rad-
fahrer selbst schwer.

Ein ahnliches Vorgehen erscheint auch fur den Prob-
lembereich ,Fahren unter Drogeneinfluss” geeignet. Im
Unterschied zu den Promillegrenzwerten ist die Drogen-
problematik allerdings facettenreicher, da es sehr unter-
schiedliche Wirkstoffe gibt, die durch differenzierte Ver-
fahren festgestellt werden miissen. Die Festlegung
strenger — wissenschatftlich belegter — Grenzwerte stérkt
jedoch die Sanktionsgewissheit — und damit auch die
Abschreckung.
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Fur Arzneimittel existieren keine klaren Grenzwerte. Ob
die Verkehrstlichtigkeit durch Medikamente negativ
beeinflusst wird, kénnen Patienten nur schwer beurtei-
len, da Warnhinweise auf den Beipackzetteln oft zu
ungenau sind. Daher benétigen alle Beteiligten (Arzte,
Apotheker und Patienten) Informationen, die verstand-
lich, leicht zugénglich und hilfreich sind, um Medikamen-
teneinnahme und Verkehrsverhalten, sofern notwendig,
aneinander anpassen zu kénnen — etwa dadurch, dass
ein weniger beeintrachtigendes Mittel ausgewahlt wird.
Das EU-Projekt DRUID hat ein Klassifizierungssystem

fur Medikamente hinsichtlich potenzieller Beeintrachti- Was wir wollen:

gungen der Verkehrssicherheit erstellt; auch das Portal

Wir werden Alkohol- und Drogenkontrollen wei-
.Medikamente und Strafenverkehr* des Deutschen 9

terhin konsequent durchfiilhren und gegebenen-
Verkehrssicherheitsrates (DVR)" informiert. E geg

falls intensivieren.

Wir setzen uns langfristig daflr ein, dass bei
Verkehrsunfallen Alkohol- und Drogentests obli-
gatorisch werden.

Wir pladieren fir die Einfliihrung einer beweissi-
cheren Atemalkoholprobe im Bereich der Ver-
kehrsstrafen.

Zur Pravention von Unféllen alkoholisierter Rad-
fahrerinnen und Radfahrer setzen wir uns fur die
Festsetzung einer Promillegrenze (Tatbestand
der Ordnungswidrigkeit) fir Radfahrerinnen und
Radfahrer ein.

Gemeinsam mit Vertretern des Bundes, der Bun-
desanstalt fur StraBenwesen, der Léander und mit
externen Fachleuten eruieren wir, unter welchen
Voraussetzungen und bei welcher Promillegrenze
eine alkoholsensible Wegfahrsperre (Alkolock)
sinnvoll ist.

Wir werden die Gefahren des Fahrens unter Dro-
geneinfluss informieren — etwa dadurch, dass wir
Uber die hohe Individualitat von Drogenwirkungen
und deren Abbauzeiten aufklaren.

Wir begriiRen die Einfiihrung eines Informations-
systems fiir Arzte, Apotheken und Patienten, das
Uber mogliche Auswirkungen von Medikamenten
auf die Fahreignung informiert. Auch Wechselwir-
kungen zwischen Medikamenten sind zu beriick-

sichtigen.

* Im Internet abrufbar unter: http://www.dvr.de/medikamente/
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Ablenkung im Stral3enverkehr

Situationsanalyse

Die Unfallursache Ablenkung — hier verstanden als kor-
perlich-geistige Wegwendung von der Hauptaufgabe der
(sicheren) Verkehrsteilnahme — ist in den Unfallstatisti-
ken nicht separat aufgefiihrt. Schatzungen zufolge ist
gleichwohl etwa jeder achte bis zehnte Unfall darauf
zuriickzufihren — fur NRW waéren also knapp 60.000

Unfalle durch Ablenkung verursacht.”®

Diese Ablenkung kann ungewollt durch unvorhergese-
hen, nicht verkehrsbezogene Ereignisse erfolgen — meist
jedoch geschieht sie durch ,straRenverkehrsfremde*
Handlungen, die vermeidbar gewesen wéren. Haufige
Ablenkungen im Pkw sind die Nutzung von Kommunika-
tions- und Informationstechnologien wéahrend der Fahrt
(Navigationsgerat, Mobiltelefon, MP3-Player u.d.), ange-
regte Gespréache oder das Festhalten, Suchen oder
Auspacken von Gegenstanden aller Art. Einer Befragung
von Autofahrerinnen und Autofahrern in Deutschland,
der Schweiz und Osterreich zufolge telefonieren 40 %
der Befragten ohne Freisprecheinrichtung, liest jeder
Dritte Kurznachrichten (SMS) und schreibt ein Finftel
SMS (,texting”) wahrend der Fahrt. Mehr als die Halfte
der Befragten stellen wahrend der Fahrt ihr Ziel im Navi-
gationsgeréat ein >_ Autofahren wird mehr und mehr zur
Nebensache.

Mit dem Einzug von weiterem ,Infotainment” in das
Fahrzeug (Audio-Streaming, Mobilkommunikation mit E-
Mail, Kalenderfunktion, sozialen Netzwerken, Nachrich-
tenticker usw.) wird sich das Problem weiter verschér-
fen.

5 Kubitzki, J. (2011). Ablenkung im StraRenverkehr. Die unterschatzte

Gefahr. Stand der Forschung und Ergebnisse einer Reprasentativ-
befragung von Autofahrern in Osterreich, der Schweiz und Deutsch-
land. Miinchen: Allianz AG.
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Handlungsrahmen

Fahrzeuge zukinftiger Modellgenerationen werden sich
zu einem Knoten im mobilen Internet entwickeln; insbe-
sondere mit der tiefergehenden Integration von Smart-
phones (und deren Funktionen) ins Auto. Aus den damit
ins Auto kommenden Fahrerassistenz- und Fahrzeitop-
timierungssystemen (Routenplanung, Parkplatzsuche
etc.) kdnnten sich prinzipiell Gewinne sowohl fur die
Verkehrssicherheit als auch fir eine situationsangepass-
te Verkehrsmittelwahl erreichen lassen. Denkbar ist
allerdings ebenso, dass der mobile Zugang zu Internet,
sozialen Netzwerken oder — allgemeiner — zu Informati-
onen, die bislang nur stationar abrufbar sind (etwa die
Daten im eigenen Biro oder Unternehmen), die Ver-
kehrssicherheit beeinflusst, da die Fahraufgabe womdog-
lich in den Hintergrund gerat.
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Hier gilt fur uns: Bei der Nutzung von mobilfunk- oder
internetbasierten Funktionen im Auto muss die Ver-
kehrssicherheit an oberster Stelle stehen. Aufklarungs-
mafnahmen illustrieren, wie sich Ablenkung auswirkt —
etwa in Bezug auf die Reaktionszeit(verlangerung) oder
hinsichtlich der Blickfixation, die auf dem entsprechen-
den Display und eben nicht auf der Straf3e ruht. Im Ideal-
fall sind diese Ansprachen situations-, Zielgruppen- und
geratespezifisch. Polizeiliche Schwerpunktaktionen zum
LHandyverbot" stiitzen die Botschaft, dass die Fahrauf-
gabe Prioritét ist. Auch Einschrankungen der Nutzungs-
mdglichkeiten von Mobilfunk und Internet im Auto, gege-
benenfalls in Abh&ngigkeit des Fahrmodus, missen
mdglich sein — zumindest so lange, bis hochautomati-
sierte Fahrfunktionen (im Sinne von Fahrerassistenzsys-
temen) die Fahrer so entlasten, dass deren dauerhafte
Uberwachung der Verkehrssituation nicht mehr notwen-
dig ist. Damit allerdings ist mindestens die Stufe des
hochautomatisierten bzw. pilotierten Fahrens angespro-
chen, deren Realisierung Fachleute bis zum Jahr 2020
annehmen.
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Was wir wollen:

Wir werden in Zukunft intensiv gegen die ver-
botswidrige Nutzung von Mobiltelefonen am
Steuer vorgehen und VerstéRe entsprechend
sanktionieren.

Wir werden bei Unféllen mit Personenschaden
oder sonstigen Straftaten das Mobiltelefon routi-
nemanRig zum Zwecke der Unfalluntersuchung
sicherstellen.

Wir begriiBen Aktionen, die auf die Gefahren von
Ablenkung beim Fahren hinweisen. Insbesondere
fur die Gefahren, die aus der Nutzung von mobil-
funk- und internetbasierten Funktionen wahrend
der Fahrt resultieren (SMS verfassen, E-Mail
schreiben, in sozialen Netzwerken kommunizie-
ren u. a.), soll sensibilisiert werden.

Auf Bundesebene wollen wir eine Neufassung
des § 23 StVO, der u. a. den Umgang mit dem
Mobiltelefon im Fahrzeug definiert, initiieren.

In dieser Neufassung ist der aktuelle technische
Entwicklungsstand abzubilden und festzulegen
wie Zuwiderhandlungen praxisnah nachgewiesen
werden kénnen. Die entsprechende Forderung
des Deutschen Verkehrsgerichtstages 2015 un-
terstitzen wir.

Auf Européischer Ebene setzen wir uns dafur ein,
dass den Belangen der Verkehrssicherheit bei der
Gestaltung der Fahrer-Fahrzeug-Schnittstelle
(Fahrzeugfunktionen, Soundsystem, Klimaanlage,
Navigationsgerat) prioritérer Stellenwert zuge-
sprochen wird.
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Regeln und Regelakzeptanz

Situationsanalyse

Die Einhaltung von Verkehrsregeln ist fiir das Funktio-
nieren des Stral3enverkehrs essentiell. Durch Regeln
wird das Verhalten der einzelnen Verkehrsteilnehmer
kalkulierbar — und das ist vor allem deshalb so wichtig,
weil Verkehrssituationen in der Regel durch das Handeln
mehrerer Verkehrsteilnehmer gepragt sind.

Ob Regeln eingehalten oder gebrochen werden, hangt
u. a. davon ab, ob sie als nachvollziehbar wahrgenom-
men werden. Falls ja, ist deren Einhaltung wahrschein-
lich(er). Falls nein, fallt die Regelakzeptanz geringer aus
und Verstdl3e sind zu vermuten. So fihrt etwa eine
Uberbordende Beschilderung (,Schilderwald”) zu Akzep-
tanzproblemen. Zuséatzlich besteht die Gefahr, dass die
Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer so lernen,
Verkehrszeichen als nicht relevant einzuschatzen — und
diese Lernerfahrung dann ggf. auch in anderen Beschil-
derungssituationen anwenden. Ohnehin steigt mit jeder
zuséatzlichen Vorschrift, die die personliche Handlungs-
freiheit einschrankt, die Gefahr, dass sich die Menschen
gegen (diese) Einschrankungen zur Wehr setzen.
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Handlungsrahmen

Regelverstdf3e gelten, wenn sie folgenlos bleiben, als
Petitesse. Das trifft besonders auf Geschwindigkeitsiiber-
tretungen zu. Sie stellen jedoch alles andere als ein Kava-
liersdelikt dar — schlief3lich ist Gberhéhte oder nicht ange-
passte Geschwindigkeit eine Hauptunfallursache. Daher
stemmt sich der NRW-Blitz-Marathon nicht nur gegen
diese Unfallursache, sondern will zuséatzlich fir Regelak-
zeptanz von Tempolimits dadurch werben, dass ,positi-
ves" (d.h. regelkonformes) Verhalten als Norm kommuni-
ziert wird. Konkret: Mit dem Blitz-Marathon wird stets auch
transportiert, dass sich die Mehrzahl der Autofahrerinnen
und -fahrer an Tempolimits halt. In Zahlen ausgedriickt:
Bei den zwei NRW-Blitz-Marathons des Jahres 2014 kon-
trollierte die Polizei landesweit insgesamt ca. 1,5 Mio.
Autofahrerinnen und -fahrer, von denen rund 46.000 zu
schnell fuhren — also 3 %.”” So wird deutlich, dass Ge-
schwindigkeitsverstole fur die Mehrheit der Fahrzeugfih-
rerinnen und -fiihrer offenbar nicht Alltagshandeln sind.

Inwieweit die Absenkung der innerstadtischen Regelge-
schwindigkeit von 50 auf 30 km/h auf Akzeptanz trifft, ist
unsicher. Unklar deshalb, weil in den vergangenen 25
Jahren grof3e Teile des kommunalen Stralenverkehrsnet-
zes mit der Einrichtung von Tempo 30 Zonen verkehrsbe-
ruhigt werden konnten. Allerdings weisen bereits heute mit
~Tempo 30" beschilderte Stral3en oft nicht die baulichen
Standards (im Sinne der Einheit von Bau und Betrieb) auf,
die ,Tempo 30" nahelegen wirden. Ob eine dauerhafte
Geschwindigkeitsreduktion allein daraus resultieren wird,
dass eine innerstadtische Regelgeschwindigkeit von 30
km/h ausgesprochen ist, die sich nur sehr eingeschrankt in
der straRenbaulichen Umgebung manifestiert, darf bezwei-
felt werden. Zudem bleibt fraglich, ob bei stadtweitem
~Tempo 30" die moglicherweise als hoch eingeschatzten
(gleichwohl nicht tatséchlichen) Zeitverluste nicht dazu
fuhren, sie im weiteren Fahrtverlauf wieder ,hereinfahren”
zu wollen. Um zu gesicherten Erkenntnissen zu gelangen,
wird Nordrhein-Westfalen einen entsprechenden Modell-
versuch starten. Dass die Stéadte und Gemeinden nach
eigenem Ermessen Tempo 30 weiter tberall dort auswei-
sen kénnen, wo die drtlichen Gegebenheiten dieses nahe-
legen — etwa vor Kindertagesstatten, Schulen, Senioren-
heimen, Krankenh&usern oder an Unfallschwerpunkten —
ist davon unberthrt.
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Unter dem Blickwinkel der Regelakzeptanz erscheint auch
ein generelles Tempolimit auf Autobahnen wenig zielfiih-
rend — weil starre Losungen in Zeiten intelligenter Ver-
kehrssteuerung tberholt erscheinen. Starre Lésungen
werden nur eingeschrankt akzeptiert oder es bedarf eines
hohen Uberwachungsaufwandes zu ihrer Durchsetzung.
Situationsangepasste — an Wetter, Verkehrssicherheits-
oder Unfalllage ausgerichtete — Systeme werden besser
befolgt. Daher ist anlassbezogenen und differenzierten
Geschwindigkeitsbeschrankungen auf Autobahnen der
Vorzug zu geben. Unangepasst hohen Fahrgeschwindig-
keiten auf Autobahnen kann mit einer (erneuten) Sensibili-
sierung fir die ,Richtgeschwindigkeit 130 km/h* begegnet
werden. So lieRe sich auch eine Homogenisierung des
Verkehrsflusses anstof3en.

Auch fur die immer wieder diskutierte Helmpflicht fiir Rad-
fahrerinnen und Radfahrer gilt: Dass Fahrradhelme die
Folgen von Unféallen mildern und vor schweren Kopfverlet-
zungen schitzen kénnen, ist unstrittig. "8 Es ist daher
jedem nachdrticklich empfohlen, einen Fahrradhelm zu
nutzen. Gleichwohl erscheint eine Helmpflicht eher nicht
prioritdr, um das Radfahren insgesamt sicherer zu ma-
chen. Hierzu zahlt nicht zuallererst eine Helmpflicht, son-
dern die Forderung der Radverkehrsinfrastruktur und die
weitere Optimierung der Serviceleistungen rund ums Rad.

Bei RegelversttRen von Radfahrerinnen und Radfahrern
ist besonders das Fahren auf falschen” Flachen (z. B.
dem Gehweg), in falscher Richtung, die Nichtbeachtung
von Verkehrsregeln (Fahren gegen die Einbahnstralle
oder bei Rot) sowie das Fahren unter Alkoholeinfluss zu
konstatieren. ° Als verhaltenshezogenes Defizit bei den
FuRRgéangern dominieren Rotlichtverstof3e sowie falsches
Verhalten beim Uberqueren von StraRen abseits von
Querungsstellen.80 Vermutlich sind die erwahnten Re-
gelbriiche sowohl ein Ausdruck bewusster Ubertretun-
gen als auch das Resultat infrastruktureller Méngel.
Verkehrssicherheitsarbeit ist gut beraten, beide Prob-
lemlagen zu bedienen.

Gleichwonhl: Fir alle Verkehrsteilnehmergruppen gilt,
dass Regeliliberschreitungen nicht geduldet werden. Wo
Appelle an die Eigenverantwortung und Regeleinhaltung
nicht greifen, muss Verkehrsiiberwachung einsetzen.
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Was wir wollen:

Dass Verkehrsregeln fiir alle Verkehrsteilnehme-
rinnen und -teilnehmer gelten, werden wir in zahl-
reichen Aktionen thematisieren — die wir gleich-
ermaflen an Autofahrer wie an Radfahrer und
FuRgéanger adressieren werden.

Mit dem Blitzmarathon werden wir weiterhin her-
ausstellen, dass Geschwindigkeitsiibertretungen
nicht geduldet werden.

Wir bevorzugen auf Autobahnen — nicht zuletzt
aus Akzeptanzgriinden —strecken- oder anlass-
bezogene Geschwindigkeitsbeschrankungen.

Wir werden in Nordrhein-Westfalen einen Modell-
versuch initiieren, der die Auswirkungen der Ab-
senkung der innerdrtlichen Regelgeschwindigkeit
auf 30 km/h untersucht.

Bis dahin werden wir die Ausweisung von Tempo
30-Zonen weiter verfolgen — und favorisieren eine
grundsatzliche Anordnung von Tempo 30-Zonen
vor sozialen Einrichtungen sowie vor Bildungsein-
richtungen.
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Mobilitat managen

Wir leben in einer arbeitsteiligen Gesellschaft, die ohne
Mobilitat nicht funktioniert. Wohnen, Arbeiten, Einkaufen,
Bildung, Freizeit — all diese Aktivitaten sind mit der Orts-
veranderung von Personen und Gultern verbunden.
Angesichts der vorhandenen — und weiter wachsenden —
Mobilitdtsanspriche liegt eine Herausforderung darin,
den Verkehr auch zukiinftig méglichst verkehrssicher,
effizient und umweltschonend zu gestalten. Vor allem
auch deshalb, weil das Auto auf absehbare Zeit fir viele
Menschen ihr Hauptverkehrsmittel bleiben wird.

Mehr Verkehrssicherheit erreichen wir auch, wenn wir
das Verkehrssystem als Ganzes betrachten und Ver-
knupfungen zwischen den Verkehrsmitteln herstellen.
Das ubergreifende Ziel ist die Sicherung von Mobilitats-
anspriichen bei weniger Unféllen und verringerten Be-
lastungen.
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Angesichts einer bereits jetzt hoch belasteten Infrastruk-
tur kann die Gewahrleistung von Verkehrssicherheit und
die Sicherstellung einer effizienten Individualmobilitat nur
gelingen, wenn sowohl integrative als auch innovative
Lésungen verfolgt werden. Unter Verkniipfungsaspekten
ist bspw. die ErschlieRung der bisher nur unzureichend
genutzten Potenziale des FuR-, Rad- und Offentlichen
Personenverkehrs zu nennen. Wo immer es sich anbie-
tet — und nachgefragt — wird, miissen Moglichkeiten zum
Umstieg oder zum Mitfahren geschaffen werden. Woh-
nortnahen Versorgungsstrukturen vermeiden motorisier-
ten Individualverkehr — auch ein Plus fiir die Verkehrssi-
cherheit. Die Diffusion der Informations- und Kommuni-
kationstechnik in den Alltag der Verkehrsteilnehmer
ermdoglicht innovative Losungen dahingehend, dass
multimodale Mobilitdtskonzepte etabliert werden kdnnen.

Kurzum: Eine Herausforderung der Zukunft wird darin
liegen, nicht nur den Verkehr zu bewaltigen, sondern
Mobilitdt zu managen.
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Verkehrssparsame Raum-
strukturen

Situationsanalyse

Wohnortnahe Versorgungsstrukturen reduzieren den
motorisierten Individualverkehr und kénnen Uber diesen
Weg zu einer Verringerung der Unfallzahlen fiihren.
Raumplanung kann an einer stadtvertraglichen Mobili-
tatsgestaltung mitwirken: So eréffnet etwa eine auf Dis-
tanzreduzierung fokussierende Raum- und Siedlungs-
entwicklung prinzipiell die Mdglichkeit, Wege vermehrt
zu Ful3 oder mit nicht motorisierten Verkehrsmitteln
zuriickzulegen. Raumplanung, die an der Schnittstellen-
gestaltung von 6ffentlichem Verkehr und motorisiertem
Individualverkehr ansetzt — indem beispielsweise neue
Siedlungsbereiche prioritar an bestehenden OPNV-
Achsen ausgewiesen werden — macht Fahrten mit moto-
risierten Individualverkehrsmitteln weniger zwingend.

Die Beriicksichtigung einer raumplanerischen Perspekti-
ve ist fir die NRW-Agglomerationsraume besonders
wichtig. Zum einen missen hier Lésungen zur Entlas-
tung der Gberbeanspruchten Straleninfrastruktur gefun-
den werden, so dass Platz fiir die Anteile des Kfz-
Verkehrs geschaffen wird, die nicht verlagerbar und fiir
den Wirtschaftsverkehr funktionsrelevant sind. Zum
anderen wird ein verkehrssicherer und stadtvertraglicher
Verkehr mehr und mehr zu einem Standortfaktor — Stu-
dien deuten an, dass Angebotsverbesserungen des
Offentlichen Verkehrs fiir das ékonomische Wohlerge-
hen einer Stadt mindestens ebenso wichtig sind wie die

Erhohung der Verkehrsqualitat des Pkw-Verkehrs.® 8
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Handlungsrahmen

Fir die Kommunen gilt es, in ihrem Bemihen um mehr
Verkehrssicherheit auch auf ihre raumplanerischen
HandlungsspielrAume zuriickzugreifen — etwa dadurch,
dass die Kommunen durch Flachennutzungskonzeptio-
nen, durch wohnortnahe Versorgungskonzepte oder
Elemente der Bauleitplanung deutlich starker rahmen-
gebend wirken zugunsten einer ,Stadt der kurzen We-
ge“.

Kooperationen auf der Ebene der Fachplanungen liefern
einen zuséatzlichen Beitrag fur mehr Verkehrssicherheit,
wenn gemeinsam prozess- und kooperationsorientierte
Mobilitatsplane aufgestellt werden. Dann wird eine Pla-
nung fur nachhaltige urbane Mobilitat*® maglich. Solche
nachhaltig urbanen Mobilitatsplane (SUMP — Sustainab-
le Urban Mobility Plan) sind ein Instrument, das die
Integration anderer kommunaler Planungs- und Politik-
bereiche beriicksichtigt und zugleich die Beteiligung von
lokalen Akteuren und Burgern beinhaltet.

*® Eine nachhaltige Mobilitat zeichnet sich dadurch aus, dass sie die
Mobilitat erhalt und die Glterversorgung sichert, ohne dass der
dadurch verursachte Verkehr Mensch und Umwelt langfristig Gberma-
Rig belastet (vgl. dazu z.B. die Themenseite ,Nachhaltige Mobilitat*
des Umweltbundesamtes unter http://www.umweltbundesamt.de).
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Was wir wollen:

Wir fiihlen uns — wie bereits im NRW-Aktionsplan
zur Forderung der Nahmobilitat skizziert — dem
Leithild ,Stadt der kurzen Wege*“ verpflichtet.

Die Kommunen sind aufgefordert, ihre Verkehrs-
entwicklungsplanung an einer wettbewerbsfahi-
gen und ressourceneffiziente Mobilitat in der
Stadt zu orientieren.

Wir werden — unter Fiihrung des Netzwerks Mobi-
litatsmanagement und Verkehrssicherheit — eine
Beratung von Kommunen in Bezug auf die Erar-
beitung von nachhaltigen kommunalen Mobilitats-
planen (SUMP) anbieten.
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FulRverkehr

Situationsanalyse

Dass FulRgangerinnen und FulRganger die Mehrheit der
Verkehrsteilnehmer stellen, ist haufig nicht sichtbar.
Gleichwonhl: Jeder ist irgendwann Fuf3génger, der eine
fur langere, der andere fiir kiirzere Zeit. Autofahrerinnen
und Autofahrer gehen in der Regel zu ihrem (parkenden)
Fahrzeug. Fiir den Offentlichen Personennahverkehr ist
der FuRverkehr deshalb unverzichtbar, weil nahezu
jeder Fahrgast vor oder nach der Reise als FuRgangerin
oder FuRgénger unterwegs ist. Selbst Fahrradfahrten
beginnen oder enden meist mit einem kurzen FuRweg.
FuRverkehr ist Basismobilitat.

Der ,Umstieg" auf die eigenen FuRe schafft Platz fur
notwendige Verkehre; dem FuRgénger Vorrang einzu-
raumen, erhoht die Verkehrssicherheit.

Daruber hinaus steigt mit zunehmendem FulRverkehr die
Qualitat des 6ffentlichen Raums — Gehen vernetzt und
belebt die Stadt(teile) und macht Quartiere erst lebendig.

Aufgrund erwéhnter ,Scharnierfunktion* kommt dem
FuBverkehr eine zentrale Bedeutung in den Verkehrsab-
laufen und damit in der gesamten Verkehrsplanung zu.
Es gilt, den Anforderungen des FulRverkehrs in seiner
Verteilerfunktion mehr als bisher Rechnung zu tragen.
Dabei geht es nicht mehr nur darum, die Zugangswege
zu den Haltestellen des Offentlichen Personen(nah)ver-
kehrs zu betrachten. Fir Mobilitatsdienstleistungen wie
Fahrradverleihstationen, Ausleihstationen von Carsha-
ring-Fahrzeugen usw. ist nicht zuletzt deren Einbettung
in FuBverkehrsnetze von Bedeutung. Kurzum: die For-
derung des FulBverkehrs erschliet haufig auch Potenzi-
ale flr andere Verkehrsmittel (,Intermodalitat”) — und
umgekehrt ist die Beriicksichtigung des FuRverkehrs
auch unentbehrlich fur deren Férderung.
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Handlungsrahmen

Zunéchst steht trotz der Forderung nach einer ganzheit-
lichen Betrachtung des FulRverkehrs aul3er Frage, dass
FuRBverkehr als ,eigenstandige Verkehrsart" ureigene
Anforderungen hat. Diese miissen erst erfiillt sein, damit
der FuRverkehr nicht dauerhaft im Abseits steht. Die
Dimensionierung von ausreichenden Gehwegbreiten
und z. B. deren Freihalten von Sondernutzungsanspri-
chen ist dafiir ebenso notwendig wie die Einrichtung von
kleinteiligen FulRwegnetzen. Auch einsehbar-
Uberschaubare Wege sowie ein (ziel- und routenorien-
tiertes) Wegweisungssystem fur den FuRverkehr ist
wichtig — nicht zuletzt deshalb, weil FuBgangerinnen und
FuRganger besonders Umweg empfindlich sind.

Dass insbesondere beim FuRRverkehr der Anteil Alterer
Uberproportional zunimmt bzw. weiter zunehmen wird,
ist ein Ausdruck des demographischen Wandels. Damit
wachst auch die Anzahl derer, die ihre Mobilitat mit
technischen Hilfsmitteln (Langstock, Rollator, Rollstuhl
etc.) zurlicklegen. Damit auch dieser Personenkreis
seine Mobilitat sicherstellen kann, ist eine einheitliche,
barrierefreie Gestaltung des StralRenraums notwendig.
Daher hat der Landesbetrieb Stralenbau NRW einen
Leitfaden ,Barrierefreiheit im StraBenraum**’ herausge-
geben, der als Grundlage fur ein einheitliches Vorgehen
dient. So kann auch interkommunal einheitlich agiert
werden — so dass mobilitatseigeschrénkte Personen
moglichst nicht ihre Stadtgrenzen als Beschrankung
ihrer Mobilitat erleben (missen).

Ebenso selbstverstandlich muss sein, konkurrierenden
Flachennutzungsanspriichen des Kfz- oder des Radver-
kehrs moglichst Paroli zu bieten — konkret also z. B. das
Gehwegparken zu unterbinden und gemeinsame Fih-
rungen von Ful3- und Radverkehr auf ein Minimum zu
beschréanken. Die hier genannten Anforderungen decken
im Wesentlichen die Motivation ,Gehen“ ab; sofern zu-
dem die Motivation ,Verweilen“ angesprochen ist, sind
weitere Anforderungen (Sitzmdglichkeiten, Wetterschutz,
subjektive und objektive soziale Sicherheit durch Be-
leuchtung und Einsehbarkeit) von Interesse.

FuRverkehr, der der erwahnten Scharnierfunktion nach-
kommen kann, benétigt allerdings ein umfassendes

7 Landesbetrieb StraBenbau NRW (2012). Leitfaden 2012. Barrierefrei-
heit im StralRenraum. Gelsenkirchen.
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Planungsverstandnis. Ein Beispiel dafiir: Eine beschleu-
nigte Straf3enbahn mit optimierten Grunphasen nitzt
wenig, wenn die Zugange zu den Haltestellen infolge-
dessen héaufig mit langem Rotlicht blockiert sind — so
dass die Tram potenziellen Fahrgasten haufiger einmal
Lvor der Nase" abfahrt. Hier ist ein ganzheitliches Pla-
nungsverstandnis von Interesse, das nicht nur auf die
Verkehrsmittel des Offentlichen Personen(nah)verkehr
fokussiert, sondern auch dafiir sorgt, dass potenzielle
Fahrgaste diesen rasch und sicher erreichen kénnen.®
Einmal mehr illustriert dieses Beispiel, dass wir ein Mobi-
litétsleitbild verfolgen, das die Vernetzung der Verkehrs-
arten impliziert.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Wir wollen den Stellenwert des FulRverkehrs weiter
starken und dessen Mobilitatspotenziale weiter
erschlie3en.

Wir werden Strategien und Konzepte fir den ruhen-
den Kfz-Verkehr erarbeiten — sowie unzulassiges
Gehwegparken unterbinden und verstarkt ahnden.
Parallel werden wir erneut die Offentlichkeit fiir die-

ses Thema sensibilisieren.

Damit der FuRverkehr seiner Scharnierfunktion
Rechnung tragen kann, fordern wir Kreise, Stadte
und Gemeinden dazu auf, die Schnittstellen des
FuRverkehrs zu den Ubrigen Verkehrsarten zu tber-
priifen und dort, wo nétig, zu optimieren.

Mit der Herausgabe von Arbeits- und Entschei-
dungshilfen, z. B. der Broschire ,Fortschritt — ein
Pladoyer fiir den FuBverkehr* der AGFS NRW*8,
stoRen wir auch auf der Ebene der Kommunen die
Diskussion zum FuRverkehr an.

Um Kommunen bei einer ,Schwachstellenanalyse*
ihrer FuBwegenetze zu unterstitzen, bieten wir
ihnen unter Fiihrung des Netzwerks Mobilitdtsma-
nagement und Verkehrssicherheit bspw. die Durch-
fihrung von Fuf3géngerchecks und ,walkable audits”
an.

Wir wollen aktiv bei den Kommunen werben, Mit-
glied in der fahrrad- und fuRgangerfreundlichen
AGFS NRW zu werden und zu bleiben.

Wir wollen langfristig ein intermodales Mobilitatspor-
tal NRW aufbauen, das auch die Potenziale des
FuRverkehrs abbildet und Verkniipfungsmaglichkei-
ten zu anderen Verkehrsangeboten aufzeigt.

8 AGFS NRW: Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrradfreundlicher
Stadte, Gemeinden und Kreise in NRW.
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Radverkehr

Situationsanalyse

Welche Potenziale das Radfahren bei der Bewaltigung
der Alltagsmobilitat erschlieRen kann, deutet die Daten-
bank der Europaischen Plattform fir Mobilitatsmanage-
ment (EPOMM) an. Die fur den Radverkehr dokumen-
tierten Anteile schwanken zwischen 2 % (in Wuppertal)
und 38 % (in Munster); ein Finftel der insgesamt geliste-
ten 103 Kommunen kann Radverkehrsanteile > 20 %
aufweisen.®

Dass Radfahrerinnen und Radfahrer im Verkehr einem
besonderen Verletzungsrisiko ausgesetzt sind, ist eine
Binsenweisheit; Risikoanalysen zeigen erhéhte Verun-
glucktenraten fir Radfahrer.®® Allerdings besteht dieses
Risiko auch deshalb, weil es fir Radfahrer schwierig ist,
sich gegen das Auto zu behaupten. Unfélle mit abbie-
genden und einbiegenden Kfz sind eine Hauptgefahr
beim Radfahren; Kreuzungen und Einmiindungen mit
und ohne Ampeln sind fir den Radverkehr besondere
Gefahrenstellen. %

Umstritten scheint, ob mehr Radfahrer mehr Sicherheit
fur den einzelnen Radfahrer bedeuten (sog. ,Safety by
Numbers"“): Dagegen argumentiert etwa die Unfallfor-
schung der Versicherer, deren Analysen kommunaler
Unfallstatistiken zufolge steigende Radverkehrsanteil mit
einem steigenden Anteil verletzter Radfahrer einherge-
hen.™ Dafiir spricht eine zuriickliegende Untersuchung
der Arbeitsgemeinschaft fahrrad-freundlicher Stadte,
Gemeinden und Kreise in Nordrhein-Westfalen (AGFS)
20; eine Studie des Osterreichischen Verkehrssicher-
heitsfonds schlussfolgert ebenfalls, dass steigende
Radnutzung zu einer Senkung des Unfallrisikos fur Rad-
fahrer fuhrt.”

' Ortlepp, P. (2011). Neue Herausforderungen durch die zukinftigen
Entwicklungen im Radverkehr aus Sicht des Gesamtverbandes der
Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. Vortrag auf dem Nationalen
Radverkehrskongress am 31.05.2011 in Nurnberg.

2 Ministerium fur Wirtschaft und Mittelstand, Energie und Verkehr des
Landes Nordrhein-Westfalen (2000). Fahrradfreundliche Stédte und
Gemeinden in NRW - Mal3nahmen und Wirksamkeitsuntersuchung,
Disseldorf.

2 pfaffenbichler, P et al. (2011). BikeRisk. Risiken des Radfahrens im
Alltag. Forschungsarbeiten des Osterreichischen Verkehrssicherheits-
fonds, Bd. 3. Wien.
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Inwiefern regionale Besonderheiten oder Mentalitatsun-
terschiede fiir diese unterschiedlichen Befundlagen
mitverantwortlich sind, bleibt unklar. Vermutlich lassen
sich die Resultate aber dahingehend integrieren, dass
die Forderung des Fahrrades als Alltagsverkehrsmittel
zumindest langerfristig zu einer Reduktion des Unfallrisi-
kos fuhrt, weil Radfahrer dann zum gewohnten Ver-
kehrsalltag gehoren.

Damit Radfahren im Alltag attraktiv bleibt oder wird, ist
primér ein engmaschiges und qualitativ hochwertiges
Radverkehrsnetz notwendig. Neben ,verkehrsfunktiona-
len* Rahmenbedingungen muss auch der Faktor Be-
quemlichkeit erfiillt sein, damit Gberhaupt die Chance
besteht, das Fahrrad als gleichberechtigtes Verkehrsmit-
tel zum Auto zu positionieren. Diese Positionierung
gelingt dort, wo Radverkehrsférderung konsequent be-
trieben wurde und wird. ¥ Die Einfuihrung von Pede-
lecs® kann zu einer weiteren Attraktivierung des Fahr-
radfahrens zu fhren.®®

% pedelec steht fiir Pedal Electric Cycle — ein Hinweis auf das Antriebs-
konzept: Ein Elektromotor unterstiitzt bis zu einer Geschwindigkeit von
25 km/h. Danach schaltet sich der Motor ab. Wer schneller fahren will,
muss mehr treten. Pedelecs gelten rechtlich als Fahrrader.
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Handlungsrahmen

Ein qualitativ hochwertiges Radverkehrsnetz tragt nicht
allein den Aspekten der Sicherheit und Leistungsfahig-
keit Rechnung, sondern macht Radfahren auch komfor-
tabel und bequem. Das geschieht etwa dadurch, dass
zentrale und durchgangige Radschnellverbindungen
geschaffen werden, die den Radverkehr biindeln und
zugleich verdeutlichen, dass diese Verkehrsart nicht nur
eine Zubringer- oder ErschlieBungsfunktion tibernehmen
kann. Zugleich sind Radschnellwege — moglichst gerade
geflhrt, mit einem glatten Belag ausgestattet, im Winter
geraumt, beleuchtet und an Knotenpunkten bevorrech-
tigt — eine Voraussetzung dafir, die Radverkehrsmen-
gen aufzunehmen, die bei einer Verschiebung des Mo-
dal Split*® in Richtung der umweltfreundlichen Ver-
kehrsmittel zu erwarten sind.

Mit dem Bau von stral3enbegleitenden Radwegen bzw.
Radfahrstreifen, der Einrichtung von Fahrradstraen und
der Fuhrung des Radverkehrs auf der Fahrbahn dort, wo
vergleichsweise geringe Verkehrsmengen bestehen und
das Geschwindigkeitsniveau geringer ist (z. B. Tempo
30-Zonen), kdnnen Licken im Radverkehrsnetz ge-
schlossen werden. Oft sind solche Liicken ausschlagge-
bend dafir, dass das Fahrrad fir intermodale Wegeket-
ten nicht genutzt werden kann.

Damit der Radverkehr seine Zubringerfunktion zum
Offentlichen Personen(nah)verkehr ausbauen kann —
und damit es intermodal nutzbar wird —, sind Fahrradab-
stellanlagen vermehrt auch an intermodalen Umsteige-
punkten (an Haltestellen von Bus und Bahn (,Mini-
Bike+Ride"), an Bahnhofen, bei Leihfahrzeuganbietern,
an Mobilstationen des Carsharing) einzurichten — und
bestehende Anlagen zu pflegen (bspw. durch das Ent-
fernen von offensichtlich nicht mehr genutzten ,Altré-
dern“). Die wachsende Marktdurchdringung von Pede-
lecs macht es ferner notwendig, sichere Abstellmdglich-
keiten zu schaffen, in denen die Bikes auch wieder auf-
geladen werden kénnen. Auch sind Mietmoglichkeiten
fir Fahrrader (stationsgebunden oder nicht stationsge-
bunden) zu schaffen.

Fur alle Angebote des Radverkehrs gilt: Sie missen
sowohl untereinander und als auch mit anderen Ver-
kehrstragern verknupft sein und mit moderner Informa-
tions- und Kommunikationstechnik vermarktet und ge-
managt werden — damit nicht nur die buchbaren Ange-

% Unter ,Modal Split versteht man die Aufteilung der Verkehrsmittelwahl
auf die unterschiedlichen éffentlichen und privaten Verkehrsmittel.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

bote sichtbar werden, sondern die sichtbaren Angebote
auch einfach und nutzerfreundlich buchbar sind.

Was wir wollen:

Wir unterstiitzen die Realisierung des Rad-
schnellwegs Ruhr als Premiumprodukt eines
regionalen Radweges.

Wir favorisieren geschlossene Radverkehrsnetze.
Prioritar sind Luckenschlisse, vor allem in den
Agglomerationsrdumen in NRW. Radverkehrsan-
lagen, die diesen Anspruch erfiillen, werden vor-
rangig gefordert.

Wir appellieren an die Kommunen, den Ausbau
des Radverkehrsnetzes auf hohem Niveau fortzu-
fuhren — auch dadurch, dass eine interkommuna-
le Vernetzung der Radwege gesucht wird.

Wir begriiBen es, wenn sich Unternehmen, Ver-
kehrsanbieter, Wohnungseigentimer usw. fur die
Einrichtung von Fahrradabstellanlagen an Um-
steigepunkten sowie Zielen und Quellen des
Radverkehrs engagieren.

Wir wollen aktiv bei den Kommunen werben, Mit-
glied in der fahrrad- und fuRgangerfreundlichen
AGFS NRW zu werden und zu bleiben.

Wir wollen langfristig ein intermodales Mobilitats-
portal NRW aufbauen, das anbieterneutral das
Spektrum der Radverkehrsangebote abbildet und
deren einfache Buchung und Bezahlung ermég-
licht.

42



Offentlicher Personennah-
verkehr (OPNV)

Situationsanalyse

Offentliche Verkehrsmittel sind sicher. Deshalb — und
weil eine dauerhafte Sicherung der Mobilitat unter Be-
riicksichtigung von Klima- und Umweltschutzzielen nur
durch Offentliche Verkehrsmittel erreicht werden kann —
ist ihnen Vorrang einzuraumen.

Allerdings: Fiir den Umstieg auf Offentliche Verkehrsmit-
tel reichen diese Argumente nicht aus. Die Griinde fir
den Umstieg miissen nah an den Bedurfnissen der po-
tenziellen Nutzerinnen und Nutzer liegen. Attraktiv kann
nur bedeuten, dass die Vorteile bei der Nutzung des
Offentlichen Verkehrs unmittelbar erkennbar bzw. spiir-
bar sind — wenn also beispielsweise Reisezeiten ver-
kiirzt werden, die Fahrtzeit im OPNV fir produktive (oder
entspannende) Beschéaftigungen genutzt werden kann
oder die Fahrt mit Bus und Bahnen augenscheinlich
glnstig ist. Ein weit gefachertes, attraktives Angebot ist
also die Voraussetzung fiir eine verstarkte OPNV-
Nachfrage, die sich auch aus wahlfreien potenziellen
Kundinnen und Kunden speist.

Angesichts sich wandelnder Kundenbediirfnisse — ins-
besondere bei jiingeren Stadtbewohnern scheint sich ein
Trend zu einem Verkehrsverhalten abzuzeichnen, bei
dem Fahrrad, Auto, Bus und Bahn je nach individueller
Situation kombiniert genutzt werden — muss der OPNV
seine Rolle als multi- und intermodaler Mobilitétsdienst-
leister ausbauen. Es sind moderne, intelligente Konzep-
te gefragt, die sprichwdrtlich nicht am Bahnhof enden,
sondern die Verknupfung verschiedener Verkehrstrager
ermoglichen und so eine nahtlose Tir-zur-Tur-Mobilitat
sicherstellen. Flexible Bedienungsformen werden ange-
sichts des demografischen Wandels einerseits und den
zu erwartenden Bevélkerungsrickgéngen in der Flache
andererseits eine zunehmende Rolle spielen — auch
deshalb, weil der OPNV damit immer starker im Span-
nungsfeld zwischen Wirtschaftlichkeit und Versorgungs-
anspruch stehen wird.
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Handlungsrahmen

Ein definiertes, qualifiziertes OPNV-Netz, das auf dem
Schienenpersonennahverkehr, dem straRengebundenen
offentlichen Personennahverkehr (mit Bus, Stralenbahn
bzw. Stadtbahn sowie U-Bahn) und dem (liber)regio-
nalen Busnetz basiert, garantiert die Erreichbarkeit zahl-
reicher Ziele fir die Birgerinnen und Birger. In nachfra-
geschwachen Regionen sichern flexible Bedienungsfor-
men (Birgerbus, Rufbus, Anruf-Bus, Anruf-Sammeltaxi
etc.) die Mobilitat; ein mdglichst barrierefrei gestalteter
OPNV kann die aus dem demografischen Wandel er-
wachsenen Anspriiche an den Zugang zur Mobilitat
bewaltigen.

Ein vom OPNV vorgehaltenes Komplettangebot ,aus
einer Hand", das erganzend zum Kerngeschéaft zugleich
die Moglichkeit erdffnet, auf Park & Ride, Bike & Ride,
Fahrradverleihsysteme, Carsharing, Taxis und weitere
flexible Angebote zurtickzugreifen, starkt die Wahrneh-
mung des OPNV als Mobilitatsdienstleister.

Eine solche Positionierung bedeutet auch, dass das
gesamte Angebot (nicht nur das des Kerngeschafts)
offeriert und die Schnittstellen zu anderen Verkehrsmit-
teln beachtet werden mussen. Eine einzige Buchung fur
verschiedene, gleichwohl kombinierte Angebote ist dabei
keine ldealvorstellung, sondern die Grundvoraussetzung
fir einen zukunftsfahigen OPNV — denn nur dann kann
der Anspruch ,einfach buchen und einfach losfahren®
erfullt werden.
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Telefonische oder internetbasierte Informations- und
Buchungsmaglichkeiten (Uber ein Mobilitatsportal) ma-
chen eine Nutzung rund um die Uhr méglich — und ent-
sprechen der kundenseitigen Anforderung einer ,Jeder-
zeit-Verfugbarkeit“. Zugesicherte Standards bei der
Zuverlassigkeit, dem Platzangebot oder der Kundenin-
formation sowie Echtzeit-Informationen tber Fahrplan
und Stérungen riicken den Kunden weiter in den Mittel-
punkt. Dazu gehort auch, die Einfachheit von Tarif und
Fahrkartenverkauf sicherzustellen — und sie auch denje-
nigen zu bieten, die weniger technikaffin sind. Zielgrup-
penspezifische Anwendungen fir altere, fremdsprachige
oder generell wenig technikaffine Menschen stellen
sicher, dass potenzielle neue Angebote nicht zugleich
neue Barrieren darstellen.

Nach wie vor gilt aber auch: Die Visitenkarte des Offent-
lichen Verkehrs sind zuallererst dessen Bahnhofe, des-
sen Haltepunkte und dessen Fahrzeuge. Es gilt, sie
auch in Zukunft so zu gestalten, dass die Attraktivitat
des Offentlichen Verkehrs bereits hier deutlich wird.
Dazu z&hlt etwa, Haltestellen nicht — wie bisher — als
simple betriebliche Einrichtung zu betrachten, sondern
Haltestellen als Einstiegspunkt fiir Mobilitatsplattformen
wahrzunehmen (,Smart Station“ statt Haltepunkt). Eine
solche Haltestelle muss das Nutzungsversprechen erfll-
len, ihre Kundinnen und Kunden in jedem Fall auf ver-
nlinftige Weise zu bedienen, d.h. mobil zu machen.
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Was wir wollen:

Wir wollen einen qualitativ hochwertigen, komfor-
tablen und zuverlassigen Offentlichen Verkehr.
Auch deshalb bringen wir den Rhein Ruhr Ex-
press (RRX) auf die Schiene.

Wir definieren ein qualifiziertes Regionalnetz im
OPNV, um fiir die Birgerinnen und Biirger die
Erreichbarkeit ihrer Ziele zu sichern.

Burgerbusse, die einen kleinen — aber wichtigen —
Teil des Offentlichen Personennahverkehrs si-

chern, werden wir weiterhin fordern

Nachfrageschwachen Regionen unterstiitzen wir
dabei, fiir inr OPNV-Angebot neue Angebotsfor-
men bzw. Mobilitatsdienste zu erarbeiten. Pra-
misse hat die Schaffung eines zuverlassigen wie
bezahlbaren Angebotes. ,Kleine" intermodale
Lésungen wie Kooperationen des ortlichen Bus-
verkehrs mit lokalen Taxiunternehmen, Privatleu-
ten, Fahrradh&ndlern etc. sind denkbare Schritte.

Wir wollen langfristig ein intermodales Mobilitats-
portal NRW aufbauen, das anbieterneutral auch
die Angebote des OPNV — und seiner Partner —
abbildet und deren einfache Buchung und Bezah-
lung ermdglicht.

Wir setzen uns dafir ein, eine weitergehende
Barrierefreiheit im OPNV zu erreichen.

Wir begri3en es, wenn sich Verkehrsverbiinde
mehr und mehr als Mobilitatsanbieter begreifen.
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Carsharing

Situationsanalyse

Als Car-Sharing wird die professionell organisierte ge-
meinschaftliche Nutzung eines oder mehrerer Fahrzeu-
ge bezeichnet. Dabei ist zu unterscheiden zwischen
klassischem stations- bzw. stellplatzgebundenem Car-
sharing — bei dem Fahrzeuge an festen Mietstationen
positioniert sind und dort ausgeliehen und zurtickgege-
ben werden — und sog. free-floating-Angeboten, bei
denen die Fahrzeuge auf 6ffentlich zugénglichen Park-
platzen abgestellt werden kdnnen, so dass diese Fahr-
zeuge Uber das gesamte Stadtgebiet verteilt sind. Auch
Mischformen sind am Markt.

Unter verkehrssicherheitlichem Blickwinkel ist zunéchst
zu konstatieren, dass sich das Ausleihen eines nicht
vertrauten Fahrzeugs mdoglicherweise negativ auf die
Verkehrssicherheit auswirkt — wobei ebenso denkbar ist,
dass eine deshalb realisierte vorsichtig-umsichtige
Fahrweise diesen ,Nachteil“ wieder kompensiert. Aller-
dings bleibt offen, ob die Nutzerinnen und Nutzer des
Carsharing als wenig routinierte Fahrer diese Anpas-
sung leisten kénnen — ihre Fahrleistung sinkt einer Sy-
nopse des Instituts fur Mobilitat und Verkehr®* zufolge
um mehr als 60 %. Unter verkehrssicherheitlicher Per-
spektive ist ebenfalls zu diskutieren, inwieweit bestimmte
Angebotsmerkmale, etwa zeitabhéngige Tarife, kontra-
produktiv sind — schlieBlich ist wahrgenommener Zeit-
druck ein bedeutsamer Unfallpradiktor.

Dass die Motorisierung von Carsharing-Fahrzeugen
eher moderat und deren Durchschnittsalter gering ist,
kann dagegen als verkehrssicherheitsférderlich gelten.
Auch die verkehrlichen Effekte des stationsgebundenen
Carsharing gehen tendenziell in diese Richtung: Zahlrei-
che Nutzerinnen und Nutzer dieses Angebotes schaffen
ihr Privatfahrzeug ab oder verzichten auf die Anschaf-
fung eines weiteren Fahrzeugs — im Durchschnitt wer-
den vier bis acht Autos durch jedes Carsharing-
Fahrzeug ersetzt.*® Damit einher geht eine intensivere
Nutzung der Offentlichen Verkehrsmittel und des Fahr-
rades. Demgegenuber fihren free-floating-Angebote
offenbar seltener zu Fahrzeugbestandsreduzierungen —
ob free-floating-Angebote den Ausstieg aus oder den

2 |nstitut fur Mobilitat und Verkehr der Universitat Kaiserslautern (2014).
Handbuch Carsharing Nordrhein-Westfalen. Studie im Auftrag des
Netzwerks Verkehrssicheres Nordrhein-Westfalen im Regierungsbe-
zirk KéIn.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Einstieg in den Pkw-Besitz einlauten, ist noch unklar.
Zusatzlich entzieht diese Angebotsform des Carsharing
tendenziell dem Offentlichen Personennahverkehr und
dem Fahrrad Nutzeranteile — erzeugt also mdglicher-

weise Zusatzverkehre.*

Handlungsrahmen

Weil Carsharing-Fahrzeuge ihren Nutzerinnen und Nut-
zer nicht so vertraut sind wie ihr privates Fahrzeug, sind
die Flottenbetreiber aufgerufen, bei der Auswabhl ihrer
Fahrzeuge stets auch auf die Bedienerergonomie zu
achten — und gegebenenfalls diejenigen Fabrikate, de-
ren Bedienung wenig intuitiv erscheint, zu vermeiden.

Gerade fur Wenigfahrerinnen und -fahrer sind aufblin-
kende Fahrzeuganzeigen nur schwer zu deuten — ob ein
leuchtendes Symbol einen tatséchlichen Defekt oder
eine bestimmte Funktion (etwa die Aktivierung der Start-
Stopp-Automatik) anzeigt, ist mitunter unklar. Verweise
auf die (im Fahrzeug hinterlegte) Bedienungsanleitung
erscheinen hier wenig hilfreich, da sie in der Regel alle
denkbaren Ausstattungen eines Fahrzeugs beschreiben
und die fir das Fahrzeug relevanten Angaben dann
selbst herauszusuchen sind. Hier erscheint eine Kurzan-
leitung zielfuhrender, die speziell auf die Zielgruppe der
Carsharer zugeschnitten ist — und die zumindest im
Rahmen der Erstausleihe eines Fahrzeugs vorgestellt
wird.

Eine unter bedienerergonomischen Grundsatzen aus-
gewahlte Fahrzeugausstattung (z. B. mit Automatikge-
triebe, Einparkhilfe oder fest installiertem Navigations-
system, in dem potenzielle Mietstationen und OPNV-
Haltepunkte bereits programmiert sind), ermdglicht die
volle Konzentration auf die Fahraufgabe. Das ist nicht
nur ein Beitrag zur Verkehrssicherheit, sondern macht
das Ausleihen, Fahren und die Riickgabe von Carsha-
ring-Fahrzeugen auch attraktiv.
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Zu einem attraktiven Angebot z&ahlt auch, dass die
Quernutzung von Carsharing-Angeboten sowohl in an-
deren Stadten als auch mit anderen Anbietern gewahr-
leistet ist. Im Idealfall reicht diese Quernutzung sogar
soweit, dass die Inhaberinnen und Inhaber von Kombi-
Paketen die Carsharing-, Bus-, Bahn- und Fahrrad-
Angebote (gegebenenfalls sogar rabattiert) nutzen kon-
nen.

Attraktivitat bedeutet auch, dass nicht nur die Anmiet-
vorgénge von Fahrzeugen einer Carsharing-Flotte ein-
fach und zeitsparend gestaltet ist, sondern dass die
Fahrzeuge auch an den Zielorten oder avisierten Zwi-
schenzielen einfach abgestellt werden kénnen. Stellplat-
ze an Verkniipfungspunkten zum Offentlichen Verkehr
verkniipfen das Carsharing mit bestehenden Mobilitats-
angeboten. Stellplatze in Mischgebieten erleichtern den
Unternehmen, die mit Carsharing ihre betrieblichen
Fahrten organisieren wollen, den Umstieg. Sie sind es
auch, die ebenfalls eine hochst professionelle Dienstleis-
tung benétigen — allerdings nicht nur aus Griinden der
Attraktivitét, sondern auch aus Grinden der Kosten-

Was wir wollen:

Wir préaferieren ein Carsharing, das sich als stra-

transparenz fur den Betrieb.

tegisch-sichtbarer Partner des Offentlichen Per-
sonennahverkehrs versteht.

Wir appellieren an die Verkehrsunternehmen,

Carsharing-Mobilstationen an den Haltepunkten
des Offentlichen Personennahverkehrs bereitzu-
stellen.

Wir wollen langfristig ein intermodales Mobilitéts-
portal NRW aufbauen, das anbieterneutral auch
die Angebote des Carsharing abbildet und die
einfache Buchung und Bezahlung der Fahrzeuge
ermdglicht.

Mit dem vom Netzwerk Mobilitdtsmanagement
und Verkehrssicherheit herausgegebenen ,Hand-
buch Carsharing Nordrhein-Westfalen“ wollen wir
den Kommunen eine Handlungshilfe anbieten,
wie die Initiierung und Ausgestaltung des Carsha-

ring in den Kommunen ablaufen kann.

Unternehmen und Betriebe sind aufgefordert, bei
der Abwicklung ihrer betrieblichen Verkehre auch

die Potenziale des Carsharing zu beriicksichtigen.
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| derzeit noch in Prifung durch MWEIMH NRW, Ref. Il A3

Elektromobilitat

Situationsanalyse

Elektromobilitat steht haufig als Synonym fiir Elektro-
fahrzeuge, obwohl elektrisch betriebene Ziige, StralRen-
bahnen und U-Bahnen seit Jahrzehnten das Riickgrat
des offentlichen Verkehrs bilden. Auch verschiedene
Arten von Elektrofahrradern® — allen voran die Pede-
lecs — durchdringen mehr und mehr den Markt.

Beziiglich der Verkehrssicherheit von Elektroautos ist
zunachst zu konstatieren, dass sich die verkehrssicher-
heitliche Situation nicht automatisch deshalb andert, weil
das Antriebskonzept wechselt. Der Flachenbedarf von
konventinellen fahrzeugen und Elektroautos im fliel3en-
den Verkehr ist ahnlich; beim Parken brauchen Elektro-
autos nicht nur Raum fiir Parkplétze, sondern zuséatzlich
auch fir Ladestationen. Derzeit sind unter den in NRW
zugelassenen 9,1 Millionen Pkw lediglich 830 Elektroau-
tos und 8.530 Hybrid-Fahrzeuge (Stand 2012).”*

Sofern Elektroautos als zusatzliches Fahrzeug ange-
schafft werden, durfte sich das (Park)Raumproblem in
den Stadten verscharfen — verkehrssicherheitlich ist das
deshalb von Interesse, da sich damit die Konkurrenz um
die fUr den Verkehr verfiigbaren Flachen einmal mehr
verscharft. Unter Verkehrssicherheitsaspekten ist auch
das Bedienkonzept von Elektrofahrzeugen (Stichwort:
Rekuperation), deren erschwerte Wahrnehmbarkeit
(Stichwort: relative Gerauschlosigkeit) sowie deren
Crash-Sicherheit (Stichwort: Sicherheit fir Insassen und
Rettungskrafte trotz Hochvolt) (Begriff korrekt?), zu
beachten. %

% 4Elektrofahrrad" oder ,Elektrorad” sind Oberbegriffe fir Fahrrader mit
Elektromotor. Je nach Starke der Motorenunterstiitzung lassen sich
unterscheiden:

Pedelecs sind Fahrrader mit Tretunterstiitzung bis 25 km/h und Mo-
torunterstiitzung bis 250 Watt. Pedelecs gelten rechtlich als Fahrrader.
S-Pedelecs gelten aufgrund ihrer Tretunterstiitzung bis 45 km/h und
Motorunterstiitzung bis 500 Watt rechtlich als Kleinkraftradern (u. a.
besteht Helmpflicht).

E-Bikes sind mit einem Elektromofa zu vergleichen und lassen sich
durch einen Drehgriff bzw. Schaltknopf fahren, auch ohne dabei in die
Pedale zu treten. E-Bikes gelten ebenfalls als Kleinkraftrad.
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Handlungsrahmen

Elektrofahrzeuge gewinnen Energie auch dadurch, dass
ihr Motor als Generator arbeitet und beim Bremsen die
Batterie |adt (die sog. Rekuperation). Deshalb wird die
sog. Motorbremse stéarker, so dass beim Loslassen des
Gaspedals — bzw. bei Elektrofahrzeugen des ,Strompe-
dals" — das Fahrzeug direkt mehr oder minder stark
abgebremst wird. Wie deutlich diese Abbremsung er-
folgt, ist zum einen vom Ladezustand der Batterie ab-
hangig (je leerer die Batterie, desto starker die Abbrem-
sung) und zum anderen von der vorgewahlten Rekupe-
rationsstufe vorgegeben. Sie kann mitunter so eingestellt
werden, dass zahlreiche alltagliche Fahrsituationen mit
dem Gas- bzw. Strompedal gesteuert werden kdnnen —
und die FuBbremse nur noch bei stark-abrupten Mandé-
vern genutzt werden muss. Dieses im Vergleich zu kon-
ventionellen ,Fahrzeugen veranderte Bedienkonzept
muss den Nutzerinnen und Nutzern bekannt sein — hier
sollten also AufklarungsmafRRnahmen und vor allem eine
Einweisung greifen.
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Der Wegfall des herkdmmlichen Verbrennungsmotors
macht Elektrofahrzeuge vergleichsweise leise; insbe-
sondere in Rangier- und Parksituationen sowie im Tem-
pobereich unter 30 km/h. kénnen Elektroautos von Ful3-
gangern oder Radfahrern komplett tiberhort wer-

den93,94,95

. Ein kiinstliches Motorengerausch fiir Elektro-
autos erscheint angesichts der bereits bestehenden
Larmbelastung in den Stadten und Gemeinden allenfalls
fiir die Ubergangszeit vertretbar, in denen Elektroautos
im Verkehrsalltag noch eine relative Seltenheit darstel-
len.®® Einmal mehr gilt es, die Fahrerinnen und Fahrer
von Elektrofahrzeugen zu sensibilisieren und zu umsich-
tig-partnerschaftlichem Verhalten anzuregen — dass ist
auch auRerhalb der Diskussion um Elektromobilitat

unerlasslich.

Hochvolt-Systeme (Begriff?), wie sie in Elektrofahrzeu-
gen verbaut werden, stellen bei Unfallen nicht prinzipiell
eine Gefahrdung fur die Insassen oder die Rettungskraf-
te dar, da die Stromversorgung bei Beschadigungen
oder gar der Penetration der Batterie sofort unterbro-
chen wird. Eine entsprechende Information der Ret-
tungskrafte bzgl. des Aufbaus und der Konfiguration des
Fahrzeugs hilft diesen, im Notfall schnell an die notwen-
digen Informationen zur Bergung oder Feuerbekamp-
fung zu gelangen (bspw. durch im Fahrzeug mitgefiihrte
Rettungsdatenblatter oder -karten).

Die gegenwartig (noch) sichtbare Diskussion um die
Reichweite und die Mehrkosten des Elektroautos lasst
annehmen, dass es mittelfristig vermutlich vor allem
Fahrzeugflotten verstarken wird — als stadtische Verteil-
fahrzeuge, in Firmenpools oder in Car-Sharing-Flotten
sind Reichweitenfragen weniger von Interesse. Im Ideal-
fall sind Elektroautos als Baustein eines umfassenden
Mobilitatsservice anzubieten. Sie bedienen, zusammen
mit den Fahrzeugen des Offentlichen Verkehrs sowie mit
(Miet)Fahrradern, intermodale Wegeketten. So wiirde
zugleich herausgehoben, dass Elektroautos ein Baustein
einer Mobilitét sind, in der die Verkehrsmittel situations-
angepasst — und nicht mehr gewohnheitsmafig — ge-
wahlt werden.
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Was wir wollen:

Wir sehen Elektrofahrzeuge als einen Baustein
eines multimodalen Verkehrsangebotes an — und
wollen es erganzend zum Radverkehr und zum
Offentlichen Personennahverkehr und deren
Angeboten positionieren.

An die Kommunen richtet sich unser Aufruf, den
Aufbau der Ladeinfrastruktur konzeptionell und
planerisch zu begleiten (und ggf. die Ladeeinrich-
tungen im 6ffentlichen StraBenraum abzusichern).

An die Fahrschulen appellieren wir, Aspekte der
Elektromobilitat in ihre Fahrausbildung zu integ-

rieren.
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Organisation und Kooperation

Situationsanalyse

Integrative Handlungsansatze sind wichtige Rahmenbe-
dingungen, um die Verkehrssicherheit weiter zu erho-
hen. Dazu mussen ganz verschiedene Ebenen ,ange-
packt“ werden: Im Bereich der Informations- und Kom-
munikationstechnik, der Stadtentwicklung, zusammen
mit der kommunalen Wirtschaft und Wirtschaftsforde-
rung sowie nicht zuletzt gemeinsam mit den Biirgerinnen

und Birgern Nordrhein-Westfalens.

Welchen Einfluss die ,Digitalisierung des Verkehrs" hat,
illustriert das Smartphone. So ist es heute bereits mdg-
lich, die Angebote des Fahrradverkehrs oder des Offent-
lichen Verkehrs ohne Vorlaufzeit von unterwegs abzu-
fragen. Das Smartphone (und dessen Mobilitatsapp)
wird zum persdnlichen Reisebegleiter. Dass die aufgeru-
fenen Angebote untereinander so abgestimmt sind, dass
sich mit ihnen Wege und Wegeketten — auch unter Ein-
bezug verschiedener Verkehrsmittel — prinzipiell zuriick-
legen lassen, kann mittlerweile als gesichert gelten.

Nicht selbstverstéandlich ist jedoch, dass mit dem Smart-
phone tatsachlich alle de facto verfligbaren Optionen zur
Reiseplanung abrufbar sind — etwa, weil Mobilitatsappli-
kationen mit einer nur begrenzten Zahl von Kooperati-
onspartnern zusammenarbeiten Ganz und gar nicht
selbstverstandlich ist, dass nicht nur die Angebote jedes
Verkehrstragers angezeigt werden, sondern auch die
entsprechenden Tickets direkt Giber die App gebucht
werden kénnen — im Idealfall sollte ein einziges Ticket
auch dann gentigen, wenn verschiedene Verkehrsmittel
wahrend eines Weges genutzt werden. Auf der ,Hard-
wareseite" funktioniert der daftir notwendige nahtlose
Daten- und Informationsverbund noch nicht.

Ebenfalls ist die Berlicksichtigung unterschiedlichster
kommunalplanerischer Ebenen notwendig, damit der
Umstieg in Richtung einer stadtvertraglichen Mobilitat
gelingt — und so auch fiir Mobilitdtsthemen sichergestellt
ist, dass die Planungen der unterschiedlichen kommuna-
len Ressorts zueinander passen. Konkret: Eine auf Dis-
tanzreduzierung basierende (kommunale) Siedlungs-
entwicklung ermdglicht, Ortsverdnderungen vermehrt zu
FuR oder mit nicht-motorisierten Verkehrsmitteln zurtick-
zulegen. Uberdies erleichtern kompakte Raumstrukturen
die Bereitstellung von Angeboten durch den OPNV, so
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dass auf diesen Weg der motorisierte Individualverkehr
verringert werden kann.

Der Einbezug der Birgerinnen und Birger wiederum
kann helfen, die Anwenderfreundlichkeit der realisierten
Lésungen zu Uberprifen — etwa darauf, ob neue Barrie-
ren geschaffen werden, die beispielsweise wenig tech-
nikaffinen Nutzern oder fremdsprachigen Personen die
Organisation ihrer Mobilitat unnétig erschweren oder sie
gar von der Nutzung von Mobilitdtsangeboten aus-
schliel3en.

Handlungsrahmen

Ein Baustein in einem Gesamtsystem Verkehr, in dem
die Verkehrsmittelwahl situations- und wegezweckange-
passt passiert, sind Verkehrsunternehmen, die sich als
Mobilitatsdienstleister verstehen. Initiativen, in denen
Carsharing-Anbieter und Anbieter des Offentlichen Nah-
verkehrs gemeinsam agieren, gehen bereits in diese
Richtung.

Allerdings: Derartige Projekte sind — weil Insellésungen
— Pilot- oder Modellprojekte, in denen eruiert wird, wel-
che Ausgestaltung von Angeboten gleichermaf3en nach-
gefragt und leistbar ist. Langfristiges Ziel muss es daher
sein, eine Mobilitatsplattform in NRW bereitzustellen, auf
der Mobilitatsdienstleistungen anbieterneutral gebindelt
sind. Dort dirfen Wegeanfragen nicht nur dahingehend
beantwortet werden, dass sie anbieterunabhangig meh-
re Verkehrsmittel in einem Angebot kombinieren — son-
dern es muss ebenso sichergestellt sein, dass diese
Angebote auch direkt (mit einem Click 0.4.) gebucht
werden kénnen. Noch einmal: Es darf nicht mehr nur
darum gehen, (intermodale) Angebote im Rahmen eines
.verkehrsinformationsportals” aufzulisten — und es dann
der Nutzerin bzw. dem Nutzer zu Gberlassen, diese
gleichwohl einzeln buchen zu missen. Vielmehr — und
das ware das Alleinstellungsmerkmal einer solchen
Mobilitatsplattform — muss die Moglichkeit gegeben sein,
auch intermodale Angebote mit einem Klick zu buchen.
Die Userinnen und User wahlen aus, buchen die Fahrt
und bekommen ein Ticket fiir alle genutzten Verkehrs-
mittel. Dass derartige Losungen mindestens landesweit
verortet sein mussen, ist ebenso selbstversténdlich wie
die Tatsache, dass auf einer solchen Plattform méglichst
zahlreiche — auch private — Anbieter von Mobilitats-
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dienstleistungen (Carsharing, Fahrradverleih, E-Bike,
Verleih, Lastenfahrradverleih, Mitfahrangebote, Lade-
stellen usw. usw.) vertreten sind. Kurzum: Effektives
Management von Mobilitat, das mehr ist als eine Insell6-
sung, kann nur gelingen, wenn ein nahtloser Daten- und
Informationsverbund fir den bequemen Zugang zu je-
dem Verkehrstrager gegeben ist. Dieses Ziel verfolgen
wir mit einer neuen Mobilitatsplattform NRW.

Mit dem Netzwerk Mobilithitsmanagement und Verkehrs-
sicherheit und dessen Koordinierungsstellen besteht fiir
Stadte, Kreise und Gemeinden das Angebot, Vertrete-
rinnen und Vertreter der Verwaltung zu Mobilitatsmana-
gern auszubilden, die ihrerseits eine veréanderte Sicht-
weise in Planungsprozessen anstof3en kdnnen. Auch
das landesseitige Angebot, das betriebliche Mobilitéats-
management zertifizieren zu lassen, setzt daran an,
moglichst zahlreiche Akteure — hier die Unternehmen —
zu beteiligen. Mit der Arbeitsgemeinschaft fuRgéanger-
und fahrradfreundliche Stadte, Gemeinde und Kreise in
NRW steht Expertise zu den Themen ,Nahmobilitat“ und
LStédte als Lebens- und Bewegungsraum® bereit.
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Was wir wollen:

Wir wollen langfristig ein intermodales Mobilitats-
portal NRW aufbauen, das anbieterneutral Mobili-
tatsdienstleistungen biindelt und deren Buchung
sowie Abrechnung leistet.

Wir werden das Netzwerk Mobilititsmanagement
und Verkehrssicherheit NRW zu einem Forum fur
Ausbildung und Erfahrungsaustausch auf kom-
munaler, regionaler und nationaler Ebene weiter-
entwickeln.

Dazu zahlt, die Kommunen bei ihrem strategi-
schen Mobilititsmanagement zu unterstiitzen
oder interessierten Kommunalvertreterinnen und
-vertretern anzubieten, sich zu kommunalen Mo-

bilitatsmanagern qualifizieren zu lassen.

Wir setzen auf die Zertifizierung von betrieblichem
Mobilititsmanagement, um auch die von Unter-
nehmen ausgehenden Verkehrsstrome verkehrs-
sicher, effizient und umweltvertraglich abzuwi-
ckeln.

50



Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

51



fotolia # 69032155

Verkehrssicherheit bauen

Die ,gebaute Verkehrssicherheit” ist angesprochen:
Sichere Strafl3en sind wichtig, da der Straleninfrastruktur
eine zentrale Erschlieungsfunktion fir den Personen-
wie fuir den Guterverkehr zukommt.

Sichere Straf3en benétigen unabhangige Sicherheits-
Uberprifungen (Audits), um Sicherheitsdefizite bei Neu-,
Um- oder AusbaumaRnahmen identifizieren und den
StralRenbestand auf etwaige Mangel tberprifen zu kon-
nen. Einen weiteren Kernbestandteil im Gesamtkonzept
LSichere Stral3e" bilden Untersuchungen von Unfallh&u-
fungsstellen und -abschnitten ebenso wie MaRnahmen,
die speziell auf die Sicherheit von Motorradstrecken
abheben. MaBnahmen, die die Tunnelsicherheit weiter
verbessern und Falschfahrten verhindern oder deren
Anzahl zumindest vermindern kénnen, sind ebenfalls
dem Gesamtkonzept ,sichere StraRe" zuzuordnen. Im
Idealfall kann so eine StraRengestaltung erreicht wer-
den, die nicht nur fehlerverzeihend, sondern sogar
selbsterklarend ist. Das bedeutet, dass sich das gefor-
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derte Verkehrsverhalten direkt aus der StralRengestal-
tung ablesen lasst— die ,selbsterklarende Straf3e".

Eine weiter gefasste Sichtweise, die auf das Gesamtsys-
tem Verkehr abzielt, beriicksichtigt auch Geh- und Rad-
wege — denn flr einen sicheren Verkehr sind diese
gleichermafen erforderlich.
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Autobahnen und Bricken

Situationsanalyse

Jeden Tag legen die Menschen in Nordrhein-Westfalen
mehr als 50 Millionen Wege zuriick, davon mehr als 30
Millionen auf den Straf3en. Dieses hohe Verkehrsauf-
kommen fihrt dazu, dass das umfangreiche Stral3ennetz
insbesondere im Ballungsraum Rhein-Ruhr hoch belas-
tet ist. Hinzu kommt, dass NRW im europaischen Raum

ein Transitland ist.®’

Weil grade die Autobahnen davon betroffen sind, hat in
NRW deren Ausbau Prioritat. Wo erforderlich, soll die
Erweiterung auf sechs Fahrspuren und der Ausbau von
Autobahnknoten die Leistungsfahigkeit des nordrhein-
westfalischen Autobahnnetzes gewahrleisten.26 Da die
Anforderungen an die Verkehrsinfrastruktur — vor allem
an die StraRenverkehrsinfrastruktur — allen Annahmen
nach weiter steigen werden, ist also auch in Zukunft mit
Baustellen zu rechnen — auch deshalb, weil in den
nachsten zehn Jahren allein fir die rund 400 grof3en
Briicken im Verlauf von Bundesfernstraf3en in NRW ein
+Ertichtigungsbedarf‘ von ca. 4,5 Milliarden Euro ge-
schatzt wird.”®

Unter verkehrssicherheitlichem Blickwinkel betrachtet,
stellen Baustellen hohe Anforderungen an die Verkehrs-
teilnehmer: So kann sich etwa die Verkehrsfiihrung
verandern, Fahrbahnquerschnitte verengen sich, Be-
schleunigungs- oder Verzdégerungsstreifen sind verkiirzt
oder die Fahrbahnen verschmutzt. Da die Kapazitat im
Baustellenbereich oft eingeschrankt ist, ist dort zudem
der Verkehr haufig dichter. Dennoch sind Baustellen
nicht prinzipiell unfallgefahrlicher — weil Unfalle aufgrund
geringerer Geschwindigkeiten weniger folgenreich aus-

fallen.>® 1%

% Die Internetseite www.baustellen.strassen.nrw.de listet auf, welche
groBeren Bauvorhaben auf den Autobahnen in NRW geplant sind.
Flankierende regionale Informationsveranstaltungen informieren die
Kreise, Stadte und Gemeinden, Wirtschaftsunternehmen und Verban-
de Uber GroRRbaustellen der nachsten zwei Jahre.
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Handlungsrahmen

Baustellenbedingte Verkehrsbehinderungen auf ein
Mindestmalfd zu beschrénken, dient der Verkehrssicher-
heit. Dazu zahlt, die Anzahl der Fahrstreifen im Baustel-
lenbereich dort, wo es die raumliche Situation zuldsst,
mdglichst aufrechtzuerhalten. Sofern méglich, ertffnet
eine Mindestbreite des linken Fahrstreifens von 2,60 m
die Gelegenheit, mit Zeichen 264 StVO (tatsachliche
Fahrzeugbreite) fur die linke Fahrspur 2,10 m Breite
ausweisen zu kdnnen. Das tragt der Tatsache Rech-
nung, dass neue Pkw (inklusive AuRRenspiegeln) inzwi-
schen haufig breiter sind als 2,0 m. Sie kénnen nun
dennoch links fahren, so dass eine verbesserte Vertei-
lung des Verkehrs — und damit insgesamt eine hdhere
Leistungsféahigkeit des Baustellenabschnitts — erreicht
werden kann. Zudem erleichtert diese Fahrstreifenge-
staltung die Aufrechterhaltung von Tempo 80 km/h in-
nerhalb der Baustelle als bewéhrte Geschwindigkeit, die
Leistungsféahigkeit und Verkehrssicherheit beriicksichtigt.

Dass Baustellen in Schwachlastzeiten eingerichtet und
Tagesbaustellen auf viel befahrenen Streckenabschnit-
ten ebenfalls in verkehrsschwache Zeiten gelegt werden,
dient ebenfalls der Verkehrssicherheit — und selbstver-
standlich auch der Sicherheit der daran beteiligten Stra-
Renwarter. In NRW werden derzeit etwa 30 % der stau-
kritischen Tagesbaustellen in der Nacht ausgefiihrt.***
Klar ist aber auch: Nachtarbeit hat ihre Grenzen, wenn
die Gefahr fiir die StraBenwarter oder die Verkehrsteil-

nehmer zu grof3 wird.

Damit die Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer ihr
Verhalten auf die im Verlauf einer Baustelle veréanderten
Bedingungen einstellen kdnnen, ist die Wahrnehmbar-
keit des Baustellenbeginns, die Wahrnehmbarkeit von
Veranderungen der Verkehrsfuihrung und die Wahr-
nehmbarkeit von potenziellen Gefahrenbereichen im
Baustellenbereich (z. B. Behelfsanschlussstellen) von
essentieller Wichtigkeit. Dazu zahlt auch, dass die Fahr-
streifenbreiten und die zulassigen Hochstgeschwindig-
keiten zur Baustelle ,passen”. Von einem einheitlich-
konstanten Geschwindigkeitslimit Uber alle Baustellen-
abschnitte sollte nur dann abgewichen werden, wenn
tatséchlich auch ein deutlicher Wechsel in der baulichen

Gestaltung erfolgt.
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Auffahrunfélle auf das Stauende sind gefahrlich. Grinde
fuir derartige Auffahrunfalle sind Ablenkung und Unauf-
merksamkeit; mitunter spielt auch Midigkeit eine Rolle.
Auch wenn der Anteil der ermiidungsbedingten Unfélle
an der StraBenverkehrsunfallstatistik mit 0,5 % eher

gering ist'®

, SO ist die Dunkelziffer moglicherweise er-
heblich.’® Besonders betroffen konnten Lkw-
Fahrerinnen und -Fahrer sein, die ihre Fahrt bei Midig-
keit nicht einfach unterbrechen kdnnen — nicht zuletzt
auch deshalb nicht, weil die Stellplatzkontingente an
Bundesautobahnen am Limit sind. Die Bekdmpfung der
Unfallursache Mudigkeit bedeutet also auch, sich fiir
eine Erhéhung der Stellplatzanzahl zu engagieren. Ein
optimiertes Management der bestehenden Stellplatze
gehdrt ebenfalls dazu.

Dass bei zu erwartenden Staus, beabsichtigten Sper-
rungen und planmaRigen Umleitungen die Verkehrsteil-
nehmerinnen und -teilnehmer tUber Verzégerungen vor-
ab informiert werden, ist selbstverstandlich. So kénnen
sie langere Fahrzeiten einplanen oder ein alternatives
Verkehrsmittel wahlen. Damit kann ebenfalls zur Ent-
spannung der Verkehrssituation beigetragen werden, da
der verbleibende Verkehr dann — hoffentlich — unfallfreier
ablauft.
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Was wir wollen:

Das Autobahnnetz in NRW muss leistungsfahig
bleiben. Wir werden es dort ausbauen, wo Kapa-
zitatsgrinde es erfordern

Wir verfolgen eine systematische Ertlichtigung
des Briickenbestandes im Zuge hoch belasteter
Autobahnen und Bundesstral3en. Trotz zahlrei-
cher BaumaRRnahmen wollen wir Korridore fir den
Schwerverkehr gewéhrleisten.

Wir unterstiitzen die Initiative der Bundesregie-
rung, das Lkw-Parkstanddefizit an Bundesautob-
ahnen zu verringern und neue Parkplatze fiir Lkw
zu schaffen.

Im Rahmen unserer Méglichkeiten tragen wir
dazu bei, das Management von freien Parkplat-
zen zu optimieren, etwa durch telematische An-
zeigen.
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Infrastruktursicherheitsma-
nagement (Sicherheitsau-
dit)

Situationsanalyse

Bei der Neuplanung von Straen — oder auch nur von
deren Teilabschnitten — gilt es, eine Vielzahl von Aspek-
ten, Interessen und ortlichen Gegebenheiten zu berlck-
sichtigen. In der Vergangenheit war es ublich, Planun-
gen einer allgemeinen Entwurfspriifung, nicht aber einer

autark-unabhangigen Sicherheitspriifung zu unterziehen.

Dies fuhrte mitunter zu Sicherheitsproblemen, die dann
nach Fertigstellung der Baumafnahme mit erh6htem
Aufwand — und gegebenenfalls sogar nach Unféllen mit
Personen- oder Sachschaden — korrigiert werden muss-
ten.

Das Ziel des Sicherheitsaudits liegt darin, Sicherheitsde-
fizite von Neu-, Um- oder AusbaumaRnahmen einer
Stral3e noch in den Planungsphasen zu identifizieren.
Der Vorteil eines Sicherheitsaudits besteht nicht zuletzt
darin, dass es den konkreten Einzelfall auf eventuelle
Gefahrenquellen untersucht und mithilft, diese zu besei-
tigen. Die dazu erforderlichen sogenannten ,Empfehlun-
gen fir das Sicherheitsaudit von Straf3en (ESAS)“ liegen
seit 2002 vor. NRW hat sich darliberhinaus zum Ziel
gesetzt, Gber die nach ESAS geforderten Sicherheitsau-
dits moglichst viele — auch ,kleinere* Planungsmaflnah-

men — zu auditieren.

Im Rahmen eines Sicherheitsaudits erfolgt eine unab-
hangige Priifung aller Planungsunterlagen durch die
Auditorin bzw. den Auditor; im Fokus stehen Vorpla-
nung, Vorentwurf, Ausfiihrungsentwurf und bei der Ver-
kehrsfreigabe auch die fertige StralRe selbst. Potenzielle
Defizite werden in einem Auditbericht fixiert.”” Obgleich
Auditergebnisse formell nur beratenden Charakter ha-
ben, I6st eine Vielzahl der Kritikpunkte tatsachliche An-
derungen in der weiteren Planung aus.

# Eine Analyse von Audits durch die Bundesanstalt fiir StraBenwesen
lasst erkennen, dass Planungsdefizite auf3er- wie innerorts die Quer-
schnittsgestaltung, die Linienfihrung und die Knotenpunkte betreffen.
AuBerorts ist daruber hinaus mitunter auch die Stralenausstattung
defizitar (vgl. Bark, A. et al. (2010). Sicherheitsrelevante Aspekte der
StralRenplanung. Berichte der Bundesanstalt fiir StraRenwesen, Reihe
Verkehrstechnik, Heft V 196. Bergisch Gladbach).

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Hinsichtlich der Auditdurchfiihrung lassen sich zwei
unterschiedliche Verfahrensablaufe ausmachen: Einmal
die gegenseitige Auditierung von Kommunen oder von
StralRenbauamtern (bzw. deren Niederlassungen) mit
Koordinierung durch eine Ubergeordnete Behorde; ein-
mal eine eigenstandige Auditierung in den einzelnen
StralRenbaudmtern bzw. Niederlassungen durch interne
Fachleute. Allein im Landesbetrieb StraBenbau NRW
werden pro Jahr ca. 100 Audits in der Vorplanung, dem
Vorentwurf, dem Ausflihrungsentwurf und vor der Ver-
kehrsfreigabe durchgefiihrt.'®*; rund 90 Auditorinnen und
Auditoren sind dabei aktiv. Hinzu kommt noch eine nicht
unerhebliche Zahl von Auditoren in den Kommunen.

Mit der EU-Richtlinie 2008/96/EG vom 19. November
2008 Uber ein Sicherheitsmanagement fir die StralRen-
verkehrsinfrastruktur ist ein erster Schritt getan, in den
Mitgliedsstaaten der EU flachendeckend die Potenziale
eines Infrastruktursicherheitsmanagement zu erschlie-
Ben. Die Richtlinie enthalt u. a. Vorgaben zum Sicher-
heitsaudit und sieht ihre verpflichtende Anwendung bei
StraRenbauprojekten im transeuropaischen Netz vor.
Deutschland hat in Abstimmung zwischen dem Bund
und den Obersten StralRenbaubehdrden der Lander die
Vorgaben der Richtlinie in nationales Recht umgesetzt
(ARS Nr. 26/2010).
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Handlungsrahmen

Ein in die Jahre gekommenes Straf3enverkehrsnetz
macht verstarkte Anstrengungen auch im Bestand not-
wendig; regelméagige Sicherheitstuiberprifungen des in
Betrieb befindlichen Stralennetzes erscheinen — nicht
zuletzt unter praventiven Gesichtspunkten — notwendig.
Damit ist das sogenannte Bestandsaudit angesprochen.

Dass die Ergebnisse von Sicherheitsaudits mehrfach auf
die immer wieder gleichen, typischen Sicherheitsdefizite
abheben, deutet an, dass es sich hier vermutlich um
Prozessfehler handelt und nicht um Fehler, die aus
mangelndem Wissen oder Kénnen resultieren. Erstge-
nannte Fehlerart kdnnte darauf hinweisen, dass die
zugrundeliegenden Planungs- und Entwurfsrichtlinien
mdglicherweise nicht ausreichend klar strukturiert bzw.
formuliert sind . Eine unter dieser Perspektive vorge-
nommene Weiterentwicklung von Sicherheitsaudits
wirde bedeuten, Riickkopplungsschleifen und/oder -
prozesse einzubauen, so dass Erkenntnisse lber Opti-
mierungsmoglichkeiten der Entwurfsrichtlinien prozess-
haft einflieBen kénnen.

Eine Weiterentwicklung kénnte auch darin liegen the-
menbezogene Audits durchzufiihren, die die Belange
einzelner Verkehrsteilnehmergruppen (Fuf3gangerinnen
und FuRganger, Radfahrerinnen und -fahrer, OPNV-
Nutzer, mobilitatseingeschrankte Personen u. 4.) nicht
allein unter verkehrssicherheitlicher Perspektive be-
leuchten, sondern eine systemische Sichtweise einneh-
men — und die Schnittpunkte zu benachbarten Bereichen
(z. B. Mdglichkeiten zur Verknupfung von Verkehrsmit-
teln, Erreichbarkeitsfragen) berticksichtigen. Das eroff-
nete zugleich die Gelegenheit, eine integrierte Sichtwei-
se einzunehmen — Auditing kdnnte also in ein umfas-
sendes Qualitdtsmanagement des ,Systems Verkehr*
integriert werden.

Da derartige — oder ahnliche — Weiterentwicklungen die
an die Auditoren gestellten Anforderungen weiter erho-
hen, haben deren Aus- und kontinuierliche Fortbildung
auch in Zukunft einen besonderen Stellenwert.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Wir wollen bei allen relevanten Neu-, Aus- und
Umbauprojekten Sicherheitsaudits durchfuihren,
auch abseits des hochrangigen StraRennetzes.

Wir empfehlen den Stadten, Kreisen und Ge-
meinden mit Verkehrsschauen und 6rtlichen Un-
falluntersuchungen kurzfristig die Verkehrssicher-
heit auch bestehender Straf3en zu verbessern.

Mittelfristig halten wir die Durchfiihrung von Si-
cherheitsaudits auch fiir den Bestand fiir erforder-
lich.

Wir wollen die kontinuierliche Aus- und Fortbil-
dung von Sicherheitsauditorinnen und -auditoren
weiter vorantreiben — und dabei auch ungewdhn-
liche Wege gehen, in dem wir ggf. auch eine an
Fehlerinformationssysteme aus der Medizin ange-
lehnte Audit-Fehlerberichtsdatenbank einrichten.
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Unfallhaufungsstellen und
-abschnitte

Situationsanalyse

An sogenannten Unfallhdaufungsstellen passieren be-
sonders viele Verkehrsunfélle desselben Musters — aber
nicht jede Kreuzung, Einmiindung oder Straf3enab-
schnitt, in der bzw. dem es haufig ,kracht®, ist eine Un-
fallhaufungsstelle. Die Bewertung besonders unfalltrach-
tiger StraBenbereiche als Unfallhdufungsstelle geschieht
anhand eines komplexen Kriterienkataloges, in dem der
Zeitraum und die Unfallschwere abgebildet sind. So ist
ein Knotenpunkt oder ein Streckenbereich bis zu einer
Lange von 500 m dann ein Unfallschwerpunkt, wenn

» sich mindestens drei Verkehrsunfélle gleichen Typs
mit Personen- oder schwerwiegendem Sachscha-
den pro Jahr ereignet haben oder

» mindestens drei Verkehrsunfélle mit Getdteten und
Schwerverletzten in drei Jahren passierten oder

» sich mindestens funf Unféalle mit Personenschaden
bei FuRBgangern und Radfahrern in drei Jahren er-
eignet haben.

Fir Autobahnen und autobahnahnliche Strecken gelten
andere Richtwerte; in Knotenpunkten differieren die
zugrunde gelegten Unfallzahlen auBerdem nach der
Verkehrsbelastung.?®

Ortsbezogene Auswertungen von StralRenverkehrsunfal-
len machen Unfallhaufungsstellen im StraBennetz frih-
zeitig erkennbar. Systematische und detaillierte Unfall-
analysen lassen in der Regel Zusammenhange zwi-
schen dem Unfallgeschehen und baulichen sowie ver-
kehrlichen Gegebenheiten des Unfallortes (einschlief3-
lich seiner Umgebung) erkennen. Bei der Haufung
gleichartiger oder besonders schwerer Unfélle auf einem
eingeschrankten, punktuellen Streckenbereich kann von
einem Defizit an der Straf3e selbst als einem unfallbe-
glnstigen Faktor ausgegangen werden. Das Erkennen
und, darauf basierend, das Beseitigen dieses Defizits
fuhrt aufgrund des so gewonnenen Sicherheitsspiel-
raums zumeist zu einer deutlichen Unfallreduktion.

% gemaR des gemeinsamen Runderlasses von Innenministerium und . d.

Ministeriums fir Bauen und Verkehr - II1B 3-75-05/2 - vom 11.
Marz 2008: Aufgaben der Unfallkommission in Nordrhein-Westfalen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Diese Analysen werden von den &rtlichen Unfallkommis-
sionen realisiert, die sich stets aus Vertreterinnen und
Vertretern der Polizei, der StraRenbau- und StraRenver-
kehrsbehdrden zusammensetzen. Sofern es das Unfall-
lagebild erforderlich erscheinen lasst, kdnnen weitere
Fachleute (z. B. aus Stadtplanungsamtern, Verkehrsbe-
trieben, Verbéanden) hinzugezogen werden.

Derzeit agieren in NRW 231 Unfallkommissionen mit
insgesamt rund 800 Mitgliedern.®.

Aus den Analyseergebnissen werden verkehrstechni-
sche und/oder bauliche MalRnahmen zur Verbesserung
der Verkehrssicherheit abgeleitet und den zustandigen
Stellen zur Umsetzung vorgeschlagen bzw. durch die
Unfallkommission festgelegt. Die beteiligten Behdrden
sind an die Beschliisse der Unfallkommission gebunden
und zur zeitnahen Umsetzung der beschlossenen Mal3-
nahmen verpflichtet. In Vorher-Nachher-Vergleichen der
Unfallentwicklung lasst sich ablesen, ob die realisierten
MaRnahmen erfolgreich waren.
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Handlungsrahmen

Den Unfallkommissionen obliegt die Aufgabe, konkrete
Vorschlage zur Beseitigung oder Entscharfung von Un-
fallh&dufungsstellen zu entwickeln. Der Erfolg der von
ihnen gewahlten MalRnahme(n) ist dabei in hohem MaRe
davon abhéngig, ob die Unfallanalysen detailreich und
unter Berlicksichtigung des aktuellen Fachwissens
durchgefuhrt wurden. Hierzu z&hlt nicht allein die Kennt-
nis aktueller Regelwerke und Erlasse, sondern bei-
spielsweise auch das Wissen, wie Wahrnehmungs- und
Informationsverarbeitungsprozesse im Verkehr funktio-
nieren.

Die Mitglieder von Unfallkommissionen bendtigen also
besondere Fachkenntnisse. Daher ist in NRW die Fort-
bildung zur ,Auswertung von Stral3enverkehrsunfal-
len/Aufgaben der Unfallkommission® im Jahr 2013 neu
strukturiert worden. Nach einer Qualitatsprifung im
Dozententeam und intensiver Analyse der Teilnehmer-
rickmeldung werden die Seminare, die fur die Teilnah-
me an Unfallkommissionen qualifizieren, nunmehr weiter
auf die Anforderungen moderner Erwachsenenbildung
zugeschnitten. Die Schulung teilt sich nun in zwei aufei-
nander aufbauende Module: Zu Jahresbeginn werden
die Grundlagen der Unfallkommissionsarbeit vermittelt,
so dass schon frihzeitig eine kompetente Teilnahme an
den Sitzungen der Unfallkommissionen méglich ist. Das
Aufbaumodul ist am Jahresende platziert. In der dazwi-
schen liegenden Zeit begleitet das Dozententeam die
Seminarteilnehmerinnen und -teilnehmer und steht ihnen
fiir Ruckfragen und Beratungen zur Verfligung.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Die Beseitigung von Unfallhaufungsstellen ist
nach wie vor eine unserer Hauptaufgaben.

Spezifische Fachkenntnisse sind Voraussetzung
einer erfolgreichen Unfallkommissionsarbeit. Wir
werden daher die Arbeit der Unfallkommissionen
weiterhin durch die kontinuierliche Ausbildung
ihrer Mitglieder verbessern.

Wir wollen an die Ausbildung der Unfallkommissi-
onsmitglieder auch regelmafige Fortbildungen
anschlief3en. Ein Pilotprojekt der Unfallforschung
der Versicherer (UdV) und dem Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates (DVR) - in das auch nord-
rhein-westfalische Fachleute eingebunden sind —
illustriert, wie eine solche Fortbildung aussehen
kann.

Wir stellen sicher, dass fir alle Mitglieder von
Unfallkommissionen ein einfacher (und kosten-
freier) Zugang zu aktuellen technischen Regel-
werken gewabhrleistet ist.

Wir gewahrleisten, dass die fur die Qualifizierung
der Unfallkommissionen verantwortlichen Dozen-
tinnen und Dozenten umfassend ausgebildet sind.
Dazu stellen wir u. a. einen regelmaRiger Erfah-
rungsaustausch der Dozenten sicher.

Unfallkommissionen, Verkehrsschauen, Sicher-
heitsanalysen und Sicherheitsaudits helfen, den
Verkehrsraum sicherer zu gestalten. Wir wollen
diese Instrumente starken und fortentwickeln.
Themenspezifische Verkehrsschauen sind ein
Beispiel fur eine solche Weiterentwicklung.
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StralRen mit hohem Motor-
radaufkommen

Situationsanalyse

Motorradfahren ist fur viele eine verlockende Fortbewe-
gungsart. Die Grinde dafir sind vielfaltig: Motorradfah-
ren wird mit Unabhangigkeit und Freiheit assoziiert, steht
fur die Beherrschung von Technik und bietet, je nach
individueller Motivation, eine sportliche Herausforderung
oder auch die Gelegenheit, sich entspannt mit Gleichge-
sinnten fortzubewegen und auszutauschen. Inshesonde-
re im landlichen Raum dienen motorisierte Zweiréder
dartiber hinaus auch der Sicherstellung einer preisgiins-
tigen Mobilitat.

Ebenso groRR wie der Reiz ist das Gefahrenpotenzial
dieses Verkehrsmittels: Motorradfahrerinnen und Fahrer
haben keine schitzenden Karosserie mit entsprechen-
der Knautschzone, keinen Sicherheitsgurt, in der Regel
keinen Airbag — und 6fter auch kein ABS. Unfélle von
und mit Motorradern haben daher haufig fatale Folgen.
Hinzu kommt, dass Motorradfahrer deutlich starker mit
der Fahrzeugfiihrung beschaftigt sind als beispielsweise
Autofahrer — da Motorrader bei langsamer Fahrt héchst
instabil sind, bei schneller Fahrt vergleichsweise trage
reagieren und zudem deutlich empfindlicher sind gegen-
Uber Storeinflissen sind, die auf der Strecke, an Kreu-
zungen und Einmiindungen oder am Seitenrand auftau-
chen kénnen (z. B. wechselnde Fahrbahnoberflachen,
fehlende Aufstellmdglichkeiten fiir Linksabbieger, Hin-
dernisse neben der Fahrbahn). Wenn es um die Ver-
kehrssicherheit fir Motorradfahrerinnen und -fahrer geht,
spielt also auch die StraRenverkehrsinfrastruktur eine
zentrale Rolle.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Handlungsrahmen

Nicht zuletzt deshalb hat Nordrhein-Westfalen das (in
2007 veroffentlichte) Merkblatt zur Verbesserung der
Verkehrssicherheit auf Motorradstrecken® als erstes
Bundesland umgehend eingefiihrt. Es gilt in erster Linie
fur unfallaufféllige Bereiche von Motorradstrecken im
Zuge bestehender Landstraf3en; kann aber auch fir
unfallaufféllige Bereiche im Zuge anderer Stral3en an-
gewendet werden. Als Arbeitsunterlage speziell fir die
StraRenverkehrsbehdrden und -bauverwaltung, die
Polizei und fur Verkehrsschau- und Unfallkommissionen
stellt es zahlreiche Mdglichkeiten zur Verbesserung der
Infrastruktursicherheit (nicht nur) auf Motorradstrecken
vor.

So weist das Merkblatt z. B. darauf hin, dass auf der
Strecke die optische Fiihrung durch eine durchgezogene
Mittelmarkierung in Kurven verbessert wird (die im Ein-
zelfall auch doppelt ausgefuhrt werden kann, um die
Distanz zum Gegenverkehr zu erhéhen). Eine vollflachi-
ge Erneuerung der Fahrbahndecke (anstelle einer teil-
weisen oder anstelle von ,Bitumenstreifen*) sowie eine
geschickte Positionierung etwa von Vorankiindigungs-
pfeilen — auBerhalb der Fahrlinie von Motorradfahrern —
beugt Griffigkeitswechseln im Fahrbahnbelag vor. Rt-
telstreifen kdnnen Motorradfahrer taktil vor besonders
unfallaufféalligen Kurven warnen — und setzen unter Um-
sténden zugleich verkehrssichere Geschwindigkeiten
durch.

An Kreuzungen und Einmindungen kdnnen separate
Abbiegespuren die Sicherheit fur Linksabbieger verbes-
sern; durch die Sichtbarmachung auch von verkehrlich
unbedeutenden Einmindungen (Wirtschaftswege, Park-
platze usw.) kann potentiellen Querverkehr angezeigt
werden. Der Einsatz von flexiblen Pollern statt starrer
Verkehrszeichen kann die Schwere von Motorradunfal-
len reduzieren.

2 Forschungsgesellschatft fiir StralRen- und Verkehrswesen (2007).
Merkblatt zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Motorradstre-
cken (MVMot). Kaln.
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Ein mdglichst hindernisarmen Seitenraum kommt im
Merkblatt zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf
Motorradstrecken ein besonderer Schwerpunkt zu. So
pladiert das Merkblatt dafiir, den StralRenseitenraum am
Kurvenauf3enrand zu entschérfen oder flexible Poller
anstelle von harten Aufstellvorrichtungen (Pfosten) zu
nutzen. Unterfahrschutze in Kurven mit hoher Abkom-
menswahrscheinlichkeit schiitzen Zweiradfahrerinnen
und -fahrer davor, unter der Schutzplanke durchzurut-
schen bzw. gegen einen der Stiitzposten zu prallen.
Denkbar ist auch die Ummantelung der Stitzpfosten mit
sogenannten Anpralldampfern — allerdings ist das
Schutzpotenzial dieser Dampfer geringer und sollte auf
die Abschnitte begrenzt werden, die mit niedriger Ge-
schwindigkeit (bis etwa 30 km/h) durchfahren werden.

In Ubereinstimmung mit den im Merkblatt gemachten
Vorschlagen sind auf den nordrhein-westfalischen Mo-
torradstrecken bisher u. a. rund 60 km Unterfahrschutz
und mehr als 15.000 Anpralldampfer verbaut worden. EIf
Ruttelstrecken warnen vor besonders unfallauffélligen
Abschnitten.

Einmal mehr gilt, dass sich verkehrssicherheitliche Ef-
fekte nur dann abbilden lassen werden, wenn auf eine
optimiert-angepasste Infrastruktur nicht mit héheren
Fahrgeschwindigkeiten reagiert wird. Daher sind nach
wie vor VerkehrsiiberwachungsmalRnahmen notwendig;
die gegebenenfalls saisonal oder regional beschrankt
sein kdnnen. Ganz nebenbei kénnte bei solchen Kon-
trollaktionen auch der technische Zustand der Zweirader
(etwa auf Manipulationen, vor allem mit Blick auf die
Larmemission) Uberpriift werden. Begleitende Praventi-
onsveranstaltungen auf Bikertreffs oder ahnlichen infor-
mellen Treffen helfen, fiir die Belange der Motorradsi-
cherheit zu sensibilisieren.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Wir wollen zu einem fehlerverzeihenden Seiten-
raum beitragen.

Dazu zahlt die Abschirmung von Baumen durch
Schutzeinrichtungen, die Anbringung eines Unter-
fahrschutzes in unfallauffalligen Kurven oder das
Aufstellen von Verkehrszeichen aus Kunststoff
(die sprichwdrtlich ,weiche Lésung").

Wir setzen uns dafir ein, dass Fahrbahnerhal-
tungsmafinahmen verstarkt auch unter dem
Blickwinkel der speziellen Erfordernisse von Mo-
torradfahrerinnen und -fahrern durchgefiihrt wer-
den.

Die Kommunen rufen wir dazu auf, Motorradstre-
cken mit dem im Merkblatt aufgezeigten MalR-
nahmenspektrum auf Optimierungspotenziale zu
prifen.

Wir werden das Merkblatt in Richtung einer
MVMot 2.0 fortschreiben, um so weitere Sicher-
heitspotenziale fiir Motorradfahrer zu erschlieen.
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Fehlerverzeihende und
selbsterklarende Strafl3en

Situationsanalyse

Auch wenn beinahe jeder Unfall ganzlich oder zu erheb-
lichen Teilen auf menschliches Versagen zuriickzufih-
ren ist, so lassen sich gleichwohl auch durch die Stra-
Rengestaltung verkehrssicherheitliche Potenziale er-
schliel3en.

In der Vergangenheit sind unfallbelastete Streckenab-
schnitte durch ein Monitoring der Unfallzahlen identifi-
ziert und darauf basierender MaBnahmen entscharft
worden — stets mit dem Ziel, Unfélle moglichst ganzlich
zu vermeiden oder potenzielle Unfallfolgen mdglichst
abzumildern. Durch eine solche stetige Streckentber-
prufung konnten immer mehr Straen(teile) des Bestan-
des in Richtung einer ,fehlerverzeihenden StralRe" wei-
terentwickelt werden. Solche Straf3en (und ihr unmittel-
bares) Umfeld haben Sicherheitsreserven. Sie bieten
Spielrdume, damit nach einem Fahrfehler immer noch
die Fahrzeugkontrolle gegeben ist und schitzen die
Insassen und das Fahrzeug weitgehend vor dem Zu-
sammenprall mit anderen Fahrzeugen oder geféhrlichen
Objekten im StraBenraum. Konkret bedeutet ,fehlerver-
zeihend" z. B., dass das Bankett befestigt ist, so dass
beim Abkommen von der Fahrbahn die zu erwartende
Gegenlenkreaktion nicht im Schleudern oder einer Ge-
genverkehrskollision endet. Selbstverstandlich kann das
Konzept der ,fehlerverzeihenden Straf3e* gleichermal3en
auf auBer6rtliche wie auf innerortliche StraBen ange-
wendet werden.

Bei allen Bemuhungen, soviel Kraftfahrzeugverkehr wie
moglich auf die Schiene oder auf Wasserstralen zu
verlagern, so muss auch kinftig mit hohen Verkehrsbe-
lastungen auf nordrhein-westfalischen StraRen gerech-
net werden — nicht zuletzt aufgrund der Transitfunktion
von NRW. Daruber hinaus stellt der viel zitierte demo-
graphische Wandel die Straf3engestaltung ebenfalls vor
neue Herausforderungen. Zukiinftig wird der Stra3en-
raum — und die Verkehrsraumgestaltung insgesamt —
starker auch nach den Beddrfnissen alterer Verkehrs-
teilnehmerinnen und -teilnehmer gestaltet werden mus-
sen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Damit ist immer mehr eine Stralengestaltung gefragt,
die nicht nur fehlerverzeihend, sondern im Idealfall
selbsterklarend ist. Bei einer ,selbsterklarenden StralRe*
entspricht die StralRengestalt der Erwartung ihrer Nutze-
rinnen und Nutzer. Gefahrenstellen sind als solche er-
kennbar; unangenehme ,Uberraschungen® bleiben aus.
Im Idealfall fuhrt die Straengestalt automatisch zum
gewulnschten Verkehrsverhalten — weil eindeutig er-
kennbar ist, welches (Fahr)Verhalten verlangt wird.
~Selbsterklarende StralRen” benétigen daher auch weni-
ger Verkehrszeichen — ein Grund daftr, dass die Verar-
beitung der konkreten (Verkehrs)Situation einfacher wird
und so auch fiir Personen leichter bewéltigbar ist, deren
Leistungsféahigkeit eingeschrankt ist. Eine ,selbsterkla-
rende StraRe* kommt also nicht nur Alteren zugute,
sondern bspw. auch gestressten Berufspendlern oder
ungeubten Fahranfangern. Dass dieses Konzept vor
allem bei Neubau- oder gréReren UmbaumaflZnahmen
greift, ist selbstverstandlich.

Handlungsrahmen

Profilierte Randmarkierungen, die die Fahrbahngrenzen
auch akustisch spiirbar machen oder Schutzplanken, die
vor Hindernissen am Fahrbahnrand schiitzen, sind Bei-
spiele fur einen fehlerverzeihenden Seitenraum. Separa-
te Aufstellflachen fir Linksabbieger oder eigene Abbie-
gestreifen fir Rechtsabbieger reduzieren Auffahrunfalle
— und verdeutlichen, wie unfallauffallige StraRenbereiche
im Landstralennetz entscharft werden kénnen.

~Selbsterklarende StralRen” beriicksichtigen vor allem
wahrnehmungspsychologische Erkenntnisse: So kdnnen
Aufpflasterungen an Einmiindungen oder Querungshil-
fen potenziellen Querverkehr von Ful3gdngern oder
Radfahrern verdeutlichen; Haltelinien, Verkehrszeichen
oder eine Verengung des Stral3enbildes machen Warte-
pflichten erkennbar. Auf StraRen innerhalb geschlosse-
ner Ortschaften kénnen mit solchen (und weiteren) ge-
stalterischen Elementen auch die Nutzungsanspriiche
der unterschiedlichen Verkehrsteilnehmergruppen ange-
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zeigt werden. Sensible Verkehrsbereiche — Kitas, Schu-
len, Altenheime, aber auch Strafl3en- und Eisenbahntun-
nel oder Bahniibergange — kénnen optisch ,herausgear-
beitet* werden, so dass sich die Verkehrsteilnehmer
rechtzeitig auf die Verkehrssituation einstellen kénnen.
Ebenso kénnen beispielsweise bisher unfallauffallige
Kurven durch Anderungen in der Beschilderung, der
Markierung oder der Seitenraumgestaltung friihzeitig
erkennbar gemacht werden.

Eine selbsterklarende, situationsangepasste Strafl3en-
raumgestaltung kann auch mit Hilfe des Shared-Space-
Konzepts erreicht werden. Es verfolgt die Planungsidee
einer gemeinsamen Nutzung des Raumes als Verkehrs-
und Aufenthaltsraum. Dabei setzt Shared Space nicht
auf restriktive Regeln, sondern auf Kommunikation und
gegenseitige Rucksichtnahme der Verkehrsteilnehmer.
Dort, wo stadtebaulich plausibel und wo vielfaltige Nut-
zungen des Raumes nachgefragt werden, soll das Mi-
schungsprinzip verfolgt werden — das sich allerdings
nicht per se stets auf alle Verkehrsarten beziehen muss.
Shared Space verzichtet auf Lichtsignalanlagen und in
den meisten Fallen auch auf Beschilderung und Markie-
rung — und will so auch die Uberregulierung im StraRen-
raum zuriickdrangen. Letztgenannten ,\Weniger-ist-
mehr“-Gedanken greifen auch SimpIyCity-Konzepte30
auf, die den offentlichen Stadt- und Verkehrsraum von
allen Elementen befreien mdchten, die fur die Mobilitat
der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer
Uberflissig oder kontraproduktiv sind.

Hier wird deutlich, dass eine ,selbsterklarende Stra3e”
die Verzahnung zwischen planerischen, entwurfstechni-
schen und verkehrsregelnden Elementen besonders
bendtigt. Wenn das gelingt, kann sie ihren groRen Vorteil
ausspielen: Die schnelle Riickmeldung der Infrastruktur
auf unerwiinschtes Fahrverhalten macht die Strafl3e nicht
nur selbsterklarend, sondern auch sicher und selbst-
Uberwachend.

%0 vgl. u. a. http://www.simply-city.de.
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Was wir wollen:

Wir setzen uns dafir ein, die Leistungsfahigkeit
des nordrhein-westfalischen Stral3ennetzes zu
erhalten. Unter dem Grundsatz ,Erhalt vor Neu-
bau“ fokussieren wir auf eine Konsolidierung des
StralRennetzes. Umbaumafnahmen sollten
grundsatzlich nach dem Konzept einer ,fehlerver-
zeihenden Straf3e“ erfolgen.

GroRere Neubaumanahmen, die vor allem im
Rahmen von Liickenschliissen angegangen wer-
den, wollen wir nach dem Entwurfsprinzip der
~Selbsterklarenden Straf3e* verwirklichen.

An hoher belasteten AulRerortsstraf3en soll ein
sicheres Uberholen durch den Bau von dritten
Fahrstreifen erleichtert werden (u. a. durch ein
2+1-System).

AuRerdortliche Stral3en wollen wir in Bezug auf
Bankett und Seitenraum Uberprifen und dort, wo
notwendig, optimieren.

Innerorts sollen Fahrbahnverschwenkungen,
Querungshilfen etc. die Geschwindigkeit drosseln
und zugleich anzeigen, dass mehrere Verkehrs-
teilnehmergruppen Nutzungsanspriiche an die
Stral3e haben.

Wir wollen den Abbau des ,Schilderwaldes” und
setzen auf eine systematische Uberpriifung der
Verkehrszeichen im Hinblick auf deren Erforder-
lichkeit.
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Tunnelsicherheit

Situationsanalyse

Mit 55 Tunneln®:, die der Landesbetrieb StraRenbau
Nordrhein-Westfalen derzeit betreut, hat NRW die dritt-
héchste , Tunneldichte* bundesweit vorzuweisen. Finf
weitere Tunnel sind derzeit in Planung, Bau oder unmit-
telbar vor der Fertigstellung. Dennoch ist der Beitrag von
Tunneln an der Lange des Gesamtstral3ennetzes ver-
schwindend gering: In Nordrhein-Westfalen haben Bun-
desautobahnen, Bundes- und Landesstral3en eine Lan-
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ge von insgesamt knapp 20.000 km™" — mit einem Tun-

nelanteil von rund 25 km.**’

Obwohl — oder weil — Fahrten durch Tunnel deshalb
eher selten sind, haben Menschen haufig ein beunruhi-
gendes Gefiihl, wahrend sie durch Tunnel fahren. Tun-
nelunfélle erklaren diese Angst nur unzureichend: Aus
unfallanalytischer Perspektive sind Tunnel unauffallig.
Maoglicherweise ist die diffuse Angst vor Tunneldurch-
fahrten eher darin begriindet, dass Unfalle in einem
Tunnel (insbesondere mit Fahrzeugbrand) weitaus
schwieriger zu beherrschen sind als solche Ereignisse
auf freier Strecke.

Die Richtlinien fur die Ausstattung und den Betrieb von
Tunneln (RABT, 2006) bilden die geltenden Sicherheits-
vorschriften ab. Sie definieren, dass bereits in der Pla-
nungsphase verkehrliche, sicherheitliche, wirtschaftliche
und umweltbezogene Aspekte in einem Gesamtsicher-
heitskonzept zu biindeln sind — und dieses Konzept u. a.
auch Aussagen zur Selbst- und Fremdrettung von Per-
sonen sowie zur Brandbekampfung beinhalten muss.
Die Tunnelsicherheit wahrend des Betriebs fokussiert
vor allem auf die Sicherheit der Tunnelnutzer im Scha-
densfall. Dazu tragt auch bei, dass die Tunnenutzer
wissen, wie sie sich im Stérungs- oder Notfall verhalten
sollen.

Nicht zuletzt deshalb sind bei allen Tunneln diejenigen
Sicherheitseinrichtungen, die in besonderem MalR3e
verhaltensleitend sind (z. B. verbesserte Fluchtweg- und
Notrufkennzeichnung, hervorgehobene Gestaltung der
Notausgéange), nachgeristet worden. Der Einbau schall-
isolierter (,larmdichter") Notrufeinrichtungen erleichtert
die Kommunikation von Leitzentrale und Tunnelnutzern;

31 Als Tunnel gelten Unterfahrungen ab 80 m Léange.
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technische Weiterentwicklungen bei der Video- bzw.
Ubertragungstechnik machen eine breitere

Uberwachung im Tunnel méglich. Sie wird gewéhrleistet
durch eine permanent besetzte Tunnelleitzentrale (mit
den zwei Standorten Duisburg und Hamm), die alle
Tunnel im Verlauf von Autobahnen, Bundes- und Lan-
desstrallen in NRW rund um die Uhr Gberwacht. Beide
Standorte sind bewusst mit technisch-funktional gleichen
Ressourcen ausgestattet (sogenannte Redundanz),
damit vom jeweils anderen Standort die Uberwachung
unmittelbar lbernommen werden kann, falls die Technik
an einem Standort ausfallen sollte.

Der prognostizierte Anstieg der alteren Verkehrsteilneh-
mer stellt auch die Tunnelsicherheit vor neue Herausfor-
derungen: Mdglicherweise fiihren Veranderungen im
Wahrnehmungs-, Orientierungs- und Reaktionsvermo-
gen sowie in der kdrperlichen Leistungsfahigkeit dazu,
dass Altere bei Pannen- oder Brandféllen in Tunneln
anders reagieren.

Handlungsrahmen

Mit der Installation etwa von GroR3flachenruftastern wer-
den Teile der Sicherheitseinrichtung besser erkennbar;
die Anordnung visueller Leiteinrichtungen an Tunnel-
wanden und -boden sorgt fir eine eindeutige(re) visuelle
Fihrung. In Vorwegnahme der Uberarbeitung der RABT,
die flr 2014/2015 vorgesehen ist und auf eine weiterge-
hende Berticksichtigung der Belange mobilitatseinge-
schrankter Personen abzielt, wird bei Bestandsertiichti-
gungen von Tunneln schon heute der Bordstein des
Notgehweges im Fluchttirenbereich auf das Fahrbahn-
niveau abgesenkt. So kann ein barrierefreier Verkehrs-
raum erreicht werden. Bei Tunnel-Neubauten wird mit
der Absenkung des Notgehweg-Bordsteins auf 3 cm
eine barrierearme Zugéanglichkeit geschaffen. Beide —
und zahlreiche weitere — bauliche Eingriffe kommen
nicht nur mobilitdtseingeschréankten Personen entgegen,
sondern erleichtern auch Seniorinnen und Senioren das
Verlassen der Tunnelréhre.
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Gemeinsam mit den Einsatzdiensten (Polizei, Feuer-
wehr, Rettungsdiensten) und der Stral3enbauverwaltung
durchgefiihrte Ubungen von Unfall- und Brandszenarien
Uben das Zusammenspiel der Einsatzkrafte ein — und
kénnen ebenfalls dazu fihren, die Zeit vom Ereignisfall
bis zum Eintreffen der Einsatzkréfte moglichst klein zu
halten.

Wirkungsanalysen der im Tunnel sichtbaren Sicher-
heitseinrichtungen deuten an, dass die durch sie ange-
zeigte ,visuelle Alarmierung“ mitunter nicht ausreichend
ist, um Personen zum Verlassen der Tunnelréhre zu
bewegen. Begleitende Durchsagen erhéhen die Befol-
gung der Anweisungen deutlich, so dass hier die An-
wendung des Zwei-Sinne-Prinzips notwendig er-
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scheint.”™ Dessen Berucksichtigung erschlief3t in vielen

Fallen Vorteile fur alle Tunnelnutzerinnen und -nutzer.

Hohe bauliche wie betriebliche Sicherheitsstandards
machen Tunnel zu den teuersten Anlageteilen im Stra-
RBenverkehr. Zugleich werden Tunnelldsungen immer
haufiger eingefordert — aus Larmschutzgrinden oder
weil Platzverhaltnisse keine andere Losung zulassen
(etwa bei Ortsumgehungen). An die Realisierung neuer
Tunnel sollte daher ein strenger Maf3stab angelegt wer-
den; die Forderungen nach deren immer umfangreiche-
rer technischer Ausstattung sind daher kritisch zu be-
trachten — auch wenn zweifelsohne ein hohes Sicher-
heitsniveau gewahrleistet bleiben muss. Zukinftig wird
es aber auch darum gehen, weitere Sicherheitsgewinne
aus einem stetig optimierten Gesamtsicherheitskonzept
zu erschlieRen.
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Was wir wollen:

Unsere Tunnel — auch die bestehenden — werden
auf die Einhaltung der aktuellen Richtlinien tber-
pruft und gegebenenfalls an die aktuellen Richtli-
nien angepasst. Die Anpassung der Sicherheits-
einrichtungen (beispielsweise Fluchtwegekenn-
zeichnung, Notrufkennzeichnung) hat dabei Prio-
ritat.

Durch vermehrte Notfallibungen (Pannen- und
Brandschutziibungen) wollen wir das Zusammen-
spiel von Polizei, Feuerwehr, Rettungsdiensten
und StraRenbauverwaltung weiter optimieren.
Dazu werden wir gleichermaf3en Notfall-
Simulationen wie auch auf reale Ubungen vor Ort
durchfiihren.

Wir entwickeln einen Tunnel-Simulator, mit dem
die Operatoren in der Tunnelleitzentrale Notfallsi-
tuationen trainieren kdnnen — und lernen, wie sich
Extremsituationen auf ihr Handeln und Entschei-
den auswirken. Die padagogisch-psychologische
Vor- und Nachbereitung der Simulation gehort
untrennbar dazu.

Wir wollen, dass Tunnelnutzer wissen, wie sie
sich in Pannen-, Unfall- und Brandfall im Tunnel
verhalten sollen. Wir setzen uns daher dafiir ein,
in der Fahrausbildung auch das richtige Verhalten
im Tunnel zum Thema zu machen.

Wir setzen uns dafir ein, die Tunnelsicherheit
weiter zu erhéhen. Wir werden beispielsweise
durch permanente Projekt- und Netzwerkarbeit
(u. a. bundes- und europaweiter fachlicher Aus-
tausch, good-practice-Sammlung mit den Nieder-
landen) dazu beitragen, dass diese Sicherheit
auch in Zukunft gewahrleistet ist.
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Falschfahrten

Situationsanalyse

In NRW gibt es zwischen 350 bis max. 450 Falsch-
fahrermeldungen pro Jahr, wobei etwa 30 bis 35 % ihren

109 ynfalle mit

Ursprung an BAB-Anschlussstellen haben.
Geisterfahrern sind selten. Einer bundesweiten Auswer-
tung zufolge kénnen rund 0,05 % aller Unfalle auf Auto-
bahnen auf Falschfahrten zuriickgefiihrt werden kénnen,
bei Unfallen mit Personenschaden sind es 0,2 %. Nach
Hochrechnung der vorliegenden Unféalle durch Falsch-
fahrten ist bundesweit von jéhrlich 75 bis 80 Unfallen auf
Autobahnen auszugehen.** Zum Vergleich: In 2013
ereigneten sich bundesweit mehr als 18.400 Unfélle mit
Personenschaden auf Autobahnen; die ausschlief3lichen
Sachschadensunfélle sind hierin noch nicht enthal-

ten.?®

. Dass ,Geisterfahrer“-Unfalle dennoch haufig eine
hohe (mediale) Aufmerksamkeit erlangen, liegt an den
vergleichsweise schweren Unfallfolgen — etwa jeder

sechste Unfall endet todlich.*™

Falschfahrten werden insbesondere nachts und am
Wochenende gemeldet. Ursache fiir Falschfahrten sind
vor allem bei alteren Fahrerinnen und Fahrern offenbar
Orientierungsprobleme. Bei Jiingeren stehen Falschfahr-

ten vermehrt in Zusammenhang mit Alkohol.**?

% Gerlach, J.; Seipel, S. & Leven, J. (2012). Falschfahrten auf Autobah-
nen. Schlussbericht zum Forschungsprojekt FE 89.231/2009 der Bun-
desanstalt fur StraBenwesen. Wuppertal.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Handlungsrahmen

Wenn das Einfahren in die Ausfahrt(rampe) der Auto-
bahn oder das Wenden auf der Richtungsfahrbahn be-
wusst geschieht, lassen sich Falschfahrten so gut wie
nicht vermeiden — denn hier liegen motivationale Be-
weggrinde (u. a. ,Ruckkehr* zur verpassten BAB-
Ausfahrt, Vermeidung von Stau, Umgehung von (polizei-
lichen Alkohol-) Kontrollen, Mutprobe, Suizid) vor. Diese
Handlungen erfolgen vorsatzlich, sind daher kein ,Irrtum*
und werden von den Handelnden nicht als Fehler ange-

sehen.

Unbewusst durchgefiihrte Falschfahrten, die ihre Ursa-
che in Orientierungsproblemen haben, lassen sich mdg-
licherweise durch eine verbesserte optische Fiihrung
eindammen. Eine in Nordrhein-Westfalen erarbeitete,
auf Anschlussstellen an Autobahnen und autobahnahnli-
chen StrafRen abzielende Checkliste zur Verhinderung
von Falschfahrten Gberprift

» die bauliche Gestaltung der Anschlussstellen (Kno-
tenpunkt der untergeordneten StraRe, Rampenbe-
reich),

» das Vorhandensein und den Standort der standardi-
sierten Beschilderung (StVO-Zeichen 440: Vorweg-
weiser zur Autobahn, StVO-Zeichen 430: Pfeilweg-
weiser, StVO Zeichen 220-20: vorgeschriebene
Vorbeifahrt rechts, StVO-Zeichen 267: Verbot der
Einfahrt, StVO-Zeichen 330.1: Autobahn),

» die Markierungen im Einfahr- und Rampenbereich

sowie

» die sonstige Ausstattung der Anschlussstelle.

Auch die generelle ,Begreifbarkeit” der Anschlussstel-
lengestaltung wird erfasst.

Fir Rastanlagen kann auf eine dhnliche Checkliste

zuriickgegriffen werden.

Eine Uberpriifung von 557 der insgesamt 577 An-
schlussstellen an Autobahnen bzw. an zweibahnigen
BundesstraRen in NRW und an 191 nordrhein-
westfalischen Rastanlagen hat nur in wenigen Fallen
Defizite im unmittelbaren Anschlussbereich erkennen
lassen. Dabei handelte es sich Gberwiegend um ,ver-
schwundene” Beschilderungen und Markierungen, deren
Fehlen auch im Rahmen von Routinekontrollen durch
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den StraBenbetriebsdienst hatte bemerkt werden kén-

nen.

Prinzipielle Defizite bei der (Falschfahrer-) Beschilde-
rung waren ebenfalls die Ausnahme. Hierbei handelte es
sich meist um die Ergdnzung — im Sinne einer beidseiti-
gen Aufstellung — des StVO-Zeichens 267 (Verbot der
Einfahrt) und die Aufbringung von Richtungspfeilen in
den Autobahn-Auffahrtrampen, die auch bei baulicher
Mitteltrennung erfolgen soll.

Aufgrund dieses Status quo besteht derzeit keine Not-
wendigkeit zur Erprobung und zum Einsatz etwaiger
technischer Systeme zur Falschfahrerwarnung.

Was wir wollen:

Wir werden die Anschlussstellen von Autobah-
nen, Rastanlagen und zweibahnigen Bundesstra-
RBen fortlaufend auf Ausstattungsdefizite Gberpri-
fen und gegebenenfalls nachbessern — sofern

nicht bereits geschehen.

Wir halten es fur notwendig, Sicherheitstiberpri-
fungen zur Vermeidung von Falschfahrten in
bestehende regelmaRige Verkehrsschauen, an-
lassbezogene Planungs- und Bestandsaudits,
regelmafRige Kontrollen des Betriebsdienstes etc.
einzugliedern.

Spatestens alle zwei Jahre ist eine Sicherheits-
Uberprufung zur Vermeidung von Falschfahrten
im Rahmen der regelmafig durchzufiihrenden
Verkehrsschauen durchzufuhren.

An die Fahrschulen richten wir den Appell, auch
das Thema Falschfahrten in der Fahrausbildung
zu behandeln.
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FulRwege

Situationsanalyse

Wer zu Fuld unterwegs ist, kennt die Schwachstellen im
FuBwegenetz: Da werden Birgersteige durch Park-
scheinautomaten, Schildermasten oder Werbeaufsteller
im wahrsten Sinne des Wortes zugestellt oder Fahrzeu-
ge sehen den Birgersteig als legitime Parkmdglichkeit
an. Fehlende Querungsstellen oder Ubergange mit (zu)
langen Wartezeiten machen den FuRverkehr unnétig
unsicher; Trampelpfade zeigen an, dass fir eine offen-
bar viel genutzte FuBwegroute eine Verbindung fehlt.

Diese Vernachlassigung des FulRverkehrs ist oft alltéag-
lich — obwohl der FuRverkehrsanteil am Modal Split* in
NRW zwischen 15 und 27 % pendelt — und damit zwei-
starkste Verkehrsart hinter dem motorisierten Individual-

verkehr ist.**?

Die Unfallzahlen fiir das Jahr 2014 illustrieren, dass
FuBRganger rund 10 % der im StralRenverkehr Verletzten
und 22 % der im StraBenverkehr Getéteten stellen™™.
Der Anteil an Getoteten weist auf die hohe durchschnitt-
liche Schwere von FuRgéangerunféllen hin. Vor allem in
innerstadtischem Verkehr sind FuBganger gefahrdet —
schlichtweg deshalb, weil im Ortsgebiet ein wesentlich
héheres FuRgangeraufkommen als auf3erorts vorhanden
ist. Unfallanalysen deuten an, dass infrastrukturelle
Defizite (entwurfstechnische und stralRenbetriebliche
Defizite) haufig als unfallmitverursachend gelten kén-

nen.!®

3 Unter ,Modal Split versteht man die Aufteilung der Verkehrsmittelwahl
auf die unterschiedlichen &ffentlichen und privaten Verkehrsmittel.
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Handlungsrahmen

Eine Steigerung des FuRverkehrsanteils — laut NRW-
Aktionsplan zur Férderung der Nahmobilitat soll der
Anteil des Ful3- und Radverkehrs perspektivisch auf

60 % aller zuriickgelegten Wege erhéht werden *° —
bendtigt zuallererst eine fulBverkehrsfreundliche Infra-
struktur. Dessen Basis ist ein attraktives FuBwegenetz,
das von zentralen FuRBwegeachsen und eigenstéandig
gefiihrten Gehwegen lber straBenbegleitende Blirger-
steige bis hin verkehrsberuhigten Bereichen reicht. Auch
einsehbar-iiberschaubare Wege sowie ein Wegwei-
sungssystem fur den FuB3verkehr sind wichtig — weil
FuBgangerinnen und FuRganger besonders umwegemp-
findlich sind

Eine solche Netzgestaltung kann vor allem dann gelin-
gen, wenn ,neue” Straf3enplanungen a priori von den
Randern her (statt von der Fahrbahn aus) beginnen und
zunachst die Flachenanspriiche des FuBverkehrs (sowie
die des Radverkehrs) geklart werden, bevor die Fla-
chenanspriiche des Kfz-Verkehrs zur Diskussion kom-
men."*’ Im Idealfall wird die Eigenstandigkeit des Fuf3-
verkehrsraums so gesichert, dass unerwiinschte
Fremdnutzungen (z. B. das Gehwegparken) weitestge-
hend unterbleiben. Das NRW-Modellprojekt SimplyCity>*
gibt u. a. Hinweise darauf, welche Vielzahl von Elemen-
ten den fur den FuRverkehr zur Verfligung stehenden
Raum unndtig limitiert.

Eine Verkehrsgestaltung, die auch potentielles Fehlver-
halten von FuRgangern verzeiht, bedeutet etwa, die
Warteflachen an FulRgangeriiberwegen ausreichend zu
dimensionieren und zu markieren — das ist vor allem fur
Kinder und Senioren hilfreich. Um gegen die potenzielle
Unfallursache ,Nicht-Sichtbarkeit* anzugehen, empfiehit
es sich, die Sichtbeziehungen zu evaluieren und gege-
benenfalls bauliche Alternativen zu prifen. Auch die
Prufung der StralRenbeleuchtung kdnnte unter diesen
Gesichtspunkten erfolgen. Definierte Querungsstellen
einerseits und kleinteilige FuBwegenetze vermeiden,
dass StrafRen abseits von Querungsstellen tiberquert
werden mussen.

3 vgl. u. a. http://mww.simply-city.de.
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Vor dem Hintergrund einer weiter alternden Gesellschaft
gilt es, die FuRwegenetze auch unter diesem Blickwinkel
zu optimieren — etwa dadurch, dass Sitzgelegenheiten
geschaffen werden, die Mdglichkeiten fir Pausen eroff-
nen, die Griinphasen an Ampeln ausreichend lang di-
mensioniert sind oder unvermeidbare Einbauten im
FulRwegenetz kontrastreich gestaltet sind.

Ein besonderes Augenmerk der Barrierefreiheit wird
darin liegen, eine ,Rollatortauglichkeit in Form einer
stufenlosen, glatten Oberflachengestalt zu realisieren.
Dabei gilt: Barrierefreiheit ist fiir etwa 10 % der Bevolke-
rung zwingend erforderlich, fur 30 bis 40 % notwendig —
und fir alle Nutzerinnen und Nutzer komfortabel.**®
Unabhéangig davon, welche Ansatze und MaRnahmen
gewahlt werden: Eine ganzheitliche alterssensible Sicht
— die Kinder und Senioren einbezieht — erscheint absolut
notwendig.
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Was wir Wollen

Wir unterstitzen die Kommunen bei der Verbes-
serung der FuRverkehrs-Infrastruktur mit dem
Forderprogramm Nahmobilitat.

Wir wollen fu3gangerfreundliche Signalschaltun-
gen und appellieren an die Kommunen, sichere
Querungsmaoglichkeiten in Form von Ful3génger-
ampeln, Mittelinseln oder Zebrastreifen zu schaf-
fen.

Um Konflikte mit dem FuRBverkehr zu minimieren,
befurworten wir Malinahmen der Verlangsamung
des Kfz-Verkehrs (bspw. gesonderte Ampelpha-
sen fiir abbiegende Fahrzeuge, Vermeidung zi-

giger Ab- und Einbiegerfiihrungen).**®

Mit der Herausgabe von Arbeits- und Entschei-
dungshilfen, z. B. der Broschire ,Fortschritt — ein
Pladoyer fur den FuRverkehr* der AGFS NRW®,
benennen wir die Leitlinien der FuRverkehrsforde-
rung und mochten wir die ortlich zustéandigen
Behorden unterstitzen, Infrastruktureinrichtungen
fur FuBgéanger anzulegen, die den Qualitatsan-
spriichen unterschiedlicher Nutzergruppen — auch
den von mobilitatseingeschrankten Personen —
Rechnung tragen.

Um den FulRverkehr sowie Bewegungs- und
Sportmdglichkeiten in 6ffentlichen Raumen zu
fordern, erarbeiten wir mit der AGFS NRW in
einer ressortiibergreifenden Arbeitsgruppe einen
Handlungsleitfaden fiir kommunale Umsetzer mit
besonderem Augenmerk auf die Quartiersebene.

% AGFS NRW: Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrradfreundlicher
Stadte, Gemeinden und Kreise in NRW.
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Radverkehrsanlagen

Situationsanalyse

NRW ist das Fahrradland Nr. 1 in Deutschland — nicht
zuletzt deshalb, weil in den vergangenen 30 Jahren rund
1,8 Milliarden Euro in den Bau von rund 9.250 Kilometer
Radwegen investiert wurden. Insgesamt steht ein lan-
desweites Radwegenetz von mehr als 14.250 km zur
Verfugung.*?%; 73.000 Schilder*? bilden dessen Riick-
grat. Mit der Einrichtung von Radstationen an Bahnhdéfen
des Schienenverkehrs, der Ausweisung von touristi-
schen Fahrradrouten, dem Engagement der landeswei-
ten ,Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrradfreund-
liche Stadte, Gemeinden und Kreise in NRW e.V.*
(AGFS)® und zahlreicher weiterer Akteure sowie, nicht
zu vergessen, den Anstrengungen im Bereich der Mobili-
tatsbildung ist es gelungen, den Anteil des Radverkehrs
am Verkehrsaufkommen in Nordrhein-Westfalen konti-

nuierlich zu steigern.

Diese Erfolge fiihren allerdings auch dazu, dass die
Radverkehrsinfrastruktur in manchen Stadten bereits bis
an die Grenzen ihrer Leistungsfahigkeit — und mitunter
auch dariiber hinaus — strapaziert ist. Insbesondere im
ohnehin begrenzten Verkehrsraum der Innenstadte
fuhren steigende Radverkehrsanteile zu Problemen, da
die Flachenverteilung stark zugunsten des Kfz-Verkehrs
ausfallt. Plakativ formuliert: Platz ist (dann) die neue

Mangelware.

Das erscheint problematisch, weil die radverkehrlichen
Rahmenbedingungen wie Geschwindigkeit, Praktikabili-
tat, Zeitersparnis usw. fiir das alltagliche Nutzungsver-

halten von erheblicher Bedeutung sind. ?**?3

% AGFS NRW: Arbeitsgemeinschaft fuBganger- und fahrradfreundlicher
Stadte, Gemeinden und Kreise in NRW.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Die Unfallzahlen illustrieren, dass Radfahrerinnen und
Radfahrer 20 % aller im StralRenverkehr Verletzten und
rund 13 % der Getoteten stellen. Radfahrer werden also
haufiger im Verkehr verletzt als FuRganger, verungli-
cken aber weniger haufig todlich als Ful3ganger, da die
Alterszusammensetzung giinstiger — d.h. jiinger — ist.*?*
Unfallanalysen deuten an, dass ahnlich wie beim Ful3-
verkehr einmal mehr infrastrukturelle Defizite als unfall-
mitverursachend gelten kdnnen — z. B. fehlende Sicht-
beziehungen, (zu) schmale Radwege mit ungeeigneten
Oberflachen oder Radien, ungeeignete Querungsstellen.
Als verhaltensbezogenes Defizit bei den Radfahrern ist
besonders das Fahren auf ,falschen® Flachen (z. B. dem
Gehweg), in falscher Richtung, die Nichtbeachtung von
Verkehrsregeln (Fahren gegen die Einbahnstral3e oder
bei Rot) sowie das Fahren unter Alkoholeinflu zu kon-
statieren.*’

Handlungsrahmen

Damit das Radfahren eine ,echte* Alternative bleibt —
oder erst wird —, muss die Radverkehrsinfrastruktur
~Stimmen*. Deren Qualitét steigt, wenn das Netz mdg-
lichst keine Liicken aufweist und dessen Kapazitaten
dort, wo notwendig, auch ,Massenverkehr* erlauben.

Radschnellwege, die Arbeitsplatzschwerpunkte sowie
Stadtzentren mit den Wohngebieten verbinden oder das
Hauptroutennetz einer Stadt an das der Nachbarkom-
mune(n) anschlieRen, sind eine Méglichkeit zur Kapazi-
tatserhdohung des Radverkehrsnetzes. Eine gute Rad-
verkehrsinfrastruktur beinhaltet ferner eine klar erkenn-
bare Radverkehrsfiihrung. Diese sollte Sichtbeziehun-
gen herstellen und nur bedingt vertragliche Verkehrs-
strdome mdglichst separieren. Die Einrichtung von Fahr-
radschleusen (Radfahrerinnen und Radfahrer warten an
der roten Ampel auf einer reservierten Flache in ,Pole-
Position“ vor den Kfz) ist eine solche MaRnahme; eine
durchgehende (und gegebenenfalls durch Einfarbung
sichtbar gemachte) Radverkehrsfiihrung auch tber Zu-
bzw. Einfahrten und Furten hinweg macht das Radver-

3 Ortlepp, J. (0. J.). Radverkehrssicherheit. Probleme und Losungen.
GDV - Unfallforschung der Versicherer. Berlin.
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kehrsnetz auch fur andere Verkehrsteilnehmer wahr-
nehmbar. Ausreichend bemessene Radien bei der Tras-
sierung von Radwegen lassen ebenso wie die Rad-
schnellwege einen beschleunigten Radverkehr zu.

Eine Verbesserung der Infrastruktur des ruhenden Rad-
verkehrs bedeutet etwa, Fahrradabstellanlagen an ,Hot-
Spots* der Fahrradnutzung (Innenstadte, Schulen,
Sport- und Freizeitanlagen, Stadtteilzentren) einzurich-
ten. Falls Fahrradabstellanlagen vermehrt auch an in-
termodalen Umsteigepunkten eingerichtet werden, kann
das Fahrrad seine ,Zubringerfunktion“ ausbauen.

Ungeachtet dessen gilt, dass ein zentrales Element fir
die Sicherheit und Leichtigkeit des Radverkehrs die
professionelle Unterhaltung des Radverkehrsnetzes ist —
wenn die Fahrradnutzung eine Alternative zur Autonut-
zung darstellen soll, miissen beim Unterhalt des Rad-
wegenetzes dhnliche Qualitatsdimensionen angewendet
werden wie bei der Strallenunterhaltung. Das bedeutet
u. a. Schlaglécher zu beseitigen, die sichere Befahrbar-
keit der Wege auch im Winter sicherzustellen (Winter-
dienst) und verdreckte oder beschadigte Wegweisung zu
reinigen bzw. ersetzen.

Dass der Beschilderung des landesweiten Radverkehrs-
netzes — und dem Radverkehrsnetz insgesamt — bereits
eine hohe Aufmerksamkeit zukommt, zeigt sich bspw.
daran, dass Beschadigungen oder fehlende Schilder per
Mail oder via Hotline des Landesbetriebs Stralenbau
NRW zentral erfasst werden. Die fur die Schadensbehe-
bung zusténdige Stelle (Land, Kreis, Gemeinde) wird
dann von dort informiert. Da die Kommunen ihre kom-
munalen Netze ebenfalls tiber diese Hotline monitoren
lassen, entwickelt sie sich immer starker zu einer lan-
deseinheitlichen Servicehotline fir das Radfahren in
NRW.'?® Welche Radrouten zur Verfiigung stehen, lasst
sich — vergleichbar mit géngigen Auto-Routenplanern —
adressgenau mit dem ,Radroutenplaner NRW* berech-
nen, dessen Routenfiihrung Uberwiegend das fiir den
Alltagsverkehr eingerichtete Radroutennetz NRW aus-
weist.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Mit dem Férderprogramm Nahmobilitat unterstiit-
zen wir die Kommunen bei einer weiteren Ver-
besserung der Radverkehrsinfrastruktur, des
Radverkehrsservices und der -kommunikation.

Mit der Férderung von 150 Kilometern Rad-
schnellwegen wollen wir landesseitig zu einer
erheblichen Kapazitatserhéhung des Radver-
kehrsnetzes beitragen.

Wir betrachten bei Straenneu-, Stralenumbau-
und StralRenausbaumafnahmen an Hauptver-
kehrsstraRen die Belange des Radverkehrs als
gleichberechtigt.

Wir fordern die Kommunen auf, ihr Radverkehrs-
netz so weiterzuentwickeln, dass es sich uber das
gesamte Stadtgebiet erstreckt.

Um potenzielle Netzliicken schlie3en zu kdnnen,
fordern wir weiterhin sogenannte Burgerradwege,
die vor Ort unburokratisch realisiert werden kon-

nen.

Um den Radverkehr sowie Bewegungs- und
Sportmdglichkeiten in 6ffentlichen R&umen zu
fordern, erarbeiten wir und die AGFS NRW in
einer ressortubergreifenden Arbeitsgruppe einen
Handlungsleitfaden fiir kommunale Umsetzer mit
besonderem Augenmerk auf Quartiersebene.
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fotolia # 63641364 (Bild austauschen, da kombinierten Linien- und Netzbeeinflussungsanlage unzulassig)

Verkehrssicherheit technisch herstellen

Auch wenn Unfalle in aller Regel durch menschliches
Versagen verursacht werden — Malinahmen zugunsten
von mehr Verkehrssicherheit also immer auch ,am Men-
schen® ansetzen missen — so beruhen Verbesserungen
der Verkehrssicherheit in erheblichem MaRe auch auf
dem Einsatz von Verkehrstelematik sowie auf fahrzeug-
technischen Neuerungen.

Verkehrstelematik stellt technische Lésungen bereit, um
die Verkehrsablaufe mdoglichst sicher und leistungsféhig
zu gestalten, die Umweltbeeintrachtigungen zu reduzie-
ren, die vorhandene Infrastruktur effizienter zu nutzen
und den Verkehr gezielt zu steuern. Eine moderne, auf
Informations- und Kommunikationstechnik basierende
Verkehrsinfrastruktur bildet das Grundgerdist fiir die
LDigitale Stral3e“. Sie stellt den direkten Austausch zwi-
schen Fahrzeugen und der stral3enseitigen Infrastruktur
sicher. Fur die Verkehrssicherheit bedeutet dieses car-2-
x-Kommunikation, dass quasi in Echtzeit vor Staus,
Unféllen und anderen Gefahren gewarnt werden kann.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Dass die Fahrzeugtechnik eine weitere Saule der Ver-
kehrssicherheit bildet, ist unstrittig. Zahlreiche Fortschrit-
te bei der aktiven wie bei der passiven Sicherheit von
Fahrzeugen haben wesentlich dazu beigetragen, Perso-
nen- und Sachschéden bei Unféllen zu vermindern oder
zu vermeiden. Da Ausrustungsvorschriften nur auf euro-
paischer Ebene realisierbar sind, werden wir uns dort
weiterhin dafiir einsetzen, die fahrzeugtechnischen Ent-
wicklungen voranzutreiben. Oberstes Ziel muss es sein,
diejenigen serienreifen oder in der Entwicklung befindli-
chen Systeme, die weitere Sicherheitsgewinne erwarten

lassen, zugig einzufuhren.

Die schrittweise Weiterentwicklung von Fahrerassistenz-
systemen hin zu Funktionen, die automatisiertes Fahren
(teil-, hoch- und vollautomatisch) erméglichen, kann die
Verkehrssicherheit weiter erh6hen — auch wenn noch
erheblicher technologische Entwicklungen und Rechts-
anpassungen notwendig sind, bis autonom fahrende
Fahrzeuge zum Alltag gehéren.
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Verkehrstelematik

Situationsanalyse

Prognosen deuten an, dass auch zukiinftig die Ver-
kehrsnachfrage auf Schiene und Stral3e weiterhin zu-
nehmen wird. Dort, wo die Verkehrsflachen jedoch nicht
entsprechend dieses Wachstums ausgebaut werden
kénnen, muss neben der Substanzerhaltung eine opti-
mierte Nutzung der bestehenden Infrastruktur klare
Prioritdt haben. Es geht also darum, vorhandene Ver-
kehrskapazitaten optimal zu nutzen und den bestehen-
den Verkehr sowohl verkehrssicher als auch effizient
abzuwickeln. Die Verkehrstelematik kann dazu beitra-
gen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Handlungsrahmen

Verkehrstelematiksysteme gehdren — nicht zuletzt auf
den hoch belasteten Autobahnen Nordrhein-Westfalens
— bereits zum Alltag. Netzbeeinflussungsanlagen steu-
ern per Wechselwegweisung den Verkehr auf Autobah-
nen. In NRW unterstiitzen zurzeit mehr als 70 dynami-
sche Wechselverkehrszeichen mit integrierter Stauin-
formation (dWiSta) die Autofahrerinnen und Autofahrer
bei ihrer Routenwahl; bis Ende 2018 soll das Netz der
Verkehrsbeeinflussung auf rund 160 dWiSta-Tafeln
erweitert werden. 20 Streckenbeeinflussungsanlagen
harmonisieren situationsabhangig mit Geschwindigkeits-
beschréankungen oder Uberholverboten den Verkehr
oder warnen vor Stau. Zudem kann — sofern die Strecke
dazu geeignet ist — mit einer temporaren Standstreifen-
freigabe ein weiterer Fahrstreifen geschaffen werden,
um die Kapazitat auf einem Uberlasteten Streckenab-
schnitt zu erhéhen. Beeinflussungsanlagen an Knoten-
punkten kénnen durch Fahrstreifensignalsierungen (de-
ren Sperrung oder Freigabe) ebenfalls in den Verkehrs-
fluss eingreifen. 95 Zuflussanlagen an den nordrhein-
Westfalischen Autobahnanschlussstellen verhindern,
dass Fahrzeugpulks in bereits hoch belastete Autobah-
nen einfahren.

Kommunal betriebene Verkehrstelematiksysteme fokus-
sieren u. a. auf die Strecken- und Netzoptimierung
(,Grune Welle"); Parkleitsysteme reduzieren Parksuch-
verkehre. Park+Ride-Informationssysteme erleichtern
den Umstieg zwischen den Verkehrsmitteln.

Eine elektronische Fahrplanauskunft informiert die Nut-
zerinnen und Nutzer des Offentlichen Verkehrs bereits
vor Fahrtantritt; rechnergestiitzte Betriebsleitsysteme
(noch aktuell?) und dynamische Fahrgastinformations-
systeme, die die tatséchliche Ankunfts- bzw. Abfahrts-
zeiten mit dem Fahrplan abgleichen, informieren in
Echtzeit. Bargeldlose Zahlungssystem und elektroni-
sches Fahrpreismanagement — auch das Elemente von
Verkehrstelematik — werden immer mehr auch unter
dem Aspekt der Kundengewinnung und -bindung einge-
setzt. Die Zusammenfihrung von lokalen und tberregio-
nalen Netzbeeinflussungssystemen — wie z. B. die Vari-
otafeln der Stadt Duisseldorf mit den dWiSta-Tafeln im
Autobahnnetz — kann weitere verkehrliche Ressourcen
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freimachen und die Verkehrssicherheit weiter optimie-
ren.

Fir alle dynamischen Anzeigen gilt, dass sie verstéand-
lich, nachvollziehbar und verlésslich sein missen. Tem-
polimits, die durch die aktuelle Verkehrslage nicht ge-
deckt werden oder Fahrplananzeigen, die durch die
aktuelle Situation am Gleis ad absurdum gefiihrt werden
— solche (und &hnliche) Fehler verzeihen die Nutzerin-
nen und Nutzern der Verkehrstelematik nicht. Dynami-
sche Anzeigen miissen stets dem Anspruch der Aktuali-
tét genligen; die auf den Anzeigen geschalteten Ein-
schrankungen bzw. Hinweise gleichermalen aktuell wie
nachvollziehbar sein.

Die Verknipfung von lokalen, regionalen und Uberregio-
nalen Verkehrstelematik-Systemen wird den nachsten
Entwicklungsschritt einlduten. Eine Voraussetzung dafur
—und zugleich eine entscheidende Herausforderung —
ist, standardisierte Schnittstellen zu gewéahrleisten bzw.
zu definieren, die das weitere Zusammenwachsen der
Systeme ermdglichen. Daruber hinaus ist es zukiinftig
sinnvoll, anhand von Verkehrstelematik das intermodale
und multimodale Verhalten von Verkehrsteilnehmern
weiter zu férdern — und Gber diesen Weg auch fiir mehr
Verkehrssicherheit zu sorgen. Dabei wird es vor allem
darum gehen, Verkehrstelematiksysteme nicht nur in
Verkehrskonzepte, sondern in Mobilitatskonzepte zu
integrieren und die notwendigen organisatorischen Vo-
raussetzungen dafur zu schaffen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Wir starten eine Hightech-Telematik-Offensive zur
weiteren Verbesserung der Verkehrssicherheit
und -lenkung.

Der weitere Ausbau der Telematik-Infrastruktur
auf den Autobahnen (Streckenbeeinflussungsan-
lagen, Stauwarnanlagen, Zuflussregelungen,
Standstreifenfreigaben) ist ebenso Teil dieser
Offensive wie die Zusammenfiihrung von Daten
der stationaren Detektion mit Floating-Car-Daten
und -Meldungen.

Eine Voraussetzung fur assistiertes und (teil-
)autonomes Fahren ist die Kommunikation zwi-
schen Fahrerassistenzsystemen und Infrastruktur.
Im Rahmen seiner Méglichkeiten wird sich Nord-
rhein-Westfalen daher um die Bereitstellung einer
~sensorkompatiblen“ Strassenausstattung (z. B.
hinsichtlich der Fahrbahnmarkierungen) bemd-
hen.
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Fahrzeugtechnik

Situationsanalyse

Die ,verformungssteife” Fahrgastzelle, Gurt und Airbag
sind die ,Klassiker" der sog. passiven Sicherheit. Darun-
ter versteht man diejenigen konstruktiven Bemiihungen,
die helfen, Fahrzeuginsassen im Falle eines Unfalls zu
schitzen oder deren Verletzungsgefahren zu minimie-
ren. Wahrend bisher der Fokus der Schutzwirkung auf
den Fahrzeuginsassen lag, geht es aktuell immer mehr
darum, auch die Unfallfolgen fur dritte Verkehrsteilneh-
mern — FulRganger und Radfahrer — zu begrenzen. Als
aktive Sicherheit bezeichnet man diejenigen Systeme,
die in das Fahrgeschehen eingreifen und so dazu bei-
tragen, einen Unfall zu vermeiden bzw. kritische Fahrzu-
sténde zu entschéarfen. Damit sind Fahrerassistenzsys-
teme (FAS) angesprochen. In kritischen Situationen
warnen diese Systeme, unterstiitzen oder greifen selbst-
tatig ein, um einen Unfall zu vermeiden oder dessen
Folgen zu mildern. Als exemplarisch fiir solche sicher-
heitsfokussierten Fahrerassistenzsysteme kénnen ABS,
ESP oder der Bremsassistent gelten. Der Tempomat
und der Abstandsregeltempomat (der den Abstand zum
vorausfahrenden Fahrzeug als zusatzliche Stellgrof3e
berlicksichtigt - ACC) sind Beispiele fir komfortorientier-

te Fahrerassistenzsysteme.

Dass der Weg zum automatisierten Fahren bereits be-
gonnen wurde, zeigt sich daran, dass teilautomatisierte
Systeme, die in Stop-&-Go-Situationen auf der Autobahn
greifen, bereits marktgéngig sind. Der Schritt zur Hoch-
automatisierung wird voraussichtlich ab dem Jahr 2020
erfolgen — falls die Nutzung von internetbasierten Funk-
tionen im Fahrzeug an FAS mit Hochautomatisierung
gekoppelt wird, durfte deren relevante Marktdurchdrin-

gung gesichert sein.

Uber das einzelne Fahrzeug hinaus erschlief3t eine
-Kommunikation in alle Richtungen” (im Sinne einer
Fahrzeug-Fahrzeug- und einer Fahrzeug-Infrastruktur-
Kommunikation) noch einmal Sicherheitsgewinne — etwa
dadurch, dass die Infrastruktur (per Wechselverkehrs-
zeichen) und das Fahrzeug (via einer Warnung auf dem
Fahrzeugdisplay) parallel friihzeitig vor einer Gefahren-

stelle warnen.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

Handlungsrahmen

Dass die europaische Dimension der Technologieent-
wicklung zugleich EU-weite Losungen fordert, darf nicht
bedeuten, sicherheitstechnische Innovationen ,auf die
lange Bank" zu schieben. Vielmehr gilt es, auf die Aus-
stattung mit denjenigen (passiven wie aktiven) Systemen
zu dréngen, die erkennbare Sicherheitsgewinne realisie-
ren.

Das gilt selbstversténdlich nicht nur fir Pkw. So liel3en
sich Schatzungen der Versicherungswirtschaft zufolge
bei einer konsequenten Ausstattung von Motorradern mit
ABS rund 10 % aller Motorradunfélle mit schweren Per-
sonenschaden vermeidensg; speziell fir Motorréder
entwickelte Assistenzsysteme — etwa ein Querverkehrs-
assistent — kdnnten weitere Unfélle vermeiden. Die auch
fur Zweirader absehbare Fahrzeug-Fahrzeug-sowie
Fahrzeug-Infrastruktur-Kommunikation lasst zukiinftig
eine Verbesserung der Verkehrssicherheitslage erwar-
ten, die weit Uber die Sicherheitswirkung des einzelnen
Zweirads hinausgeht. Fir Lkw gilt, dass deren Ausris-
tung mit einem vorausschauenden Notbremssystem und
einem Spurhalteassistenten seit 2013 bereits Pflicht ist.
Auch mussen neue, schwere Lkw (> 12 t) mit Einrich-
tungen fur indirekte Sicht (Weitwinkelspiegel, Nahbe-
reichsspiegel, Kameraiiberwachung) zur Ausschaltung
des toten Winkels ausgestattet sein. Ein als FAS gestal-
teter Abbiegeassistent wiirde helfen, ,Tote-Winkel-
Unfalle* weiter zu vermeiden — Stadtverkehrsunfalle, bei
denen FuRganger und Radfahrer besonders geféahrdet
sind. Die Unfallforschung der Versicherer geht davon
aus, das mit einem solchen Abbiegeassistenten 4,4 %
aller Lkw-Unfalle vermieden werden kénnten.'?®

Fir immer mehr sicherheitskritische, ermidende oder
schwierige — mithin also potentiell geféhrliche — Situatio-
nen stehen FAS zur Verfiigung. Der technologische
Fortschritt und die Einbindung weiterer Informationsquel-
len (etwa des Mobilfunk) lassen eine bestandige Weiter-
entwicklung in Richtung des hoch- bzw. vollautomatisier-
ten Fahrens erwarten. Gleichwohl bergen Fahrerassis-
tenzsysteme auch Risiken: Kompetenzverluste sind

* Gwehenberger, J. (2006). Vortrag 2: Wirksamkeit von Fahrerassis-
tenzsystemen aus Sicht der Unfallforschung (S. 14-17).. In Deutscher
Verkehrssicherheitsrat e.V. (Hrsg.), Fahrerassistenzsysteme — Innova-
tionen im Dienste der Sicherheit. Dokumentation des 12. DVR-Forum
Sicherheit und Mobilitat am 21.09.2006. Schriftenreihe Verkehrssi-
cherheit, Heft 13. Bonn.
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dann wahrscheinlich, wenn FAS das Erlernen bestimm-
ter Fahrfahigkeiten — etwa das Einschéatzen der Fahr-
zeugabmessungen bei Ein-/Ausparkvorgangen — nicht
mehr notwendig erscheinen lassen. Auch Kompensati-
onseffekte waren zu thematisieren — wenn etwa schnel-
ler gefahren wird, weil FAS zu einem uberhdhten Si-
cherheitsgefuihl beitragen kdnnen oder den Fahrerinnen
und Fahrern die technischen Grenzen des Systems nicht
erkennen. Negative Verhaltenseffekte deuten sich bspw.
auch fur die Langs- und Querfuhrungsassistenz an — die
Konzentration auf Fahrbahn und Verkehr lasst offenbar

nach. *¥

Von solcher Unaufmerksamkeit wéren beispielsweise
Radfahrerinnen und Radfahrer betroffen. Weil sie im
Verkehr besonders gefahrdet sind, muss der Fokus
einer verkehrssicher-technischen Ausstattung auch fir
Fahrrader und Elektrorader gelten. Nicht zuletzt deshalb,
weil deren Potenzial bei der Bewaltigung der Alltagsmo-
bilitdt auch davon abhangig ist, dass sich Fahrrader und
Elektrorader'?® (das sind vor allem Pedelecs*®) problem-
los als Alltagsverkehrsmittel nutzen lassen. Deren Tech-
nik muss daher verkehrssicher, robust und leistungsfa-
hig sein — komplett eingehdillte, wasser- und schmutz-
abweisende Bowdenziige sind hier ebenso zu nennen
wie wartungsarme Fahrradbremsen oder mit Akku- und
Batterielésungen funktionierende Lichtanlagen. Hier ist,
ebenso wie bei Kraftfahrzeugen, auf hohe Zuverlassig-
keit — Giber die gesamte Lebensdauer von Fahr- bzw.
Elektroradern — zu dréangen.

Unabhéangig davon, wie hilfreich Technik und Fahreras-
sistenzsysteme auch immer sind: Letztlich sitzt immer
ein Mensch hinter dem Steuer. Eine gezielte Information
Uiber die Technik des Fahrzeugs sowie ihrer Wirkung
und Grenzen ist ebenso notwendig wie die Aufklarung
Uiber die im Fahrzeug verbauten Assistenzsysteme.
Auch die damit verbundenen psychologischen Prozesse
(Risikokompensation, Zuverlassigkeitsannahmen etc.)
mussen erlautert werden. Schlief3lich durfen noch so
ausgefeilte technische Systeme nicht bedeuten, Mitden-
ken, Vorsicht und Ricksichtnahme als obsolet zu be-
trachten. Technik bedarf der Steuerung durch den Men-
schen — das sollte nach wie vor ein zentrales Thema der
Mobilitatsbildung generell und speziell der Fahrausbil-
dung darstellen.

% pedal Electric Cycle, Fahrrad mit elektrischer Trethilfe. Pedelecs sind
rechtlich dem Fahrrad gleichgestellt.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

Was wir wollen:

Wir begriiRen Fahrzeuginnovationen, die zu einer
nachweislichen Erhdhung der Verkehrssicherheit
fihren. Diese sind vorrangig in die Serienausstat-
tung von Kraftfahrzeugen aufzunehmen.

Wir wollen, dass Systeme der aktiven Sicherheit
prioritér in die Serienausstattung von Zweiradern
aufgenommen werden, egal welcher Leistungs-
klassen.

An die Hersteller von Fahrradern und Elektrora-
dern appellieren wir, diese ebenso langlebig wie
alltagstauglich zu konstruieren. Ein effektiver
Diebstahlschutz — der auch eine abschliel3bare
Halterung fur den Fahrradhelm (,Helmschloss*)
beinhaltet — ist Bestandteil einer solchen Kon-
struktionsweise.

Die Flottenbetreiber sind aufgerufen, die Durch-
dringung ihrer Fahrzeugflotte mit Fahrerassis-
tenzsystemen voranzutreiben.

Parallel zur Einfiihrung neuer Sicherheitstechni-
ken sind auch Nutzen und Grenzen dieser Tech-
niken zu thematisieren. MalRnahmen der Offent-
lichkeitsarbeit kdnnen dafiir ebenso den Rahmen
bilden wie Fahrsicherheitstrainings.

Wir begriien Projekte, die die Wirksamkeit von
Fahrerassistenzsystemen anhand umfanglicher
realer Unfalldaten evaluieren — und so Uberpri-
fen, ob sich die Fahrerassistenzsystemen zuge-
sprochenen Effizienzerwartungen auch im Ver-

kehrsalltag bestatigen.
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Rettungswesen optimieren

Schnelle medizinische Hilfe nach einem Unfall kann
Leben erhalten und weitere gesundheitliche Schaden
abwenden — ein leistungsfahiges Rettungswesen ist die
Voraussetzung dafur.

Dessen Leistungsfahigkeit wird auch dadurch determi-
niert, wie gut die sogenannte Rettungskette funktioniert.
Zu deren Gliedern zahlen Sofortmaf3nahmen am Unfall-
ort, der Notruf, weitere Erste Hilfe, der Rettungsdienst
und die Krankenhausversorgung. Die Wirkkraft des
Gesamtsystems hangt wesentlich davon ab, dass jeder
Bestandteil auf die Leistungsfahigkeit des nachsten
abgestimmt ist und keine Versorgungsliicke entsteht.
Bildlich: Alle Glieder der Rettungskette missen ineinan-
dergreifen. ErschlieRbare Optimierungspotenziale finden
sich u. a. beim Erstkontakt, wenn SofortmaRnahmen am
Unfallort nicht oder nur zdgerlich ergriffen werden.

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)
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Rettungswesen

Situationsanalyse

Unfalluntersuchungen zeigen, dass eine schnelle medi-
zinische Hilfe die Schwere der Unfallfolgen dramatisch
verringert. Fir die verkehrlich héufig stark belasteten
StrafRen Nordrhein-Westfalen gilt, dass bei Staus oder
stockendem Verkehr fir die Fahrzeuge der Einsatzkrafte
(Polizei, Feuerwehr, Rettungsdienste) nicht immer aus-
reichende Rettungsgassen gebildet werden — oder zu-
mindest bei den Autofahrerinnen und -fahrern Verunsi-
cherung besteht, welche Regeln gelten. So verlangert
sich die Zeit bis zur medizinischen Erstversorgung unno-
tig.

Bis die Rettungskrafte am Einsatzort eintreffen, kommt
den lebensrettenden Sofortmaflinahmen durch Ersthelfe-
rinnen und Ersthelfer — unverletzte Unfallbeteiligte, Un-
fallzeugen oder zufallig anwesende Personen — ein
besonderer Stellenwert zu. Eine Umfrage40 macht deut-
lich, dass bei mehr als einem Drittel der Befragten der
letzte Erste Hilfe-Kurs mehr als zehn Jahre zurtickliegt —
den bislang sind Erste Hilfe-Kurse (,SofortmaRnahmen
am Unfallort“) lediglich fur den Erwerb des Fihrer-
scheins Pflicht. Eine gesetzliche Wiederholungsfrist
besteht nicht. Demzufolge ist der Kenntnisstand oft nur
rudimentar. In einer Stresssituation kénnen diese (ohne-
hin véllig ungelibten) Verhaltensablédufe nicht mehr ab-
gerufen werden — mit der Folge, dass lebensrettende
Sofortmalinahmen aus Angst vor Fehlern entweder
unterbleiben oder nicht korrekt angewendet werden. So
wulte knapp die Hélfte der Befragten nicht, was bei
Atemstillstand zu tun ist; nur jeder Flinfte war in der
Lage, die Wiederbelebung korrekt durchzufiihren. Die
Folge ist, dass lebensrettende SofortmalZnahmen bei
weitem nicht so wirken wie sie wirken kénnten. Eine
weitere Optimierung des Rettungswesens bedeutet also
auch, die Kenntnisse potenzieller Ersthelferinnen und
Ersthelfer aufzufrischen — im Idealfall mit regelmaRigen
Auffrischungskursen.

0 Resch, R. (2013).). EuroTest 2013. Umfrage Erste Hilfe-Kenntnisse.
Umfrage von ADAC & Deutsches Rotem Kreuz. Munchen & Berlin.
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Handlungsrahmen

Eine Verkirzung der Eintreffenszeiten der Einsatzkréfte
liee sich dadurch erreichen, dass die Grundregeln zur
Bildung einer Rettungsgasse einmal mehr 6ffentlich-
keitswirksam kommuniziert werden — und sich die Wis-
sensvermittlung dabei nicht allein auf die Bildung einer
Rettungsgasse auf Autobahnen beschrankt. Auch stadti-
sche Konfliktsituationen — etwa an beampelten Kreuzun-
gen, in denen das Raumen des Fahrwegs fiir die Ein-
satzkrafte das Einfahren in die Kreuzung bei Rot bedeu-

tet — sind hier zu thematisieren.

Fir eine weitere Verbesserung der Laienhilfe gilt, dass
zunachst einmal deren Angst, in Notsituationen Fehler
bei der Erstversorgung zu machen, abgebaut werden
muss. Auffrischungskurse helfen, diese Unsicherheit
abzubauen und die erforderlichen Erstmafinahmen am
Unfallort wieder ins Gedéachtnis zu rufen. Da die Auffri-
schungskurse freiwillig sind, sind die Fahrerlaubnisinha-
berinnen und -inhaber durch Offentlichkeitsarbeit zu
motivieren. Allerdings halt nur knapp mehr als ein Drittel
der Autofahrerinnen und Autofahrer (38 %) Fortbildun-
gen im StraRenverkehrsbereich fiir wichtig*; die tat-
sachliche Bereitschaft zu Fortbildungen diirfte noch

129 Nicht zuletzt deshalb sind neue

geringer ausfallen.
Anspracheformen notwendig — gleichermafen bei der
Gestaltung der Offentlichkeitsarbeit wie in der Ausgestal-
tung von ,refreshing-Kursen“. Neben freiwilligen Ange-
boten ware denkbar, Auffrischungskurse auch in die
betriebliche Verkehrssicherheitsarbeit einzubinden. Am
Fahrzeug aufgebrachte Erste-Hilfe-Aufkleber oder auf
dem Smartphone installierte Notfall-Apps kénnten eben-
falls helfen, anzuwendende Handlungsschema zu illust-

rieren.

Daruber hinaus ist weit starker als bisher 6ffentlichkeits-
wirksam zu transportieren, dass diejenigen, die im Rah-
men ihrer Mdglichkeiten helfen, keine juristischen Kon-

sequenzen furchten missen.

Zugleich ist auch darzustellen, dass Behinderungen
durch Schaulustige (,Gaffer”) nicht toleriert werden.
Auch wenn die Einsatzkréfte der Polizei bei Unféllen mit

“ forsa Politik- und Sozialforschung (2014). Das ABC der sicheren
Mobilitat. Eine reprasentative Befragung von Autofahrern. Umfrage im
Rahmen der ,Aktion Schulterblick 2014“ des Deutschen Verkehrssi-
cherheitsrates (DVR).
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anderen Aufgaben gebunden sind als die Personalien
von Gaffern zu notieren, so gilt gleichwohl, dass deren
Verhalten konsequent geahndet werden sollte — allein,
um potenzielle Nachahmer abzuschrecken. Die Verfol-
gung dieser Perspektive bedeutet auch, die gesetzlich
vorgegebene Spannbreite flir mdgliche Bul3geldzahlun-
gen auch tatséchlich auszunutzen.

Dass Fahrten mit Sonderrechten fur die Fahrerinnen und
Fahrer von Einsatzwagen eine Hochstress-Situation
darstellen, wird u. a. daran deutlich, dass bei einer Ein-
satzfahrt (im Vergleich zu einer Fahrt ohne Sonderrech-
te) ein ca. vierfach erhéhtes Risiko fiir einen Verkehrs-
unfall mit todlichem Ausgang besteht."* Allein deshalb
ist es notwendig, Einsatzfahrten zu tiben, bei denen das
sichere Handling des Fahrzeugs, die Beurteilung der
Verkehrssituation und ggf. zusatzlich die Einschatzung
der Gefahrensituation am Einsatzort sowie die Abstim-
mung mit den Kollegen parallel erfolgen muss. Da ,,Blau-
lichtfahrten” nicht im Realverkehr gelibt werden kénnen
— gleichwohl aber Learning by doing als Vorbereitung
unverzichtbar ist —, ist die Aus- und Weiterbildung von
Einsatzfahrern nur in speziellen Fahrsicherheitstrainings
oder mit Hilfe von Fahrsimulatoren gefahrlos moglich.

Da ab 2015 alle Pkw-Neuwagen mit einem eCall-System
ausgerustet sein missen, das im Falle eines Unfalls
automatisch u. a. den Unfallzeitpunkt und den -ort an-
zeigt, wird die zielgenaue Entsendung der Rettungskraf-
te einfacher — und die Bedienschnelligkeit des Rettungs-
dienstes gegebenenfalls weiter erh6ht. Sofern zugleich
noch rettungsrelevante Daten zur Verfligung gestellt
werden kénnen (Insassenanzahl, Fahrzeugtyp etc.) kann
die technische Rettung vorbereitet werden — dadurch
wird die Zeit bis zum Eintreffen zwar nicht verkurzt, aber
die Rettung selbst mdglicherweise schneller. Offen
bleibt, inwieweit das eCall-System, das auch manuell
ausgel6st werden kann, die Anzahl der Fehlalarme
dadurch erhéht, dass es bspw. als Pannenhilfe
zweckentfremdet wird.
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Was wir wollen:

Wir wollen mit dazu beitragen, dass méglichst
zahlreiche Burgerinnen und Burger zur Ausbil-
dung in SofortmaBnahmen am Unfallort sowie in
Erster Hilfe und zur Hilfeleistung am Unfallort
motiviert werden.

Wir begriiBen das Engagement fir freiwillige
Auffrischungskurse.

Um den Einsatzkraften bei dichtem Verkehr ein
schnelleres Vorankommen zur Einsatz- bzw.
Unfallstelle zu ermdéglichen, werden wir die Of-
fentlichkeit fur die sog. Rettungsgasse sensibili-
sieren.

Wir fordern Polizei, Feuerwehren und Hilfeleis-
tungsunternehmen auf, ihre Schulungskonzepte
zur Risikominderung von Einsatzfahrten weiterhin
zu optimieren. Fahrsicherheitstrainings kénnen
einen Bestandteil dieser Konzepte bilden.

Wir setzen uns fiir die notwendige technische
Infrastruktur der Rettungsleitstellen fir die An-
nahme von eCall-Notrufen ein.

Wir wollen, dass die rasche Rdumung von Unfall-
stellen auf hochbelasteten Straf3en Prioritat hat —
auch, um Sekundéarunfélle zu vermeiden. Wir
loten aus, welche Spielraume hierfiir bestehen.
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Wirkungen prifen

Das in vorliegendem Programm definierte Reduktions-
ziel bendtigt — ebenso wie die Umsetzung der Vision
Zero generell — eine regelméRige Erfolgskontrolle. Vor
Ort sind Wirkungsnachweise deshalb erforderlich, weil
Verkehrssicherheitsarbeit und das Management verkehr-
liche Probleme de facto vor Ort passieren.

Wir wollen wissen, ob die dort (und anderswo) gestarte-
ten Aktionen, MaRnahmen und verkehrlichen Interven-
tionen auch die gewiinschten Erfolge zeigen — und mog-
lichst MalRnahmen vermeiden, die keine oder gar gegen-
laufige Effekte bewirken.

82
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Erfolgskontrolle

Situationsanalyse

Kreise, Stadte und Gemeinden betreiben Verkehrssi-
cherheitsarbeit in all ihren Facetten. Haufig werden
dabei dhnliche kommunale Problemlagen, etwa im Be-
reich der Schulwegsicherheit oder des Radverkehrs,
angegangen. Welche MafRnahme dann vor Ort konkret
verfolgt wird, hangt wesentlich von den situativen Gege-
benheiten ab.

Eine gezielte MalRBhahmenauswahl bendtigt jedoch Hin-
weise, welche Aktion in welchen Kontexten unter wel-
chen Voraussetzungen bei welcher Zielgruppe und wel-
cher Zeitdauer wie wirkt. Evaluationen oder einfacher
gestaltete Wirksamkeitsnachweise kénnen hierzu Hin-
weise geben. Dabei gilt, dass bereits ,kleine* Messun-
gen (z. B. die Erfassung von Ausleih- bzw. Gebrauchs-
quoten, Wissens- oder Wahrnehmungstests) grof3e

Wirkungen beweisen kdnnen.

Hinzu kommt der Vorteil, dass die mit Wirkungsnachwei-
sen verkniipfte Dokumentation der (eigenen) Arbeit die
gesamte Verkehrssicherheitsarbeit auf eine breitere
Basis stellt: So wird nicht nur deutlich, welche Vielzahl
von innovativen ldeen, Aktionen, MaRnahmen und Kon-
zepten verfolgt wird, sondern auch, dass haufig bereits

andernorts entwickelte Lésungen bereitstehen, die — ggf.

in adaptierter Form — auch fiir die eigene Arbeit genutzt
werden kénnen.
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Handlungsrahmen

Vor Beginn einer Aktion sollten die Erfolgskriterien bzw.
-mal3e feststehen, denn falsch gesetzte Kriterien ver-
schleiern Erfolge. Dabei ist die Reduktion von Unfallzah-
len ein gebrauchliches Kriterium — allerdings sind hier fiir
Wirkungsnachweise lange Zeitrdume und grof3e Stich-
probenzahlen notwendig. Aufgrund der thematischen
Bandbreite der Verkehrssicherheitsarbeit kénnen sehr
unterschiedliche Wirksamkeitskriterien zum Tragen
kommen — neben eher unfall- bzw. sicherheitsbasierten
Kennziffern (Geschwindigkeitsniveau, Abstandsverhal-
ten, Gurtquoten, Anzahl von Beinahe-Kollisionen usw.)
auch Kriteriumsmafe fur die MaRnahmenreichweite, die
Zielgruppenadaquatheit oder die Angemessenheit der
Organisationsform (Stichworte: Evaluation von Runden
Tischen, Kinderunfallkommissionen, Netzwerken, Ar-
beitskreisen u. &.). Die Mdglichkeiten sind vielfaltig und
stets in Abhangigkeit des Kriteriums zu wahlen — unter
dem Leitmotiv: Was soll bewirkt werden und wie liel3e

sich diese Wirkung beweisen?

Die Fragestellung bestimmt auch die Ausgestaltung der
Wirkungskontrolle: Wirkungen kénnen nur im Vorher-
Nachher-Vergleich nachgewiesen werden. Im Idealfall ist
eine Vergleichsmdglichkeit — eine &hnlich dimensionierte
Stral3e, ein strukturell &hnlicher Stadtteil, eine Perso-
nengruppe in ahnlicher Zusammensetzung — vorhanden.
Indizien kdnnen bereits durch einmalige Quer-
schnittsanalysen gewonnen werden. Prozessevaluatio-
nen bzw. begleitende Evaluationen erlauben Optimie-
rungen wahrend der MaBnahmendurchfiihrung. Hier
geht es darum, die Qualitat von Verfahren und Ablaufen
bei der MaRnahmendurchfiihrung systematisch zu er-
fassen und ggf. zu optimieren.

Als wirksam beurteilte Malinahmen, Projekte und Pro-
gramme kdnnen verstetigt — und als nicht wirksam ein-
geschéatzte MaRnahmen beendet werden.
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Damit auch andere Interessierte von der jeweiligen
MaRnahme Uberhaupt Kenntnis bekommen, muss tber
Evaluationen bzw. Wirksamkeitsnachweise berichtet
werden. Dabei ist eine ,doppelt angelegte* Verdéffentli-
chung der Ergebnisse hilfreich: Eine breit gestreute
Kurzfassung macht auf die Gberpriifte Malinahme auf-
merksam. Die Langfassung richtet sich an Interessierte,
die auch Einzelheiten wissen mdchten, um die Mal3-
nahme ggf. ebenfalls durchzufiihren.**

Was wir wollen:

Wir stellen uns einer Evaluation. Deshalb wird
Uber den Stand der Zielerreichung dieses Ver-
kehrssicherheitsprogramms in flinfjahrigem Ab-
stand — erstmals also in 2020 — berichtet.

Wirksamkeitsnachweise sind ein notwendiger
Baustein einer modernen Verkehrssicherheitsar-
beit.

Wir werden bis zum Jahresende 2016 eine Sy-
nopse von (idealerweise in NRW realisierten)
Verkehrssicherheitsmalinahmen zusammenstel-
len, die sich einem Wirksamkeitsnachweis gestellt
haben.

Kommunale Verkehrssicherheitsaktionen, die sich
einer Wirksamkeitspriifung stellen (wollen), wer-
den wir vorrangig férdern.
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Fur die fachliche Begleitung im Rahmen des Erarbei-

tungsprozesses danken wir

den Mitgliedern des interministeriellen Arbeitskreises
Verkehrssicherheit, bestehend aus:

ADAC Nordrhein e.V. | ADFC NRW | Arbeitsgemein-
schaft fuRgéanger- und fahrradfreundlicher Stadte, Ge-
meinden und Kreise in NRW e.V. | Deutscher Kinder-
schutzbund e.V., Landesverband NRW | Deutsches
Kinderhilfswerk e.V. | Deutsches Kraftfahrzeuggewer-
be, Landesverband NRW e.V. | Hochschule Nieder-
rhein, Fachbereich Wirtschaftsingenieurwissenschaften
| Landesverkehrswacht NRW e.V. | Ministerium fur In-
neres und Kommunales NRW | Ministerium fir Schule
und Weiterbildung NRW | Netzwerk Mobilitatsma-
nagement und Verkehrssicherheit NRW | Stédte- und
Gemeindebund NRW | Unfallkasse NRW | TUV Rhein-
land Group | Verkehrsclub Deutschland, Landesver-
band NRW e.V.

dem Landesbetrieb StralRenbau NRW

den Dezernaten Verkehr der Bezirksregierungen
Arnsberg, Detmold, Dusseldorf, Kéln, Mlnster

dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat e.V. (DVR)

Prof. Dr. J. Gerlach, Lehr- und Forschungsgebiet
StraRenverkehrsplanung und StraBenverkehrstech-
nik an der Universitat Wuppertal

Dr. R. Wiebusch-Wothge, Lehrstuhl fur Verkehrswe-
sen, -planung und -management an der Ruhr-
Universitat Bochum

Prof. Dr. R. Trimpop, Lehrstuhl fir Arbeits-, Betriebs-
und Organisationspsychologie an der Universitat Je-
na

J. Ortlepp, Bereichsleiter der Abteilung StralRe der
Unfallforschung der Versicher (UDV)
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4. Umschlagseite = Riickseite

Ministerium fur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen

Jirgensplatz 1

40219 Dusseldorf

Telefon: +49 (0)211 3843-0
Telefax: +49 (0)211 3843-9110

www.mbwsv.nrw.de

broschueren@mbwsv.nrw.de
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94.163 km StraBenlange der Gemeindestra3en; zit. nach MBWSV
NRW (2013): Mobilitat in Nordrhein-Westfalen. Daten und Fakten
2013. StraRenverkehr — OPNV und Eisenbahn — Binnenschiffsver-
kehr — Luftverkehr (hier S. 28). Dusseldorf.

29.570 km Netzléange der StraRen des Uberdrtlichen Verkehrs; zit.
nach MBWSV NRW (2013): Mobilitat in Nordrhein-Westfalen. Daten
und Fakten 2013. StraRenverkehr — OPNV und Eisenbahn — Bin-
nenschiffsverkehr — Luftverkehr (hier S. 27). Dusseldorf.

Zit. nach IT NRW (2014). Strukturdaten der Unternehmen des
Schienennah- und gewerblichen StraBen-Personenverkehrs in
NRW. Im Internet verfugbar unter
https://www.it.nrw.de/statistik/n/daten/eckdaten/r521strukturdat2009.
htm! [Zugriff v. 20.04.2015]..

Angaben entnommen dem Radverkehrsnetz NRW unter der Rabrik
,Landesweites Radverkehrsnetz“. Im Internet verfligbar unter
http://www.radverkehrsnetz.nrw.de/RVN_rvn01.html [Zugriff v.
20.04.2015].

Nach Daten des MIK, Ref. 414 (2014). Verkehrsunfall- und Verun-
glicktenentwicklung 2010 - 2014. Dusseldorf (Stand: 11.03.2015).
Nach Meldungen von Destatis. Siehe
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilunge
n/2015/02/PD15 065_46241.html [Zugriff v. 31.03.2015]
Européaische Kommission (2015). Wie sicher sind die Straf3en in der
EU? Kommissionsstatistiken zur Straenverkehrssicherheit zeigen
geringfligige Verbesserung fur das Jahr 2014. Pressemitteilung der
Européischen Kommission vom 24.03.2015. Im Internet verfugbar
unter http://europa.eu/rapid/press-release IP-15-4656 de.htm [Zu-
griff v. 31.03.2015].

Von 862 Verkehrstoten in 2004 auf 522 Verkehrstote in 2014. Das
entspricht einem Riickgang um 39,44%. Nach Daten des MIK, Ref.
414 (2014). Verkehrsunfall- und Verungliicktenentwicklung 2004 -
2008 und 2009 - 2013. Disseldorf (Stand: 11.03.2015).

Von 15.873 Schwerverletzten in 2004 auf 13.521 in 2014. Das
entspricht einem Riickgang um 14,81%. Nach Daten des MIK, Ref.
414 (2014). Verkehrsunfall- und Verunglicktenentwicklung 2004 -
2008 und 2009 - 2013. Disseldorf (Stand: 11.03.2015).

Von 69.267 in 2004 auf 63.427 in 2014. Das entspricht einem
Rickgang um 8,43 %. Nach Daten des MIK, Ref. 414 (2014). Ver-
kehrsunfall- und Verunglucktenentwicklung 2004 - 2008 und 2009 -
2013. Dusseldorf (Stand: 11.03.2015)..

77.470 Verungliickte in 365 Tagen = 77.470 Verunglickte in
525.600 Minuten = 1 Verungliickten in 6,784 Minuten.

522 Tote in 365 Tagen = 522 Tote in 525.600 Minuten = 1 Toter in
1008 Minuten = 1 Toter in 16,81 Stunden.

Daten stimmen tberein mit der Verkehrsunfalluhr 2014, die in der
Zeitschrift Streife, Heft 02/03 2015, S. 22 abgedruckt ist.

Vgl. dazu auch Definition des Deutschen Verkehrssicherheitsrates
(DVR): ,Die Nullvisionen [...] ist das Bild einer Zukunft, in der nie-
mand im Stral3enverkehr getotet oder so schwer verletzt wird, dass
er lebenslange Schaden davontragt. Das ist die bis heute glltige
Definition der Strategie Vision Zero.“; zit. nach Deutscher Verkehrs-
sicherheit (2012). Vision Zero. Grundlagen & Strategien. Schriften-
reihe Verkehrssicherheit, Heft Nr. 16, S. 4. Bonn.

Deutscher Verkehrssicherheitsrat (26.10.2010). Verkehrssicherheit
2020 - Eckpunktepapier. Bonn. Vgl. auch Deutscher Verkehrssi-
cherheitsrat (17.06.2013). DVR-Arbeitsprogramm 2014 (Entwurf).
Bonn.

Bundesministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2011).
Verkehrssicherheitsprogramm 2011 (hier S. 3). Berlin.

Das Land Baden-Wirttemberg ,schlie3t sich [..] dem im Verkehrssi-
cherheitsprogramm des Bundes formulierten quantitativen Ziel einer
Reduzierung der Zahl der Verkehrstoten um 40% bis 2020 — ausge-
hend von den Zahlen fiir 2010 — an.” Zit. nach Ministerium fir Ver-
kehr und Infrastruktur Baden-Wrttemberg (2013). Verkehrssicher-
heitskonzept Baden-Wrttemberg (hier S. 9). Stuttgart.

Das Land Thiringen fordert: ,Es miissen neue Ziele gesetzt werden.
Reduzierung der Anzahl der Getdteten im Stral3enverkehr um 40
Prozent von 2011 bis 2020.“ Die BezugsgroRe ist nicht genannt,
durfte aber aufgrund des Erscheinungsdatums des Programms das
Jahr 2010 bedeuten. Zit. nach Thiringer Ministerium fir Bau, Lan-
desentwicklung und Verkehr (2011). Thiringer Verkehrssicherheits-
programm 2020. Denken. Fahren. Ankommen — Mehr Sicherheit auf
Thuringer StraBen (hier S. 11). Erfurt.

Das Land Bayern will ,die Zahl der Verkehrstoten um 30% im Ver-
gleich zum Jahr 2011 auf unter 550 senken®. Zit. nach ; Bayerisches
Staatsministerium des Inneren (2013). Bayerisches Verkehrssicher-
heitsprogramm 2020. ,Bayern mobil — sicher ans Ziel* (hier S. 1). Im
Internet verfigbar unter http://www.sichermobil.bayern.de/ziele/ [Zu-
griff v. 24.01.2014].

Européaische Kommission (20.07.2010). Ein europaischer Raum der
StraRenverkehrssicherheit: Leitlinien fir die Politik im Bereich der
StralRenverkehrssicherheit 2011-2020. Mitteilung der Kommission
an den Rat, das Europaische Parlament, den Europaischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Im
Internet verfligbar unter http://eur-lex.europa.eu/legal-

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

con-
tent/DE/ALL/;jsessionid=THGXT6SWQTvKLyxd4pbwKsVhIG51pYBs
2Gm1SkgPg9pYKOSBXTkv!1013591246?uri=CELEX:52010DC038
9 [Zugriff v. 31.03.2014].

2014: 522 Tote, 13.521 Schwerverletzte; Nach Daten des MIK, Ref.
414 (2014). Verkehrsunfall- und Verungliicktenentwicklung 2004 -
2008 und 2009 - 2013. Dusseldorf (Stand: 11.03.2015).

GDV (2010). 48. Verkehrsgerichtstag in Goslar 2010. Arbeitskreis II:
Neues EU-Verkehrssicherheitsprogramm 2010 bis 2020. Im Internet
verfligbar unter http://www.gdv.de/2010/02/arbeitskreis-ii-neues-eu-
verkehrssicherheitsprogramm-2010-bis-2020/ [Zugriff v.
05.01.2014].

Von 862 Verkehrstoten in 2004 auf 522 Verkehrstote in 2014. Das
entspricht einem Riickgang um 39,44%.

Eigene Berechnungen fiir 2014 nach Daten des MIK, Ref. 414
(2014). Verkehrsunfall- und Verunglicktenentwicklung 2004 - 2008
und 2009 - 2013. Disseldorf (Stand: 11.03.2015). (6.705 x 100.000)
. 2.509.198 = 267,21.

Alle Angaben nach Daten des MIK, Ref. 414 (2014). Verkehrsunfall-
und Verunglicktenentwicklung 2004 — 2008 und 2010 - 2014. Dus-
seldorf (Stand: 11.03.2015).

Von VHZ 1.135 in 2004 auf 915 in 2014; nach eigenen Berechnun-
gen: (13.106 VU der Altersgruppe x 100.000) ./. 1.431.023 EW die-
ser Altersgruppe = 915 VHZ fur 18- bis 24jahrige. Nach Daten des
MIK, Ref. 414 (2015). Verkehrsunfall- und Verungliicktenentwick-
lung 2004 - 2008 und 2010 - 2014. Dusseldorf (Stand: 11.03.2015).
VHZ Gesamtbevdlkerung in 2014: (77.470 VU x 100.000) ./.
17.571.856 = 440,9 .Nach eigenen Berechnungen auf Basis der Da-
ten des Daten des MIK, Ref. 414 (2015). Verkehrsunfall- und Ver-
unglicktenentwicklung 2010 - 2014. Dusseldorf (Stand:
11.03.2015).

Alle Angaben nach Daten des MIK, Ref. 414 (2015). Verkehrsunfall-
und Verunglicktenentwicklung 2004 - 2008 und 2010 - 2014. Dus-
seldorf (Stand: 11.03.2015).

Alle Angaben nach Daten des MIK, Ref. 414 (2014). Verkehrsunfall-
und Verungliicktenentwicklung 2004 — 2008 und 2010 - 2014. Dus-
seldorf (Stand: 11.03.2015).

Ministerium fir Inneres und Kommunales NRW (26.04.2013).
Verkehrsunfallstatistik Nordrhein-Westfalen 2012 (hier S. 21). Dus-
seldorf.

Vgl. dazu auch Ahrens et al. (2010). Sicherheit zuerst — Moglichkei-
ten zur Erhéhung der StralRenverkehrssicherheit in Deutschland.
Sonderdruck der Zeitschrift fur Verkehrssicherheit, hier S. 5.
GemaR einer Bevolkerungsprognose von IT NRW fir die Bevolke-
rungsentwicklung 2011 bis 2030. Im Internet verfigbar unter
http://www.it.nrw.de/statistik/a/daten/eckdaten/r511prog.html [Zugriff
v. 17.02.2014].

Reutter, U. (2010). Wachstum oder Stagnation? Wirkungen und
Konsequenzen des demographischen Wandels auf die Verkehrs-
nachfrage. In Institut fir Landes- und Stadtentwicklungsforschung
(Hrsg.), Demographischer Wandel in Nordrhein-Westfalen. Schrif-
tenreihe ILS-Forschung 1/10, S. 65-74 (hier S. 65). Dortmund.
Flade, A. (2013). Der rastlose Mensch. Konzepte und Erkenntnisse
der Mobilitatspsychologie (hier S. 118). Wiesbaden: Springer.
Reutter, U. (2010). Wachstum oder Stagnation? Wirkungen und
Konsequenzen des demographischen Wandels auf die Verkehrs-
nachfrage. In Institut fir Landes- und Stadtentwicklungsforschung
(Hrsg.), Demographischer Wandel in Nordrhein-Westfalen. Schrif-
tenreihe ILS-Forschung 1/10, S. 65-74 (hier S 67). Dortmund.
BMVBS (2010). Mobilitat in Deutschland 2008. Struktur — Aufkom-
men — Emissionen — Trends. Kurzbericht (her S. 22). Im Internet
verfligbar unter http://www.mobilitaet-in-
deutschland.de/pdf/MiD2008_Kurzbericht_I.pdf [Zugriff
v.17.02.2014].

BMVBS (2010). Mobilitat in Deutschland 2008. Struktur — Aufkom-
men — Emissionen — Trends. Kurzbericht (her S. 12 u. S. 22). Im In-
ternet verfugbar unter http://www.mobilitaet-in-
deutschland.de/pdf/MiD2008_Kurzbericht_I.pdf [Zugriff
v.17.02.2014].

Flade, A. (2013). Der rastlose Mensch. Konzepte und Erkenntnisse
der Mobilitatspsychologie (hier S. 118). Wiesbaden: Springer

Vgl. z.B. Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (2005). Funfter Bericht zur Lage der alteren Generation in
der Bundesrepublik Deutschland. Bericht der Sachverstandigen-
kommission. Berlin. Hier S. 240: ,Angebote zur Mobilitatsférderung
beeinflussen die Lebensqualitét der alteren Menschen in ganz maR-
geblicher Weise. Mobilitét gilt als eine entscheidende Grundvoraus-
setzung fir die Selbststandigkeit und die gesellschaftliche Partizipa-
tion &lterer Menschen und gewahrleistet somit ein flexibles und ei-
genstandiges Leben. MobilitatseinbuBen gehen immer mit einem
Verlust an Lebensqualitat einher.” Im Internet verfigbar unter
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung3/Pdf-
Anlagen/fuenfter-
altenbericht,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf
[Zugriff v. 17.02.2014].

BMVBS (2010). Mobilitat in Deutschland 2008. Struktur — Aufkom-
men — Emissionen — Trends. Kurzbericht (her S. 12 u. S. 22). Im In-

88



35

36

37

38

39

40

41

42

43

45

46

47

48

49

50

51

52
53

54

ternet verfligbar unter http://www.mobilitaet-in-
deutschland.de/pdf/MiD2008_Kurzbericht_|.pdf [Zugriff
v.17.02.2014].

Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (2014).
Verkehrsprognose 2030. Im Internet verflgbar unter
http://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/VerkehrUndMobilitaet/v
erkehrsprognose-2030-praesentation.pdf? blob=publicationFile
[Zugriff v. 10.07.2014].

Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2008).
Umfrage zu klimavertraglicher Mobilitét: Riickenwird fur die klimapo-
litischen Ziele der Bundesregierung. Meinungsumfrage zum Mobili-
tatsverhalten und Klimaschutz. Im Internet verfiigbar unter
http://www.bmvbs.de/cae/servlet/contentblob/29420/publicationFile/
277/klimafreundliche-mobilitaet-bevoelkerungsumfrage-im-mai-
2008.pdf [Zugriff. v. 28.12.2013].

Alle Daten aus BMVBS (2010). Mobilitat in Deutschland 2008.
Struktur — Aufkommen — Emissionen — Trends. Kurzbericht (her S.
22). Im Internet verfugbar unter http://www.mobilitaet-in-
deutschland.de/pdf/MiD2008_Kurzbericht_l.pdf [Zugriff
v.17.02.2014].

Deutsches Institut fir Vertrauen und Sicherheit im Internet (DVSI,
2014). DIVSI U25-Studie: Kinder, Jugendliche und junge Erwachse-
ne in der digitalen Welt. Im Internet verfligbar unter
https://www.divsi.de/publikationen/studien/divsi-u25-studie-kinder-
jugendliche-und-junge-erwachsene-in-der-digitalen-welt/2-zentrale-
befunde-2/ [Zugriff v.14.04.2014].

Kérntner Landesregierung (2006). Verkehrssicherheitsprogramm
Karnten. Heft 2 der Schriftenreihe der Verkehrsplanung in Karnten
(hier S. 2). Klagenfurt, Osterreich.

Vgl. dazu u. a. Brodmerkel, F. (2013). Birger erfolgreich beteiligen.
Im Internet verfigbar unter
http://www.smartcities.at/assets/2013/20130201-ForumBuerger-
erfolgreich-beteiligen.PDF [Zugriff v. 02.03.2014].

Vgl. 3 2 der Satzung der Landesverkehrswacht NRW. Im Internet
verfugbar unter http://www.lvwnrw.de/wir-ueber-
uns/organisationsatzung/ [Zugriff v. 13.03.2014].

zitiert in Anlehnung an die Imagebroschiire des Netzwerks, 0.J., S.4.
Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Stadte, Gemeinden und
Kreise in NRW (2010). Nahmobilitat im Lebensraum Stadt (hier S.
6). Krefeld.

Vgl. http://www.agfs-nrw.de/fachthemen/aktionsplan-
nahmobilitaet.html [Zugriff v.26.03.2015].

BMVBS (2010). Mobilitat in Deutschland 2008. Ergebnisbericht.
Struktur — Aufkommen — Emissionen — Trends (hier S. 117). Bonn
und Berlin. Im Internet Verfugbar unter http://www.mobilitaet-in-
deutschland.de/pdf/MiD2008 Abschlussbericht_I.pdf [Zugriff v.
17.03.2014].

IT NRW (2014). Der Weg zur Arbeit — kurzer Sprung oder lange
Reise? Pendlermobilitat im Jahr 2012. Reihe Statistik kompakt des
Geschaftsbereich Statistik von IT NRW.

Winkelmann, U. (2010). Manche pendeln weit — Berufspendler im
Bundeslandervergleich. Statistisches Monatsheft Baden-
Wirttemberg, 04/2010, 40-43.

Vgl. Trimpop, Rabe & Kalveram (2009). Beruflicher Verkehr und
Verkehr als Beruf. In H.-P. Krager (Hrsg.) Enzyklopédie der Psycho-
logie. Anwendungsfelder der Verkehrspsychologie (Hier S. 163).
Gottingen: Hogrefe.

Trimpop, R. M., Kalveram, A., Oberkétter, R., Engelbrecht, T. &
Kirkcaldy, B. (1999). Organisationaler Wandel durch Coaching: Eva-
luation eines Projektes zur Erhéhung der Verkehrssicherheit, des
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Tierarztpraxen (Forschungsbe-
richt an die Berufsgenossenschaft fir Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege (BGW), Sachgebiet Verkehrssicherheit im TAD). Fried-
rich-Schiller Universitat Jena, Ruhr-Universitat Bochum & Internatio-
nales Institut fir Arbeit, Gesundheit und Verkehr.

Trimpop, R. M. & Kirkcaldy, B. D. (1995). Arbeitsbedingte Teilnahme
am StraRenverkehr. Unfallrisiken und Praventionsmdglichkeiten fur
Arzt- und Zahnarztpraxen. Hamburg: Berufsgenossenschatft fiir Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege.

Ministerium fur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des
Landes NRW (2014). Von Wegen! Nachhaltige Mobilitat in Betrieben
(hier S. 2). Dusseldorf.

Laut einer Pressemeldung von Mobil.Pro.Fit vom 14.03.2013:
Bundesweit einmaliges Pilotprojekt Mobil.Pro.Fit. war erfolgreich. Im
Internet verfugbar unter http://www.mobil-pro-fit.de/ [Zugriff v.
16.03.2014].

In Anlehnung an das Thiringer VSP 20202, S. 23, Absatz 2.

Eine Ubersicht (iber die Befunde gibt z.B. Limbourg, M. (2010).
Kinder unterwegs im StraBenverkehr. Schriftenreihe Pravention in
NRW der Unfallkasse NRW, Heft 12 (hier S. 96 ff.). Dusseldorf.
Kerwien, H. (2010). Sichtbarkeit. In Deutscher Verkehrssicherheits-
rat (Hrsg.), Risiko raus! Fachliche Beitradge zu Themen der Kam-
pagne (hier S. 154). Schriftenreihe Verkehrssicherheit, Heft 14.
Bonn. Im Internet verfligbar unter
http://www.dvr.de/download2/p2042/2042_0.pdf [Zugriff v.
27.03.2014].

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

55

56

57

58

59

60

61

62

63

64

65

66

67

68

69

70

71

72

73

74

Limbourg, M. (2010). Kinder unterwegs im Straf3enverkehr. Schrif-
tenreihe Pravention in NRW der Unfallkasse NRW, Heft 12 (hier S.
97). Dusseldorf.

Flade, A. (2013). Der rastlose Mensch. Konzepte und Erkenntnisse
der Mobilitatspsychologie (hier S. 123). Wiesbaden: Springer.

Flade, A. (2013). Der rastlose Mensch. Konzepte und Erkenntnisse
der Mobilitatspsychologie (hier S. 130). Wiesbaden: Springer.

Vgl. Maier, T. (2014). Gut vernetzt. Kinderunfallkommission. Zeit-
schrift fur Verkehrserziehung, H. 02, 6-7.

Winkler, R., Leven, T.; Leven, J.; Beyen, M. & Gerlach, J. (2013).
Das ,Elterntaxi“ an Grundschulen. ADAC-Fachbroschiire, Art.-Nr.:
2830103. Herausgeber: ADAC e.V., Ressort Verkehr. Miinchen.
vgl. auch http://www.adac.de/infotestrat/adac-im-
einsatz/motorwelt/elterntaxi.aspx [zugriff v.16.04.2014].

DGUV (2015). Statistik Schulerunfallgeschehen 2013 (hier S. 29).
Berlin. Im Internet verfigbar unter
http://www.dguv.de/medien/inhalt/zahlen/documents/schueler/statisti
k_info_2013.pdf [Zugriff v.29.05.15].
https://www.verkehrswacht-medien-

ser-

vice.deffileadmin/vms/images/content/pdf/Statistik/Unfaelle_15 bis
17 jaehrigen 2010.pdf [Zugriff v. 30.03.2015]

Fussl, E. ; Oberlader, M.; Risser, A.; Seisser, O. & Risser, R. (2012).
Jugendliche: Lebensqualitat, Verkehr & Mobilitat. Endbericht zum
FWF Forschungsprojekt P 23194-G17. FACTUM OHG, Verkehrs-
und Sozialanalysen. Wien. Im Internet verfugbar [Zugriff v.
30.03.2015].

Die Einschatzungen sind hier unterschiedlich. Der Ergebnisbericht
der MiD 2008 (S. 70) konstatiert: ,Betrachtet man den steigenden
Fuhrerscheinbesitz aletersgruppenspezifisch, dann ist bei der jinge-
ren Altersgruppe von 18 bis 29 Kajren ein leicht ricklaufiger Trend
festzustellen. Dieser Trend ist fast ausschlieBlich auf den Ruckgang
der Fuhrerscheinquote bei den Mannern dieser Altersgruppe zu-
ruckzufuhren. Die wachsende Fuhrerscheinquote der Frauen in die-
sen Altersgruppen kann diese Ruckgénge nicht vollstandig kompen-
sieren.”

Auch Canzler kommt zu dem Schluss, dass der Fihrerscheinbesitz
der unter 26-Jéhrigen von 90,6 % in 2000 auf 75,5 % in 2008 gefal-
len sei. Siehe Canzler, W. (0.J.). Mobilitat 2 0 und ihre kulturelle Di-
mension. Im Internet verfigbar unter http://www.rsf.uni-
greifswald.de/fileadmin/mediapool/lehrstuehle/rodi/Canzler.pdf [Zu-
griff v. 30.03.2015].

Dagegen argumentiert Diez, W. (in einer Presseinformation des In-
stituts flir Automobilwirtschaft vom 24.02.2012), dass ,Insgesamt
[..]der Fuhrerscheinbesitz in der Altersgruppe zwischen 17 und 24
Jahren von 2005 bis 2010 um mehr als 8 Prozentpunkte auf 65,7
Prozent gestiegen ist.”

Vgl. Pressemeldung ,Drive-in-Doktor an Tankstelle® in AutoBild, Nr.
18 v. 30.04.2014.

Von insgesamt 17.571.865 Einwohnern in NRW sind 3.598.407
Senioren ab Jahren (= 20,47 %). Von 522 Verkehrstoten in NRW in
2013 waren 159 > 65 Jahre (= 30,45 %). Von in NRW insgesamt
76.948 Verletzten waren 9.218 Senioren (= 11,97 %). Nach Daten
des MIK, Ref. 414 (2015). Verkehrsunfall- und Verunglicktenent-
wicklung 2010 - 2014. Disseldorf (Stand: 11.03.2015)

ESCAPE (2003). Traffic enforcement in Europe: Effects, meausres,
needs and future. Ort.

Zit. Nach Ortlepp, J. (0.J.). Radverkehrssicherheit. Probleme und
Lésungen. GDV - Unfallforschung der Versicherer. Berlin (hier
Chart 14). Im Internet verfugbar unter
http://www.adac.de/_mmm/pdf/fv_rad_fahren_ortlepp_radverkehrssi
cherheit_63110.pdf [Zugriff v. 05.04.2015].

Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (2014).
Jahresbericht 2013. Mehr Sicherheit im StraBenverkehr (hier S.
21ff.). Berlin.

Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (2014).
Jahresbericht 2013. Mehr Sicherheit im StraBenverkehr (hier S.
21ff.). Berlin.

Ref. 414 (2015). Verkehrsunfall- und Verungliicktenentwicklung
2010 - 2014. Dusseldorf. Hier Tabelle ,Verkehrsunfalle mit Hauptun-
fallursachen 2010 — 2014. (Stand: 11.03.2015).

Vollrath, M. & Krems, J. (2011). Verkehrspsychologie. Ein Lehrbuch
fur Psychologen, Ingenieure und Informatiker (hier S. 140). Stuttgart:
Kohlhammer.

Ref. 414 (2015). Verkehrsunfall- und Verungliicktenentwicklung
2010 - 2014. Dusseldorf. Hier Tabelle ,Verkehrsunfalle mit Hauptun-
fallursachen 2010 — 2014. (Stand: 11.03.2015).

Bund gegen Alkohol und Drogen im Stral3enverkehr e.V. (B.A.D.S,
2008). Alkohol und Drogen im StralRenverkehr, Hamburg.

Glas, I. (2010). Arzneimittel im StraBenverkehr. Mehr Sicherheit
durch gute Beratung. Pharmazeutische Zeitung online, Ausgabe
45/2010. Im Internet verfugbar unter http://www.pharmazeutische-
zeitung.de/?id=35867 [Zugriff v. 21.04.2014].

Vollrath, M. & Krems, J. (2011). Verkehrspsychologie. Ein Lehrbuch
fur Psychologen, Ingenieure und Informatiker (hier S. 143ff.). Stutt-
gart: Kohlhammer.

89



75

76

77
78

79

80

81

82

83

84

85

86

87

88

89

90

vgl. auch Schlag, B. (0.J.). Regelbefolgung. Hintergrundpapier fur
die GWM Gesellschaft fur Weiterbildung und Medienkonzeption. Im
Internet verfigbar unter vplnol.vkw.tu-
dresden.de/psycho/.../Regelbefolgung%20verbessern.doc [Zugriff
v.21.04.2014].

Allianz Zentrum fur Technik (2011). Ablenkung: unterschétzte
Gefahr. Pressemitteilung der Allianz Deutschland AG vom
06.12.2011. Im Internet verfugbar unter
https://azt.allianz.de/presse/presse_archiv/artikelliste 2011/ablenku
ng.html [Zugriff v. 31.03.2015].

0.V. (2013). Hohes Risiko. Auswertung der ADAC Unfallforscher
nennt Ablenkung als haufige Unfallursache. Ampel Nachrichten, No.
66. Roman Sudhold wg. Original-Studie fragen.

In NRW ereigneten sich 2014 insgesamt 583.259 Unfalle. Jeder
zehnte Unfall davon mit Ablenkung = 58.325 Unfélle.

MIK 2015 - per E-Mail von Hrn. Krause vom 03.06.2015.

vgl. z.B. Universitatsklinikum Munster, Polizei Munster & Unfallfor-
schung der Versicherer (2010). Fahrradunfallstudie Minster. Zu-
sammenfassung. Im Internet verfugbar unter http://www.adfc-
nrw.de/uploads/media/FahrradunfallstudieMuenster2009 Zusamme
nfassung.pdf [Zugriff v. 25.03.2014].

Zit. Nach Ortlepp, J. (0.J.). Radverkehrssicherheit. Probleme und
Losungen. GDV — Unfallforschung der Versicherer. Berlin (hier
Chart 14). Im Internet verfligbar unter
http://www.adac.de/_mmm/pdf/fv_rad_fahren_ortlepp_radverkehrssi

91

92

93

94

95

96

kehrsverbundes Rhein-Sieg GmbH fir das Netzwerk Verkehrssiche-
res Nordrhein-Westfalen.

MBWSV NRW (2013). Mobilitat in NRW. Daten und Fakten 2013
(hier S. 73). Dusseldorf.

Vgl. Seeck, A. (2010). Elektromobilitat. Vorteile fur die Umwelt,
Probleme fir die Verkehrssicherheit? Vortrag im rahmen des DVR-
Presseseminars am 29./30.04.2010 in Kastellau. Im Internet verfiig-
bar unter http://www.dvr.de/download/dvr_ps_2010-04-
29_elektromobilitaet.pdf [Zugriff v. 08.05.2015].

Vgl. Seeck, A. (2010). Elektromobilitat. Vorteile fur die Umwelt,
Probleme fur die Verkehrssicherheit? Vortrag im rahmen des DVR-
Presseseminars am 29./30.04.2010 in Kastellau. Im Internet verfiig-
bar unter http://www.dvr.de/download/dvr_ps_2010-04-
29_elektromobilitaet.pdf [Zugriff v. 08.05.2015].

Vgl. Fiebig, A.; Genuit. K.; Sottek, R. & Marla, P. (2012). Implikatio-
nen bei der Einfllhrung akustischer Warnsignale fiir leise Fahrzeu-
ge. Zeitschrift fir Larmbekampfung, Vol. 7, 88-90.

AustriaTech — Gesellschaft des Bundes fur technologiepolitische
MaRnahmen GmbH (2013). E-Mobilitat fir Kommunen. Elektromobi-
litat als Chance fir die kommunale Entwicklung. Ein Handbuch fiir
Gemeinden (hier S. 39). Wien. Internetquelle einfigen
Bundesverband eMobilitat e.V. (BEM) (0.J.). Elektroautos und
Verkehrssicherheit — Wie sicher sind die Stromfahrzeuge wirklich?
Im Internet verfliigbar unter http://www.bem-ev.de/elektroautos-und-
verkehrssicherheit-%E2%80%93-wie-sicher-sind-die-

cherheit_63110.pdf [Zugriff v. 05.04.2015].
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (2014).
Jahresbericht 2013. Mehr Sicherheit im StraRenverkehr (hier S.
21ff.). Berlin.
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (2014).
Jahresbericht 2013. Mehr Sicherheit im StrafRenverkehr (hier S.
21ff.). Berlin.
Technische Universitat Miinchen & MAN (2013). What Cities Want.
Wie Stadte die Mobilitat der Zukunft planen. Miinchen. Im Internet
verfugbar unter
http://www.corporate.man.eu/man/media/de/content_medien/doc/glo
bal_corporate_website 1/presse_und_medien_1/2013_1/man_wcw
2013.pdf [Zugriff v. 31.07.2014].
UITP(Union Internationale des Transports Publics — Internationaler
Verband fiir Offentliches Verkehrswesen)-Arbeitsgruppe fiir nach-
haltige Entwicklung (0.J.) Dritter Eckpunkt - Die Wirtschaft. Der
OPNV bringt wirtschaftlichen Nutzen. Auszug aus der UITP-
Broschire ,Titel ,Ticket to the future - Three Stops to Sustainable
Mobility.” Im Internet verfigbar unter http://www.railway-
mobility.org/docs/uitpleaflet de.pdf [Zugriff v. 31.07.2014].
Thomas, C. & Schweizer, T. (2003). Zugang zum &ffentlichen
Verkehr: Der Fussverkehr als ,First and Last Mile*. strasse und ver-
kehr, Nr. 10, 16-19. Im Internet verflgbar unter
http://www.fussverkehr.ch/fileadmin/redaktion/publikationen/artikel_0

310 lastmile.pdf [Zugriff v. 30.07.2014].

EPOMM (2014). TEMS - The EPOMM Modal Split Tool. Ausgewahlt
sind alle Stadte in Deutschland, die entsprechende Liste (ohne wei-
tere Einschrankungen) mit den sog. ,Modal Split Details" weist 103
Kommunen auf. Im Internet erreichbar unter
http://www.epomm.eu/tems [Zugriff v. 31.07.2014].

Pfaffenbichler, P.; Unterpertinger, F.; Lecher, H.; Simader, G. &
Bannert, M. (2011). BikeRisk. Risiken des Radfahrens im Alltag.
Forschungsarbeiten des Osterreichischen Verkehrssicherheitsfonds,
Band 003. Wien (hier S. 9). Im Internet verfigbar unter
https://www.bmvit.gv.at/verkehr/strasse/sicherheit/fonds/vsf/downloa
ds/03_endbericht bikerisk.pdf [Zugriff v. 02.04.2015].

Ortlepp, P. (2011). Neue Herausforderungen durch die zukiinftigen
Entwicklungen im Radverkehr. Vortrag auf dem Nationalen Radver-
kehrskongress am 31.05.2011 in Nirnberg (hier Chart 19).
Brockmann, S. (2011). Verbesserung der Verkehrssicherheit in
Munster. Zwischenevaluation. Pressegesprach in Minster vom
30.06.2011.

nach Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Stédte, Gemeinden
und Kreise in Nordrhein-Westfalen e.V. (2012). Nahmobilitat 2.0
(hier S. 40). Krefeld.

Eine Vorarlberger Studie weist darauf hin, dass durchaus Fahrten
vom Pkw auf das Pedelec verlagert werden; Kannibalisierungseffek-
te zu Lasten des Offentlichen Personennahverkehrs waren kaum
sichtbar; vgl. dazu Komobile (2011). su:b:city Endbericht. Durchge-
fihrt im Auftrag der Osterreichische Forschungsforderungsgesell-
schaft mbH (FFG), Bereich Thematische Programme (hier S. 2).
Wien. Im Internet verfugbar unter
http://www.edoc.difu.de/edoc.php?id=J87HATYO [Zugriff v.
01.05.2014].

Glotz-Richter, M.; Loose, W. & Nobis, C. (2007). Car-Sharing als
Beitrag zur Ldsung von stadtischen Verkehrsproblemen. Internatio-
nales Verkehrswesen, Vol. 59, Heft 7+8/2007, 333-337. Im Internet
verfugbar unter http://www.mocuba.ecolo-
bremen.de/download/int_Verkehrswesen.pdf [Zugriff v.22.04.2015].
Fachgebiet Mobilitat & Verkehr (imove) (2014). Handbuch Carsha-
ring Nordrhein-Westfalen (hier S. 3 ff). Studie im Auftrag des Ver-

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Rickmeldg. AK VS)

97

98

99

101

103

104

105

107

108

110

stromfahrzeuge-wirklich/ [Zugriff v. 08.05.2015].

Text unverandert aus
http://www.mbwsv.nrw.de/verkehr/strasse/Strassenverkehr/Daten_u
nd_Fakten/index.php

StraBen.NRW (2014). Sanierung von Briicken. Pressemeldung vom
26.03.2014. Im Internet verfgbar unter
http://www.strassen.nrw.de/projekte/brueckenertuechtigung.htmil
[Zugriff v. 18.07.2014].

Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V.
(2012). Untersuchung der Verkehrssicherheit in Autobahnbaustel-
len. Reihe Unfallforschung kompakt, hier S. 4. Berlin: Unfallfor-
schung der Versicherer.

Bakaba, J.-E.; Enke, Heine, A.; Lippold, Ch.; Maier, R.; Ortlepp, J.,
Schulz, R. (2012) Untersuchung der Verkehrssicherheit im Bereich
von Baustellen auf Bundesautobahnen. Forschungsbericht VI 04.
Berlin: Unfallforschung der Versicherer.

StralRen.NRW (14.06.2014). Minister Groschek: Autobahnbaustellen
in den nachsten zwei Jahren auf einen Blick im Internet. Pressemel-
dung. Im Internet verfugbar unter
http://www.strassen.nrw.de/service/presse/meldungen/2014/140625
-03.html [Zugriff v. 18.07.2014].

Vgl. Evers, C. & Auerbach, K. (2005). Verhaltensbezogene Ursa-
chen schwerer Lkw-Unfélle. Berichte der Bundesanstalt fur Stra-
Benwesen, Reihe Mensch und Sicherheit, Heft M 174 (hier S. 9).
Bergisch-Gladbach.

Horne & Reyner (1995), zit. in Evers, C. & Auerbach, K. (2005, S.
10) gehen davon aus, dass in 16 % aller Verkehrsunfalle Mudigkeit
als eine Unfallursache zu konstatieren ist; siehe auch Akerstedt, T.
(2000); zit. nach Reinprecht, K.; Muhrer, E. & Vollrath, M. (0.J.). Die
Effekte eines Lichtwarnsystems auf die Reaktionsfahigkeit der Fah-
rer auf plotzliche Ereignisse unter dem besonderen Einfluss des
Fahrzustandes Mudigkeit. Paper des Lehrstuhls fir Ingenieur- und
Verkehrspsychologie der TU Braunschweig. Im Internet verfligbar
unter XXY

StraBen.NRW (0.J.). Sicherheitsaudit fur Straf3en. Im Internet
verfugbar unter http://www.strassen.nrw.de/plan_bau/sas/index.htmi
[Zugriff v. 13.07.2014].

Innenministerium & Ministerium fiir Bauen und Verkehr (2008).
Qualifizierung von Unfallkkommissionen in NRW. Stand und Inhalt.
Vortrag auf dem bundesweiten Erfahrungsaustausch UK 2008 in
Wiesbaden. Im Internet verfugbar unter
udv.de/system/files_force/media/nrw _1_0.pdf?download=1 [Zugriff
v. 15.07.2014].

2.216 km BAB + 4.741 km Bundesstraf3en + 12.844 km Landesstra-
Ben =19.801 km (Stand 01.01.2013). In MBWSV NRW (2013). Mo-
bilitat in NRW. Daten und Fakten 2013 (hier S. 27). Dusseldorf.
MBWSV NRW (2013). Mobilitat in NRW. Daten und Fakten 2013
(hier S. 58). Dusseldorf.

Mayer, G.; Danewitz, D.; GroBmann, S.; Pauli, P.; Buld, S.; Kina-
teder, M.; Gromer, D.; Muhlberger, A.; Gast, P. (2014). Wirkungs-
analyse der vom Tunnelnutzer im StraBentunnel sichtbaren Sicher-
heitseinrichtungen. Schlussbericht zum Forschungsvorhaben FE
15.0513/2011/ERB im Auftrag des Bundesministerium fur Verkehr,
Bau- und Stadtentwicklung (hier S. 59+61). Stuttgart / Wirzburg.
Niederschrift der VIB vom 09./10.04.2014. Falschfahrten auf Bun-
desfernstraRen in Nordrhein-Westfalen (Sachstand der Uberpriifun-
gen in NRW und Beratung der AK Infrastruktur). Az.: Il B3 - 73 —
05/ 8 It. Mail von G. Stiiben.

Statistisches Bundesamt / Destatis (2014). Polizeilich erfasste
Unfalle. StraBenverkehrsunfélle. Im Internet verfligbar unter
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Wirtschaftsbereiche/Trans
portVer-

90



111

112

113

114

115

116

117

118

119

120

121

122

123

124

125

126

127

128

kehr/Verkehrsunfaelle/Tabellen/PolizeilichErfassteUnfaelle.html [Zu-
griff v. 15.07.2014].

Bundesanstalt fir StraRenwesen (2013). Warum Falschfahrten auf
Autobahnen? Pressemeldung Nr.: 02/2013 vom 12.03.2013.
Bundesanstalt fir StraRenwesen (2013). Warum Falschfahrten auf
Autobahnen? Pressemeldung Nr.: 02/2013 vom 12.03.2013.

Daten aus Modal Split-Erhebungen in den Stadten Herten (2013),
Moénchengladbach (2010), Aachen (0.J.), Krefeld (0.J.), Minster
(0.J.), Oberhausen (0.J.), Disseldorf (2008).

Daten fir Herten aus Planersocietat (2013). Stadt Herten: Modal
Split Untersuchung 2013. Dortmund. Im Internet verfligbar unter
http://www.herten-mobil.de/fileadmin/red_dateien/herten/Mobilitaets-
untersuchung_Herten 2013.pdf [Zugriff v. 29.04.2014].

Daten fir die Ubrigen Stadte aus Bezirksregierung Disseldorf
(2013). Datenmosaik 2013. Pendlerverflechtungen im Regierungs-
bezirk Disseldorf und der Planungsregion Dusseldorf. Im Internet
verfugbar unter http://www.brd.nrw.de/regionalrat/sitzun-
gen/2013/53PA TOP_7 Datenmosaik.pdf [Zugriff v.29.04.2014].
Alle Zahlen auf Basis von 2014. Von insgesamt 79.948 Verletzten
sind 7.808 Ful3gangerinnen und FuBganger (= 9,76 %). Von 522
Verkehrstoten in NRW in 2014 waren 115 Fuf3ganger (= 22,03 %).
Nach Daten des MIK, Ref. 414 (2014). Verkehrsunfall- und Verun-
glucktenentwicklung 2014, hier Verungliickte FuBganger und Rad-
fahrer (alle Altersgruppen - nur aktive Verkehrsbeteiligung). Dissel-
dorf, Stand 15.03.2015.

Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (2014).
Jahresbericht 2013. Mehr Sicherheit im StralRenverkehr (hier S.
21ff.). Berlin.

Ministerium fur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des
Landes NRW (2012). Aktionsplan der Landesregierung zur Forde-
rung der Nahmobilitét (hier S. 15). Disseldorf.

Zit. nach Ministerium fur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und
Verkehr des Landes NRW (2012). Aktionsplan der Landesregierung
zur Forderung der Nahmobilitat (hier S. 14). Disseldorf.

Neumann, P. & Reuber, P. (2004), zit. nach Arbeitsgemeinschaft
fahrradfreundliche Stadte, Gemeinden und Kreise in Nordrhein-
Westfalen e.V. (2012). Nahmobilitat 2.0 (hier S. 24). Krefeld.

Vgl. auch Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft
e.V. (2014). Jahresbericht 2013. Mehr Sicherheit im StraBenverkehr
(hier S. 22.). Berlin

MBWSV NRW (2014). Ubersichtskarte FahrRad in NRW. Pressemit-
teilung vom 25.04.2014. Im Internet verfugbar unter
http://www.mbwsv.nrw.de/presse/pressemitteilungen/Archiv_2014/2
014 04 25 Fahrradkarte/index.php [Zugriff v. 25.07.2014].

Vgl. die Angaben des Radverkehrsnetzes NRW unter
http://www.radverkehrsnetz.nrw.de/RVN_rvn01.html [Zugriff v.
25.07.2014].

Vgl. z.B. Preisendorfer, P. (2000). Strukturell-situationale Gegeben-
heiten als Bestimmungsfaktoren der Verkehrsmittelwahl. Soziale
Welt, Vol.51,487-502.

Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club & Ministerium fiir Bauen und
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (0.J.). Richtungsweisend?
Evaluierung des Radverkehrsnetzes Nordrhein-Westfalen. Ab-
schlussbericht. Im Internet verfligbar unter
http://www.radverkehrsnetz.nrw.de/downloads/Evaluation RVN_NR
W.pdf [Zugriff v. 25.07.2014].

Alle Zahlen auf Basis von 2014. Von insgesamt 79.948 Verletzten
sind 16.000 Radfahrerinnen und Radfahrer (= 20,01 %). Von 522
Verkehrstoten in NRW in 2014 waren 68 Radfahrer (= 13,02 %).
Nach Daten des MIK, Ref. 414 (2014). Verkehrsunfall- und Verun-
glicktenentwicklung 2014, hier Verunglickte FuRganger und Rad-
fahrer (alle Altersgruppen - nur aktive Verkehrsbeteiligung). Dissel-
dorf, Stand 15.03.2015..

Vgl. Kaulen, R. (2012). Radverkehrsnetz Nordrhein-Westfalen.
Grundlagen, Realisierung und Mehrwerte des landesweiten Radver-
kehrsnetzes und seine Bedeutung zur Verwirklichung einer nachhal-
tigen selbsterklarenden multimodalen Mobilitat. Dissertation am
Fachbereich Geographie/Geowissenschaften der Universitat Trier
(hier S. 169 ff). Im Internet verfugbar unter http://ubt.opus.hbz-
nrw.de/volltexte/2012/760/pdf/dissertation kaulen.pdf [Zugriff v.
29.07.2014].

Vgl. Internetmeldung der Unfallforschung der Versicherer unter
http://udv.de/de/fahrzeug/lkw/fahrerassistenzsysteme-
lkw/abbiegeassistent-fur-lkw [Zugriff v. 06.05.2015].

Gwehenberger, J.; Daschner, D. & Kubitzki, J. (2008). Chancen und
Risiken mit Fahrerassistenzsystemen Aktuelle Erkenntnisse der AZT
(Allianz Zentrum fur Technik) Unfallforschung. Allianz AZT-
Automotive GmbH. Im Internet verfiigbar unter
http://mediatum.ub.tum.de/doc/1145116/1145116.pdf [Zugriff v.
01.08.2014].

Die Zahl der Fahrréder in Deutschland beléuft sich derzeit auf 71
Millionen; fir das Jahr 2013 gilt, dass der Elektrorad-Anteil am Ge-
samtmarkt auf rund 11 % gestiegen ist und derzeit rund 1,6 Millio-
nen Elektrorader in Deutschland unterwegs sind (nach Angaben des
Zweirad-Industrie-Verbandes (ZIV) e.V.; Pressemitteilung vom
25.03.2014). Fur den Boom der Elektrorader ist das Pedelec ver-
antwortlich, dessen Anteil an den verkauften Elektroradern bei rund

Entwurf 3.0 des VSP NRW 2020 (nach Ruckmeldg. AK VS)

129

130

95 % liegt. Allerdings ist diese Dynamik endlich; denn bei einem
Marktanteil von 15% am Gesamtfahrradmarkt wird eine Marktsatti-
gung (im Jahr 2030) prognostiziert (vgl. Wittowsky, D. (2013). Elekt-
rofahrréder als Baustein fir eine Energie- und Verkehrswende. ILS-
Trends 3/13 des Instituts fiir Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung. Dortmund).

Vgl. dazu etwa die Befunde von Schmidtmann, S. (2007). Auswer-
tung der Haushaltsbefragung Beelitz Projekt ,Demografie und Ver-
kehrssicherheit” der Lenkungsgruppe Umfeld des Verkehrssicher-
heitsforums des Landes Brandenburg. Vortrag vom 18.Januar 2007
im Tiedemannsaal, Beelitz (hier Chart 27).

Hier erklarten 60 bis 80 % der (insgesamt mehr als 750) befragten
Personen keine Teilnahmebereitschaft fur Fortbildungsveranstaltun-
gen im Themenfeld Verkehrssicherheit.

Miiller, D. (2007). Wie hoch sind die statistischen Unfallrisiken bei
Einsatzfahrten mit Sonderrechten im Vergleich zu Transportfahrten.
Institut fir Verkehrsrecht und Verkehrsverhalten (IVV), Bautzen.
vgl. auch Miiller, D. (2006). Einsatzfahrten. Stuttgart.

Vgl. auch Limbourg, M. (1999). Verkehrssichere Gemeinden. Vor-
trag bei der Markischen Sicherheitswoche am 25. Oktober 1999 in
Iserlohn. Im Internet verfligbar unter https://www.uni-
due.de/~gpd402/alt/texte.ml/Gemeinde.html [Zugriff v. 21.04.2014].

91



	Vorberichte_Anschreiben
	TOP 1_Genehmigung der Niederschrift
	TOP 2_Barrierefreiheit
	TOP 3_Mehr Freiraum für Kinder
	TOP 4_Gewerbeflächen ein knappes Gut
	TOP 5_Stärkung von Investitionen in Deutschland
	TOP 5_Anlage_Zusammenfassung
	TOP 6_Verkehrswegefinanzierung
	TOP 7_Breitband
	TOP 7 Anlage  Stellungnahme Breitbanförderung
	TOP 8_Rückforderungsansprüche bei Ortsdurchfahrten
	TOP 9_Verschiedenes
	TOP 9 Anlage VSP 01 Entwurf 3.0 - Vers 01

